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18. Sitzung

Berlin, Donnerstag, den 10. Juli 2025

Beginn: 09:00 Uhr

Präsidentin Julia Klöckner:
Guten Morgen zusammen! Hiermit eröffne ich unsere 

Sitzung.

Interfraktionell wurde vereinbart, die Sammelüber-
sichten 14 bis 22 zu Petitionen auf den Drucksachen 
21/824 bis 21/832 als weiteren Zusatzpunkt bei den Be-
ratungen ohne Aussprache aufzusetzen. Sind Sie damit 
einverstanden? – Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist 
das so beschlossen. 

Wir setzen die Haushaltsberatungen – Tagesordnungs-
punkt 1 – fort: 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Feststellung des Bundeshaushaltsplans 
für das Haushaltsjahr 2025 (Haushalts-
gesetz 2025 – HG 2025) 

Drucksache 21/500
Überweisungsvorschlag:  
Haushaltsausschuss

b) Beratung der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung 

Finanzplan des Bundes 2024 bis 2028

Drucksache 20/12401
Überweisungsvorschlag:  
Haushaltsausschuss

Für die heutige Aussprache haben wir eine Redezeit 
von insgesamt neun Stunden vereinbart.

Wir beginnen mit dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums des Innern, Einzelplan 06. 

Das Wort hat nun für die Bundesregierung Herr Bun-
desminister Alexander Dobrindt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Die Migrati-
onswende wirkt. Die Zahlen gehen zurück. Wir senden 
aus Deutschland die richtigen Signale in die Welt. Wir 
machen aus der Migrationswelle eine Migrationswende. 
Das ist die reale Politik in Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Schauen wir doch direkt auf die Zahlen: Die Zahl der 
Erstanträge im Juni dieses Jahres ist unter die Marke von 
7 000 gefallen. Das sind 60 Prozent weniger als im letzten 
Jahr, 70 Prozent weniger als im vorletzten Jahr.

Gestern haben wir auch hier in der Generaldebatte 
gehört: Ja, aber das hat doch vielleicht mit ganz vielen 
Gründen zu tun, die es weltweit gibt. Das alles hat mit 
Deutschland und all den Maßnahmen hier nichts zu tun. – 
Vor allem von rechts außen kommen immer wieder diese 
Argumente.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das ist ja auch 
so!)

Deswegen, meine Damen und Herren, lassen Sie mich 
ganz klar sagen: Die Kombination von nationalen und 
europäischen Maßnahmen ist die Grundlage für die Re-
duzierung der Migrationszahlen. Zurückweisungen an 
der Grenze,

(Zuruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Aussetzen des Familiennachzugs, Abschaffung der 
Turboeinbürgerung, Aufnahme des Wortes „Begren-
zung“ ins Aufenthaltsrecht: Das sind die sichtbaren Zei-
chen, dass sich in Deutschland die Politik geändert hat. 
Der Politikwechsel ist eingeleitet. Und er wirkt, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich rate auch dringend dazu, sich anzuschauen, wie 
sich das in den anderen europäischen Ländern entwickelt.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja, das sieht man gerade!)
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Deutschland ist zum ersten Mal nicht mehr auf Platz eins 
der Zielländer für die illegale Migration in Europa, son-
dern wir sind auf Platz drei.

(Zuruf der Abg. Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Und das ist ein Erfolg der Maßnahmen dieser Bundes-
regierung, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Das ist – ich wiederhole das gerne – ein Erfolg, der im 
September letzten Jahres mit den Zurückweisungen an 
unseren Grenzen begonnen hat. Es war die richtige Ent-
scheidung. Und deswegen gehen wir diesen Weg auch 
ganz konsequent weiter. Wir werden auch heute im Deut-
schen Bundestag weitere Maßnahmen beraten, beispiels-
weise einen Gesetzentwurf zur Bestimmung sicherer 
Herkunftsstaaten durch Rechtsverordnung, damit diese 
Bestimmungen nicht mehr im Bundesrat blockiert wer-
den können, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir werden heute auch etwas rückabwickeln, was die 
Grünen in der letzten Wahlperiode unbedingt erreichen 
wollten: Wir werden den anwaltlichen Pflichtverteidiger 
bei Menschen, die sich bereits in der Abschiebehaft be-
finden, wieder abschaffen, weil wir die Abschiebung 
nicht verhindern wollen, wie Sie das wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Lukas Benner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das hat etwas 
mit Rechtsschutz zu tun! – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das hat der 
Bundestag mit Mehrheit beschlossen! Das hat 
Ihr Koalitionspartner mitbeschlossen! Das hat 
etwas mit Rechtsstaat zu tun!)

Und nein, meine Damen und Herren, es geht dabei 
nicht ausschließlich um nationale Maßnahmen. Nein, es 
geht nicht nur um nationale Maßnahmen, weil die Migra-
tionswende auf europäischer Ebene gelingen muss. Zu 
lange ist Deutschland übrigens als ein Land wahrgenom-
men worden, das nationale Pullfaktoren etabliert und in 
Europa Lösungen blockiert hat. Wir wollen diese Blo-
ckade auflösen. Deutschland liegt in der Mitte Europas. 
Deswegen muss Deutschland auch im Mittelpunkt der 
europäischen Lösungen der Migrationskrise stehen. Das 
ist unsere Aufgabe.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, mein Ziel ist es, dass ich die 
migrationspolitische Isolierung Deutschlands innerhalb 
Europas aufhebe. Ich werde mich deswegen mit den eu-
ropäischen Innenministern in diesem Monat noch zu-
sammensetzen. Ich werde in Abstimmung mit dem Au-
ßenminister dafür sorgen, dass wir die Isolierung 
Deutschlands in Europa aufheben. Deswegen treffe ich 
mich in der kommenden Woche mit Innenministerkolle-
gen aus Frankreich, aus Polen, aus Österreich, aus Tsche-
chien, aus Dänemark und mit der EU-Kommission auf 
der Zugspitze. Ich habe sie eingeladen, um genau das 
deutlich zu machen: Die Bekämpfung von Schleppern, 

von Schleusern, von kriminellen Banden, das Zurück-
drängen der illegalen Migration ist keine Aufgabe, die 
wir in Deutschland allein bewältigen wollen. Die illegale 
Migration zurückzudrängen, ist eine Aufgabe, die wir in 
Europa gemeinsam bewältigen wollen. Es ist ein euro-
päisches Problem, und es ist Zeit, dass Deutschlands 
Platz im Lösungsteam ist und Deutschland nicht mehr 
im Bremserhäuschen sitzt, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir haben eine Reihe von weiteren Aufgaben. Die 
Zeitenwende, wie sie in der vergangenen Wahlperiode 
richtigerweise formuliert worden ist, beschäftigt uns 
nach wie vor. Der Krieg ist zurück in der Mitte Europas. 
Das können wir zurzeit jede Nacht sehen. Deutschland ist 
dabei nicht Kriegspartei, aber Deutschland ist Ziel einer 
hybriden Kriegsführung. Spionage, Sabotage, Desinfor-
mation, Cyberattacken: Sie haben massiv zugenommen. 
Deswegen wollen wir die Zeitenwende, die bisher vor 
allem verteidigungspolitisch formuliert worden ist, jetzt 
auch in der inneren Sicherheit neu formulieren.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, dann mal los! Machen Sie mal 
was!)

Wir erneuern mit diesem Haushalt das Versprechen 
unseres Landes gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern, 
dass es um Sicherheit geht. Deswegen lassen Sie mich 
das auch deutlich sagen: Wir rüsten auf: beim Bevölke-
rungsschutz, beim Zivilschutz. Es geht um Fahrzeuge, 
um Technik, um Warnsysteme, um Digitalfunk. Wir rüs-
ten auf, wenn es um die Sicherheit der Bevölkerung in 
diesem Land geht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Deswegen will ich an der Stelle auch ein ausdrück-
liches Dankeschön an das Finanzministerium sagen, an 
den Finanzminister Lars Klingbeil. Meine Damen und 
Herren, wir werden das in diesem Haushalt auch in den 
Zahlen mehr als deutlich sehen. Wir werden beim THW 
fürs nächste Jahr die Haushaltsmittel um 50 Prozent er-
höhen.

(Zuruf des Abg. Leon Eckert [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Wir werden beim Bundesamt für Bevölkerungsschutz für 
das nächste Jahr die Haushaltsmittel verdreifachen. Das 
sind die sichtbaren Zeichen dafür, dass die Zeitenwende 
beim Bevölkerungsschutz angekommen ist.

Und wir werden uns der Bedrohung im Cyberraum 
stellen; ich habe das formuliert. Meine Damen und 
Herren, wir wollen einen Cyberdome für Deutschland 
schaffen – in der Zusammenarbeit auch mit Israel, in 
der Kooperation mit unseren Nachrichtendiensten und 
Sicherheitsbehörden, auch durch die Schaffung eines 
Zentrums für deutsch-israelische Cyberforschung. Ja, 
Deutschlands Fähigkeiten bei der Drohnenabwehr müs-
sen deutlich besser werden. Die Warnsysteme müssen 
neu geschaffen werden. Wir müssen Deutschland in den 
kommenden Jahren im Cyberraum verteidigen; da findet 
durch hybride Bedrohungen eine der Hauptauseinander-
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setzungen statt. Deswegen lassen Sie uns dafür sorgen: 
Bevölkerungsschutz stärken, Cyberraum verteidigen. 
Meine Damen und Herren, das ist die Devise der Zeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich möchte an dieser Stelle allen Kolleginnen und Kol-
legen ein Dankeschön sagen, die mitwirken, wenn es 
darum geht, den Politikwechsel zu erreichen – in der 
Migrationspolitik, beim Bevölkerungsschutz, bei der Ab-
wehr von Gefahren im Cyberraum. Ein herzliches Dan-
keschön an die CDU/CSU-Fraktion, an die SPD-Fraktion 
und an unsere Berichterstatter Alexander Throm, Günter 
Krings, Sonja Eichwede und Sebastian Fiedler. Ein herz-
liches Dankeschön auch an unsere Haushälter Klaus- 
Peter Willsch und Martin Gerster dafür, dass wir die not-
wendigen Grundlagen schaffen. Wenn wir Entscheidun-
gen treffen, die es ermöglichen, dass wir mehr Geld zur 
Verfügung haben, indem wir beispielsweise bei der 
Schuldenbremse eine Ausnahme machen, muss sichtbar 
werden, dass die Bevölkerung im Bereich der Sicherheit 
maßgeblich davon profitiert.

(Leon Eckert [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wer hat denn das vorgeschlagen? – Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Dann hätten Sie sich bei uns bedanken können, 
Herr Dobrindt! Wir haben Sie auf die Idee ge-
bracht! Ich war dabei!)

Deswegen, meine Damen und Herren, ein herzliches 
Dankeschön dafür!

Wir halten an unserem Kurs fest – mit Konsequenz, mit 
Klarheit und Kontrolle. Das ist der Politikwechsel in 
Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die AfD-Fraktion hat nun das Wort der Abgeord-

nete Dr. Gottfried Curio.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Gottfried Curio (AfD):
Sehr geehrte Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Von der eigens vor der Wahl groß angekündigten Migra-
tionswende ist nach der Wahl nichts mehr übrig. Uns 
wurde versprochen: ausnahmslose Zurückweisung vom 
ersten Tag an. Wir bekamen vom ersten Tag an aus-
nahmslos Wahlbetrug, egal ob bei der Schuldenbremse, 
der Stromsteuer oder den mehreren Tausend Asylanträ-
gen pro Monat, aber nur 2 Prozent Asylzurückweisungen. 
Die nur stichprobenartige Kontrolle an den Grenzen wird 
umgangen. Sie ist augenscheinlich unzureichend und 
reine Symbolpolitik.

(Beifall bei der AfD)

Weitere Einfallstore bleiben einfach offen. Die Einreise 
von Asylbewerbern per Flugzeug ist unverändert mög-
lich. Befragungen ergaben: Ein Drittel kommt per Flug-
zeug. Aber Kontrollen dort? Fehlanzeige!

Nächstes Thema: Rückführungen. Der Sturz von 
Assad war vor über einem halben Jahr. Der Bürgerkrieg 
ist längst aus, eine neue Regierung ist etabliert. Aber noch 
immer sind fast 1 Million Syrer in Deutschland, nur gut 
1 Prozent weniger als beim Sturz des Regimes. Ist sie das, 
die Migrationswende?

Bitte: Es gibt 215 000 Syrer ohne Aufenthaltsrecht in 
Deutschland. Wo bleiben die Abschiebungen? Der Bür-
gerkrieg ist lange aus. Wo bleibt der Widerruf der Schutz-
titel? Es gibt über eine halbe Million syrische Bürger-
geldbezieher. Wo bleibt die Entlastung der 
Sozialsysteme? Wo bleibt die Sorge für das Wohl 
Deutschlands, meine Damen und Herren?

(Beifall bei der AfD)

Inzwischen gehen die jetzt schon komplett überstrapa-
zierten Ressourcen unseres Landes endgültig den Bach 
runter: auf dem Wohnungsmarkt, im Bildungssystem, bei 
den Sozial- und Gesundheitskassen. Und der Familien-
nachzug der Syrer wird auch nicht abgeschafft? Nein, er 
wird nur für zwei Jahre ausgesetzt. Danach folgt man 
wieder der SPD, die dieses Land gerne zugrunde richtet 
für neue Wähler ihrer inländerfeindlichen Positionen. 
Das ist keine Wende zum Besseren, meine Damen und 
Herren, das ist eine Fortsetzung des Schlechteren.

(Beifall bei der AfD)

Und die SPD weiß auch, wie es bei der Turbozerstö-
rung des Landes weitergeht. Gibt es ein Ende des absur-
den Anspruchs auf die deutsche Staatsbürgerschaft? 
Nein, natürlich nicht. Wird die Verkürzung der An-
spruchsfrist von acht auf fünf Jahre zurückgenommen? 
Nein, natürlich nicht. Wird denn wenigstens der regel-
hafte Doppelpass – kein wirkliches Einlassen auf 
Deutschland – abgeschafft? Nein, natürlich nicht. Und 
das absurde Geburtsrecht auch nicht! Gesendet werden 
Signale der Verstetigung des Massenzustroms, benötigt 
wäre jedes Jahr eine Minuszuwanderung Hunderttausen-
der. Beredet wird ein Bauturbo, benötigt werden Rück-
führungen. Abschieben schafft Wohnraum, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der AfD – Clara Bünger [Die 
Linke]: Wollen Sie im Lager leben, Herr 
Curio? Dann können Sie ja in die nächste Auf-
nahmeeinrichtung einziehen!)

Meine Damen und Herren, ist diese Union nur unfähig 
oder sogar unwillig, sich gegen die Turbozerstörung 
Deutschlands durch komplett unintegrierte Kulturfremde 
zu wehren? Man weiß es nicht. Ein Unterschied ist jeden-
falls kaum mehr zu erkennen.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die Ausländer sind an allem schuld, 
was?)

Findet Integration in diesem Land also überhaupt noch 
statt? Ja, in die Parallelgesellschaften streng antiwest-
licher Provenienz mit Frauenverachtung, Judenhass, 
Mobbing Andersgläubiger von Kindesbeinen in der 
Schulklasse an.

(Clara Bünger [Die Linke]: Sprechen Sie ge-
rade von der AfD?)
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Überall wird dann nur zurückgewichen. Die Leitlinie 
dieser Regierung: Opportunismus statt Patriotismus.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Rasha 
Nasr [SPD])

Aber was ist dann einigungsfähig? Linksextremisten 
ins Verfassungsgericht, die Kopftuchlehrer wollen, 
Kindstötung bis zur Geburt, Verbot der Opposition. Für 
die Union alles kein Problem! Den eigenen Kandidaten 
lässt man fallen. Einzelne wollen da jetzt ihr persönliches 
AfD-Ressentiment ausleben. Gibt es denn wirklich im-
mer noch welche, die nicht sehen, welcher Kulturkampf 
das ist, in dem wir hier in Deutschland stehen?

Liebe Kollegen, Parteien sollen dem Land dienen.
(Zuruf der Abg. Rasha Nasr [SPD])

Glauben Sie denn, wichtig sei lediglich, dass man regiert, 
egal welche Politik man dabei macht? Wirklich? Auf 
ewig in der babylonischen Gefangenschaft des Links-
blocks? Nur für die Diffamierung eines konservativen 
Mitbewerbers? Wirklich? Einstimmen in den Chor der 
Verleumder, nur um selber bei der Linkspresse wohlgelit-
ten zu bleiben, die genau weiß: Fällt mal die künstliche 
Tabuisierung der AfD, ist die rot-grüne Lenkungsmacht 
in Deutschland, die jetzt noch gegen den klaren Wäh-
lerwillen perpetuiert wird, Geschichte!

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Die Rede haben Sie schon hun-
dertmal gehalten! Kommt mal was Neues? Im-
mer dasselbe!)

Findet Integration in diesem Land also jetzt doch noch 
statt? Ja, die CDU integriert sich in die SPD.

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD)
Meine Damen und Herren, Sie wissen doch, warum Sie 
den Koalitionsvertrag so schlecht verhandelt haben: aus 
Angst vor Neuwahlen mit Mister „Versprochen, gebro-
chen“ auf der einen Seite und dem obersten Kriegstüch-
tigkeitsrhetoriker bei der SPD auf der anderen Seite. Das 
Ergebnis fürchten Sie.

(Sebastian Fiedler [SPD]: War ihr Kaffee heute 
Morgen in Ordnung?)

Ich könnte jetzt sagen: Versichern Sie sich beizeiten 
einer zweiten Möglichkeit! Ich könnte aber auch einfach 
nur sagen: Denken Sie einfach mal an Ihre Verpflichtung 
gegenüber unserem Land!

Ich danke Ihnen.
(Beifall bei der AfD – Zuruf von der AfD: 

Bravo!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die SPD-Fraktion hat nun der Abgeordnete Herr 

Martin Gerster das Wort.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – 
Daniel Baldy [SPD]: Nach 17 Minuten die 
erste Haushaltsrede!)

Martin Gerster (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-

legen! Sehr geehrter Minister Alexander Dobrindt! Der 

Aufgabenbereich des Bundesinnenministeriums ist in 
den vergangenen Jahren erkennbar und deutlich ge-
schrumpft. Der Bauetat, der Digitalbereich, der Sport 
und das Ehrenamt sind anderen Ressorts zugeschlagen 
worden. Das kann man bedauern oder auch positiv sehen. 
Das Innenministerium und Sie als Innenminister können 
sich jetzt wieder voll auf die Kernbereiche „Sicherheit“ 
und „Integration“ konzentrieren.

Der zweite Regierungsentwurf für den Haushalt bietet 
dafür in der Tat gute Voraussetzungen. Herzlichen Dank 
erst mal an Sie, aber auch an den Finanzminister Lars 
Klingbeil! Dies war sicher auch deswegen möglich, 
lieber Alexander Dobrindt, weil Ihre Vorgängerin Nancy 
Faeser ja auch schon ein ordentliches Stück Arbeit in den 
ersten Regierungsentwurf gesteckt hat. Zupass kommt 
Ihnen und uns allen die Grundgesetzänderung mit der 
Bereichsausnahme von der Schuldenbremse für den Zi-
vil- und Bevölkerungsschutz, für die Nachrichtendienste, 
den Digitalfunk und den Schutz unserer IT-Systeme. Des-
wegen, glaube ich, können wir alle sehr froh sein, dass 
wir diese Voraussetzungen haben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben jetzt neue 
gigantische wie notwendige Möglichkeiten, in die Zu-
kunft unseres Landes zu investieren und Sicherheit zu 
finanzieren. Von solchen Bedingungen – das muss man 
ehrlich sagen – hätte Ihre Vorgängerin nur träumen kön-
nen. Sie musste dem damaligen Finanzminister Christian 
Lindner ja fast jeden Cent einzeln abringen. Und das hat 
mit der zusätzlichen Sicherheitsmilliarde ja auch ganz gut 
geklappt.

(Beifall bei der SPD)

Gut, dass diese Sicherheitsmilliarde jetzt auch im zweiten 
Regierungsentwurf enthalten ist! Sie, Herr Dobrindt, und 
wir können wirklich froh sein, dass diese gute Vorarbeit 
geleistet wurde und jetzt auch die Grundgesetzänderung 
dazu führt, dass wir bei den Themen „Sicherheit“ und 
„Integration“ richtig durchstarten können.

Einige erfreuliche Entwicklungen im Haushalt will ich 
speziell erwähnen:

Die Mittelausstattung für das Bundeskriminalamt bei-
spielsweise steigt im Vergleich zu 2024 um knapp 
170 Millionen Euro an – erstmals über 1 Milliarde Euro 
für das Bundeskriminalamt.

Der Etat der Bundespolizei steigt im Vergleich zu 2024 
um eine Dreiviertelmilliarde Euro an und ermöglicht jetzt 
große Investitionen in eine zukunftsfähige Ausstattung, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. Das ist richtig und, ich 
denke, auch wichtig.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Die Bundespolizei erhält laut Regierungsentwurf auch 
1 000 neue Stellen zur Übernahme bereits ausgebildeter 
Anwärterinnen und Anwärter. Diese Verstärkung – ich 
glaube, da sind wir uns einig – wird auch dringend benö-
tigt. Sie als Dienstvorgesetzter, Herr Minister, aber auch 
wir in der Regierungskoalition haben nämlich auch eine 
Fürsorgepflicht für die über 50 000 Beschäftigten bei der 
Bundespolizei.
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Deswegen nehmen wir auch die Kritik der Gewerk-
schaft der Polizei an den verschärften Grenzkontrollen 
sehr ernst. 2,8 Millionen Überstunden, eine massive 
Überbelastung der Beschäftigten: Ein so hoher Preis 
muss am Ende auch zu einem erkennbaren Mehrwert 
führen. Das schulden wir, meine ich, unseren Polizistin-
nen und Polizisten. Und genau daran haben viele Beam-
tinnen und Beamte eben Zweifel. Diese Rückmeldung 
müssen wir ernst nehmen und natürlich auch noch mal 
in den Haushaltsberatungen besprechen.

(Beifall bei der SPD)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ebenfalls erfreulich 

und notwendig: Der Etat des Bundesamtes für Bevölke-
rungsschutz und Katastrophenhilfe steigt deutlich an. Es 
war hier jetzt die Rede von einer Verdreifachung; ich 
habe eine Verdopplung ausgerechnet.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)
Nun gut, es ist jedenfalls deutlich mehr – ein kräftiges 
Plus für Spezialfahrzeuge und Gerät für die Feuerwehren 
der Länder beispielsweise.

Sehr erfreulich ist auch der Ansatz für das Technische 
Hilfswerk; das kann sich sehen lassen. Aber ich sage an 
dieser Stelle auch ganz ehrlich: Der ganz große Wurf für 
zivile Verteidigung und die Sanierung der vielen maroden 
Unterkünfte der THW-Ortsverbände ist – und ich sage 
das ausdrücklich –noch ausgeblieben. Darüber wird in 
den nächsten Monaten und Jahren sicher noch zu spre-
chen sein. Ich denke, wir sind es unseren ehrenamtlichen 
und hauptamtlichen Einsatzkräften schuldig, dass wir 
wirklich gute Rahmenbedingungen schaffen, zumindest 
entscheidend verbessern, damit sie sehen, dass ihr Enga-
gement auch entsprechend von der Politik gewürdigt 
wird.

(Beifall bei der SPD)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, an dieser Stelle 

möchte ich auch ausdrücklich allen Einsatzkräften Danke 
schön sagen, die jeden Tag, jede Woche, jeden Monat im 
Jahr bereitstehen, in den Einsatz zu gehen, wann immer 
Not herrscht. Und speziell möchte ich denjenigen dan-
ken, die in diesen Stunden und Tagen bei der Bekämp-
fung der gefährlichen Waldbrände in Thüringen und in 
Sachsen im Einsatz sind und noch immer leisten, was zu 
tun ist. Deswegen, denke ich, sollten wir hier aus dem 
Plenarsaal auch mal ein Dankeschön aussprechen und 
entsprechend applaudieren.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Linken 
sowie bei Abgeordneten der AfD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will auch noch 
über Investitionen in die Menschen sprechen. Es ist sehr 
erfreulich, dass wir es mithilfe von zwei überplanmäßi-
gen Ausgaben geschafft haben, unser Integrationskurs-
system vor dem Kollaps zu bewahren. Bei den Kursträ-
gern, aber auch bei den Lehrkräften gab es wirklich eine 
sehr große Verunsicherung, und ich freue mich sehr, dass 
jetzt im Haushaltsentwurf, im zweiten Regierungsent-
wurf, aber auch in den Eckwerten wieder Planungssicher-
heit und Zuversicht einkehren können, damit wir dieses 
wichtige System letztendlich absichern. Das ist wichtig 

für die Integration in unsere Gesellschaft, in den Arbeits-
markt, für unseren Mittelstand und für die Entlastung 
unserer Sozialkassen. Das ist wirklich sehr gut angelegtes 
Geld.

Alles in allem, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
möchte ich sagen: Gute Voraussetzungen für die Haus-
haltsberatungen zum Etat des Bundesinnenministeriums! 
Ich bin mir ziemlich sicher, –

Präsidentin Julia Klöckner:
Bitte kommen Sie zum Schluss.

Martin Gerster (SPD):
– dass wir den guten Entwurf im Haushaltsausschuss 

auch noch verbessern können.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat nun das 

Wort Herr Abgeordneter Leon Eckert.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Leon Eckert (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Der 
Haushalt des Innenministeriums weist mit 15,1 Milliarden 
Euro eine deutliche Steigerung gegenüber 2024 auf. Ins-
besondere die Stärkung der Sicherheitsbehörden und die 
Mittel für den Zivilschutz machen diesen Aufwuchs aus.

Sie haben die völlig unrealistischen Kürzungsvor-
schläge bei den Integrationskursen von Frau Faeser wie-
der der Realität angepasst, und ansonsten wird das Bud-
get der Vorgängerregierung in allen relevanten Punkten 
fortgeführt. Wir Grünen hätten uns allerdings gewünscht, 
dass Sie bei den gesellschaftlich wichtigen Programmen 
wie der Migrationsberatung und anderen Demokratieini-
tiativen eine Anpassung an die Inflation durchgeführt 
hätten. Das ist noch ausgeblieben; wir werden dafür strei-
ten, dass das noch passiert.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das Budget bietet dank der gemeinsam beschlossenen 
Schuldenbremsenreform eine exzellente Ausgangslage 
für Sicherheit in unserem Land, und daran werden wir 
Sie auch messen. Doch Ihre Taten in den ersten zwei 
Monaten lassen uns zweifeln, ob Sie überhaupt in der 
Lage sind, diese Chance zu nutzen und wirklich etwas 
für mehr Sicherheit in unserem Land zu erreichen.

Ihre Grenzkontrollen für gute Fotos an den Grenzen 
mit schwachen Einsatzzahlen: Zu welchem Preis? Stun-
denlange Staus, Bahnverspätungen für Pendlerinnen und 
Pendler, ökonomische Schäden in der Grenzregion, Gän-
gelung von Menschen, Berichte über Racial Profiling, 
Überstunden und Überlastung der Bundespolizistinnen 
und Bundespolizisten, Sicherheitsverlust durch Verschie-
bungen an Bahnhöfen und Flughäfen!
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Herr Dobrindt, Sie wollen sich als bayerischer Löwe 
inszenieren, der an die Grenze geht und tolle Fotos macht, 
laufen aber rechten Narrativen, dem vermeintlichen 
Stammtisch und Ihrem Parteivorsitzenden in München 
nach. Sie sind vielleicht als bayerischer Löwe gestartet, 
aber jetzt sind Sie nur noch ein CSU-Lemming.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ihre Fehlleitung sieht man leider am Agieren beim 

Bundesaufnahmeprogramm Afghanistan.
(Zuruf des Abg. Dr. Günter Krings [CDU/ 

CSU])
Wir Grünen haben in den letzten Jahren in Haushaltsver-
handlungen immer wieder Geld für die Aufnahme von 
Menschen, die sich für unsere Soldatinnen und Soldaten, 
für die Demokratie in Afghanistan eingesetzt haben, be-
reitgestellt. Diese Gelder sind nicht mehr da. Sie treiben 
diese Menschen, die für uns und mit uns gearbeitet haben, 
in die Fänge ihrer Häscher.

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Nein, um die 
geht es nicht!)

Währenddessen wollen Sie mit dem Terrorregime reden. 
Das ist mehr als ehrenlos.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und doch zeigt der Haushalt klar, welche grünen Er-

folge wir in den Verhandlungen um die Reform der 
Schuldenbremse erreicht haben. Die Bereichsausnahme 
Zivilschutz: Liebe Kameradinnen und Kameraden, nie 
hätte ich gedacht, dass ich als Feuerwehrler diesen Satz 
im Deutschen Bundestag aus voller Überzeugung sagen 
kann: Während die CSU und die CDU den Einsatzkräften 
gerne in Sonntagsreden danken, haben wir, als es konkret 
und relevant wurde, den Zivilschutz nach vorne gestellt

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Das ist jetzt 
nicht wahr, oder?)

und eine echte Verbesserung in den Verhandlungen er-
reicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Das sind jetzt 
echte Fake News!)

Mit den Mitteln für die Sicherheit muss jetzt auch 
ordentlich umgegangen werden. Für die weiteren Schritte 
des Zivilschutzes braucht es mutige gesetzgeberische und 
planerische Schritte. Stimmen die Bedarfe für die Ehren-
amtlichen noch? Brauchen wir nicht mehr Einsatzkräfte, 
um den OPLAN auf der Seite der Zivilverteidigung zu 
erfüllen? Müssen wir nicht die Koordination zwischen 
den Ländern erhöhen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Am Ende ist für uns klar: Das Geld für THW und BBK 

muss in erster Linie an die Ehrenamtlichen gehen. Ich 
nenne jetzt mal zwei konkrete Punkte, die Sie ja vielleicht 
auch als Ziele mitnehmen können:

Die Fachgruppe Notversorgung und Notinstandset-
zung, zentraler Baustein für die Zivilschutzfähigkeit, 
steht jetzt bei 40 Prozent Ausrüstungsstand.

(Zuruf der Abg. Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

100 Prozent in den nächsten vier Jahren: Das wäre doch 
mal ein relevantes Ziel.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Das Liegenschaftsprogramm – bereits angesprochen – 

weiterführen und in die „Härtung“ investieren!
(Zuruf des Bundesministers Alexander 

Dobrindt [CDU/CSU])
Das betrifft in den nächsten Jahren ein Drittel aller THW- 
Ortsverbände. Die Ausnahme des Zivilschutzes bei der 
Schuldenbremse bietet die Chance dafür.

(Zuruf der Abg. Andrea Lindholz [CDU/ 
CSU])

Ich werde kontrollieren, ob Sie die Mittel für das THW 
am Ende wirklich in die Ausrüstung für die Ehrenamtli-
chen und nicht in Wahlkreisprojekte von CSU-Abgeord-
neten stecken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Mechthilde Wittmann [CDU/CSU]: Eine Un-
verschämtheit ist das! – Alexander Hoffmann 
[CDU/CSU]: Gähn!)

– Ich sage nur: Logistikzentren. Wie sind die Mittel hier 
verteilt worden?

Herr Bundesminister Dobrindt, Sie sind unser Verfas-
sungsminister. Unsere Verfassung ist aus den Lehren und 
den Schrecken der Shoah, des Nationalsozialismus, der 
faschistischen Morde entstanden. Daraus ist das Instru-
ment der wehrhaften Demokratie entstanden. Doch es 
reicht nicht, an Gedenktagen und in Reden dies immer 
wieder zu wiederholen. Wer es besser weiß, muss es auch 
besser machen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Gehen Sie also entschlossen gegen Verfassungsfeinde 
vor! Setzen Sie eine Arbeitsgruppe der Innenminister 
ein, um ein AfD-Verbotsverfahren zu prüfen!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ich bin gespannt auf die Haushaltsberatungen und 

werde diesen Prozess konstruktiv-kritisch begleiten. 
Wir haben in den letzten Jahren viel erreicht, gerade bei 
der Stärkung jüdischen Lebens und bei der Stärkung von 
Demokratieinitiativen. Das kann jetzt nicht alles rück-
abgewickelt werden, weil man aus Ideologie den Haus-
halt umframt. Man sieht beim Sportetat, dass Sie da schon 
Titel geändert haben. Das werden wir alles sehr genau 
prüfen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Die Linke hat nun der Abgeordnete 

Dr. Dietmar Bartsch das Wort.
(Beifall bei der Linken)

Dr. Dietmar Bartsch (Die Linke):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Sehr ge-

ehrter Herr Minister, ich will Sie zumindest daran er-
innern, dass Sie ja Innenminister sind und nicht Migrati-
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onsminister. Das sollte sich auch in der Rede widerspie-
geln;

(Beifall bei Abgeordneten der Linken)
sonst kommen solche Dinge wie von Herrn Curio zustan-
de. Da habe ich mich über die beiden nachfolgenden 
Redner von SPD und Grünen gefreut, die wirklich über 
etwas anderes geredet haben.

Aber ich will auch daran erinnern, Herr Dobrindt, dass 
Sie ja von einem militärischen Schutzschirm über 
Deutschland geträumt haben, einem Cyberdome. Auch 
der jetzt nicht anwesende Fraktionsvorsitzende der 
CDU/CSU hat sogar über Atomwaffen gesprochen.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das war doch nur ein Ablenkungs-
manöver!)

Meine Damen und Herren, das ist wirklich grotesker mi-
litärischer Größenwahn, um das klar zu sagen.

(Beifall bei der Linken)
Wenn man sich Ihre Bilanz von früher mal anschaut – 

auch daran will ich Sie erinnern, Herr Dobrindt: frühere 
Ämter, Pkw-Maut –, dann will ich wirklich noch einmal 
an das Totalversagen erinnern. Das ist nicht Cyber, son-
dern das war ganz, ganz irdisch.

Meine Damen und Herren, sowieso ist ja die Koalition 
gezeichnet durch die Überschrift „Versprechen gebro-
chen“. Das wird so perfektioniert wie bei kaum einer 
Koalition davor:

(Zuruf von der AfD: Ja, sagen wir ja!)
Rekordschulden; 15 Euro Mindestlohn: Fehlanzeige; 
Stromsteuer runter für alle: Fehlanzeige – Versprechen 
gebrochen.

Und dann: Die Bundesministerien sollten die Stellen 
reduzieren und Kosten senken. Aber Ihre teure Realität 
ist, dass der Etat so groß ist wie noch nie, und das ist, 
lieber Martin Gerster, nicht nur gut. Es gibt gute Aspekte. 
Es gibt aber auch tief problematische, nämlich wenn bei 
der Bundespolizei fast doppelt so viel Geld für Waffen 
ausgegeben wird wie vor zwei Jahren: Waffen, Waffen, 
Waffen.

Meine Damen und Herren, im Ergebnis ist unser Land 
ja nicht sicherer geworden. Es werden immer mehr Bun-
despolizistinnen und -polizisten Opfer von Übergriffen. 
Die Übergriffe passieren immer häufiger. Von „Aufrüs-
tung“ sprachen Sie sogar, Herr Dobrindt. Das finde ich 
inakzeptabel.

Die Übergriffe auf Bahnmitarbeiter/-innen, auf Bun-
despolizisten passieren so häufig wie noch nie.

(Zuruf des Abg. Jörn König [AfD])
Sie sagen, das Sicherheitsgefühl der Bürgerinnen und 
Bürger sei besser geworden. Nein, das ist nicht der Fall. 
Auf öffentlichen Plätzen hat in den vergangenen Jahren 
das Sicherheitsgefühl sogar weiter abgenommen.

(Zurufe von der CDU/CSU)
Es wird nicht zum Ziel führen, nur 1 Milliarde Euro für 
die Bundespolizei und das Bundeskriminalamt zur Ver-
fügung zu stellen. Das wird nicht zum Ziel führen.

(Dr. Christian Wirth [AfD]: Da wollen Sie 
nicht mal mit uns reden!)

Meine Damen und Herren, in einem Bereich allerdings 
finden Kürzungen statt, und das ist beim Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge. Obwohl die Asylverfahren 
lange dauern, sinken ausgerechnet da die Personalkosten 
drastisch. – Herr Dobrindt, noch mal: Sie verstehen sich 
offensichtlich weniger als Innenminister denn als obers-
ter Abschottungs- und Abschiebeminister. Weniger 
Rechtsstaat: Das spart dann gegebenenfalls auch Per-
sonal.

Meine Damen und Herren, Rechtsstaat und Innen-
minister dürfen nie im Widerspruch stehen. Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, das ist der Verfassungsminister, 
und das bereitet mir aktuell wirklich große, große Sorgen.

(Beifall bei der Linken)

Meine Damen und Herren, was das Thema Heimat 
betrifft, trennt mich von Angela Merkel wenig, aber po-
litisch dafür umso mehr. Trotzdem lohnt es sich, zu hören, 
was sie in der letzten Woche geäußert hat. Sie sagte: 
Wenn jemand an der deutschen Grenze „Asyl“ sagt,

(Zuruf von der AfD: Quatsch!)

dann muss er erst mal ein Verfahren bekommen, meinet-
wegen direkt an der Grenze, aber ein Verfahren. – Da hat 
sie schlicht recht.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Innenminister Dobrindt hat diesen Grundsatz des 
Rechts und der Menschlichkeit ausgehebelt und dafür 
gerichtlich, wie Sie in der CSU sagen würden, die erste 
Watschen bekommen, wenn ich das so mal vorsichtig 
formulieren sollte. Ausgerechnet der für die Bundespoli-
zei zuständige Minister führt die Bundespolizei in recht-
lich wirklich fragwürdiges Fahrwasser, halst Überstun-
den auf – ich meine, die Zahl ist schon gesagt worden: 
2,8 Millionen –, brennt die Beamten aus. Allein die „Rei-
sekosten“ – in Anführungsstrichen – der Bundespolizis-
ten für diesen Grenzirrsinn verschlingen 46 Millionen 
Euro, meine Damen und Herren.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Skandal!)

Hören Sie doch wenigstens mal auf den Präsidenten 
des Bundesverwaltungsgerichts! Der hat erhebliche 
Zweifel am Fortbestand der Zurückweisung geäußert. 
Was ist denn das für ein Signal an unsere europäischen 
Nachbarn, wenn ausgerechnet das größte Mitgliedsland 
Recht beugt?

Ich meine, ich bin sehr gespannt auf Ihr Treffen auf der 
Zugspitze. Hauptsache, es gibt nicht nur schöne Bilder, 
sondern auch wirklich Ergebnisse, denn ich will mal da-
ran erinnern: Die Entscheidung Polens zeigt doch, dass 
am Ende der Grenzkontrollkette Europa tot ist. Und das 
können wir doch alle nicht wollen. Ihre Politik hat mit 
Europa so viel zu tun wie Abschottung mit Weltoffenheit, 
nämlich gar nichts, meine Damen und Herren.

(Zuruf des Abg. Dr. Günter Krings [CDU/ 
CSU])
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Gerade Ihnen, Herr Dobrindt, empfehle ich da: Hören 
Sie auf die Expertinnen und Experten. Damals bei der 
Pkw-Maut haben Sie die Warnungen und die rechtlichen 
Zweifel beiseitegewischt, und im Nachgang ist das den 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern sehr teuer zu stehen 
gekommen. Ich hoffe, Sie wiederholen genau dieses 
nicht.

Herr Dobrindt, Ihr Haushalt ist für die Bürgerinnen und 
Bürger eine Kostenfalle. Ihr Agieren schützt die Bürger 
nicht vor den Feinden der Demokratie. Ihr Haushalt setzt 
falsche Prioritäten. Ihr Haushalt ist für meine Fraktion 
nicht zustimmungsfähig. Ich hoffe sehr, dass wir in den 
Beratungen substanzielle Veränderungen durchsetzen 
können.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der Linken)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun Herr Abgeord-

neter Dr. Günter Krings das Wort.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Dr. Günter Krings (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Der Haushalt des Bundesinnenministeriums 
steht für Sicherheit, Schutz und Stabilität. Bundesinnen-
minister Alexander Dobrindt hat es auf den Punkt 
gebracht: „Wir rüsten unsere Sicherheitsbehörden kon-
sequent auf und stärken massiv den Bevölkerungs-
schutz.“

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Denn unsere innere Sicherheit ist für uns nicht verhandel-
bar. Deshalb setzt die Koalition im aktuellen Regierungs-
entwurf einen Schwerpunkt auf die innere Sicherheit, und 
wir stellen dafür erhebliche Mittel bereit.

Insgesamt umfasst der Einzelplan des BMI rund 
14,2 Milliarden Euro, 1,6 Milliarden Euro mehr, als die 
Vorgängerkoalition ursprünglich vorgesehen hatte. Das 
sind wohlüberlegte und gut begründete Investitionen in 
die Gefahrenabwehr, in die Sicherheit und die Ordnung 
unseres Landes.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Die Wiederherstellung von Ordnung und die Durch-
setzung des Rechts ist das Grundmotiv auch der Migra-
tionspolitik dieser Bundesregierung. Dazu, dass die Zahl 
der Asylanträge aktuell gerade in Deutschland deutlich 
zurückgeht, haben natürlich verschiedene Faktoren bei-
getragen. Aber ganz zentral dafür waren und sind auch 
die Maßnahmen dieser Bundesregierung. Das zeigt ja 
schon der Vergleich der deutschen Zahlen mit denen an-
derer europäischer Länder. Wir bewegen uns wieder 
mehr in die Richtung einer fairen Verteilung in Europa, 
und das ist gut so, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf von der 
AfD: Ist das so?)

Aber natürlich dürfen wir das keinesfalls als Signal der 
Entwarnung verstehen. Die große Zahl Schutzsuchender 
aus den letzten Jahren überlastet ja nach wie vor unsere 
Sozial- und Bildungssysteme wie unseren Wohnungs-
markt, und der Migrationsdruck nach Deutschland und 
Europa kann sich schnell wieder verstärken, etwa durch 
neue, sich verschärfende Konflikte oder indem sich alte 
und neue Migrationsrouten wieder öffnen.

Präsidentin Julia Klöckner:
Herr Abgeordneter Krings, lassen Sie eine Zwischen-

frage des Abgeordneten Emmerich aus der Grünenfrak-
tion zu?

Dr. Günter Krings (CDU/CSU):
Gerne. – Wollen Sie es noch mal versuchen? – Bitte.

Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Vielen Dank, Herr 

Krings, für das Zulassen der Frage. – Sie haben sich ja 
darauf bezogen, dass die Zahlen gesunken sind, und de-
zidiert gesagt, dass das auch mit den Maßnahmen des 
Ministers, der neuen Bundesregierung zu tun hat. Nun 
sind Sie seit 65 Tagen im Amt. Wenn man sich die Zahlen 
anschaut, stellt man fest, dass sie ja schon weit vor der 
Amtsübernahme der neuen Regierung zurückgingen. 
Meine Frage ist: Ist Alexander Dobrindt auch dafür ver-
antwortlich, dass es morgens hell wird und abends dun-
kel?

(Zurufe von der CDU/CSU: Ah!)

Dr. Günter Krings (CDU/CSU):
Lieber Herr Kollege, jeder entscheidet selbst, wie 

ernsthaft er sich mit diesen Fragen beschäftigt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ich halte nach wie vor das Thema Migration für ein 
ernstes Problem, für eine ernste Aufgabe, und Sie müssen 
überlegen, ob Sie mit solchen flapsigen Bemerkungen 
diesem Ernst gerecht werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich muss ganz klar sagen, dass Migrationspolitik im-
mer auch mit Kommunikation und Signalen zu tun hat. 
Diese haben wir gesetzt, seit diese Bundesregierung – 
nicht ich persönlich, ich habe ja seit 65 Tagen kein neues 
Amt –

(Zuruf der Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

im Amt ist, aber auch schon mit den Koalitionsverhand-
lungen, auch mit den klaren Ankündigungen.

Das führt natürlich dazu, dass Menschen sich deutli-
cher überlegen, ob sie Recht verletzen, indem sie Gren-
zen in Europa überschreiten – das ist dann nämlich eine 
Rechtsverletzung –, oder ob sie sagen: Nein, ich mache 
mich entweder nicht auf den Weg nach Europa oder ich 
bleibe in dem Staat, in dem ich angekommen bin in 
Europa. – So sieht es das europäische Recht auch vor.
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Insofern hat diese Signalwirkung dazu geführt, wahr-
scheinlich sogar schon vor Amtsantritt der Bundesregie-
rung, dass Menschen, die sich auf den Weg nach Deutsch-
land machen wollen, gemerkt haben, dass Ordnung und 
Rechtsprinzipien wieder stärker durchgesetzt werden. 
Das ist auch ein Erfolg von Alexander Dobrindt in jetzi-
ger und vorheriger Funktion, und dafür danke ich ihm 
herzlich.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir dürfen nämlich bei diesen ganzen Migrationsfra-
gen auch nicht vergessen, dass die Diktatoren in Moskau 
und Minsk nicht davor zurückschrecken, Menschen aus 
Afrika und Asien, die ein besseres Leben führen wollen, 
zu Werkzeugen ihrer Politik zu machen, um europäische 
Länder unter Druck zu setzen. Das Ziel dieser Diktatoren 
ist die Destabilisierung des Westens – umso trauriger, 
dass manche Parteien hier im Deutschen Bundestag mit 
diesen auch noch paktieren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Auch um uns außenpolitisch nicht erpressbar zu ma-
chen, ist es daher wichtig, dass wir den im Koalitions-
vertrag vereinbarten Kurs der Ordnung in der Migration 
und der Unterbindung irregulärer und illegaler Zuwan-
derung konsequent fortsetzen.

Mit den schon angesprochenen Kontrollen und Zu-
rückweisungen an unseren Grenzen setzen wir Schritt 
für Schritt hier auch ein Rechtsprinzip durch, nämlich 
dass Asylanträge innerhalb Europas eben nicht irgendwo, 
sondern im Ersteinreisestaat zu stellen sind. Das ist die 
unverzichtbare Geschäftsgrundlage des Schengenraums. 
Wer, wie wir es tun, dieses Prinzip verteidigt, also Antrag 
im Ersteinreisestaat und nicht irgendwo, verteidigt damit 
eine zentrale Errungenschaft der Europäischen Union. 
Wer hingegen die Durchsetzung dieses Prinzips politisch 
angreift, der stellt letztlich das Europa der offenen Bin-
nengrenzen infrage.

Meine Damen und Herren, dem Schutz unserer Ge-
meinden und Städte vor Überlastungen dient auch die 
Aussetzung des Familiennachzugs für subsidiär Schutz-
berechtigte. Dieser Schritt ist richtig, gerade weil er nur 
diejenigen trifft, die auch nach zum Teil vielen Jahren in 
Deutschland noch keine auskömmliche Arbeit angenom-
men haben und noch von staatlichen Leistungen leben. 
Wir reden in der Debatte viel zu wenig über die vielen, 
die als Schutzsuchende kamen, bei uns aber inzwischen 
arbeiten und mit einer Niederlassungserlaubnis natürlich 
dauerhaft hierbleiben und ihre Kernfamilien nachholen 
können. Wer hier arbeitet und sich gut integriert hat, der 
ist herzlich willkommen, auch hierzubleiben, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

90 Prozent der subsidiär Schutzberechtigten bei uns 
flohen vor dem syrischen Bürgerkrieg. Wenn mit dem 
Sturz Assads aber für die meisten Syrer der ursprüngliche 
Fluchtgrund entfallen ist, sieht unser Recht natürlich die 
Rückkehr vor.

(Zuruf der Abg. Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Dann ist es eben erst recht nicht mehr zu erklären, warum 
wir aus diesem Land weitere Zuwanderung in unsere 
Sozialsysteme akzeptieren sollten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, wir investieren im Bundes-
haushalt 2025 nicht nur in die verbesserte Kontrolle der 
Migration, sondern auch in die Kernaufgabe der inneren 
Sicherheit. Das gilt für die analoge wie für die digitale 
Welt. Es geht um mehr Personal, bessere Ausrüstung und 
moderne Technik. Schon 2025 erhält die Bundespolizei 
zusätzliche Mittel, etwa für die Beschaffung von Distanz-
elektroimpulsgeräten, auch als Taser bekannt, zur Eigen-
sicherung. Und die Bundespolizei erhält 1 000 neue Stel-
len. Gleichzeitig stärken wir das Bundeskriminalamt und 
das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik 
deutlich. Hier geht es um Cyberabwehr und die Härtung 
unserer Sicherheitsarchitektur. Wir investieren nicht zu-
letzt in den Zivilschutz. Allein das THW erhält mit 
446 Millionen Euro insgesamt 10 Prozent mehr als 2024.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Innen-
haushalt ist ein wirklicher Bürgerhaushalt für Deutsch-
land; denn jeder Euro in diesem Einzelplan dient dem 
Schutz der Bürgerinnen und Bürger vor Gefahren und 
stärkt die Ordnung in unserem Land. Ohne Sicherheit 
können weder Freiheit noch ein friedliches Miteinander 
gedeihen. Mit dem Einzelplan 06 investieren wir daher in 
Freiheit, Sicherheit und Zusammenhalt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dieter Stier [CDU/CSU]: Ge-
nau so ist es!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die AfD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Marcus Bühl.

(Beifall bei der AfD)

Marcus Bühl (AfD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Vor 

der Bundestagswahl 2025 versprachen CDU und CSU 
eine grundlegende Neuausrichtung der Migrationspolitik 
und eine drastische Senkung der illegalen Einwanderung. 
Die Realität unter Kanzler Merz und Innenminister 
Dobrindt nach der Wahl ist hingegen eine verschwindend 
geringe Zahl an Zurückweisungen bei illegalen Einreise-
versuchen an den Grenzen und weiterhin üppige Sozial-
leistungen. Statt echter Sicherheits- und Migrationspoli-
tik gibt es dafür aus dem Innenministerium jede Menge 
Symbolpolitik. So konnte man beispielsweise den Me-
dien entnehmen, dass an der deutsch-niederländischen 
Grenze ein Hubschrauber zur Durchführung mobiler 
Grenzkontrollen eingesetzt wird. Ein einziger, in die 
Jahre gekommener Super-Puma-Hubschrauber, der we-
der leise noch unsichtbar an einem möglichen Kontroll-
punkt an der insgesamt 180 Kilometer langen deutsch- 
niederländischen Grenze in Niedersachsen einschwebt, 
ist nichts weiter als ein Schaufenstermanöver, um Akti-
vität vorzugaukeln.

(Beifall bei der AfD)
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Gleichzeitig entstehen neue Brennpunkte illegaler Ein-
reisen, insbesondere an deutschen Flughäfen. Und wa-
rum? Weil das Innenministerium entsprechende Kontrol-
len an den Flughäfen gar nicht erst beantragt hat. So viel 
zum Thema „Ordnung und Kontrolle“. Herr Minister 
Dobrindt, das ist sicherheitspolitisches Versagen.

(Beifall bei der AfD)
Und Ihre Nebelkerzen setzen sich im Haushaltsentwurf 

nahtlos fort: Vor der Wahl forderte die Union die Ab-
schaffung der behördenunabhängigen Asylverfahrens-
beratung. Jetzt, in Regierungsverantwortung, bleibt sie 
im Haushalt bestehen. Die Migrationsberatung für er-
wachsene Zuwanderer führen Sie ebenfalls unverändert 
fort, genauso wie Ihre Vorgängerin. Die Asylindustrie 
wird weiter mit Millionen versorgt.

(Leon Eckert [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie kennen den Haushalt ja gar nicht!)

Die finanziellen Anreize zur sogenannten freiwilligen 
Ausreise bleiben ebenfalls bestehen. Sie zahlen also ab-
gelehnten Asylbewerbern deutsches Steuergeld aus, um 
sie damit zur Einhaltung des Gesetzes zu motivieren.

Auch bei den Sprach- und Integrationskursen machen 
Sie weiter wie bisher. Dabei ist längst bekannt: Die Er-
gebnisse sind unzureichend. Die Betrugsanfälligkeit ist 
zu hoch. Das gesamte System gehört deshalb infrage ge-
stellt. Und trotzdem geben Sie dafür über 1 Milliarde 
Euro Steuergeld aus.

(Zuruf der Abg. Rasha Nasr [SPD])
Herr Minister, wer im Wahlkampf beim Thema Migra-

tion permanent den Blinker setzt, der muss nach der Wahl 
auch abbiegen. Sie aber fahren einfach weiter, und zwar 
auf der migrationspolitischen Geisterfahrt der Ampel und 
der Merkel-Regierung.

(Beifall bei der AfD)
Bundespolizei. Zum Vergleich: Bei der Entwicklungs-

hilfe wird jährlich ein Vielfaches dessen ausgegeben, was 
wir für unsere Bundespolizei, die unsere Grenzen schüt-
zen soll, investieren. Die Bundespolizei arbeitet Tag für 
Tag an der Belastungsgrenze. Sie schiebt einen gewalti-
gen Überstundenberg vor sich her. Allein im ersten Quar-
tal 2025, also noch vor Ihrer Amtsübernahme, wurden so 
viele Überstunden geleistet wie im gesamten Vorjahr.

Und was sieht Ihr Haushaltsentwurf vor? 1 000 neue 
Bundespolizisten. Das reicht nicht mal annähernd aus, 
weder für die aktuellen noch für die kommenden Auf-
gaben. Hinzu kommt: Die neuen Beamten müssen erst 
ausgebildet werden. Das dauert drei Jahre, und am Ende 
ersetzen sie im Wesentlichen nur altersbedingte Abgänge. 
Also: keine wirkliche Verstärkung. Was wir brauchen, ist 
eine echte personelle Verstärkung der Bundespolizei, und 
zwar deutlich, dauerhaft und substanziell. Mit Überstun-
den lösen Sie die Herausforderungen der inneren Sicher-
heit keinesfalls.

(Beifall bei der AfD)
Zur kurzfristigen Überbrückung schlagen wir vor, eine 

höhere Anzahl an Verwaltungsbeamten zeitweise zur 
Bundespolizei abzuordnen. Damit können Polizisten 
von bürokratischen Aufgaben entlastet werden und sich 

auf ihre Kernaufgaben konzentrieren. Darüber hinaus 
muss die Ausstattung verbessert werden. Wir fordern 
gezielte Investitionen in Sachmittel, insbesondere für 
Drohnen. Mit einer Überwachung durch Drohnen kann 
man im Grenzschutz effektiv gegen Schleuser vorgehen. 
In den anstehenden Haushaltsberatungen werden wir un-
sere Forderungen stellen; denn eine echte Migrations-
wende gibt es nur mit der AfD.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die SPD-Fraktion hat nun die Kollegin Sonja 

Eichwede das Wort. Bitte sehr.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Sonja Eichwede (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Bun-

desminister Dobrindt! Werte Kolleginnen und Kollegen! 
Wir leben wahrhaft in angespannten Zeiten. Wir führen 
kontroverse Debatten in der Gesellschaft. Wir haben eine 
polarisierte Gesellschaft. Wir haben eine Verantwortung 
als Parlament, hierauf Antworten zu geben. Nicht ex-
treme Positionen zu vertreten, sondern Lösungen an-
zubieten, das haben wir uns vorgenommen. Das werden 
wir auch mit diesem Bundeshaushalt tun. Das tun wir als 
Verfassungsorgan Deutscher Bundestag. Das tun wir 
morgen gemeinsam mit der Stärkung des Bundesverfas-
sungsgerichts. Von daher ist es wichtig, dass wir hier 
diese Debatten führen, dass wir unser Land gut aufstellen 
auf allen Ebenen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Gerade weil wir eine angespannte Lage in unserem 
Land, weil wir Polarisierungen in der Gesellschaft haben, 
ist es mir sehr wichtig, zu betonen, dass der Etat der 
Bundeszentrale für politische Bildung in diesem Haushalt 
steigt: auf 105 Millionen Euro. Die Bundeszentrale für 
politische Bildung leistet eine wichtige Arbeit für unsere 
Demokratie, für das Bewusstsein von demokratischer 
Teilhabe, für die Stärkung unserer Zivilgesellschaft ge-
gen Fake News, für eine Vielfalt von Meinungen, gegen 
die Verrohung in der Gesellschaft – eine Arbeit, die wir 
gerade in diesen Zeiten brauchen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Sehr wichtig ist zudem, dass mit diesem Haushalt das 

Programm „Zusammenhalt durch Teilhabe“ gestärkt 
wird. Hier geht es um die Förderung vieler freiwilliger 
Feuerwehren in all unseren Regionen, in all unseren 
Wahlkreisen, zum Beispiel auch bei mir in Brandenburg. 
Wichtige Projekte für demokratische Teilhabe, gegen Ex-
tremismus werden hier gefördert. Die Feuerwehren arbei-
ten auf der einen Seite in vielen Teilen des Landes für 
unsere Demokratie, gegen Extremismus. Auf der anderen 
Seite – es wurde schon gesagt – bekämpfen sie Wald-
brände, gerade etwa in Sachsen, auch in Brandenburg, 
immer wieder bei mir im Wahlkreis. Was für eine wich-
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tige Arbeit in der Gefahrenabwehr, im Katastrophen-
schutz, aber eben auch für den Zusammenhalt in unserer 
Gesellschaft! Vielen Dank von dieser Stelle.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Wir haben beschlossen – das steht im Koalitionsver-
trag –, ein NSU-Dokumentationszentrum in Nürnberg zu 
errichten. Auch dies ist im Haushalt verankert. Wir wer-
den auch den Gesetzgebungsprozess auf den Weg brin-
gen. Es ist in diesen Zeiten umso wichtiger, die Erinne-
rung zu wahren, über Konsequenzen nachzudenken, die 
Gewalttaten und Morde aufzuarbeiten, wo wir doch wis-
sen, dass Rechtsextremismus die größte Gefahr in unse-
rem Land ist, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Linken)

Eines der Themen, die wohl am schwierigsten sind, am 
meisten polarisieren, ist die Migrationspolitik. Deswegen 
ist es wichtig, zu betonen: Wir sind ein Einwanderungs-
land. – Wir werden noch in diesem Jahr wichtige Vor-
haben, die im Koalitionsvertrag vereinbart sind, auf den 
Weg bringen, die dies zum Ausdruck bringen. Ja, da geht 
es auch um die finanzielle Ausstattung gerade im Bereich 
der Integrationskurse, weil wir wollen, dass die Men-
schen, die hier sind, integriert werden, dass sie mitarbei-
ten, dass sie entsprechend gefördert werden, damit eine 
vielfältige Gesellschaft möglich ist. Das ist uns hier sehr, 
sehr wichtig.

(Beifall bei der SPD)

Lassen Sie mich auch sagen: Bei der Frage „Flucht und 
Asyl“ brauchen wir Humanität und Ordnung. Die Grenz-
kontrollen und andere Maßnahmen haben zu einer Re-
duktion der Zahl der unerlaubten Einreisen geführt – 
das stimmt. Aber wir müssen auch auf die Kritik der 
Gewerkschaft der Polizei hören. Wir müssen dafür 
sorgen, dass wir bald eine europäische Lösung haben 
und das Gemeinsame Europäische Asylsystem umsetzen, 
um wirklich Humanität und Ordnung in Einklang zu brin-
gen und Freizügigkeit in Europa mehr zu leben.

Es ist ein guter Entwurf, der uns hier vorliegt, an dem 
wir weiter im Parlament arbeiten wollen, –

Präsidentin Julia Klöckner:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Sonja Eichwede (SPD):
– um in den kommenden Jahren für Sicherheit und 

Ordnung zu sorgen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat das Wort 

der Abgeordnete Marcel Emmerich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Wenn wir heute 
über den Haushalt des Bundesinnenministeriums spre-
chen, dann muss man sich ja erst mal die Frage stellen, 
ob man es überhaupt noch damit zu tun hat. Denn vor 
zwei Tagen gab es einen Instagram-Post der CDU, in dem 
plötzlich vom „Bundesministerium für Migration und 
Flüchtlinge“ die Rede war. Wenn man sich anschaut, 
wie Alexander Dobrindt seine Prioritäten setzt und wo-
rum er sich vor allem kümmert, dann kann man auch zu 
dem Schluss kommen, dass Fragen der inneren Sicherheit 
keine Rolle mehr spielen. Das ist angesichts der vielfäl-
tigen sicherheitspolitischen Herausforderungen fatal.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Kümmern Sie sich darum, dass Pride-Paraden abge-
sichert werden, Femizide konsequent aufgeklärt werden 
und alle in diesem Land vor Spionage, Rechtsextremis-
mus

(Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: Links-
extremismus!)

und Rechtsterrorismus, Organisierter Kriminalität und 
Islamismus geschützt werden. Auch das ist Ihr Job.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wenn wir über die Asylpolitik sprechen, dann müs-

sen wir auch darüber reden, dass die massiven Ver-
schärfungen der Grenzkontrollen, die rechtswidrigen Zu-
rückweisungen Schutzsuchender, die Aussetzung des 
Familiennachzugs, die Erweiterung der Liste sicherer 
Herkunftsstaaten und die jetzt angekündigten Verhand-
lungen mit den Taliban – mit den Taliban! – Ausdruck 
eines politischen Kurses sind, mit dem man versucht, 
Flucht an sich zu delegitimieren. Ihre Politik ist ein Fron-
talangriff auf das individuelle Recht auf Asyl.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Für Geflüchtete bedeutet das ganz konkret: Schutz 

wird zum Gnadenakt und ist nicht mehr ein Recht. Wer 
Hilfe sucht, wird behandelt wie eine Bedrohung und nicht 
wie ein Mensch in Not. Die Rechten reiben sich die 
Hände; denn ihre Sprache, ihre Bilder, ihre Logik, all 
das findet nun Eingang in das Regierungshandeln.

(Raimond Scheirich [AfD]: Schön wär’s!)
Die Verschärfungen, die Sie als Bundesregierung vorneh-
men, sind real; aber sie dienen vor allem der Symbolik. 
Sie schaffen Härte, wo Unterstützung und Steuerung nö-
tig wären, und sie senden Signale, statt wirklich Probleme 
zu lösen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Die rechtswidrigen Zurückweisungen, bei denen Sie ja 

im Kern vom Präsidenten des Bundesverwaltungs-
gerichts ermahnt werden mussten, kosten enorm viel.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Was haben 
Sie denn für ein Rechtsstaats- und Gewalten-
teilungsverständnis? So sollen Richter arbeiten 
Ihres Erachtens, endlich mal die Meinung sa-
gen? Die Grünen wollen die Gewaltenteilung 
aufgeben! Das ist ja mal eine Nachricht!)
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Sie belasten die Bundespolizei, sie schaden der Wirt-
schaft und sind ein Ärgernis für die Menschen. Sie haben 
immer noch keine rechtliche Grundlage vorgelegt, gehen 
vor Gericht unter und stellen sich damit gegen Rechts-
staatlichkeit. Eine Regierung sollte sich aber an Recht 
und Gesetz halten, so wie sie es zu Recht auch von den 
Bürgerinnen und Bürgern erwartet.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Jetzt kommen ja die Sommerferien; in manchen Bun-

desländern haben die Ferien schon begonnen. Viele Leute 
fahren in den Urlaub, man hat vielleicht auch die Kinder 
im Auto, und dann steht man im Stau.

(Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie sollten in den Urlaub fahren! Ich 
glaube, das wäre gut! Sie brauchen Urlaub, 
Herr Kollege!)

Vielen Dank, Alexander Dobrindt! Wegen der von Ihnen 
ausgeweiteten und verschärften Grenzkontrollen kommt 
man wirklich in die Situation, genervt im Auto zu sitzen 
und lange im Stau zu stehen. Deswegen, liebe Bürgerin-
nen und Bürger, schreiben Sie ihm doch eine Postkarte: 
Alt-Moabit 140, 10557 Berlin. Er freut sich bestimmt 
über Urlaubsgrüße. Denn eins ist klar: Von Markus Söder 
wird er sicherlich keine bekommen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Die Linke hat nun die Abgeordnete 

Frau Clara Bünger das Wort.
(Beifall bei der Linken)

Clara Bünger (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrter Herr Dobrindt! In diesem Haus-
halt zeigt sich erneut sehr deutlich, wo die Prioritäten 
dieser Regierung liegen: bei Abschottung und Isolation. 
Herr Dobrindt, Ihre illegalen Grenzkontrollen scheinen 
immer noch Ihr Lieblingsprojekt zu sein. Also reden 
wir doch darüber, obwohl dazu eigentlich alles schon 
gesagt wurde! Wer Schutz sucht, sollte Schutz erhalten, 
wer Asyl beantragt, hat ein Recht auf ein individuelles 
Verfahren.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Aber wo?)
Wenn ein Gericht einen Beschluss fällt, hat man sich 
daran zu halten, Herr Dobrindt.

(Beifall bei der Linken)
Wenn Sie sich schon mit den Innenministern der anderen 
EU-Länder auf der Zugspitze treffen, dann wäre es gut, 
vielleicht darüber zu reden, wie man sich gemeinsam an 
das Recht hält, wie man EU-Recht einhält und nicht an 
der Grenze das Recht bricht.

(Beifall bei der Linken)
Aber weil wir hier über den Haushalt diskutieren und 

moralische oder rechtliche Argumente Sie anscheinend 
nicht überzeugen, Herr Dobrindt, habe ich Ihnen auch 
ein paar Zahlen mitgebracht. Um die Grenzkontrollen 
umsetzen zu können, wurde das Reisebudget der Bundes-

polizei fast verdoppelt: 22 Millionen Euro mehr im Haus-
halt, um Beamte für den angeordneten Rechtsbruch an die 
Grenze zu karren.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Gut inves-
tiert!)

Schade nur, dass danach kein Geld mehr für eine Rechts-
schutzversicherung übrig war! Die hätten die Beamten an 
der Grenze jetzt nämlich bitter nötig.

(Beifall bei der Linken – Dr. Günter Krings 
[CDU/CSU]: Unsinn!)

Wer die Reden von Union und SPD in den letzten 
Jahren gehört hat, könnte meinen, ihre Priorität wäre 
die Stärkung der Integration. Zumindest ging es in den 
letzten vier Jahren in über 200 Reden von Union und SPD 
darum. Und Sie, Herr Dobrindt, werden nicht müde, zu 
wiederholen, Deutschland hätte die Grenze der Integrati-
onsleistung erreicht. Von Stärkung der Integrationsleis-
tung findet sich in diesem Haushalt jedoch keine Spur. 
Die Mittel für das BMI haben dieses Jahr eine Rekord-
höhe erreicht. Und wo fließt das zusätzliche Geld hin? 
In die Sicherheitsbehörden. Über 1 Milliarde Euro mehr 
fließen zu Bundespolizei, BKA, Verfassungsschutz. 
Gleichzeitig verliert das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge 14 Prozent seines Haushalts, und auch das 
Budget für Integration sinkt. Es zeigt sich: Sie haben 
kein Interesse an Integration. Sie sprechen immer nur 
dann über Integration, wenn Sie einen weiteren Grund 
für Schandtaten an der Grenze brauchen.

Erst vor zwei Tagen haben Sie, Herr Dobrindt, erneut 
eine Klatsche vor Gericht kassiert und wurden dazu ver-
pflichtet, eine gefährdete afghanische Familie mit Auf-
nahmezusage nach Deutschland zu holen. Das war erneut 
ein wegweisender Beschluss gegen Ihre Politik. Im Haus-
halt haben Sie gerade mal 6,5 Millionen Euro dafür 
eingeplant, Afghaninnen und Afghanen mit Aufnahme-
zusage nach Deutschland zu holen. Das wird nach dieser 
Entscheidung nicht reichen.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Bevor Sie aber auf die Idee kommen, die gefährdeten 
Menschen auch noch aus finanziellen Gründen im Stich 
zu lassen, ist mein Vorschlag, Herr Dobrindt: Befolgen 
Sie endlich konsequent alle Gerichtsentscheidungen, be-
enden Sie die illegalen Grenzkontrollen, und nutzen Sie 
das Reisebudget der Bundespolizei nicht, um Polizisten 
für den Rechtsbruch an die Grenze zu bringen, sondern 
um gefährdete Menschen aus Afghanistan in Sicherheit 
zu bringen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun zu seiner ersten 

Rede der Abgeordnete Herr Sebastian Schmidt das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)
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Sebastian Schmidt (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Vie-
len Dank für die freundliche Ankündigung. Lassen Sie 
mich zu meiner ersten Rede in diesem Hohen Haus sagen, 
dass es mir eine besondere Ehre ist, meinen Wahlkreis, 
den ich direkt gewonnen habe, hier vertreten zu dürfen. 
Ich komme von der schleswig-holsteinischen Ostseeküs-
te.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Leon Eckert [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Waldbrände der vergangenen Wochen in 
Brandenburg, Thüringen und Sachsen führen uns mit 
aller Deutlichkeit vor Augen: Die Gefahr, die von extre-
men Wetterereignissen ausgeht, nimmt spürbar zu. Seit 
Tagen kämpfen unermüdlich Hunderte Einsatzkräfte von 
Feuerwehr und THW unter extremen Bedingungen gegen 
die Brände. Ihnen allen gebührt unser aufrichtiger Dank 
und unsere Anerkennung für ihren Einsatz.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Doch Bedrohungen für die Sicherheit unserer Bevöl-
kerung zeigen sich nicht nur hierzulande. Der russische 
Angriffskrieg gegen die Ukraine macht deutlich, dass 
Zivilisten in bewaffneten Konflikten gezielt angegriffen 
werden. Die hybriden Angriffe Russlands machen schon 
heute nicht vor den Grenzen Deutschlands halt.

Egal wo Sie hinschauen, die Nachrichten der letzten 
Wochen machen eines deutlich: Es bedarf enormer Kraft-
anstrengungen und natürlich auch zusätzlicher Investitio-
nen, um unseren Bürgerinnen und Bürgern ein sicheres 
Leben zu gewährleisten.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Zu den wesentlichen verfassungsmäßigen Aufgaben 

eines Staates gehören neben der Verteidigung seines Ter-
ritoriums insbesondere der Erhalt seiner Handlungsfähig-
keit und der Schutz seiner Bevölkerung. Wir benötigen 
dringend eine Sensibilisierung unserer Gesellschaft. Wir 
brauchen schnell die Verbesserung und Anpassung des 
Schutzes, gerade an neue Gefahren wie Cyber- und Droh-
nenabwehr, sowie eine spürbare Stärkung der Warn- und 
Infrastruktur.

Dieser Einzelplan stärkt unser THW und insbesondere 
auch das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Kata-
strophenhilfe. Die Mittel fließen genau dorthin, wo sie 
gebraucht werden, wo der Bedarf im Lichte der beschrie-
benen Lage da ist. Die Ausgaben zum Schutz kritischer 
Infrastruktur garantieren die Versorgung der Bevölkerung 
und erhalten Handlungsspielräume im Krisenfall.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Die Anschaffung neuer Einsatzfahrzeuge mit entspre-

chender Fachausstattung, etwa für den Brandschutz so-
wie für chemische, biologische und nukleare Gefahren-
lagen, ermöglicht es dem BBK, im Ernstfall schneller und 
gezielter zu reagieren. Auch unsere Kommunen profitie-
ren davon, etwa über das Prinzip der Doppelnutzung bei 
den Fahrzeugen und bei den Geräten, die zur Behelfung 
beim Katastrophenschutz zur Verfügung stehen. Die In-

vestitionen in neue Forschungsprojekte zur zivilen Ver-
teidigung helfen darüber hinaus, den Bevölkerungsschutz 
weiterzuentwickeln.

Dieser Einzelplan setzt nicht nur in der Beschaffung 
Maßstäbe, sondern auch bei der Einsatzbereitschaft. Die 
Verdopplung der Investitionen in das Krisenmanage-
mentübungsprogramm LÜKEX ist Ausdruck der von 
Bundesminister Dobrindt eingeläuteten innenpolitischen 
Zeitenwende.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Daniel Baldy [SPD])

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluss. 
Dieser Einzelplan steht für einen handlungsfähigen Staat. 
Auch für die Einsatzkräfte schafft er Planungssicherheit: 
für eine Innenpolitik mit klarem Kompass, hin zu einer 
leistungsfähigen Gesamtverteidigungsstrategie. Kurzum, 
meine Damen und Herren: Innere Sicherheit hat mit die-
ser Bundesregierung wieder die richtige Priorität.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die AfD-Fraktion hat nun das Wort der Abgeord-

nete Herr Dr. Christian Wirth.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Christian Wirth (AfD):
Frau Präsidentin! Werte Kollegen! Gestern titelte „Die 

Welt“: Umfrage: „[...] Merz stürzt [...] ab – SPD fällt auf 
schlechtesten Wert seit mehr als einem Jahr“. Leider sind 
Vizekanzler und Kanzler heute nicht da; aber ich darf den 
Kanzler zitieren:

„Und ich schließe eine Zustimmung meiner Fraktion 
zu einer Aufweichung der Schuldenbremse des 
Grundgesetzes heute, von dieser Stelle aus, erneut 
aus. Damit können Sie nicht rechnen. Wir sagen 
stattdessen unserer Bevölkerung: Die Aufgaben, 
vor denen wir stehen, lassen sich lösen, auch ohne 
zusätzliche Abgaben und ohne neue Schulden. Dazu 
müssen allerdings die Prioritäten der Staatsausgaben 
neu geordnet werden.“

Geblieben ist die Reform der Schuldenbremse mit 
der gigantischsten Neuverschuldung der Geschichte 
Deutschlands; Schulden, die mit dem bereits abgewähl-
ten 20. Deutschen Bundestag ermöglicht wurden. Haus-
halt als Königsrecht? Der Wille des Volkes? Keine Spur 
mehr.

(Beifall bei der AfD)

Das Schlimmste ist: Das Brechen dieses Versprechens 
war geplant, und das Bundesverfassungsgericht hat 
mitgeholfen. Aber die Entscheidung ist noch nicht gefal-
len. Das Bundesverfassungsgericht hat mitgeteilt, dass 
die Organklage in der Hauptsache weiterbetrieben wird. 
Vielleicht können wir in fünf Jahren sehen, dass dieser 
Weg ein Irrweg war.
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Sparen kann der Kanzler eigentlich; das hat er bewie-
sen. Er hat dem ehemaligen Richter des Bundesverfas-
sungsgerichts Di Fabio ein Gutachten für unter 
10 000 Euro abgerungen. Alle Achtung! Da kann der 
Steuerzahler froh sein, dass Di Fabio nicht nach Ge-
schäftswert abgerechnet hat.

(Zuruf des Abg. Sebastian Fiedler [SPD])

Da wir gerade beim Innenministerium sind, das auch 
das Verfassungsministerium ist, will ich auf die morgige 
Wahl der Richter eingehen. Nachdem ja Ihr erster Kan-
didat von der linken Mehrheit abgebügelt worden ist, 
unterstützen Sie jetzt zwei Kandidaten der SPD-Fraktion. 
Frau Frauke Brosius-Gersdorf war ja schon mehrfach 
Thema hier. Nicht im Fokus war bisher Frau Ann-Katrin 
Kaufhold, ebenfalls eine linke Aktivistin.

(Sebastian Fiedler [SPD]: Innenhaushalt ist 
heute Thema! – Clara Bünger [Die Linke]: 
Hören Sie auf, zu lügen!)

– Ja, eben, Verfassungsrecht.

(Sebastian Fiedler [SPD]: Das ist ja richtiger 
Quatsch!)

Diese war Gutachterin für Linke und Grüne bei einem 
Enteignungsverfahren von Wohnungsgesellschaften in 
Berlin

(Clara Bünger [Die Linke]: Einfach falsch!)

und behauptet, solche Enteignungen seien verfassungs-
gemäß. Sie befürwortet die Klimatransformation der Ge-
sellschaft

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hören Sie auf, öffentlich Kandidie-
rende für das Verfassungsgericht zu diffamie-
ren!)

und weist darauf hin, dass Reiche das Klima mehr schä-
digen als Arme. Sie ruft zu Boykottmaßnahmen gegen 
Firmen auf, die das Klima nicht ausreichend berücksich-
tigen. Wenn Parlamente zu langsam seien, müssten Ge-
richte und Zentralbanken deren Aufgaben für das Klima 
übernehmen. So viel zur Gewaltenteilung.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Auch Sie können Respekt vor dem Ver-
fassungsgericht haben!)

Gerichte sollen unpopuläre Maßnahmen anordnen dür-
fen,

(Sonja Eichwede [SPD]: Nennt sich Rechts-
staat!)

zum Beispiel keine Kredite mehr für Privatpersonen und 
Firmen, die nicht dem Klimairrsinn folgen.

Frau Brosius-Gersdorf ist von ähnlicher Qualität:

(Ina Latendorf [Die Linke]: Eine tolle Juristin!)

Verbotsverfahren gegen AfD: geschenkt; AfD-Wähler 
beseitigen: macht ja nichts, sind ja nur 10 Millionen; 
Impfzwang: immer noch;

(Sebastian Fiedler [SPD]: Innenhaushalt!)

Kopftuch im öffentlichen Dienst: Neutralitätsgebot ist 
nicht mehr wichtig; ungeborenes Leben soll keine Men-
schenwürde besitzen. Der Bundeskanzler stimmt noch 
zu.

(Sonja Eichwede [SPD]: Das stimmt alles 
nicht!)

Das ist der Tiefpunkt der Christlich Demokratischen Uni-
on.

(Beifall bei der AfD)
Und Herr Hoffmann, der gerade nicht da ist, lässt sich 

als Nachfolger von Herrn Dobrindt als Chef der CSU- 
Landesgruppe in der Zeitung zitieren: In Zeiten, in denen 
im Bundestag die radikalen Ränder stark wie nie seien, 
„braucht es ein geschlossenes Votum der Parteien der 
Mitte, um die Funktionsfähigkeit des höchsten deutschen 
Gerichtes sicherzustellen“.

(Sebastian Fiedler [SPD]: Sie haben sich in die 
falsche Debatte verlaufen!)

Das sagt Herr Hoffmann als Nachfolger von Herrn 
Dobrindt! Herr Hoffmann, Sie sind leider nicht da, aber 
wenn Ihnen die Schuhe von Herrn Dobrindt zu groß sind, 
dann sehen wir Sie demnächst wahrscheinlich in der Kin-
derabteilung Ihre Schuhe kaufen.

(Beifall bei der AfD)
Meinungsfreiheit und Grundrechte sind für diese Kan-

didaten unwichtig. Früher galt mal: Grundrechte sind 
dazu da, den Bürger vor dem Staat zu schützen. Offen-
sichtlich ist man heute hier der Meinung, dass die Grund-
rechte den Staat vor dem Bürger schützen sollen.

Diese Vorschläge hätten die Rote Hilfe, die Klimakle-
ber, die Antifa oder die Hausbesetzer machen können, 
wenn sie ein Vorschlagsrecht für das Bundesverfassungs-
gericht gehabt hätten.

(Zuruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Meine Damen und Herren, das ist der Sargnagel der Uni-
on. Sie sollten das „C“ gegen ein „M“ für Masochismus 
austauschen. So machen Sie Ihre Partei kaputt.

(Beifall bei der AfD)
Was brauchen wir? Wir fordern für den Etat des Innen-

ministeriums einen großzügigen Personal- und Ausstat-
tungsaufbau für die Bundespolizei, die chronisch unter-
besetzt ist. Wir fordern die politische Neutralität des 
Verfassungsschutzes, die Beendigung der Finanzierung 
links-grüner NGOs sowie den klaren Vorrang deutscher 
Interessen bei jeder Haushaltsentscheidung.

(Zuruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Das hat unsere Bevölkerung von unserem Staat verdient.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Ich erinnere noch mal daran, dass Thema der Einzel-

plan des Innern ist. Die Rechts- und Justizdebatten wer-
den an einer anderen Stelle geführt.
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(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Ich habe einen Zwischenruf zum Thema Lügen gehört. 
Ich will es einfach noch mal sagen: Auch wenn man nicht 
teilt, was der andere sagt, bezichtigen wir uns nicht per-
sönlich der Lüge.

Jetzt hat das Wort für Bündnis 90/Die Grünen – – Nein, 
für die SPD-Fraktion – –

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ist kein großer 
Unterschied!)

Für die SPD-Fraktion hat nun das Wort der Kollege 
Sebastian Fiedler. Bitte sehr.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Sebastian Fiedler (SPD):
Herzlichen Dank, Frau Präsidentin. – Liebe Kollegin-

nen und Kollegen! Wir debattieren in der Tat heute über 
den Haushalt des Bundesinnenministeriums. Mein Kol-
lege Martin Gerster hat das schon alles wunderbar sor-
tiert. Die Kollegin Eichwede hat schon viele Punkte zur 
Migration beleuchtet, die ich deswegen jetzt nicht wie-
derholen will. Ich will mich auf einige andere Dinge kon-
zentrieren und diese ein bisschen einordnen.

Zum Thema Nummer eins. Wir stärken die objektive 
Sicherheit, und das tun wir deswegen, weil die Lage, in 
der wir uns befinden, außerordentlich ernst ist. Hybride 
Angriffe und Bedrohungen im Cyberraum, durch das 
Ausland betriebene Desinformationskampagnen, Spiona-
ge, Sabotage, Drohnenabwehr – das haben wir schon 
besprochen –: Dem Wirtschafts- und Wissenschafts-
schutz kommt aus unterschiedlichen Gründen eine hohe 
Bedeutung zu. Man muss insgesamt auch in diesem Zu-
sammenhang sagen: Viele der Themen, die wir unter dem 
Rubrum der inneren Sicherheit diskutieren, haben durch-
aus direkt damit zu tun, dass von Russland aus hybride 
Angriffe auf uns durchgeführt werden.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: So ist es!)
Man kann anders sagen: Putin nimmt Einfluss, und das 
tut er unter anderem auch durch seinen verlängerten 
Arm – siehe die AfD – hier im Haus.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Und daher müssen wir die Bedrohung durch den 
Rechtsextremismus weiterhin sehr ernst nehmen. Ich 
bin deswegen froh, dass die Innenministerkonferenz 
sich darauf geeinigt hat, eine Bund-Länder-Arbeits-
gruppe zu diesem Thema einzurichten. Ich gehe davon 
aus, dass sie alsbald startet. Das ist ein erster und wichti-
ger Schritt, einen neuen Maßstab bei der Befassung mit 
der AfD anzulegen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Weitere Themen sind schon genannt worden. Den Be-

völkerungsschutz stärken wir und profitieren dabei – das 
hat der Kollege Gerster schon gesagt – von den neuen 
Schuldenregeln. Darüber sind wir froh; denn dadurch 
hat der Minister mehr Spielraum bei vielen anderen The-
men in seinem Haushalt, die uns wahnsinnig wichtig 

sind. Das kann ebenfalls unter der Überschrift „Zeiten-
wende“ – Herr Dobrindt, Sie haben das gerade schon 
richtig gesagt – für das Thema „innere Sicherheit“ dis-
kutiert werden. Und genau das tut diese Koalition.

Es gehören aber weitere Handlungsfelder dazu. Die 
Organisierte Kriminalität mit ihrer gesellschaftszerset-
zenden Wirkung ist uns ein wichtiges Thema. Die über-
greifende Rauschgiftkriminalität ist noch nicht genannt 
worden. Auch die Politisch motivierte Kriminalität ist 
ein wichtiges Themenfeld. Über Gewaltkriminalität ha-
ben wir häufig im Zusammenhang mit Messerangriffen 
diskutiert.

Über Gewalt bei Kindern und Jugendlichen haben wir 
häufig diskutiert. Deswegen will ich noch mal anspre-
chen: Ich bin froh, dass sich eine Idee aus der letzten 
Legislatur weiterhin im Haushalt wiederfindet, nämlich 
die Einrichtung einer Bundesakademie zum Thema Prä-
vention. Für den gesellschaftlichen Frieden sind all diese 
Themen sowie Migration und Integration von übergeord-
neter Bedeutung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Und da ich jetzt zuerst „objektive Sicherheit“ gesagt 
habe, will ich Bezug nehmen auf den gestern vorgelegten 
Bericht. Der Polizeibeauftragte, der zuständig für die 
Bundespolizei, das Bundeskriminalamt und die Polizei 
hier im Hause ist, hat uns einige Hausaufgaben mit auf 
den Weg gegeben. Ich will deswegen das Signal senden: 
Wir achten auf die Beschäftigten; dazu stehen im Haus-
haltsentwurf viele Dinge. An dieser Stelle möchte ich 
noch mal den Beschäftigten in den Sicherheitsbehörden 
ausdrücklich danken, die viel für unsere objektive Sicher-
heit tun.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Alexander Hoffmann [CDU/CSU] und 
Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Ich möchte aber noch allgemein zwei weitere Themen 
ansprechen. Eine Grundaussage für diese Koalition ist: 
Das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung ist uns wichtig. 
Die Bevölkerung hat nämlich die Erwartungshaltung, 
dass diese Koalition liefert. Und sie will dem Grunde 
nach wissen, dass wir die Probleme sehen und die Lage 
im Griff haben. Für diese Koalition kann man wirklich 
sagen: Die Koalition ist auch durch eine sehr gute Zu-
sammenarbeit gekennzeichnet – insoweit geht noch mal 
ein herzlicher Dank an den Bundesinnenminister –: Das 
klappt außerordentlich gut.

Und zuletzt will ich insbesondere aus der Sicht meiner 
Fraktion noch sagen: Für uns kommen immer drei The-
men zueinander: innere Sicherheit, äußere Sicherheit und 
soziale Sicherheit. Dieser Haushalt strahlt insgesamt aus, 
dass wir keines dieser Felder vernachlässigen werden.

Herzlichen Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat das Wort 

Frau Abgeordnete Marlene Schönberger.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 18. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 10. Juli 2025                                                                                                                                                                                                  1717 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Präsidentin Julia Klöckner 



(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Marlene Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ein Ziegelstein mit der schrecklichen Auf-
schrift „Euthanasie ist eine Lösung“ wird auf eine Ein-
richtung der Lebenshilfe geworfen. CSDs werden be-
droht, Sinti und Roma auf dem Schulhof schikaniert, 
und für Jüdinnen und Juden wird der Unibesuch zu einer 
Mutprobe. Obdachlose werden attackiert, Menschen de-
monstrieren für ein Kalifat, und Familien mit Migrations-
geschichte fürchten Brandanschläge. All das passiert jetzt 
überall in diesem Land.

Und wie reagiert der Innenminister? Mit Ignoranz! 
Seine Vorschläge – Abschiebungen, Wahlrechtsentzug, 
härtere Gesetze, mehr Polizei, mehr Befugnisse, Taser – 
sind keine sinnvolle Antwort auf diese gefährliche gesell-
schaftliche Entwicklung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wer bei Antisemitismus, Islamismus und Rechtsextre-
mismus immer nur nach Law and Order schreit, der han-
delt kopflos, ohne die Phänomene wirklich anzugehen, 
oder erst dann, wenn es schon zu spät ist. Und das kann 
doch nicht unser Anspruch sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Luke Hoß [Die Linke])

Statt sinnvoller Maßnahmen kommt aus der Bundes-
regierung zum Teil Politik wie aus dem AfD-Parteipro-
gramm. Statt NGOs zu unterstützen, die unsere Demo-
kratie verteidigen: Diffamierung. Statt klare Kante gegen 
Islamismus: Deals mit den Taliban.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Unfassbar!)

Und statt queere Menschen in ihren Forderungen nach 
gleichen Rechten zu unterstützen, redet der Kanzler von 
„Zirkus“. Das ist schäbig. Ich erwarte nach wie vor eine 
Entschuldigung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben immer 

eine Reform der Schuldenbremse gefordert, weil die He-
rausforderungen gewaltig sind, gerade auch für unsere 
liberale Demokratie. Wir brauchen Geld,

(Dieter Stier [CDU/CSU]: Wer braucht das 
nicht?)

um die Zivilgesellschaft zu stärken, Beratungsstellen für 
Betroffene von rechter und islamistischer Gewalt dauer-
haft zu fördern, Monitoring und Recherche abzusichern, 
Streetwork zu pushen, Aussteigerprogramme in die Flä-
che zu bringen und um politisch-historische Bildung ent-
schieden hochzufahren. Jeder Euro in diesem Bereich ist 
eine Investition in die innere Sicherheit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, diese Bundesregie-

rung hätte dieses Geld. Wir Grünen haben geholfen, 
Spielräume zu schaffen, von denen die Ampel nur träu-
men konnte. Aber wo ist jetzt die Investitionsoffensive in 

den Schutz unserer Demokratie, die Zeitenwende im 
Kampf gegen Desinformationen und gegen Kremlpropa-
ganda? In diesem Haushalt ist sie nicht enthalten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – 
Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Richtig!)

Es fehlt nicht am Geld, es fehlt am politischen Willen. 
Diese Regierung wird ihrer Verantwortung für die Demo-
kratie nicht gerecht. Und das ist fatal – im Übrigen für 
alle Demokratinnen und Demokraten. Ich wünsche mir, 
dass das auch die Union endlich versteht.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der CDU/CSU hat nun der Abgeord-

nete Herr Stephan Mayer das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Sebastian Fiedler [SPD])

Stephan Mayer (Altötting) (CDU/CSU):
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Sehr verehrte Kolle-

ginnen! Sehr geehrte Kollegen! Ein Stück weit ist das 
heute eine historische Haushaltsdebatte, weil zum letzten 
Mal – zumindest vorläufig – in der Debatte über den 
Haushalt des Bundesinnenministeriums auch der Haus-
halt des Sports mit debattiert wird.

Ich kann Ihnen, sehr geehrter Herr Bundesminister 
Alexander Dobrindt, sagen: Sie haben nicht nur die Zei-
tenwende, den Politikwechsel in der Migrationspolitik, in 
der Sicherheitspolitik und in der Bevölkerungsschutz-
politik eingeläutet, sondern auch in der Sportpolitik. 
Der Haushalt, den die Bundesregierung heute für den 
Sportbereich vorlegt, ist der Haushalt mit den stärksten 
Zuwächsen und den höchsten finanziellen Mitteln aller 
Zeiten, wenn man die Coronahilfen in der vorletzten Le-
gislaturperiode herausrechnet.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, das 
ist ein großer Erfolg der neuen Bundesregierung, des 
Bundesministers Alexander Dobrindt, aber natürlich 
auch der neuen Staatsministerin Christiane Schenderlein, 
dank deren Wirken – sie ist seit 65 Tagen im Amt – ein 
neuer Wind – das kann man ganz offen so sagen – durch 
die deutsche Sportpolitik weht; und das ist erfreulich.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Überschrift des Kapitels für den Sport im Koaliti-
onsvertrag lautet: „Sport soll Spaß und Lust auf Leistung 
machen.“ Ich bin der festen Überzeugung: Der Haus-
haltsentwurf für den Sportetat wird diesem Anspruch 
auch vollumfänglich gerecht.

Was auch sehr wichtig ist: Im Kapitel für den Sport im 
Koalitionsvertrag ist die Rede von einem Paradigmen-
wechsel, und dieser Paradigmenwechsel in der Sportpoli-
tik wird durch die Höhe des Etats eingeläutet. Er steigt 
auf über 331 Millionen Euro. Das ist eine Steigerung um 
knapp 50 Millionen Euro. Das ist ein großer Erfolg.
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wohin fließen diese zusätzlichen Mittel? Gerade in die 
Bereiche, die für uns von entscheidender Wichtigkeit 
sind:

Erstens. Die Trainerinnen und Trainer sollen besser 
bezahlt werden. Wenn wir in Deutschland gerade im 
Sommersport wieder Anschluss an andere westliche Na-
tionen wie Italien, Frankreich, Japan, die Niederlande 
finden wollen, dann müssen wir die besten Trainerinnen 
und Trainer in Deutschland halten und dürfen nicht ris-
kieren, dass sie Deutschland des Geldes wegen verlassen, 
weil im Ausland besser bezahlt wird.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Diese Traineroffensive muss einer der Schwerpunkte der 
Sportpolitik der neuen Bundesregierung sein.

Zweiter Schwerpunkt. Wir brauchen Sportstätten in 
Deutschland, die adäquat, modern und angemessen sind. 
Wir müssen auch mehr in die Trainingsstätten, in die 
Sportstätten investieren. Das trifft einerseits auf die 
Sportstätten zu, die dem Spitzensport dienen, das trifft 
aber andererseits auch auf die Sportstätten zu, die dem 
Breitensport dienen.

Und was ich auch sagen möchte – das trifft zwar nicht 
auf den Haushalt 2025 zu, aber auf die mittelfristige 
Finanzplanung für die kommenden vier Jahre –: Der Auf-
wuchs, der in diesem Jahr vorgenommen wird, wird per-
petuiert. Der Sporthaushalt wird auch in den kommenden 
vier Jahren jeweils um 100 Millionen Euro steigen. Auch 
das ist eine außerordentlich positive Botschaft für den 
Sport in Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, las-
sen Sie mich noch einen Bereich ansprechen, der gerade 
in den kommenden Monaten von großer öffentlicher Auf-
merksamkeit geprägt sein wird, und das ist die hoffentlich 
erneut stattfindende Bewerbung Deutschlands für Olym-
pische und Paralympische Spiele. Ich sage ganz offen: 
Als Sportpolitiker wäre es mein größter Wunsch, dass 
Deutschland wieder Austragungsort von Olympischen 
und Paralympischen Spielen sein darf.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Es gibt jetzt vier Konzepte; diese liegen auf dem Tisch. 
Alle Konzepte sind sehr gut, an der einen oder anderen 
Stelle vielleicht noch ein bisschen verbesserungsfähig. 
Aber alle vier Konzepte, ob aus der Rhein-Ruhr-Region, 
aus Berlin, aus Hamburg oder aus München, sind aus 
meiner Sicht tragfähig für die Durchführung von Olym-
pischen und Paralympischen Spielen.

Und da komme ich wieder zu uns: Es geht jetzt darum, 
dass wir auch als Bundespolitik – sowohl als Bundes-
regierung als auch als Bundestag – ein positives Signal 
setzen. Am 26. Oktober findet in München die Abstim-
mung statt. Es werden weitere Bürgerentscheide in den 
anderen drei Regionen bzw. Städten folgen. Ich bin der 

festen Überzeugung – das sage ich jetzt abschließend –: 
Wir werden die Bürgerinnen und Bürger, egal wo, nur 
dann davon überzeugen, –

Präsidentin Julia Klöckner:
Die Zeit ist um.

Stephan Mayer (Altötting) (CDU/CSU):
– dass Olympische und Paralympische Spiele in 

Deutschland Sinn machen, –

Präsidentin Julia Klöckner:
Bitte kommen Sie zum Schluss.

Stephan Mayer (Altötting) (CDU/CSU):
– wenn die Bundesregierung sich klar zu diesen Spie-

len bekennt.

Präsidentin Julia Klöckner:
Jetzt ist Schluss.

Stephan Mayer (Altötting) (CDU/CSU):
Darum bitte ich ganz herzlich.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke schön. – Für die AfD-Fraktion hat der Abge-

ordnete Markus Matzerath das Wort. Bitte.

(Beifall bei der AfD)

Markus Matzerath (AfD):
Sehr geehrte Präsidentin! Werte Kollegen! Der Haus-

halt der Bundespolizei für 2025 zeigt auf den ersten Blick 
keine offensichtlichen ideologischen Fehlentwicklungen; 
das ist schon mal eine gute Nachricht. Auch wir als ein-
zige echte Opposition können das offen aussprechen. 
Auch wenn der Plan die Ausgaben natürlich sehr grob-
körnig aufschlüsselt, sind in diesem kleinen Teilbereich 
des Gesamthaushalts keine offenkundigen linksextremen 
Projekte und keine grünen Symbolausgaben zu finden.

Es ist im Großen und Ganzen eine sachliche Aufstel-
lung. Eine Steigerung der Ausgaben für die Bundespoli-
zei um 18 Prozent ist angesichts der illegalen und schäd-
lichen Migration nachvollziehbar. Ob sie tatsächlich 
effizient eingesetzt werden, steht auf einem ganz anderen 
Blatt.

(Beifall bei der AfD)

Was mir aber auch aufgefallen ist und wieder typisch 
für diese Regierung ist: Die Ausgaben für den Inlands-
geheimdienst, mit dem die Regierung Oppositionelle be-
spitzeln lässt, steigen noch stärker. Das ist schon ein 
erster Anhalt, wo die Prioritäten der Regierung liegen.
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Eines müssen wir klar sagen: Mehr Geld allein macht 
noch keine bessere Polizei. Was wir brauchen, ist nicht 
nur eine höhere Summe im Etat. Ich kenne aus eigener 
Erfahrung als Bundespolizist sowohl Verschwendung als 
auch Sparzwänge und Überbürokratisierung.

(Zuruf des Abg. Sebastian Fiedler [SPD])

Da werden etwa funktionstüchtige Möbel ersetzt, nur 
weil sie in den Büchern abgeschrieben sind, während 
gleichzeitig einfache HDMI-Kabel für Überwachungs-
monitore monatelang bestellt werden müssen, weil die 
Bürokratie jeden Einkauf zur Qual macht. Nicht zu ver-
gessen: die Vergeudung von Geld durch Arbeitsstunden 
mit Doppelerfassung in den verschiedenen Statistiken. 
Ich habe auch schon erlebt, wie Beamte gezwungen wur-
den, langsamere Reisewege mit der Bahn anstatt mit vor-
handenen und schnelleren Pkw in Kauf zu nehmen – aus 
übertriebenem Sparzwang.

Meine Damen und Herren, Sparsamkeit ist eine Tu-
gend; aber falsches Sparen ist Verschwendung.

(Beifall bei der AfD)

Denn konsequenter Grenzschutz spart natürlich Milliar-
den an Folgekosten. Wenn wir schon mehr Geld in die 
Hand nehmen, dann muss es auch dort ankommen, wo es 
gebraucht wird: an der Grenze, bei der Ausrüstung und in 
der täglichen Arbeit bei den Beamten.

Wir können aber nicht alles am Geld festmachen. Es 
sind auch die bestehenden Gesetze, durch deren irrsin-
nige Auslegung Bundespolizisten faktisch dazu gebracht 
werden, Illegale, Straftäter und Passfälscher zur nächsten 
Unterkunft nach Deutschland zu fahren, statt gesammelt 
auszufliegen. Das wird nicht mit mehr Geld behoben und 
leider auch nicht mit der CDU.

(Beifall bei der AfD)

Doch selbst wenn wir hier über Zahlen sprechen, die 
eigentliche Frage ist: Wem nützt ein höherer Etat, wenn 
gleichzeitig die Bedeutung einer der wesentlichen Kern-
aufgaben der Bundespolizei, nämlich Grenzschutz, 
geleugnet wird? Warum soll man lange über Geld dis-
kutieren, wenn es hier von einer großen Clique von 
Linksextremisten protegierte Abgeordnete gibt, die offen 
mit Hass gegen Polizisten sympathisieren?

(Zuruf des Abg. Sebastian Fiedler [SPD])

Der Herr Ferat Koçak zum Beispiel von der Linkspartei, 
Mitglied im Innenausschuss, fuchtelte begeistert zu ei-
nem Lied, in dem Polizisten als „Missgeburten“ be-
schimpft und zum Abschuss freigegeben werden sollen. 
Einsatzfahrzeuge sollen nach seinem Wunsch abge-
fackelt werden.

(Zuruf von der Linken)

Und genau hier liegt das Problem: Polizei und Bundes-
polizei werden von linksextremen und anderen linken 
Kreisen nur akzeptiert, solange die Regierung sie im 
Kampf gegen die Opposition und als Schleuser für ille-
gale Migration missbrauchen und instrumentalisieren 
kann.

(Beifall bei der AfD)

Meine Damen und Herren, wir brauchen eine Bundes-
polizei, die handlungsfähig ist: finanziell, organisatorisch 
und politisch. Mit dieser Regierung funktioniert das 
nicht, nur mit der AfD.

Danke schön.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die SPD-Fraktion hat nun die Abgeordnete Frau 

Rasha Nasr das Wort. Bitte sehr.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Rasha Nasr (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Werte Kolleginnen und Kollegen! 
An die Herren der AfD: Es tut mir wirklich leid, dass 
Sie offenbar keine Liebe in Ihrem Leben haben.

(Lachen des Abg. Dr. Christian Wirth [AfD])

Aber wissen Sie, wer mir noch viel mehr leidtut? Die 
Menschen mit internationaler Geschichte, die Ihre Büros 
aufräumen, die Ihre Häuser bauen, die Ihnen im Restau-
rant das Essen bringen und Sie später auch pflegen wer-
den, wenn Sie mal darauf angewiesen sind. Also kommen 
Sie mal ein bisschen runter!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken – Zuruf des Abg. Martin Hess [AfD])

Wenn wir heute über den Haushalt des Bundesminis-
teriums des Innern sprechen, dann geht es nicht nur um 
trockene Zahlen. Es geht auch um das, was unsere Gesell-
schaft im Innersten ausmacht: Verlässlichkeit, Zusam-
menhalt, Sicherheit.

Und es geht für mich auch um sehr persönliche Erfah-
rungen. Ich erinnere mich noch sehr genau an das Hoch-
wasser 2002 in Dresden. Ich war noch ein Kind. Aber ich 
habe erlebt, was es heißt, wenn ganze Stadtteile unter 
Wasser stehen, wenn Nachbarn mit Sandsäcken an-
packen, wenn der Staat und die Zivilgesellschaft Schulter 
an Schulter stehen. Wir haben geholfen – spontan, soli-
darisch und gemeinsam.

2013 hat es meine Heimat erneut getroffen: wieder 
Hochwasser. Ich habe damals Essen an Helfer verteilt, 
selbst Schutt weggeräumt. Solche Erfahrungen prägen. 
Sie lehren: Ohne Blaulicht, ohne Ehrenamt, ohne funk-
tionierende Strukturen wären wir verloren gewesen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Aber wir müssen da gar nicht nur in die Vergangenheit 
schauen. Die Gohrischheide im Landkreis Meißen 
brennt – immer noch. Die Feuerwehr kämpft seit Tagen 
gegen die Flammen. THW, Feuerwehr, Katastrophen-
schutz, Bundeswehr: Sie leisten Unglaubliches. Und ich 
möchte mich an dieser Stelle herzlich für ihren Einsatz 
bedanken.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Und genau diese Menschen brauchen unsere Unterstüt-
zung, nicht nur im Einsatz, sondern genau hier im Bun-
destag.

Mit dem zweiten Regierungsentwurf stärken wir das, 
was uns schützt: 334 Millionen Euro mehr für die Bun-
despolizei inklusive der Übernahme von 1 000 ausgebil-
deten Anwärtern, 167 Millionen Euro mehr für das BBK, 
mit Fokus auf Warnsysteme, Fahrzeuge und Infrastruktur, 
44 Millionen Euro mehr für das THW, ein Bekenntnis 
zum Ehrenamt. Aber da muss noch mehr gehen.

Sachsen hat seine Lektionen aus Hochwasser, Bränden 
und Extremwettern gelernt. Der Bund muss sie auch ler-
nen. Und dieser Haushalt zeigt, dass wir bereit sind, zu 
lernen. Sicherheit ist nicht selbstverständlich. Sie entsteht 
durch kluge Planung, durch Vorsorge, durch funktionie-
rende Behörden. Und sie entsteht durch den politischen 
Willen, nicht dort zu kürzen, wo alles gebraucht wird, 
wenn es ernst wird.

Als SPD sagen wir: Sicherheit darf keine Frage des 
Wohnorts sein. Ob im ländlichen Raum, im Plattenbau 
oder in der Innenstadt: Alle Menschen haben das Recht, 
sich sicher zu fühlen. Genau deshalb stärken wir auch die 
Migrationsberatung, die Integrationskurse und die Bun-
deszentrale für politische Bildung, die mit 105 Millionen 
Euro einen Rekordetat erhält.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, dieser Aspekt des 

Haushalts ist mehr als ein Zahlenwerk. Er ist eine An-
erkennung für alle, die den Staat tragen. Ich bin dankbar, 
dass ich damals, 2002 und 2013, helfen konnte. Heute 
kann ich auf andere Weise helfen – mit einem Haushalt, 
der diesen Einsatz würdigt. Lassen Sie uns diesen Weg 
gemeinsam weitergehen für ein sicheres, solidarisches 
und demokratisches Deutschland.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Das Wort zur nächsten Rede hat nun der fraktionslose 

Abgeordnete Stefan Seidler.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der Linken)

Stefan Seidler (fraktionslos):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Moin, liebe Kollegin-

nen und Kollegen! Sehr geehrter Herr Dobrindt, es wird 
Sie nicht wundern, dass ich den Blick auf die Minderhei-
tenpolitik richten werde, die auch in der Zuständigkeit 
Ihres Hauses liegt. Im vorliegenden Haushaltsentwurf 
sind einige gute Ansätze für unsere nationalen Minder-
heiten erkennbar, und dafür bin ich Ihnen, Herr Dobrindt, 
und Ihrem Haus sehr dankbar. Dennoch gibt es etwas 
Nachbesserungsbedarf. Unsere nationalen Minderheiten 
geraten immer stärker unter Druck. Für den Erhalt ihrer 
kulturellen, sprachlichen und organisatorischen Grund-

lagen sind Zuwendungen aus dem Bundeshaushalt darum 
unverzichtbar. Denn gerade bei den größtenteils ehren-
amtlichen Strukturen unserer Minderheiten schlagen Ein-
sparungen gleich doppelt zu Buche. Wenn Mittel fehlen 
und Strukturen wegfallen, ist der Schaden irreversibel. 
Umgekehrt bewirken schon kleine Aufstockungen im 
Etat Großes, nicht nur zum Schutz und zur Förderung 
unserer Minderheiten, sondern für unser vielfältiges und 
demokratisches Miteinander.

(Beifall der Abg. Sonja Eichwede [SPD])

Gerade jetzt ist es umso wichtiger, dass die Minderhei-
tenpolitik verlässlich aufgestellt wird. Dabei betrifft die-
ser Punkt nicht nur die Minderheitentitel in Ihrem Haus, 
Herr Dobrindt, sondern auch darüber hinaus gibt es eini-
ges zu tun. Darum bin ich Ihnen dankbar, dass Sie mit 
Herrn Fabritius einen Kenner zum Beauftragten für un-
sere nationalen Minderheiten benannt haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Es ist gut, einen Mitstreiter auf diesem Posten zu haben, 
der um unsere Herausforderungen weiß. Die Kosten stei-
gen, das Ehrenamt trägt immer größere Lasten, viele 
Strukturen sind vom Generationswechsel betroffen, und 
notwendige Investitionen bleiben auf der Strecke. All das 
trifft auf Haushaltsansätze, die seit Jahren nicht an das 
gestiegene Ausgabenniveau angepasst wurden. Mit den-
selben finanziellen Ansätzen wie vor 30 Jahren lassen 
sich eben nicht dieselben Dinge umsetzen.

Der schleichende Rückschritt ist offensichtlich. Bei 
den Friesen sind die Sprache und die Kultur akut gefähr-
det. Hier braucht es eine nachhaltige Finanzierung der 
Gremien- und Organisationsarbeit. Ich bitte Sie aus-
drücklich, sich auch weiterhin gegenüber dem Bundes-
finanzminister für eine solide Mittelausstattung einzuset-
zen.

Für meine Dänen sind die Projektmittel im Entwurf 
bisher nicht auffindbar. Ich hoffe, sie lassen sich schnell 
wiederfinden.

Große Sorgen bereiten mir zudem die Posten für un-
sere deutschen Sinti und Roma im Haus von Frau Prien. 
Da steht die langfristige Finanzierung der Melde- und 
Informationsstelle Antiziganismus derzeit in der Schwe-
be. Das ist nicht gut. Solche Strukturen dürfen nicht als 
Projekte abgetan werden. Es geht uns alle an – immer. Es 
ist darum nicht bloß eine Frage der Finanzierung, sondern 
unsere historische Verantwortung, mit dem Bundeshaus-
halt dafür zu sorgen, dass auch die Kommission zur Auf-
arbeitung des Unrechts an Sinti und Roma nach 1945 
langfristig abgesichert wird.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Ina Latendorf [Die Linke])

Ohne stabile Strukturen und ausreichende Mittel läuft 
selbst das engagierteste Ehrenamt in die Leere; das wis-
sen wir auch aus anderen Bereichen. Daher ist meine 
Aufforderung klar, liebe Kolleginnen und Kollegen: Las-
sen Sie uns in den parlamentarischen Beratungen ge-
meinsam dafür sorgen, dass aus guten Ansätzen echte 
Fortschritte werden.
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Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun der Kollege 

Klaus-Peter Willsch das Wort.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Herr Minister, lieber Alexander 

Dobrindt! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Liebe Kollegen! Liebe Zuschauer auf den Rängen, vor 
dem Bildschirm! Liebe Zuhörer am Radio oder wo auch 
immer! Zehn Wochen nach Regierungsübernahme spüren 
wir: Der politische Nebel lichtet sich. Endlich wird wie-
der regiert und nicht nur geredet. Wir bringen Ordnung 
ins Chaos und Verantwortung zurück ins politische Zen-
trum. Dieser Haushalt ist kein bloßes Zahlenwerk, son-
dern ein politisches Bekenntnis. Wir setzen Prioritäten: 
Wir konsolidieren, wir reformieren, wir investieren – ge-
nau in dieser Reihenfolge.

Ich will die Gelegenheit aber auch nutzen, um einen 
Punkt, der mich maßlos ärgert, anzusprechen, wenn ich in 
Richtung Kanzleramt schaue. Da geht mein Appell an die 
Sicherheitsbehörden und die Justiz in Berlin, endlich da-
für zu sorgen, dass hier keine palästinensischen Feldlager 
in unmittelbarer Nähe des Bundestages und neben dem 
Kanzleramt über eine so lange Zeit geduldet werden. Man 
muss sich überlegen, wie es auf Berliner Juden oder auf 
Juden, die die deutsche Hauptstadt besuchen, wirkt, dass 
hier die offenkundigen Feinde Israels und des Judentums 
in unmittelbarer Nähe des Bundestages und des Bundes-
kanzleramtes über Wochen kampieren können, obwohl 
sonst jede Jungenbande vom Förster weggejagt wird, 
wenn sie irgendwo ein Zelt illegal aufschlägt. Das muss 
dringend geändert werden. In diesem Zusammenhang 
müssen wir, alle Fraktionen miteinander, neu darüber 
nachdenken, ob es nicht eine Bannmeile um den Regie-
rungsbereich braucht, um zumindest von unserer Seite 
aus zu verhindern, dass so etwas vor unseren Augen ge-
schieht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

In diesem Zusammenhang möchte ich auch das Thema 
„konsolidieren“ ansprechen. Wir müssen natürlich si-
cherstellen, dass so etwas nicht mit staatlichen Mitteln 
gefördert wird, dass wir nicht Antifa und militante Links-
extremisten fördern.

(Zuruf der Abg. Rasha Nasr [SPD])
Ich bitte alle, auch die Öffentlichkeit, uns Hinweise zu 
geben, wo Geld, das aus dem Bundeshaushalt kommt, 
falsch eingesetzt wird.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Unser Kurswechsel zeigt sich besonders eindrucksvoll 
dort, wo staatliche Handlungsfähigkeit unmittelbar spür-
bar wird: bei der inneren Sicherheit. Denn ein handlungs-

fähiger Staat beginnt bei denen, die täglich für unsere 
Sicherheit im Einsatz sind. Ob bei Investitionen, beim 
Schutz unserer Grenzen oder bei der Stärkung der Bun-
despolizei: Wir setzen klare Prioritäten.

Es gibt in unmittelbarer Nachbarschaft meines Wahl-
kreises, in Diez, eine Ausbildungsstätte der Bundespoli-
zei. Als ich mit den jungen Kameraden geredet habe, 
sagten sie mir: Wir gehen zwar bewaffnet in den Einsatz; 
aber die Unsicherheit ist immer im Hinterkopf. – Die 
Bundespolizei muss in kritischen Einsatzlagen hand-
lungsfähig sein. Das sind wir unseren Beamten und allen 
Menschen in unserem Land schuldig. Ein zentrales Mittel 
zur Stärkung der inneren Sicherheit ist dabei der Einsatz 
von Tasern. Sie stoppen Angreifer ohne tödliche Gewalt. 
Schnell und deeskalierend wirken sie oft so effektiv, dass 
Schusswaffengebrauch vermieden werden kann. Ein Ta-
ser ersetzt nicht die Schusswaffe, kann aber den notwen-
digen Einsatz vermeiden helfen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir haben es in Hessen, meinem Heimatland, einfach 

gemacht. Wir haben Bodycam und Taser im Rahmen 
eines Pilotprojekts verbunden. Zwei Mittel, ein Ziel: 
Schutz für die, die uns schützen. Dieser Ansatz verbindet 
Sicherheit mit Transparenz und steht beispielhaft dafür, 
wie moderne Einsatzmittel verantwortungsvoll und ef-
fektiv genutzt werden können. Das hessische Modell ge-
nießt bundesweit Aufmerksamkeit und zeigt, was mög-
lich ist, wenn man mutig vorangeht, statt lange zu zögern.

Wir greifen diese Entwicklungen auf und stärken die 
innere Sicherheit substanziell. Allein für die Ausstattung 
der Bundespolizei mit Tasern werden 2025 zusätzlich 
5 Millionen Euro bereitgestellt. Insgesamt steigen die 
Ausgaben für den Bereich „innere Sicherheit“ im zweiten 
Regierungsentwurf auf rund 7,6 Milliarden Euro – ein 
Plus von 1,2 Milliarden Euro gegenüber dem Vorjahr, 
ein starkes Signal für Sicherheit und Ordnung in diesem 
Land.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Einen echten Kurswechsel – oder um im Wording zu 

bleiben: eine Zeitenwende – erleben wir beim Thema 
Migration. Die Zahl der Asylanträge in Deutschland 
und deren deutlicher Rückgang im ersten Halbjahr 2025 
sind bereits dargestellt worden, und es ist wichtig, dass 
wir diesen Trend weiter verstärken. Wer nicht steuert, 
verliert Kontrolle, und wer nur zuschaut, verliert Vertrau-
en; das müssen wir wiedergewinnen. Wir haben die Zah-
len bereits nachhaltig gesenkt. Die entschlossene, reali-
tätsnahe und verantwortungsvolle Migrationspolitik 
wirkt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir haben, um auch ein Zeichen an die Kommunen zu 

setzen, die vorgesehene Halbierung der Mittel für Inte-
grationskurse revidiert. Wenngleich wir es uns zur Auf-
gabe gesetzt haben, dass wir den Zugang begrenzen wol-
len, ist es natürlich wichtig, dass die Kommunen mit 
denen, die nun mal da sind, nicht alleingelassen werden. 
Ich als stellvertretender Landrat in meinem Landkreis, 
ehrenamtlich natürlich, bin täglich mit diesen Themen 
befasst und weiß um die Belastungssituation der Land-
kreise, Städte und Gemeinden.
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Lassen Sie mich einen Punkt noch kurz ansprechen: 
die Vertriebenen. Ein Kurswechsel verbirgt sich nicht 
hinter der im Koalitionsvertrag vereinbarten Zusammen-
führung. Das kommt wieder dahin, wo es hingehört. Die 
Zuständigkeiten für Heimatvertriebene, Aussiedler und 
Spätaussiedler sowie deutsche Minderheiten im Bundes-
innenministerium zusammengefasst, und das ist auch gut 
so.

Ich sehe, Frau Präsidentin, –

Präsidentin Julia Klöckner:
Ja, Sie kommen zum Schluss.

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU):
– dass der freundliche Hinweis kommt.

Präsidentin Julia Klöckner:
Das ist sehr freundlich gemeint, ja, aber definitiv.

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU):
Bevor ich Ihnen – –

Präsidentin Julia Klöckner:
Nein, ich bedanke mich jetzt für Ihre Rede.

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU):
Das ist freundlich, dass Sie sich bedanken.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Martin Gerster [SPD])

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke schön. – Ich möchte noch mal kurz daran er-

innern, dass wir uns darauf geeinigt haben, dass wir hier 
nicht alle möglichen analogen und digitalen Besucher- 
und Zuhörergruppen begrüßen – einfach noch mal zur 
Erinnerung.

Dann darf ich jetzt aufrufen für die AfD-Fraktion 
Herrn Abgeordneten Christopher Drößler. Bitte.

(Beifall bei der AfD)

Christopher Drößler (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Massen-

einwanderung und Migrantenkriminalität sind und blei-
ben die größten Gefahren für unsere Sicherheit.

(Beifall bei der AfD)

Die Bundespolizei spielt hier eine entscheidende Rolle. 
Wir behandeln diese Probleme im Zusammenhang mit 
dem Haushalt rein materiell; dabei ist die haushalterische 
Ausstattung nicht von den realen Herausforderungen un-
serer Sicherheitskräfte zu entkoppeln. Diese Herausfor-
derungen sind eben nicht die gleichen wie vor 10, 20 oder 
30 Jahren; sie sind nicht einmal die gleichen wie noch vor 
fünf Jahren.

Meine Damen und Herren, wir alle wissen, dass die 
größte Herausforderung die endgültige Beendigung der 
Masseneinwanderung

(Leon Eckert [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sprechzettelbingo spielen Sie hier!)

und natürlich auch die Ausweisung aller ausreisepflichti-
gen Ausländer ist.

(Beifall bei der AfD)
In Kombination dieser Ziele sprechen wir von Remigra-
tion.

(Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ah!)

Sie mögen davon gehört haben.
Die Sicherung der bundesdeutschen Grenzen und die 

Zurückweisung von Migranten, vor allem nichteuropäi-
scher Migranten, müssen absolute Priorität haben. Es 
werden Unmengen von Steuergeld dafür aufgebracht, ge-
gen die Symptome des Problems zu kämpfen, anstatt die 
Ursachen zu beheben. Natürlich kann die Bundespolizei 
bei der ursächlichen Problemlösung nur behilflich sein, 
wenn die Politik es erlaubt.

Wie das unter der Union aussieht, kann man ja momen-
tan an der polnisch-deutschen Grenze sehen. Hauptsäch-
lich finden Stichproben statt, und Migranten werden 
trotzdem über die polnische Grenze gebracht. Das alles 
ist nichts Halbes und nichts Ganzes, weil die politische 
Führung dieser Regierung nichts Halbes und nichts Gan-
zes ist. Die CDU spielt den starken Mann; doch am Ende 
bleibt nur heiße Luft. Von denen ist nichts zu erwarten, 
weil ihnen das Volk völlig egal ist.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Zada 
Salihović [Die Linke])

Wenn die Regierung es mit der migrationspolitischen 
Wende ernst meint, dann soll sie die Bundespolizei doch 
bitte zu einer Abschiebepolizei befähigen, die nicht nur 
angemessen ausgestattet,

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wie haben Sie eigentlich die Laufbahn-
prüfung bestanden? Das ist ja unterirdisch!)

sondern auch rechtlich befähigt ist, unsere Grenzen end-
lich rigoros gegen Masseneinwanderung abzusichern.

Ja, da gibt es Probleme mit der polnischen Regierung, 
und ja, die Bundesregierung muss sich auf EU-Ebene für 
eine Anpassung des europäischen Rechts einsetzen. Aber 
innenpolitisch sind die Spielräume noch lange nicht aus-
geschöpft.

(Beifall bei der AfD)
Machen Sie also Ernst mit der migrationspolitischen 

Wende! Befähigen Sie die Bundespolizei zur Zurückwei-
sungs- und Remigrationspolizei!

(Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Boah! Von Mäßigung keine Spur! Ra-
dikale Hetze wie eh und je!)

Retten Sie die innere Sicherheit und damit auch die Sub-
stanz unserer Rechtsordnung, und lassen Sie diese Maß-
nahmen auch in Ihrem Haushaltsplan wiederfinden!
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(Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Von Mäßigung keine Spur! Radikale 
Hetze wie eh und je!)

Wir wissen natürlich, dass das mit Ihnen niemals Rea-
lität wird; aber dafür sind wir als Alternative für Deutsch-
land da.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Weitere Wortmeldungen zu diesem Einzelplan liegen 

nicht vor.

So kommen wir zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz, 
Einzelplan 07. 

Das Wort als erste Rednerin hat für die Bundesregie-
rung die Bundesministerin Frau Dr. Stefanie Hubig.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Stefanie Hubig, Bundesministerin der Justiz und 
für Verbraucherschutz:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Der Haushalt des Bundesministeriums der Justiz 
und für Verbraucherschutz ist klein; aber die Aufgaben 
sind groß. Rechtspolitik sichert den Kern unserer Staat-
lichkeit. Rechtspolitik stärkt den Rechtsstaat.

Präsidentin Julia Klöckner:
Einen Moment, es ist noch etwas unruhig im Plenar-

saal. Wir warten noch. – Es ist dem Respekt der Bundes-
ministerin gegenüber, die jetzt redet, geschuldet, dass 
beim Wechseln der Plätze hier bitte keine Parallelreden 
stattfinden.

Bitte. 

Dr. Stefanie Hubig, Bundesministerin der Justiz und 
für Verbraucherschutz:

Okay. Ich gehe davon aus, dass die Zeit noch hinten 
drangehängt wird. Vielen Dank, Frau Präsidentin.

Ich sage es gerne noch mal – ich finde, man kann das 
eigentlich nicht oft genug wiederholen –: Rechtspolitik 
sichert den Kern unserer Staatlichkeit. Rechtspolitik 
stärkt den Rechtsstaat, und Rechtspolitik stärkt auch un-
sere Demokratie.

Lassen Sie es mich gleich am Anfang sagen: Die Un-
abhängigkeit der Gerichte ist in unserer Verfassung ga-
rantiert, und das ist wichtig und richtig so. Und das gilt es 
genauso zu respektieren wie auch die Richterinnen und 
Richter persönlich und deren Entscheidungen. Recht ist 
nicht nur dann zu beachten, wenn es leichtfällt oder viel-
leicht der allgemeinen Stimmungslage entspricht, son-
dern die Entscheidungen sind immer und unbedingt zu 
respektieren, und zwar von allen, von Bürgerinnen und 
Bürgern genauso wie von allen staatlichen Institutionen 
und ihren Mitgliedern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, einen funk-
tionierenden Rechtsstaat bzw. einen funktionierenden 
Staat brauchen wir. Er muss schützen, er muss sichern, 
und er muss ermöglichen. Das ist das beste Mittel gegen 
Abwendung und Radikalisierung. Gerade deshalb bin ich 
froh, dass wir mit dem Haushalt für das Bundesministe-
rium der Justiz und für Verbraucherschutz, kurz: BMJV, 
auf die Stärkung des Rechtsstaates besondere Schwer-
punkte legen. Lassen Sie mich nur drei Bereiche nennen.

Erstens: der Pakt für den Rechtsstaat. Die Justiz muss 
personell und technisch so ausgestattet sein, dass sie bür-
gernah und effizient ist und zugleich die hohe Qualität 
ihrer Aufgabenerledigung weiterhin sicherstellen kann. 
Wir verhandeln deshalb mit den Ländern einen Pakt für 
den Rechtsstaat. Er hat drei Säulen. Wir wollen eine per-
sonelle Unterstützung geben. Wir wollen unsere Verfah-
rensordnungen modernisieren, damit sie schneller und 
effizienter sind, und wir wollen natürlich, dass die Justiz 
digitalisiert ist.

Lassen Sie mich gern für diesen Haushalt kurz auf den 
letzten Punkt eingehen, die Digitalisierung. Im Rahmen 
dieser Initiative stellen wir den Ländern für die Jahre 2025 
und 2026 jeweils 50 Millionen Euro zur Verfügung. Wir 
erproben ein zivilgerichtliches Onlineverfahren, damit 
Bürgerinnen und Bürger ihre Ansprüche einfacher gel-
tend machen können – unkompliziert, nutzerfreundlich 
und digital. Und wir unterstützen die Länder bei der Ent-
wicklung von KI-Systemen. Uns geht es darum, dass im 
Prinzip einmal für alle entwickelt wird. Das ist gut mit 
Blick auf Einheitlichkeit, das ist effizienter, das ist kos-
tengünstiger, und es gibt keinen Wildwuchs mehr.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Mit der bundeseinheitlichen Justiz-Cloud wird dann ge-
nau das Gleiche passieren. Das schafft eine moderne In-
frastruktur für die Justiz, für alle 16 Länder und den 
Bund, und das wird einen spürbaren Unterschied machen.

Ich komme zum zweiten Thema: sicher fühlen. Wir 
wollen, dass die Menschen sich in diesem Staat sicher 
fühlen, dass sie vor Gewalt geschützt werden, und zwar 
vor jeglicher Art von Gewalt. Diese gibt es in diesem 
Land in vielen Varianten: digitale Gewalt, Gewalt gegen 
Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte, gegen Rettungs-
kräfte, aber ganz besonders auch Gewalt gegen Frauen. 
In Deutschland ist es leider erschreckend alltäglich ge-
worden, dass Frauen von ihren Partnern bzw. ihren Ex- 
Partnern brutal angegriffen werden, und das können wir 
nicht akzeptieren.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

„Die Scham muss die Seite wechseln.“ Das hat Gisèle 
Pelicot gesagt, und darum geht es: Keine Frau soll sich 
schämen müssen. Die Täter müssen spüren, dass Gewalt 
nicht akzeptiert wird. Deshalb wollen wir den Familien-
gerichten ermöglichen, elektronische Fußfesseln an-
zuordnen, damit Täter dann ein GPS-Gerät tragen und 
die betreffende Frau weiß, wenn er in ihre Nähe kommt, 
und sie besser geschützt ist und auch die Polizei sozusa-
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gen den Ernstfall sieht. Das bietet Schutz in Echtzeit. Wir 
wollen zudem den Gewaltschutz im Sorge- und Um-
gangsrecht verbessern. Wer seine Partnerin, seinen Part-
ner schlägt, muss damit rechnen, dass das auch bei der 
Frage des Sorge- und Umgangsrechts für die Kinder Fol-
gen hat.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Und auch im digitalen Raum werden wir besser vor 

Hass und Gewalt schützen. Was offline strafbar ist, 
muss auch online strafbar sein. Die Meinungsfreiheit 
kennt Grenzen, und wer diese Grenzen überschreitet, 
wer gegen andere hetzt, andere diffamiert und beleidigt, 
der macht sich strafbar. Mit dem Digitalen Gewaltschutz-
gesetz werden wir erreichen, dass man sich besser wehren 
kann, wenn man im Netz Gewalt erfährt.

Ich bin froh, dass wir Haushaltsmittel für ein wichtiges 
Projekt wie HateAid bekommen. HateAid bietet Schutz 
für Menschen, die Mobbingkampagnen im Netz aus-
gesetzt sind. Da geht es vor allen Dingen um praktische 
Beratung, aber auch um rechtliche Unterstützung bei 
Strafanzeigen – ein wichtiges und gutes Projekt, das wir 
fortsetzen werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, Gewalt – rechtsextremisti-
sche, linksextremistische, islamistische Gewalt – und 
Terror richten sich unvermindert auch gegen die freiheit-
lich-demokratische Grundordnung. Ich möchte an dieser 
Stelle dem Generalbundesanwalt Rommel und den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern in Karlsruhe ganz beson-
ders für ihre Wachsamkeit in den vergangenen Monaten 
danken. Wir haben gezeigt – wir werden das weiterhin 
zeigen –, dass wir eine wehrhafte Demokratie sind und 
dass wir mit klarer Kante gegen Terroristinnen und Ter-
roristen vorgehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

An dieser Stelle auch danke an all diejenigen, die sich 
jeden Tag dafür einsetzen – manchmal auch unter Einsatz 
ihres Lebens –, dass dieser Staat sicherer wird, dass hier 
Recht und Ordnung herrscht.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Drittens. Zum Schluss komme ich auf einen ganz 
wichtigen Bereich zu sprechen. Es geht darum, dass wir 
den Menschen in diesem Land das Leben einfacher, ge-
rechter und bezahlbarer machen wollen. Wir haben ges-
tern schon viel über das Mietrecht diskutiert. Wir haben 
darüber gesprochen, dass wir die Symptome von zu ho-
hen Mieten bekämpfen müssen, damit Menschen sich in 
diesem Land ihre Wohnungen leisten können, damit sie 
ihre Mieten zahlen können. Die Verlängerung der Miet-
preisbremse wurde von diesem Bundestag schon ver-
abschiedet. Da sind wir sehr schnell gewesen. Es werden 
weitere Pakete kommen. Wir haben ganz viel im Koali-
tionsvertrag vorgesehen, damit Mieten kein Luxus ist und 
damit die Menschen sich in diesem Land ihre Wohnun-
gen leisten können.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich freue mich – auch wenn er noch nicht in diesem 
Haushaltsplan abgebildet ist –, dass der Verbraucher-
schutz in das Bundesjustizministerium zurückgekehrt 
ist. Auch hier geht es um das Thema „einfacher, gerech-
ter, bezahlbarer“. Wir wollen, obwohl wir den Verbrau-
cherschutz noch nicht im Haushalt etatisiert haben, schon 
daran arbeiten. Wir haben dazu schon den ersten Gesetz-
entwurf auf den Weg gebracht, der „Heute kaufen, später 
zahlen“-Modelle regelt. Wir wollen, dass Kreditverträge 
besser reguliert werden. Wir werden in Kürze auch un-
sere Pläne für einen Widerrufsbutton vorlegen. So ein-
fach wie das Bestellen im Internet soll dann eben auch 
der Widerruf gehen: mit einem Klick.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es geht in den 
kommenden Jahren darum, dass die Demokratie Proble-
me, die den Bürgerinnen und Bürgern auf den Nägeln 
brennen, besser löst. Ich danke Ihnen für die bisherigen 
Beratungen zu diesem Haushalt. Ich danke Ihnen auch für 
die weiteren konstruktiven Beratungen zu diesem 
kleinen, aber feinen und sehr wichtigen Haushalt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der AfD hat nun das Wort der Abge-

ordnete Fabian Jacobi.

(Beifall bei der AfD)

Fabian Jacobi (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der Ein-

zelplan 07 ist der des Justizministeriums. Traditionell 
beigesellt wird ihm der Einzelplan 19, des Bundesverfas-
sungsgerichts. Der Etat des Bundesverfassungsgerichts 
soll im Haushaltsjahr 2025 weniger als 45 Millionen 
Euro umfassen. Das ist, bezogen auf den Gesamthaushalt 
und die wahnsinnige Schuldenorgie der Regierung, ein 
Sandkorn in der Wüste.

Umgekehrt proportional zu seiner marginalen finan-
ziellen Bedeutung jedoch ist das politische Gewicht des 
Verfassungsgerichts. Ein Verfassungsgericht ist ein wun-
dersames Ding, zumal in einer Demokratie. Es kann den 
Willen des Souveräns, also des Volkes, unwirksam ma-
chen. Das soll es auch. Kluge Menschen erklären uns, 
dass das Verfassungsgericht notwendig ist, um einer Ent-
artung der Demokratie zur Diktatur der Mehrheit zu weh-
ren. Der einen Gefahr zu wehren, bedeutet oft, eine an-
dere zu schaffen. Nur zu leicht geschieht es, dass das 
Verfassungsgericht nicht mehr die Grenzen der vom Sou-
verän gesetzten Verfassung hütet, sondern sie eigenwillig 
verschiebt und so sich selbst an die Stelle des Souveräns 
setzt.

(Beifall bei der AfD)
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Der Versuchung zu widerstehen, bedarf es eigentümli-
cher und seltener Eigenschaften. Auch Verfassungsrich-
ter sind nur Menschen. Umso schwerer wiegt die Ver-
antwortung derer, die diese Menschen auswählen. Es 
gab Generationen, die dieser Verantwortung gerecht wer-
den konnten. Es waren das jene, die durch Revolution, 
Diktatur und Krieg gegangen waren und eine tiefe Skep-
sis gegen die Verführungen der Ideologie verinnerlicht 
hatten. Diese Generationen sind tot.

Der spanische Philosoph Ortega schildert das Phäno-
men des zufriedenen jungen Herrn. Er hat von seinen 
Vorfahren eine Ordnung ererbt, die wundersam funktio-
niert. Doch er begreift nichts von den Voraussetzungen 
und den Mühen, die nötig sind, um diese Ordnung zu 
erschaffen und aufrechtzuerhalten. Sind wir Heutigen 
einmal mehr die zufriedenen jungen Herren, die Ortega 
in seiner Zeit am Werk sah? Blickt man auf den bisheri-
gen Verlauf dieses neuen Jahrhunderts zurück, drängt 
sich das auf. Das deutsche Verfassungsgericht jedenfalls 
ist nicht mehr dasjenige, das sich im vergangenen Jahr-
hundert Meriten und Vertrauen erworben hatte.

(Beifall bei der AfD – Helge Limburg [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wegen des Verbots 
von SRP und KPD? Keine Sorge, das kommt 
wieder!)

Ursache ist der Zynismus, der das Verfassungsgericht 
in ein Herrschaftsinstrument verformt. An den Früchten 
mag man es erkennen: Es werden schlichte Parteipoliti-
ker berufen und Verfechter seltsamer Ideologien wie des 
Feminismus oder des Klimatismus.

(Beifall bei der AfD)

Dann folgt der Verfall. Das katastrophische Versagen vor 
der schlimmsten Grundrechtsschändung seit dem Beste-
hen der Republik, dem Coronamaßnahmenstaat. Die Sub-
ordination der Freiheitsrechte unter den Klimaglauben, 
die Implementierung des Klimakultes in die Staatsver-
fassung. Auch wenn es der Mehrheit in diesem Hause 
noch nicht ins Bewusstsein gedrungen sein mag, hat 
doch das Vertrauen in die Institution Verfassungsgericht 
bereits schweren, womöglich tödlichen Schaden erlitten.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das ist doch 
Blödsinn! So ein Quatsch!)

Morgen nun wollen Sie, meine Damen und Herren 
vom Kartell der herrschenden Parteien, weitere Sargnägel 
einschlagen. Gleich drei Verfassungsrichter wollen Sie 
berufen. Dass diese nach Absprachen in Hinterzimmern 
und fern den Blicken des Souveräns ausgewählt wurden, 
ist mehr als eine Formalität; es ist ein Aspekt der fort-
schreitenden Delegitimation. Es liegt mir ferne, die Rich-
ter, die Sie morgen einsetzen wollen, als Menschen zu 
schmähen. Doch es gebietet die Verantwortung, auf der 
sachlichen Ebene zu warnen und auszusprechen, was Sie 
hier nicht ausgesprochen hören wollen. Wer der Ver-
gewaltigung der Menschenrechte durch den Coronastaat 
das Wort redete, der gehört nicht in ein Verfassungs-
gericht.

(Beifall bei der AfD – Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: Was reden Sie für einen Quatsch!)

Wer ein Quotenwahlrecht fordert, also freie Wahlen ab-
schaffen will, der gehört nicht in ein Verfassungsgericht.

(Beifall bei der AfD – Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: Das sagt niemand! – Dr. Irene Mihalic 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist ver-
rückt, was Sie hier äußern!)

Wer dem doktrinären Islam den Weg in unsere staatlichen 
Institutionen bahnen will, der gehört nicht in ein Verfas-
sungsgericht.

(Beifall bei der AfD – Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: Sie sind einfach schlechte Verlierer! 
Sie verlieren doch immer in Karlsruhe!)

Und auch wer dem Klimaglauben anhängt und auf Wege 
sinnt, zugunsten dieses Kultes durch aktivistische Ge-
richte die Demokratie zu unterlaufen, der gehört nicht 
in ein Verfassungsgericht.

(Beifall bei der AfD)
Ich wende mich weniger an die linksradikalen Fraktio-

nen in diesem Hause. Die Illusion, sie erreichen zu kön-
nen, ist lange verloren. Ich wende mich an die gemäßigte 
Linke, an die christliche Union.

(Beifall bei der AfD)
Entdecken Sie für sich das Glück,

(Dr. Martin Plum [CDU/CSU]: Entdecken Sie 
den Verstand!)

das darin liegt, der Verantwortung für die Republik ge-
recht zu werden.

(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ein Geisterfahrer? Ganz viele!)

Verhindern Sie morgen den endgültigen Ruin unseres 
Verfassungsgerichts.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Herr Kollege Jacobi, kurz zur Demokratietheorie. 

Wenn es Mehrheiten im Parlament gibt und auf diesem 
Weg Entscheidungen getroffen werden, dann ist das De-
mokratie und nicht ein Kartell herrschender Parteien. Das 
will ich hier noch mal festhalten.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Stephan 
Brandner [AfD]: Frau Präsidentin, Sie brau-
chen hier keine Vorlesung zu halten! Wir wis-
sen das alles! Wir haben unsere Meinung, Sie 
haben Ihre!)

– Herr Brandner, wenn Sie sagen, Sie wissen das alles, 
dann halten Sie es auch ein. Ansonsten gibt es jetzt einen 
Ordnungsruf.

(Stephan Brandner [AfD]: Warum kommentie-
ren Sie einfach Reden hier? Das gibt’s doch gar 
nicht! Machen Sie nie! Bei uns wird immer 
irgendetwas kommentiert! Lassen Sie es doch 
einfach im Raume stehen! – Gegenrufe von der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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– Herr Brandner, wollen Sie den Saal verlassen? Ob ich 
was kommentiere oder nicht,

(Fabian Jacobi [AfD]: …, obliegt nicht der 
Willkür!)

entscheidet hier die Sitzungsleitung.
Jetzt hat für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion die 

Kollegin Susanne Hierl das Wort.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Susanne Hierl (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich glaube, jedes Wort zum Vorredner wäre eines zu viel.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Deshalb schlage ich vor, zu unserem heutigen Thema, 
zum Haushalt der Justiz und für Verbraucherschutz, zu-
rückzukommen.

(Zuruf von der AfD: Billig, billig! – Stephan 
Brandner [AfD]: Ganz billiger Witz! Keiner 
lacht!)

Der Bundeshaushalt 2025 ist in vielerlei Hinsicht ein 
Haushalt unter Druck, unter Druck durch geopolitische 
Unsicherheiten, unter Druck durch begrenzte Spielräume 
und unter Druck durch die berechtigten Erwartungen der 
Bürgerinnen und Bürger. Wir setzen mit dem Einzel-
plan 07 einen Akzent, der nicht selbstverständlich ist 
und der umso klarer zeigt, wofür diese Regierung und 
die sie tragenden Fraktionen stehen: für den handlungs-
fähigen Staat, für den Rechtsstaat und für das Vertrauen 
in Justiz und Gesetz.

Der Haushalt des Bundesministeriums der Justiz und 
für Verbraucherschutz wächst im Jahr 2025 im Vergleich 
zum Vorjahr um knapp 13 Prozent. Der Aufwuchs ist 
dabei zielgerichtet, begründet und verantwortungsvoll. 
Denn, liebe Kolleginnen und Kollegen, der Rechtsstaat 
ist kein Luxusgut. Er ist die Grundlage für Vertrauen, für 
wirtschaftliche Stabilität und für gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt.

Wir geben das Geld nicht mit der Gießkanne aus. Auch 
das ist wichtig. Wir setzen gezielt auf das, was unsere 
rechtsstaatliche Infrastruktur zukunftsfest macht: auf 
eine gute Personalausstattung, auf Digitalisierung und 
auf eine gute Zusammenarbeit mit den Ländern.

Der größte Posten im Haushalt – wir haben das schon 
gehört – ist das Personal; er macht ungefähr zwei Drittel 
im Haushalt aus. Aber das hat auch einen guten Grund. 
Denn eine funktionsfähige Justiz, wie es die Bürger zu 
Recht erwarten, bedarf einer sachgerechten personellen 
Ausstattung, um Verfahren angemessen und in der gebo-
tenen Zeit zu bearbeiten. Wir haben für das Jahr 2025 
einen realistischen Ansatz der Personalkosten gewählt. 
Aber was heißt denn das jetzt für die Praxis? Das bedeutet 
Planungssicherheit für unsere Bundesgerichte, für den 
Generalbundesanwalt, für das Bundesamt für Justiz und 
das Deutsche Patent- und Markenamt – kurz: für alle 
tragenden Säulen unserer föderalen Justizarchitektur.

Lassen Sie mich nun auf den zentralen Punkt dieses 
Haushaltes zu sprechen kommen, etwas, das für uns 
ganz wichtig ist: die Digitalisierungsinitiative für die Jus-
tiz. Auch im Jahr 2025 stellen wir hierfür wieder 50 Mil-
lionen Euro zur Verfügung, und das mit einem klaren 
Ziel: Wir wollen eine leistungsfähige, moderne und digi-
tal vernetzte Justiz.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns bitte 
nicht länger darüber sprechen, ob die Abschaffung von 
Faxen in den Amtsstuben ein Teil der Digitalisierung ist,

(Fabian Jacobi [AfD]: Das wird hier schwer-
fallen mit dem Abschaffen der Faxen!)

während die Kriminalität doch längst im digitalen Raum 
operiert. Ich weiß, wir sind da auch schon viel weiter, 
aber manchmal muss man es ein bisschen zuspitzen. 
Wir müssen da noch viel tun. Die Mitarbeiter in der Justiz 
und auch die Bürgerinnen und Bürger müssen spüren, 
dass hier etwas vorangeht.

Genau deshalb fördern wir mit der Digitalisierungsini-
tiative verschiedene Projekte. Das ist zum einen das Ge-
meinsame Fachverfahren für die Justiz. Das ist eine bun-
desweit einheitliche Software für die Verwaltung von 
Verfahrensdaten. Das hilft nicht nur den Gerichten, son-
dern auch den Staatsanwaltschaften und den Fach-
gerichtsbarkeiten. Oder wir kümmern uns um die länder-
übergreifenden Registerverfahren, das heißt um den 
Austausch von Daten zwischen verschiedenen Registern, 
vor allem im Bereich der öffentlichen Verwaltung.

Und wir tun dies – ich glaube, es ist wichtig, das zu 
erwähnen – auch im Schulterschluss mit den Ländern. 
Der Bund trägt ein Drittel der Kosten, die Länder zwei 
Drittel. Das ist für uns funktionierender Föderalismus.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Es geht hier nicht um einen Zuständigkeitsstreit, sondern 
es geht um Arbeitsteilung mit Verantwortung. Ich möchte 
herausstellen: Diese Zusammenarbeit mit den Ländern ist 
ein zentraler Erfolgsfaktor für die Justizpolitik. Denn für 
die Rechtsprechung sind die Länder zuständig, aber wir 
als Bundestag setzen den Rahmen. Wir sind zuständig für 
die Grundlagen der IT und für die übergreifende Koor-
dination. Diese gemeinsame Verantwortung gelingt nur 
mit gegenseitigem Respekt und mit soliden Finanzie-
rungszusagen. Darum ist es auch wichtig, dass wir mit 
dem Haushaltsgesetz ganz klare Vorgaben machen: Die 
Mittel werden nur dann freigegeben, wenn es konkrete 
Projekte gibt, wenn Zeitpläne vorliegen und wenn die 
Länder auch die Kofinanzierung verbindlich zugesagt 
haben. Das ist Transparenz, das ist Verlässlichkeit, und 
das ist kooperativer Föderalismus in der Praxis.

Natürlich – wir haben es gehört: die Haushalte stehen 
unter Druck – steht auch der Justizhaushalt unter Kon-
solidierungsdruck. Wir sind gehalten, eine globale Min-
derausgabe in Betracht zu ziehen bzw. einzusparen; es 
geht um eine Summe von 11,6 Millionen Euro. Das ist 
kein Pappenstiel bei dem Haushalt, aber es ist eine haus-
halterische Notwendigkeit. Das verlangt von uns Spar-
samkeit. Aber wenn man sich den Haushalt anschaut: 
Sie gefährdet keine der Kernaufgaben. Was für den Jus-
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tizhaushalt noch gut ist: Wir haben die Möglichkeit, auch 
Einnahmen zu generieren, durch Gerichtskosten oder Ge-
bühren. Das waren im letzten Jahr 724 Millionen Euro. 
Das ist etwas, das wir in der Hand haben. Das bringt uns 
ein bisschen Flexibilität, mit Maß, darf aber auch nicht 
dazu führen, dass wir das gleich wieder verschwenden.

Unsere Linien, liebe Kolleginnen und Kollegen, sind 
klar. Wir wollen Prioritäten setzen, und das ist eine solide 
Finanzpolitik der CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Zum Schluss noch ein Wort zum Verbraucherschutz. 

Seit Mai gehört der Verbraucherschutz wieder zum Jus-
tizministerium; er ist wieder dort, wo er auch in der Ver-
gangenheit immer gut aufgehoben war. Für mich ist klar: 
Die Verbraucherpolitik der Zukunft muss digital sein, 
grenzüberschreitend und schlagkräftig – und auf Augen-
höhe mit den internationalen Konzernen. Auch dafür 
schaffen wir die Voraussetzungen.

Meine Damen und Herren, dieser Einzelplan ist kein 
Verwaltungshaushalt im engeren Sinne. Er ist ein Siche-
rungsanker für die Demokratie, ein Modernisierungs-
impuls für die Justiz und ein Bekenntnis zur Verlässlich-
keit gegenüber Ländern, Gerichten, Bürgerinnen und 
Bürgern.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in der Debatte: für Bündnis 90/ 

Die Grünen Julia Schneider.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Julia Schneider (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Liebe Frau Ministerin! Wir beraten 
jetzt in erster Lesung den Haushaltsentwurf für das Jus-
tizministerium, und darauf werde ich mich fokussieren. 
Der Verbraucherschutz kommt dann im Haushalt 2026 
dazu; da gibt es eine weitere Einbringungsrede. Deswe-
gen nun zu diesem Haushaltsentwurf. Er unterscheidet 
sich wirklich nur marginal von dem Ampelentwurf, den 
wir vor weniger als einem Jahr hier einmal beraten haben. 
Das Volumen liegt bei wenig mehr als 1 Milliarde Euro. 
Der Etat ist weiterhin der kleinste fachliche Etat. Nach 
wie vor – und das begrüßen wir wirklich sehr, Frau Mi-
nisterin – werden das Anne-Frank-Zentrum mit einer hal-
ben Million Euro, HateAid mit 0,6 Millionen Euro und 
die Stiftung Forum Recht mit 3,5 Millionen Euro geför-
dert. Dafür gilt Ihnen unser ausdrücklicher Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Ich habe mir aber natürlich auch die Beratungen zur 
ersten Lesung damals, am 13.09.2024, angesehen. Das ist 
fast ein Jahr her, und seitdem gibt es hier im Hohen Haus 
und auch in der Bundesrepublik so einige Veränderungen. 
Fangen wir hier an. Geändert hat sich: Die Union ist jetzt 
nicht mehr in der Opposition. Vor einem Jahr haben Sie 
noch lautstark über den Ampelentwurf, der diesem Ent-
wurf ziemlich gleicht, gepoltert. Und heute? Zahme Wor-

te, von „grenzüberschreitend“ war sogar die Rede – ganz 
anders als vorher. Und das zeigt doch, dass Ihr Gehabe 
damals eigentlich nichts anderes war als eine Inszenie-
rung, um der Ampel möglichst zu schaden. Schämen Sie 
sich!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Martin Plum [CDU/CSU]: Die Ampel hat 
vor allem sich selbst geschadet!)

Damals hat sich die SPD-Fraktion noch darüber echauf-
fiert und aufgeregt, dass die Union Vorschläge zu Grenz-
schließungen gebracht hat; Vorschläge – das sagte damals 
eine SPD-Abgeordnete –, mit denen die Union Augen-
wischerei betreibe und die Errungenschaften des Grund-
gesetzes und des europäischen Rechts verrate.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Richtig!)

Und jetzt? Ja, da hat sich einiges geändert.
(Dr. Martin Plum [CDU/CSU]: Zum Bes-
seren! – Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Dinge 
verändern sich!)

Der Diskurs ist nach rechts gewandert. Die Mehrheiten 
hier im Bundestag sind es auch. Liebe SPD, seit Sie 
gemeinsam mit der Union regieren, finden großangelegte 
Grenzkontrollen statt – diese Augenwischerei, bei denen 
Asylsuchende zurückgewiesen werden, auf Weisung von 
Minister Dobrindt, mit Rückendeckung des Bundeskanz-
lers und leider, leider ohne expliziten öffentlichen Wider-
spruch der Justizministerin. Und den hätten wir uns wirk-
lich gewünscht!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Johannes Fechner [SPD]: Sie hat klar Stel-
lung bezogen!)

Zudem hält Herr Minister Dobrindt unbeirrt an der Wei-
sung fest, obwohl das Berliner Verwaltungsgericht diese 
Praxis als europarechtswidrig zurückgewiesen hat.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Sie wissen 
schon, zu welchem Haushalt Sie sprechen?)

Und der Deutsche Anwaltverein wirft dem Minister vor, 
den Rechtsstaat zu schwächen.

(Dr. Martin Plum [CDU/CSU]: Wir reden über 
Frau Ministerin Hubig!)

Ich glaube, das gab es hier bislang noch nicht. Auch 
das hat sich verändert: dass die Regierung das Wesen des 
deutschen Rechtsstaates nicht akzeptiert. Die Gerichte 
haben hier das letzte Wort und nicht die Politik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Eine ungeheu-
erliche Unterstellung!)

– Ja, Sie regen sich schon auf. – Warum spreche ich jetzt 
von Herrn Dobrindt? Es geht ja eigentlich um den Justiz-
einzelplan und Ministerin Hubig.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Haben Sie es 
auch gemerkt? Anfängerfehler! – Dr. Martin 
Plum [CDU/CSU]: Ach! Doch die richtige Re-
de! – Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt 
aber!)
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Die Justiz ist aber – das erkläre ich jetzt gerne – das 
Rückgrat des Rechtsstaates – das hat die Ministerin ja 
eben auch betont – und somit das Fundament unserer 
Demokratie. Deswegen fordern wir die Bundesregierung 
auf, zur Rechtsstaatlichkeit zurückzukehren und die ille-
galen Zurückweisungen und Grenzblockaden umgehend 
zu beenden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und jetzt zurück zum Einzelplan. Ich hatte gesagt, es 
gibt kaum einen Unterschied zum Ampelentwurf; aber 
natürlich gibt es doch einen Unterschied. Es ist ein Jahr 
vergangen, und in der Realität gibt es Veränderungen bei 
Personalkosten. Die sind nämlich gestiegen. Sie sind 
auch für das Anne-Frank-Zentrum und für HateAid ge-
stiegen. Auch die müssen ihre Personalkosten finanzie-
ren. Indem die Mittel dafür aber gleich bleiben, fehlen die 
Mittel für die gestiegenen Personalkosten. Das ist sehr 
schade.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Im Ministerium hingegen gibt es einen Aufwuchs in 
den Personaltiteln um ungefähr 10 Prozent. Das ist schon 
mal gut, aber das reicht nicht aus; denn diese Personaltitel 
waren ja immer unterdeckt, da muss zugebucht werden 
aus dem Einzelplan 60. Das wiederum hätte man jetzt mal 
ändern können, und das wäre dann mehr in Richtung 
Haushaltsklarheit und -wahrheit gegangen. Die steht 
dem Justizministerium, finde ich, sehr gut zu Gesicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es wurde eben erwähnt: Wir müssen als Bund die 
Länder unterstützen, um die Leistungsfähigkeit und die 
Unabhängigkeit der Justiz langfristig zu sichern. Und die 
Justiz muss große Anstrengungen auf sich nehmen, um 
weiter im 21. Jahrhundert anzukommen, sich zu digitali-
sieren. Deswegen begrüßen wir, dass dieser Weg weiter-
gegangen wird und der Pakt für den Rechtsstaat fort-
gesetzt wird; denn beides haben wir in der Ampel 
bereits bereitet.

Da will ich ein Beispiel nennen. Wer heute ein Füh-
rungszeugnis beantragen will – zum Beispiel, um Fuß-
balltrainerin für Jugendmannschaften zu werden oder an-
dere ehrenamtliche Engagements auszuführen –,

(Zuruf des Abg. Tobias Matthias Peterka 
[AfD])

kann das jetzt ganz einfach online tun; mithilfe der Aus-
weisApp kann er da ein digitales Führungszeugnis be-
antragen. Ja, das ist ein kleiner Schritt, aber damit haben 
wir die Zugänglichkeit zur Justiz enorm erhöht. Wir ha-
ben geschafft, dass Bürger/-innen nutzerfreundlich und 
zeitgerecht sicher Zugang erhalten. Das haben wir ge-
schafft, und das stärkt das Vertrauen in einen funktionie-
renden Staat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich schließe wie die Ministerin. Wir haben viel zu tun, 
und wir brauchen eine gut ausgestattete und funktionie-
rende Justiz als Grundvoraussetzung für eine funktions-
fähige und lebendige Demokratie – gerade jetzt, wo sie 
zunehmend unter Druck gerät. Ich freue mich deswegen 

sehr auf die parlamentarischen Beratungen des Einzel-
plans im Haushaltsausschuss und natürlich auch hier im 
Plenum.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in der Debatte: für die Fraktion Die 

Linke Dr. Dietmar Bartsch.
(Beifall bei der Linken)

Dr. Dietmar Bartsch (Die Linke):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 

Frau Ministerin, Ihre Worte habe ich sehr wohl gehört. 
Wir werden Sie ausschließlich an den Taten messen, in-
wieweit das, was Sie hier gesagt haben, auch Praxis wird. 
Es war ja sehr interessant, was die Kollegin Schneider 
eben über die Veränderung innerhalb eines Jahres bei 
der Union gesagt hat. Ich will nur darauf hinweisen, 
dass härtere Gesetze – die alte Leier kommt insbesondere 
von der Union – unser Land nicht sicherer gemacht ha-
ben. Da braucht man nur einmal in die Kriminalitätssta-
tistik schauen, dann sieht man die Realität.

Wenn Sie von Rekordinvestitionen sprechen und mehr 
meinen als Aufrüstung, dann sollten Sie die Justiz stär-
ken. Meine Damen und Herren, Sicherheit beginnt nicht 
mit Panzern einerseits und Symbolpolitik andererseits, 
sondern mit einem Rechtsstaat, der wirklich funktioniert. 
Wie sieht aber die Realität aus? Bei den Staatsanwalt-
schaften: fast 1 Million Verfahren unerledigt – das ist 
ein Anstieg um fast 30 Prozent im Vergleich zu 2021. 
Dort, wo Sie, Frau Ministerin, bis vor Kurzem gearbeitet 
haben, in Rheinland-Pfalz, liegen über 30 000 Verfahren 
unbearbeitet, und nur noch eines von 15 Verfahren führt 
überhaupt zu Anklagen.

(Dr. Martin Plum [CDU/CSU]: Da war sie aber 
nicht Justizministerin!)

Das ist doch ein strukturelles Alarmsignal und nichts 
anderes.

Meine Damen und Herren, im vergangenen Jahr muss-
ten mehr als 60 Beschuldigte aus der Untersuchungshaft 
entlassen werden – nicht wegen Unschuld, sondern weil 
die Justiz personell nicht in der Lage war, Fristen ein-
zuhalten. Das finde ich wirklich skandalös; das ist Bei-
hilfe durch Unterlassung. Es ist ein Schlag ins Gesicht der 
Opfer und nichts anderes.

Meine Damen und Herren, bundesweit fehlen rund 
2 000 Richterinnen und Richter, mehr als 1 500 Staats-
anwältinnen und Staatsanwälte. Bis 2030 geht ein Drittel 
in der Justiz in den Ruhestand, und trotzdem bleiben 
Stellen unbesetzt. Die Digitalisierung stockt, Verfahren 
stauen sich. Dass die Mittel für die Deutsche Richter-
akademie, ein Ort der Fortbildung, sinken, kann doch 
nicht wirklich Ihr Ernst sein.

Meine Damen und Herren, mit großer Sorge schaue ich 
auf das Bundesamt für Justiz. Das ist der zentrale Dienst-
leister auf den Gebieten des internationalen Straf- und 
Zivilrechts und die sachlich unabhängige externe Mel-
destelle des Bundes zum Schutz hinweisgebender Per-
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sonen und vieles mehr. Es geht personell zunehmend auf 
dem Zahnfleisch. Mehr Geld für das Bundeskriminalamt, 
die Bundespolizei und den Verfassungsschutz, aber statt 
beim Bundesamt für Justiz für den notwendigen per-
sonellen Aufwuchs zu sorgen, gehen Sie ausgerechnet 
hier mit den Stellen runter. Das ist fatal.

Meine Damen und Herren, ein Rechtsstaat, der nicht 
mehr in der Lage ist, Recht zu sprechen, verliert sein 
Fundament. Unsere Erwartung, Frau Ministerin, ist 
ganz klar: Schließen Sie den mit den Ländern im Koali-
tionsvertrag zugesagten Pakt, den Sie heute ja noch mal 
ausdrücklich bekräftigt haben,

(Dr. Martin Plum [CDU/CSU]: Das wird sie 
auch machen!)

um Stellen in der Justiz zügig zu besetzen, die Digitali-
sierung voranzutreiben und Verfahren zu beschleunigen! 
Halten Sie zumindest an dieser Stelle – anders als bei 
anderen Dingen, die im Koalitionsvertrag festgeschrie-
ben sind – Wort! Da hätten Sie auch unsere Unterstüt-
zung.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Ein vernünf-
tiger Satz!)

Frau Ministerin, ein Wort noch zu Ihrem ersten Gesetz, 
das Sie als Bundesministerin verabschiedet haben: Das 
ist die Mietpreisbremse. Und ich sage – Sie haben sie 
eben noch mal gelobt –: Sie ist zahnlos. Die Mietpreis-
bremse ist ein Placebo für den Wohnungsmarkt. Sie 
klingt nach Therapie, zeigt aber kaum Wirkung, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der Linken)

Von den 21 Millionen Mieterhaushalten in Deutschland 
ist ein Drittel durch die Mietkosten überlastet. Über 3 Mil-
lionen Haushalte geben mehr als 40 Prozent ihres Ein-
kommens nur für die Miete aus. 5,5 Millionen Menschen 
können ihre Wohnung in der kalten Jahreszeit nicht mehr 
angemessen heizen – übrigens doppelt so viele wie zum 
Beginn der Ampelregierung. Die Mietpreisbremse mag 
wie Hilfe klingen, sie ist es aber nicht. Sie ändert am 
Kern des Problems nichts. Sie wirkt wie ein Pflaster auf 
einem gebrochenen Bein.

Deshalb betrachten Sie, Frau Ministerin, das Thema 
Miete nicht als erledigt, nur weil Sie eine weitgehend 
wirkungslose Maßnahme verlängert haben. Schlupf-
löcher für den Mietwucher sollten von Ihnen endlich kon-
sequent und umfänglich geschlossen und Abzocke sollte 
beendet werden.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken)

Ich kann da nur eine Empfehlung geben für die Miet-
wucher-App, die unsere Fraktion anbietet. Da können 
Sie sehr viel sehen und hoffentlich auch lernen. Miete-
rinnen und Mieter verdienen echte Entlastung für bezahl-
bares Wohnen als Grundrecht, nicht als Glücksfall, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der Linken)

Sie, Frau Ministerin, warnen im Übrigen zu Recht vor 
denjenigen, die die Demokratie attackieren. Die klare 
Erwartung meiner Fraktion an die Bundesregierung ist: 

Kürzen Sie nicht bei Programmen und Organisationen, 
die unsere Demokratie schützen und fördern! Das sollte 
für die gesamte Legislaturperiode Ihr Anspruch sein.

Herzlichen Dank, Frau Präsidentin.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in der Debatte: für die SPD- 

Fraktion Svenja Schulze.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Svenja Schulze (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Frau Ministerin! In Deutschland gilt natürlich: 
Wer recht hat, der muss auch recht bekommen. In den 
nächsten Wochen brechen eine ganze Menge Menschen 
in den Sommerurlaub auf. Stellen Sie sich vor: Eine Fa-
milie, die dafür gespart hat, steht mit zwei kleinen Kin-
dern am Flughafen. Und dann stellt sie fest: Der Flug 
wurde gestrichen. Zur Enttäuschung kommt dann noch 
der Ärger dazu. – Natürlich kann die Familie Entschädi-
gung fordern. Aber wenn sie die Fluggesellschaft an-
schreibt und die antwortet nicht: Was dann?

Die Familie kann vor Gericht ziehen, aber die Ein-
gangszahlen bei den Zivilgerichten zeigen uns ganz deut-
lich: Nur wenige Menschen nehmen den direkten Weg 
zum Gericht auf sich, wenn es um Beträge in dieser 
Höhe geht. Gerichtsverfahren – das klingt immer noch 
nach viel Papierkram, nach monatelangem Ärger. Das 
darf nicht so bleiben, liebe Kolleginnen und Kollegen; 
denn in solche Lücken stoßen dann Anbieter wie Flight-
right mit ihren automatisierten Verfahren. Aber diese An-
bieter nehmen dann nur Fälle an, wenn die Erfolgsaus-
sichten auch wirklich gut sind; und sie vereinbaren hohe 
Erfolgshonorare.

Das kann nicht der Anspruch an Justiz sein, liebe Kol-
leginnen und Kollegen. Gerechtigkeit steht allen zu! Die 
Menschen messen unseren Staat, unsere Demokratie 
auch daran, ob unsere Justiz funktioniert. Und wenn sie 
den Weg vor Gericht scheuen und wenn Verfahren endlos 
dauern, dann wankt das Vertrauen in den Rechtsstaat.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Deshalb, Kolleginnen und Kollegen, ist der Haus-
halt 2025 ein klares Bekenntnis zum Rechtsstaat. Er ist 
eine Investition in unsere Demokratie. Die Justiz wird 
digitaler werden, damit die Menschen auch schneller zu 
ihrem Recht kommen.

Wir wollen mit Onlineverfahren zum Beispiel Ge-
richtsprozesse schneller und einfacher machen, bei denen 
es um weniger als 5 000 Euro geht. Im Falle der reisenden 
Familie heißt das dann: Sie könnte sich mit nur wenigen 
Klicks an die Gerichte wenden. Sie bekommt ein leicht 
verständliches, ein schnelles Verfahren mit niedrigeren 
Gerichtsgebühren. So holen wir die Justiz in das 21. Jahr-
hundert.
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Aber, Kolleginnen und Kollegen, das allein reicht 
nicht, um den Rechtsstaat zu stärken. Wir müssen die 
Justiz auch personell stärken. Das haben wir im Koaliti-
onsvertrag verankert, und wir müssen das auch bei den 
nächsten Haushalten in den Blick nehmen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen. Die Menschen müssen spüren: Un-
ser Rechtsstaat funktioniert, und er schützt uns. Denn das 
ist das Fundament, auf dem unsere Demokratie steht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Viele Menschen haben gerade im Moment auf den 
digitalen Märkten das Gefühl, dass sie im Wilden Westen 
sind. Fast jeder vierte Internetnutzer ist schon mal Opfer 
von Onlinebetrug geworden. Ein berüchtigtes Beispiel, 
das viele kennen, ist die Abofalle. Man nimmt an einem 
Onlinegewinnspiel teil, hat seine Daten eingegeben, und 
plötzlich bekommt man eine Zeitschrift zugeschickt, die 
man gar nicht wollte, und dann auch noch jeden Monat 
eine Rechnung. Das ist heute schon illegal, aber wegen 
10 Euro im Monat klagt fast niemand, auch wenn das für 
viele Menschen in unserem Land wirklich viel Geld ist. 
Der Schaden geht aber über die 10 Euro hinaus. So etwas 
beschädigt das Sicherheitsgefühl und das Vertrauen der 
Menschen in unsere Gesellschaft ganz massiv.

Deswegen ist es so wichtig, dass wir Verbraucher-
schutzzentralen in unserem Land haben. Das sind wich-
tige Anlaufstellen. Sie beraten die Betroffenen, Sie unter-
stützen sie und helfen zum Beispiel mit Musterbriefen für 
einen Widerruf. Verbraucherschutz ist kein nettes Extra 
in unserem Land, sondern eine Frage von Gerechtigkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Deswegen ist es gut, dass wir den Verbraucherzentrale 
Bundesverband mit genügend Geld ausstatten, damit die 
Verbraucherzentralen aufklären können, damit sie schüt-
zen können.

Genau dafür sorgt eben auch dieser Haushalt. Der 
Haushalt macht den Rechtsstaat stärker.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Svenja Schulze (SPD):
Er macht unser Land gerechter. Und deswegen freue 

ich mich auf die weiteren Beratungen.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte: für die AfD- 

Fraktion Mirco Hanker.
(Beifall bei der AfD)

Mirco Hanker (AfD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Das Gute vorweg: Es gibt hohe Einnahmen in diesem 
Ressort. Die Einnahmen beruhen im Wesentlichen auf 

Gebühren. Die Deckungsquote des BMJV liegt mit 
64 Prozent weiterhin auf einem sehr hohen Niveau und 
führt diesbezüglich zu einer Spitzenposition unter den 
Bundesressorts. Allerdings ist fraglich, ob die Einnahmen 
aufseiten des Deutschen Patent- und Markenamtes wirk-
lich so stark steigen wie vorhergesagt. Seit 2021 sind die 
Einnahmen pro Jahr um circa 10,8 Millionen gestiegen, 
nicht aber um 18,3 Millionen Euro, wie jetzt kalkuliert.

Der Bundesrechnungshof sieht die flexibilisierten 
Ausgabereste im Einzelplan 07 nun auf seine sachge-
rechte Höhe zurückgeführt. Die Digitalisierungsoffen-
sive – dagegen kann man nur schwerlich etwas haben, 
wenn sie funktioniert – kostet zwischen 2023 und 2026 
ziemlich exakt 200 Millionen Euro. Für dieses Jahr 2025 
können rund 89 Millionen Euro für die Digitalisierungs-
initiative ausgegeben werden. Ja, wir brauchen eine leis-
tungsfähige Justiz.

(Beifall bei der AfD)

Die wesentlichen Aufgaben des Bundesministeriums 
der Justiz liegen im Bereich der Gesetzgebung, auf die 
ich später noch zu sprechen kommen werde. Die wesent-
lichen Ausgaben liegen naturbedingt bei den Personal-
ausgaben. Die Personal- und Vorsorgeaufwendungen lie-
gen bei rund 757 Millionen Euro im Entwurf. Eine 
globale Minderausgabe ist auch für 2025 vorgesehen; 
diese soll bei rund 11,6 Millionen Euro liegen. Die Be-
hörden müssen ihre Ausgaben frei wählbar in den Titeln 
um lediglich 1 Prozent kürzen; das erscheint mir zumut-
bar.

Die Stellenanzahl ist in den Jahren 2014 bis 2023 um 
ein Drittel auf 6 312 gestiegen. Das Bundesministerium 
wird laut Einzelplan Ausgaben von 1,16 Milliarden Euro 
verursachen. Eine gute Justiz und ein funktionierender 
Verbraucherschutz ist mir das allemal wert, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Ich möchte den Blick allerdings trotzdem auf die Ein-
sparpotenziale werfen. In Niedersachsen zum Beispiel 
soll ein Hochsicherheitsgebäude beim OLG errichtet 
werden. Und der Haushaltsausschuss hat vor fünf Jahren 
den politischen Willen zum Ausdruck gebracht, dass mei-
nem Bundesland dafür Mittel in Höhe von rund 25 Mil-
lionen Euro zur Verfügung gestellt werden. Für diese 
Bereitstellung der Güter sind besondere Umstände not-
wendig, die das Land Niedersachsen leider nach fünf 
Jahren immer noch nicht darlegen konnte oder wollte. 
Deswegen wurden Mittel und Verpflichtungsermächti-
gungen bereits mehrfach geschoben. Die Frage muss er-
laubt sein: Sollte der Titel nicht gestrichen werden? 
Meine Meinung: Ja, er sollte gestrichen werden.

(Beifall bei der AfD)

Das Thema Stiftung lasse ich heute mal weg, weil ich 
sicher bin, dass das schon mehrfach thematisiert wurde.

Aber das Thema Seegerichtshof finde ich erwähnens-
wert, und ich schaue darauf zuallererst als Haushälter. 
Meine Damen und Herren, Deutschland zahlt seit Jahr-
zehnten Millionenbeiträge an den Internationalen See-
gerichtshof in Hamburg. Allein der Bau hat uns seinerzeit 
120 Millionen Mark – oder umgerechnet: 60 Millionen 
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Euro – gekostet, und jährlich fließen zusätzlich Millionen 
an den Gerichtshof. Doch was bekommen wir eigentlich 
dafür? Was bekommen wir für dieses Geld? Der Interna-
tionale Seegerichtshof hat seit seiner Gründung im 
Jahr 1996 gerade einmal rund 30 Verfahren verhandelt – 
30 Verfahren in fast drei Jahrzehnten! Das bedeutet, dass 
wir hier einen Gerichtshof finanzieren, dessen Kosten pro 
Fall in die Millionen gehen.

Es kommt noch schlimmer. Viele Staaten umgehen den 
Seegerichtshof ganz bewusst und wählen stattdessen al-
ternative Streitbeilegungsmechanismen, zum Beispiel 
das Schiedsgericht in Den Haag. Warum? Ganz einfach: 
Es ist flexibler, es ist schneller, und es ist diskreter. Mit 
anderen Worten: Deutschland finanziert einen teuren Ge-
richtshof, der in der Praxis kaum genutzt wird. In den 
UN-Haushaltsberichten ist sogar ganz offen nachzulesen: 
Der Gerichtshof meldet dort regelmäßig fehlenden Ar-
beitsanfall. Doch damit nicht genug: Als Sitzstaat trägt 
Deutschland noch versteckte Zusatzkosten für Sicherheit, 
für Polizei, für Unterhalt. Das sind hohe Beträge, die im 
Bundeshaushalt teilweise gar nicht direkt erscheinen, 
aber die Steuerzahler dennoch belasten. Meine Damen 
und Herren, ist das noch länger hinnehmbar?

(Beifall bei der AfD)

Thema zwei. Zuweisungen an die Deutsche Richter-
akademie. Der Rechtsstaat lebt vom Vertrauen der Bür-
ger – das haben wir heute mehrfach gehört, und das auch 
völlig zu Recht –, und zwar in seine Gerechtigkeit – da-
von, dass gleiches Unrecht auch gleich bestraft wird. 
Darüber gibt es hier hoffentlich Einigkeit im Hause. 
Doch dieses Vertrauen gerät leider ins Wanken, wenn 
wir genauer hinsehen, etwa bei der Strafzumessung im 
Land.

Ein Beispiel, das bezeichnend ist: Ein Täter begeht in 
Nürnberg einen Raub und wird mit hoher Wahrschein-
lichkeit zu einer Haftstrafe ohne Bewährung verurteilt. 
In Bremen hingegen, bei vergleichbarer Tat, fällt das 
Urteil deutlich milder aus: mit Bewährung. Der Unter-
schied: nicht etwa das Strafgesetzbuch, sondern der 
Standort des Gerichts. Dass solche regionalen Unter-
schiede in der Strafzumessung nicht nur Einzelfälle sind, 
sondern ein flächendeckendes Problem, wurde bereits in 
einer Studie des Max-Planck-Instituts für Strafrecht 
nachgewiesen. Diese Untersuchung hat gezeigt: In Süd-
deutschland, insbesondere in Bayern, fallen Strafen im 
Schnitt deutlich härter aus als in Norddeutschland. Be-
sonders auffällig war dies bei Delikten wie Raub, Kör-
perverletzung oder Drogendelikten.

Trotzdem geben wir Jahr für Jahr rund 2,8 Millionen 
Euro für eine Institution aus, die angeblich für mehr Ein-
heitlichkeit sorgen soll, die Deutsche Richterakademie. 
Dort werden Richter und Staatsanwälte fortgebildet, um 
eine möglichst gleichmäßige Auslegung des Bundes-
rechts zu gewährleisten. Doch hier müssen wir ehrlich 
sein: Diese Einrichtung mag wertvolle Seminare anbie-
ten. Sie ist jedoch keine Instanz, die Urteile angleicht. Sie 
hat keinerlei Weisungsbefugnis, keinerlei Kontrollfunk-
tion. Und sie kann auch nicht garantieren, dass das Er-
lernte später im Gerichtssaal Anwendung findet. Viele 
Richter besuchen diese Akademie freiwillig und punk-
tuell. Selbst wenn sie an Fortbildungen teilnehmen: Der 

enorme Ermessensspielraum, den der § 46 des Strafge-
setzbuches zulässt, bleibt bestehen. Dieser Paragraf lässt 
offen, wie viel Gewicht einzelne Strafzumessungsfak-
toren haben sollen.

(Zuruf der Abg. Sonja Eichwede [SPD])

Das Ergebnis: Richter urteilen unterschiedlich, nicht nur 
zwischen Nord und Süd, sondern auch im selben Ge-
richtsbezirk.

Wir müssen uns daher fragen: Reicht es wirklich aus, 
jedes Jahr Millionen in Fortbildung zu stecken, die am 
Kern des Problems vorbeigehen? Oder brauchen wir 
nicht vielleicht eine strukturelle Reform?

(Beifall bei der AfD)

Ich sage: Wir brauchen diese Reform. Wir müssen den 
§ 46 klarer fassen. Wir brauchen verbindliche Vorgaben, 
die einheitlicher und gerechter vorgehen, wie Strafen be-
messen werden. Natürlich, diese Reform wäre disruptiv. 
Aber was ist wichtiger – unkontrolliertes, oft nicht nach-
vollziehbares Ermessen oder das Vertrauen der Bürger in 
die Gleichheit vor dem Gesetz? Die Deutsche Richter-
akademie kann keine Rechtseinheit erzwingen. Sie bleibt 
eine Bildungseinrichtung ohne Durchsetzungskraft.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, Sie müssen bitte zum Schluss kommen.

Mirco Hanker (AfD):
Ich bin für mehr Gerechtigkeit, für mehr Vertrauen in 

den Rechtsstaat.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in der Debatte: für die Unions-

fraktion Dr. Martin Plum.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Martin Plum (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das Vertrauen der 
Bürgerinnen und Bürger in unseren Staat hat in den letz-
ten Jahren gelitten. Dieses Vertrauen zurückzugewinnen, 
ist eine zentrale politische Aufgabe. Ein Schlüssel dazu 
ist die Modernisierung unseres Staates. Die Menschen 
erwarten zu Recht, dass unser Staat funktioniert. Wo 
das nicht gelingt, schwindet Vertrauen. Deshalb werden 
wir als Koalition unseren Staat grundlegend modernisie-
ren.

Dieses Modernisierungsversprechen gilt auch und ge-
rade für unseren Rechtsstaat; denn er ist das Fundament 
unserer freiheitlichen Demokratie.

(Fabian Jacobi [AfD]: Was das bedeutet, wer-
den wir morgen erleben!)
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Wer Vertrauen zurückgewinnen will, muss deshalb auch 
unseren Rechtsstaat stärken und ihn nicht zerreden, wie 
Sie dort rechts und Sie dort links das heute wieder getan 
haben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD] – 
Fabian Jacobi [AfD]: Sie zerstören ihn! Wir 
sprechen es bloß aus!)

Staatsmodernisierung heißt für uns deshalb auch Rechts-
staatsmodernisierung. Ein zentraler Baustein dafür ist der 
neue Pakt für den Rechtsstaat; Frau Ministerin hat ihn 
auch deshalb an den Anfang ihrer Rede gestellt. Er steht 
für eine moderne, leistungsfähige und verlässliche Justiz, 
und er steht für eine neue Haltung in der Rechtspolitik:

Erstens. Wir setzen auf Zusammenarbeit mit den Län-
dern, nicht auf Konfrontation. Die Zeit, in der Vorhaben 
im Bundesrat blockiert und im Vermittlungsausschuss 
versandet sind, ist vorbei. Wir wollen aus der Justiz 
kein „Raumschiff Enterprise“ machen. Wir wollen kon-
krete Lösungen und Verbesserungen, weil wir wissen: 
Gute Rechtspolitik braucht einen klaren Blick für die 
Realität.

(Zuruf des Abg. Fabian Jacobi [AfD])
Diesen Blick hat diese Koalition.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Zweitens. Der neue Pakt für den Rechtsstaat bleibt 

nicht bloß Papier. Wir schreiben ihn nicht nur auf und 
lassen ihn dann jahrelang in unserem Koalitionsvertrag 
stehen, wir setzen ihn auch um. Keine Sorge, Herr Kol-
lege Bartsch, das haben wir als Koalition nämlich schon 
einmal vor sechs Jahren erfolgreich getan.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Sonja Eichwede [SPD])

Drittens. Wir bauen den neuen Pakt für den Rechtsstaat 
ganz bewusst auf drei Säulen auf: Wir stärken unsere 
Justiz nicht nur personell, wir sorgen nicht nur für eine 
bessere Justizdigitalisierung, sondern wir machen auch 
die Verfahren einfacher und schneller.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: So ist das! 
Sehr gut!)

Erste Gesetzentwürfe dafür haben wir bereits vorgelegt: 
Die Amtsgerichte werden durch einen spürbar höheren 
Zuständigkeitsstreitwert gestärkt, die Spezialisierung 
der Justiz wird gefördert, und mit dem zivilgerichtlichen 
Onlineverfahren schaffen wir mehr Raum für moderne 
Technologie.

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren werden wir uns, 
wie im Koalitionsvertrag vereinbart, auch die Streitwert-
grenzen für das vereinfachte Verfahren bei den Rechts-
mitteln anschauen. Und wir werden prüfen, ob noch mehr 
Spezialisierung in der Justiz möglich ist und ob Online-
verfahren auch für andere Gerichtsbarkeiten, etwa die 
Arbeitsgerichte, Sinn machen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Wir bleiben bei unserer Modernisierungsagenda zu-
dem nicht beim Zivilprozess stehen. Wir werden die Pro-
zessordnungen aller Gerichtsbarkeiten in das digitale 

Zeitalter übersetzen. Wir werden Verfahren in allen Ge-
richtsbarkeiten stärker konzentrieren und dadurch spür-
bar beschleunigen. Und wir werden mit Öffnungs- und 
Experimentierklauseln Freiräume für Innovationen 
schaffen: bei der Gerichtsorganisation, der Justizdigitali-
sierung und den gerichtlichen Zuständigkeiten.

Rechtsstaatsmodernisierung heißt für uns aber auch: 
Investieren. Dieses klare Signal setzt schon der Bundes-
haushalt 2025. Mit dem Sondervermögen Infrastruktur 
eröffnen wir zudem neue Möglichkeiten. Denn „Infra-
struktur“, das sind nicht nur Straßen und Schienen, das 
sind nicht nur Krankenhäuser und Schulen, das ist in 
einem demokratischen Rechtsstaat auch die Justiz; das 
sind Gerichte, Staatsanwaltschaften, Polizeibehörden 
und Justizvollzugsanstalten. Diese Rechtsstaatsinfra-
struktur können wir einerseits durch zusätzliche Investi-
tionen in die Justizdigitalisierung modernisieren. Die 
Bundesjustiz-Cloud, moderne Verfahrensplattformen 
und das bundesweite Justizportal können mit vergleichs-
weise überschaubaren Mitteln echte Verbesserungen für 
den Alltag von Bürgern, Anwälten, Richtern und Justiz-
beschäftigten bewirken.

Andererseits geben wir auch den Ländern die Möglich-
keit, ihren Teil zur Modernisierung unseres Rechtsstaats 
beizutragen. Wenn es um Büros und Sitzungssäle, um 
Gebäude und Technik geht, dann sind und bleiben die 
Länder in der Verantwortung. Dieser Verantwortung kön-
nen sie jetzt auch dadurch gerecht werden, dass sie die 
100 Milliarden Euro aus dem Sondervermögen für die 
Modernisierung ihrer Rechtsstaatsinfrastruktur nutzen.

Rechtsstaatsmodernisierung bedeutet für uns schließ-
lich auch: Freiräume schaffen, das Recht vereinfachen, 
Bürokratie zurückbauen. Hier haben wir uns als Koalition 
ein ambitioniertes Ziel gesetzt: Wir wollen die Bürokra-
tiekosten um 26 Milliarden Euro in vier Jahren senken. 
Das gelingt nur, wenn alle Ministerien mitziehen.

Das Bundesjustizministerium hat in der Vergangenheit 
immer wieder Spitzenplätze bei neuen Regeln und Geset-
zen eingenommen. Sein Anteil an der Bürokratiebelas-
tung der Wirtschaft beträgt aktuell rund 20 Prozent. Da-
mit ist klar: Das Bundesjustizministerium muss einen 
spürbaren Beitrag für weniger Bürokratie leisten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vorschläge dafür, wie zum Beispiel der Abbau von Form-
vorschriften, die Reform des AGB-Rechts oder die Ein-
führung von Smart Contracts, stehen im Koalitionsver-
trag. EU-Recht werden wir, wie dort vereinbart, 
bürokratiearm, das heißt ohne bürokratische Übererfül-
lung, umsetzen. Das gilt auch und gerade für laufende 
Umsetzungsverfahren.

Frau Ministerin, ich bin überzeugt: Sie sind nicht nur in 
der Lage, diesen spürbaren Beitrag zum Bürokratierück-
bau zu leisten. Sie sind dazu auch entschlossen. Das ist 
wichtig, das ist richtig. Wir werden Sie deshalb auf die-
sem Weg mit Nachdruck unterstützen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, Rechtsstaatsmoder-
nisierung ist kein Nice-to-have. Sie ist ein Must-have, 
gerade in einer Zeit, in der Demokratie und Rechtsstaat-
lichkeit weltweit unter Druck geraten. Wir arbeiten als 
Koalition deshalb mit Hochdruck daran, und wir werden 
weiter Tempo machen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in der Debatte: Dr. Lena 

Gumnior für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Lena Gumnior (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Demokra-

tinnen und Demokraten!

(Fabian Jacobi [AfD]: Hallo, Frau 
Dr. Gumnior!)

Wofür in einem Land Geld ausgegeben wird, sagt ja viel 
darüber aus, in welcher Gesellschaft die aktuelle Regie-
rung gerne leben würde: Mit ihrem Haushalt will die 
Koalition offensichtlich in einer Welt leben, in der Wahl-
geschenke für Reiche über Klimaschutz stehen, in der 
man lieber einen Ministerpräsidenten in Bayern mit 
dem Ausbau von klimaschädlichen Subventionen besänf-
tigt, als dafür zu sorgen, dass alle Menschen in Deutsch-
land hier auch noch in Zukunft gut leben können. Die 
Koalition will in einer Welt leben, in der zwar Geld da 
ist für die Subventionen von fossilem Gas, aber keines für 
Hitzeschutz.

Und noch deutlicher wird diese Schieflage dann, wenn 
wir uns anschauen, wofür kein Geld da ist und was das 
eigentlich für Konsequenzen hat. Wer sich auf der einen 
Seite über vermeintlich steigende Kriminalität echauf-
fiert, aber dann bei den Sozialausgaben kürzt, hat nichts 
verstanden.

(Franziska Hoppermann [CDU/CSU]: Wir re-
den vom Justizhaushalt! – Fabian Jacobi 
[AfD]: Sie haben nichts verstanden!)

Jetzt hier im Haushalt hätten Sie doch die Chance gehabt, 
zu zeigen, dass Sie wirksam etwas gegen Jugendkrimi-
nalität unternehmen wollen, zum Beispiel ganz konkret 
Taten zu verhindern. Die Bundesregierung tritt hier statt-
dessen maximal planlos auf.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Auf meine schriftliche Frage antwortete die Bundesregie-
rung nämlich noch, dass ihr die Prävention von Kinder- 
und Jugendkriminalität natürlich am Herzen liege. Und 
jetzt werden die Mittel in der Kinder- und Jugendpolitik 
massiv gekürzt. Als hätte es Kinder und Jugendliche in 
den Jahren der Coronapandemie nicht schon hart genug 
getroffen, lässt man sie jetzt im Regen stehen.

Und noch etwas macht mir wirklich Sorgen, und da 
mache ich mir selbst als Grüne ganz ernsthaft Gedanken 
um die Union: Die AfD hat auf ihrer Klausur die Strategie 
ausgegeben, die Union zermürben zu wollen, ihre Wäh-

lerschaft abzugreifen und mit den traurigen Resten einer 
konservativen Partei dann gemeinsam regieren zu wol-
len.

(Tobias Matthias Peterka [AfD]: Das wird auch 
funktionieren – wegen Leuten wie Ihnen!)

Und Sie machen was? Sie kürzen die Mittel für die aktive 
Zivilgesellschaft, für diejenigen, die jeden Tag etwas ge-
gen Hass und Hetze und völkisches Gedankengut unter-
nehmen. Das fühlt sich für Sie vielleicht manchmal nicht 
so an, aber diese Organisationen müssen Sie auch als Ihre 
Verbündeten sehen – und diese Organisationen dann auch 
mit vernünftigen Mitteln ausstatten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Dr. Günter Krings [CDU/ 
CSU])

Auch im Bereich der Gleichstellung werden die Mittel 
gekürzt. 938 Mädchen und Frauen sind im vergangenen 
Jahr zu Opfern von versuchten oder vollendeten Tötungs-
delikten geworden Die Täter? Ihre Partner oder Ex-Part-
ner. Wer behauptet, dass darauf allein das Strafrecht die 
Antwort ist, hat das Problem nicht verstanden. Um 
Frauen zu schützen, müssen wir vor allem die strukturel-
len Ursachen bekämpfen. Und das bedeutet Geld für Be-
ratungsstellen, Geld für Schutzunterkünfte und vor allem 
Geld für Gleichstellungspolitik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Lachen des Abg. Fabian Jacobi [AfD])

Und ja, die Mittel für HateAid und das Anne-Frank- 
Zentrum bleiben stabil. Das ist sinnvoll; denn dort brau-
chen wir Geld. Aber wir brauchen vor allem mehr Geld. 
Wir brauchen Investitionen, die nicht nur die gestiegenen 
Personalkosten decken. Wir brauchen mehr Geld für De-
mokratieförderung; denn gute Rechtspolitik gibt es nicht 
zum Nulltarif. Gute Strafrechtspolitik kostet nun mal 
Geld, sie sorgt am Ende aber dafür, dass Taten gar nicht 
erst begangen werden; denn weiterhin gilt: Die beste 
Kriminalpolitik ist eine gute Sozialpolitik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Tobias Matthias Peterka [AfD]: Das ist so 
naiv! – Gegenruf des Abg. Fabian Jacobi 
[AfD]: Das ist nicht naiv! Das sind knallharte 
Eigeninteressen!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in der Debatte: für die Fraktion Die 

Linke Luke Hoß.

(Beifall bei der Linken)

Luke Hoß (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeord-

nete! Im Justizhaushalt wird nicht gekürzt – da haben wir 
noch mal Glück gehabt. Leider muss ich sagen: Geld ist 
nur die eine Sache. Egal wie viel oder wenig Geld für die 
Justiz ausgegeben wird, am Ende kommt es darauf, was 
Sie damit machen. Und da, sehr geehrte Ministerin, sieht 
es wirklich düster aus.
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Es sieht so aus, als würden Sie ein echtes Rechtsstaats-
problem in Ihrer Amtszeit bekommen. Dass wir einen 
Innenminister haben, der es mit dem Recht, sagen wir, 
nicht ganz so eng sieht: Ich glaube, das haben inzwischen 
alle mitbekommen.

Ihr Ministerium dagegen, Frau Dr. Hubig, schreibt ges-
tern auf Instagram:

„Wir wollen unseren Rechtsstaat mit all seinen Pri-
vilegien nie mehr missen. Denn: So sicher und so 
verlässlich war er noch nie in unserer Geschichte.“

(Zuruf des Abg. Dr. Günter Krings [CDU/ 
CSU])

Das klingt ja hervorragend. Heißt das, Sie schmeißen 
Dobrindt jetzt endlich aus dem Kabinett?

Aber auch bei Ihnen bleibt eine Frage offen: Wie ver-
lässlich ist der Rechtsstaat für Maja T.?

(Stephan Brandner [AfD]: Wer ist denn Maja 
T.?)

Das Bundesverfassungsgericht hat entschieden: Die Aus-
lieferung nach Ungarn war rechtswidrig. – Über ein Jahr 
ist das her. Maja T. sitzt, wie wir heute erfahren, in in-
zwischen kritischem Zustand immer noch in U-Haft in 
Ungarn. Sie, Frau Ministerin, schreiben, Sie wollen den 
Rechtsstaat nicht mehr missen. Aber ich frage mich 
schon: Haben Sie Respekt vor unserer höchsten Gerichts-
barkeit? Wie eng nehmen Sie es mit dem Recht? Wann 
sorgen Sie endlich dafür, dass Maja T. wieder nach 
Deutschland gebracht wird

(Fabian Jacobi [AfD]: Warum sitzt dieser 
Mann denn in Untersuchungshaft in Ungarn? 
Warum sitzt dieser Mann da?)

und hier einen rechtsstaatlichen, einen fairen Prozess be-
kommt?

(Beifall bei der Linken)
An diesen Fragen wird Ihre Amtszeit gemessen. Da hilft 
Ihnen auch der beste Haushalt nicht.

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in der Debatte: für die SPD- 

Fraktion Nadine Heselhaus.
(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Franziska 

Hoppermann [CDU/CSU])

Nadine Heselhaus (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Stellen wir uns 
einmal vor, die Verbraucherpolitik wäre ein Mensch. 
Dann würde ich Sie einmal fragen: Wie fühlt es sich 
eigentlich an, ständig hin und her geschubst zu werden? 
Früher im Landwirtschaftsministerium, dann im Justiz-
ministerium, zuletzt im Umweltministerium und jetzt 
wieder zurück im Justizministerium. Was glauben Sie, 
fühlt sie sich ernst genommen oder eben doch eher wie 

ein lästiges Anhängsel? Wertschätzend jedenfalls wirkt 
das nicht.

Dabei ist die Verbraucherpolitik besonders wichtig; 
denn sie berührt uns jeden Tag in unserem Alltag – uns 
alle und auch schon die Kleinsten. Ob bei unserer Nah-
rung, den Medikamenten, bei all unseren Verträgen – mit 
der Bank, dem Vermieter, dem Telefon- oder Streaming-
anbieter, dem Autohersteller –: Überall, wo wir kon-
sumieren, sind wir Verbraucherinnen und Verbraucher, 
und wir erwarten zu Recht klare Informationen über die 
Produkte, faire Bedingungen und wirksamen Schutz vor 
Manipulation und Täuschung.

Tricks gibt es immer wieder. Dazu gehören zum Bei-
spiel Mogelpackungen, die uns mehr Inhalt vorgaukeln, 
als tatsächlich drin ist,

(Carsten Müller [Braunschweig] [CDU/CSU]: 
Die Ampel war schuld!)

so manche irreführenden Designs im Netz, die uns zu 
unbewussten Kaufentscheidungen animieren sollen, 
oder fehlerhafte Informationen über Produkte, um sie 
besser dastehen zu lassen, als sie tatsächlich sind.

(Fabian Jacobi [AfD]: Das tägliche Brot der 
Bundesregierung!)

Für die Unternehmen geht es um Gewinnmaximie-
rung, für Sie vielleicht um Ihre Gesundheit, die Umwelt, 
Ihre Sicherheit, Ihr Geld und in jedem Fall einfach um Ihr 
gutes Recht. Manchmal geht es auch darum, den schon 
bestehenden Schutz beizubehalten, so wie bei Entschädi-
gungen für Flugverspätungen, die ja gerade auf EU- 
Ebene diskutiert werden. Man merkt, dass der Verbrau-
cherschutz jetzt im Justizministerium gut aufgehoben ist; 
denn hier hat sich die Justizministerin direkt für die Ver-
braucherinteressen starkgemacht. Liebe Stefanie Hubig, 
danke für Deinen Einsatz!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Sie sehen: Es ist wichtig, dass die Politik für gute Rah-
menbedingungen sorgt. Dazu gehört auch ein solider 
Haushaltsplan 2025. Wir stärken die Verbraucherbildung 
und sichern das Projekt Verbraucherschulen ab. Wir för-
dern die Beratungsstellen für ver- und überschuldete 
Menschen, damit sie in ihrer Lebenslage die passende 
Hilfe erhalten. Wir unterstützen die Rechtsdurchsetzung, 
damit die Menschen zu ihren Ansprüchen kommen, wenn 
etwas schiefgelaufen ist – und das auch grenzübergrei-
fend. Ich finde, der Entwurf ist eine gute Grundlage.

Meine Damen und Herren, diese Beispiele zeigen: Ver-
braucherschutz ist zentral für unser Vertrauen in die Un-
ternehmen, in den Staat und in die Gerechtigkeit.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in der Debatte: für die AfD- 

Fraktion Martina Kempf. Es ist ihre erste Rede.

(Beifall bei der AfD)
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Martina Kempf (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kollegen! Sehr 

geehrte Damen und Herren! Frau Ministerin Dr. Hubig 
sprach bei der Aussprache zur Regierungserklärung da-
von, dass wir nach dem Zweiten Weltkrieg die Chance 
hatten, ein Deutschland zu bauen, das die Würde des 
einzelnen Menschen nicht antastet. Dennoch wird diese 
unantastbare Würde heute manchen abgesprochen: Über 
106 000 ungeborene Kinder werden jedes Jahr in 
Deutschland abgetrieben. Das entspricht einer Großstadt 
an Kindern. Auch sie haben von Anfang an Menschen-
würde, so das Bundesverfassungsgericht schon im 
Jahr 1993.

Die Menschenwürde gilt also nicht erst ab der Geburt, 
wie dies eine einzelne linksgerichtete Professorin so pro-
pagiert.

(Zuruf des Abg. Daniel Rinkert [SPD])

Solche Juristen, die anderen die Menschenwürde abspre-
chen, begeben sich auf ein äußerst gefährliches Pflaster.

(Beifall bei der AfD)

Das Bundesverfassungsgericht hat vielmehr bereits 1975 
festgestellt, dass auch Ungeborene ein Recht auf Leben 
haben. Und deswegen gibt es in Deutschland kein Recht 
auf Abtreibung.

Und die Linken, von denen ich einen Aufkleber mit 
einer leeren Gebärmutter sah, können nicht leugnen, 
dass mit der Schwangerschaft ein kleiner Mensch da ist, 
dessen Herz ab drei Wochen nach der Zeugung zu schla-
gen beginnt, der acht Wochen nach der Zeugung alle 
Organe, Arme und Beine hat und der zehn Wochen 
nach der Zeugung schon von kleinen Kindern als kleines 
Baby erkannt wird, wenn man so ein Babymodell be-
quem in seiner Hand hält. Da frage ich mich doch: Ent-
weder erkennen Mitglieder der Linken als erwachsene 
Menschen darin kein Kind, was schon Kleinkinder sehen 
können, oder sie wollen die Wahrheit nicht sehen.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Nadine 
Heselhaus [SPD])

Wir als AfD wollen dagegen am geltenden Schutzkon-
zept festhalten und es konsequent umsetzen. Wir wollen 
engagierte Beratungsstellen, die mit konkreten Hilfen 
dem Schutz der Ungeborenen dienen.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dem sehr häufigen Abtreibungsgrund der Überforderung 
wirken wir auch durch unseren Vorschlag eines Betreu-
ungsgehaltes vom ersten bis zum dritten Lebensjahr als 
Lohnersatz für Eltern- oder Großelternteile entgegen: für 
einen finanziell gesicherten und entspannten Familienall-
tag.

Der Koalitionsvertrag enthält außerdem einen Wider-
spruch zwischen dem an sich geschützten Recht auf Le-
ben Ungeborener in Deutschland und andererseits der 
Entwicklungspolitik der Koalition, die den unein-
geschränkten Zugang zu Abtreibungen in Entwicklungs-
ländern fördern will.

(Svenja Schulze [SPD]: Keine Ahnung!)

Das ist nämlich mit der Floskel „Förderung des Rechts 
auf sexuelle und reproduktive Gesundheit“ in Entwick-
lungsländern gemeint. Das sollte der Unionskoalitions-
partner doch noch einmal untersuchen.

Nicht unkritisch sehe ich den Plan der Koalition, die 
sogenannte Versorgung mit Schwangerschaftsabbrüchen, 
also mit Tötungen, wohnortnah zu ermöglichen, was an-
gesichts des Rückgangs von Abtreibungsärzten wohl nur 
mit der zunehmenden Verbreitung der Abtreibungspille 
geschehen kann, die aber laut einer neuen amerika-
nischen Studie bei fast 11 Prozent der Frauen nach Ein-
nahme innerhalb von 45 Tagen zu einer Blutvergiftung,

(Lachen der Abg. Dr. Anja Reinalter [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Infektion, Blutung oder einem anderen schwerwiegenden 
oder lebensbedrohlichen unerwünschten Ereignis führte.

Für viele alarmierte Christen ist der Lebensschutz – 
eine Kultur des Lebens – ganz wichtig für ihre Wahlent-
scheidung. Parteien, die in ihren Abstimmungen davon 
abrücken, werden diese Mitglieder und Wähler verlieren, 
die sich dann eine Alternative suchen, die engagiert für 
die Familie und die Willkommenskultur für Ungeborene 
eintritt.

(Beifall bei der AfD – Zurufe von der CDU/ 
CSU sowie der Abg. Nadine Heselhaus [SPD])

Bitte bedenken Sie auch, liebe Kollegen, dass man aus 
christlicher Sicht

(Zuruf des Abg. Axel Müller [CDU/CSU])

sich für seine Gewissensentscheidung – dazu zählen auch 
Entscheidungen über Gottes kostbare ungeborene Kin-
der – eines Tages vor höchster Stelle verantworten muss 
und dass dann auch in die geheimen Abstimmungen hi-
neingesehen werden wird.

Danke schön.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in der Debatte ist Carsten Müller 

für die Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Der vormalige Reichsjustizminister und Rechts-
philosoph Gustav Radbruch ist wahrscheinlich den meis-
ten von uns wegen der Radbruch’schen Formel bekannt. 
Ich will allerdings diesen kurzen Redebeitrag mit einem 
bemerkenswerten Zitat von ihm einleiten. Er schrieb:

„Rechtsstaat ist […] wie das tägliche Brot, wie Was-
ser zum Trinken und wie Luft zum Atmen, und das 
Beste an der Demokratie gerade dieses, daß nur sie 
geeignet ist, den Rechtsstaat zu sichern.“
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Ich finde, das bringt unsere Herausforderungen heute 
sehr genau auf den Punkt. Wir reden heute über den 
Einzelplan 07 und damit über den betraglich kleinsten 
Einzelplan. Allerdings hat er eine besonders große Aus-
wirkung auf unsere Gesellschaft.

Meine Damen und Herren, ich will einige der vielen 
wichtigen Bausteine hervorheben. Ich will hervorheben – 
und nicht alles lässt sich in Euro und Cent ausdrücken –, 
dass uns daran gelegen ist, den Rechtsstaat zu stärken, 
beispielsweise indem wir sehr umgehend das Thema IP- 
Adressen-Speicherung aufnehmen.

(Fabian Jacobi [AfD]: Den Rechtsstaat gegen 
die Bürgerrechte auszuspielen, ist keine gute 
Idee!)

Ich bin der Bundesjustizministerin ausdrücklich dankbar, 
dass sie sehr kurzfristig hierzu einen umsetzbaren, rechts-
festen Entwurf vorlegen wird.

Meine Damen und Herren, wir haben die eine oder 
andere Rede hier heute gehört, und ich fand – das will 
ich mal am Rande einfließen lassen – das in Teilen etwas 
übergriffig; ich schaue mal zu der Fraktion von Bünd-
nis 90/Die Grünen herüber.

(Heiterkeit bei der Linken)
Die Kollegin Julia Schneider hat ja in Ansätzen der 

Koalition die Rechtsstaatstreue absprechen wollen. Frau 
Kollegin Schneider, ganz ehrlich: Starkes Stück!

(Zurufe der Abg. Helge Limburg [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] und Julia Schneider 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Sie hätten vielleicht Ihre Redezeit besser darauf verwen-
den sollen, die Beachtung rechtsstaatlicher Grundsätze 
mit Blick auf Ihren Wahlkreisvorgänger Stefan Gelbhaar 
auszuführen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das wäre bemerkenswert gewesen. Da wären Sie wahr-
scheinlich aber in der Redezeit nicht fertig geworden und 
auch heftig ins Stottern gekommen.

Frau Kollegin Dr. Gumnior, Sie haben so ein bisschen 
den Eindruck erwecken wollen, –

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, es gibt den Wunsch nach einer Zwi-

schenfrage.

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU):
– dass man mit Geld alles regeln kann, und haben das 

Thema Kinder- und Jugendschutzpolitik herausgegriffen. 
Ich will nur mal darauf hinweisen, dass der Kinder- und 
Jugend- –

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, es gibt den Wunsch nach einer Zwi-

schenfrage.

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU):
Ja, bitte. Von wem denn?

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Aus der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU):
Immer gerne, Herr Kollege Limburg.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Gut.

Helge Limburg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Kollege Müller, dass Sie die Zwi-

schenfrage zulassen. –

(Stephan Brandner [AfD]: Sakko ausgezogen, 
oder was? – Weiterer Zuruf von der AfD: Und 
jetzt das Hemd!)

Ich freue mich, dass Sie den Reden der Kolleginnen 
Schneider und Gumnior hier intensiv gelauscht haben. 
Noch schöner wäre, wenn Sie den Inhalt dann auch viel-
leicht aufnehmen und in Ihre Überlegungen einbeziehen 
würden.

Sie haben sich gerade darüber echauffiert, dass wir der 
Koalition mangelnde Rechtsstaatstreue vorgeworfen ha-
ben. Wie bitte würden Sie es denn nennen, wenn aus den 
Reihen der Koalition, wenn aus den Reihen sogar eines 
Landesjustizministeriums teilweise indirekte, teilweise 
offene Angriffe auf die an der Entscheidung des Berliner 
Verwaltungsgerichts zu den Zurückweisungen beteiligten 
Richterinnen und Richter geführt werden, wenn offen 
infrage gestellt wird, ob dieses Urteil eine Wirkung 
über den konkreten Fall hinaus haben kann,

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Hat es nicht!)

wenn suggeriert wird, man könne und müsse eine höchst-
richterliche Entscheidung abwarten,

(Zuruf des Abg. Dr. Günter Krings [CDU/ 
CSU])

wohl wissend, dass es in diesem Verfahren überhaupt 
keine weitere Instanz mehr gibt, es also zu keiner höchst-
richterlichen Entscheidung kommen kann,

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Dr. Günter Krings 
[CDU/CSU]: Sie stellen den Rechtsstaat infra-
ge! – Zuruf des Abg. Dr. Martin Plum [CDU/ 
CSU])

wenn sich sogar der Präsident des Bundesverwaltungs-
gerichts genötigt sieht, öffentlich darauf hinzuweisen, 
dass doch bitte auch diese Regierung Respekt vor dem 
Rechtsstaat – und er hat es natürlich auf die Entscheidung 
des Berliner Verwaltungsgerichts bezogen – haben soll?

Herr Kollege Müller, wie würden Sie all das denn 
nennen, wenn nicht mangelnden Respekt vor dem 
Rechtsstaat in diesem Land?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken – 
Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Das Gegenteil 
ist der Fall!)
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Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU):
Lieber Herr Kollege, schade, dass Sie auf den von mir 

konkret gemachten Vorschlag, wozu sich Ihre Fraktion 
einlassen sollte, gar nicht eingegangen sind.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Aha!)
Aber das spricht Bände.

Zum Zweiten.
(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie gehen doch auf meine Frage auch 
nicht ein!)

– Lassen Sich mich doch einfach ausreden.
(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-

wie des Abg. Luke Hoß [Die Linke])
Zum Zweiten. Wir haben zum Thema der Zuwan-

derung einen lebhaften gesellschaftlichen Diskurs. An 
diesem lebhaften gesellschaftlichen Diskurs und an Lö-
sungsmöglichkeiten des nicht wegzudiskutierenden Pro-
blems – ich habe allerdings manchmal den Eindruck, dass 
gerade Ihre Fraktion davor die Augen verschließt –

(Stephan Brandner [AfD]: Die CDU hat das 
auch gemacht! Vor knapp zehn Jahren!)

beteiligen sich die Koalitionsfraktionen, in Sonderheit 
die CDU/CSU-Fraktion. Wir behalten uns vor, das sehr 
intensiv zu tun, fühlen uns natürlich an Recht und Gesetz 
gebunden und machen allerhand Vorschläge.

(Zuruf des Abg. Helge Limburg [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Und ich finde es gut – ich will das ausdrücklich sagen –, 
dass die Bundesregierung dieses dringende Thema umge-
hend angegangen ist. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Helge Limburg 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Keine Ant-
wort! – Zurufe der Abg. Stefan Schmidt 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Julia 
Schneider [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Meine Damen und Herren, ich bleibe noch mal bei der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Frau Dr. Gumnior hat 
ja das Thema „Mittelverwendung im Bereich Kinder- und 
Jugendschutz“ angesprochen. Ich will an Folgendes er-
innern: Es ist diese Bundesregierung, die den Kinder- und 
Jugendplan stabilisiert und aufwachsen lassen will, und 
es war die Vorgängerbundesregierung, und zwar nament-
lich die Ihrer Partei angehörende zuständige Ministerin 
Lisa Paus, die in dem Bereich kürzen wollte. Das haben 
Sie offensichtlich vollständig vergessen. Sie sollten das 
zukünftig würdigen.

Gut finde ich wiederum, dass aus Ihrer Fraktion das 
Anne-Frank-Zentrum angesprochen worden ist. Aber ich 
darf daran erinnern – das sollten Sie genauso würdigen –, 
dass es einer Initiative der CDU/CSU-Fraktion zu Oppo-
sitionszeiten bedurfte,

(Dr. Lena Gumnior [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, das hatten wir!)

erhebliche Einschläge und Kürzungen dort zu verhin-
dern; und das ist dann, Gott sei Dank, auch geschehen. 
Insofern will ich versöhnlich bei diesem Punkt schließen: 

Sie haben sich unseren Hinweisen gegenüber wenigstens 
aufgeschlossen gezeigt, und wir konnten dort die Kür-
zungen gemeinsam abwenden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Meine Damen und Herren, zum Thema „anzupassen-

der Rechtsrahmen und Stärkung der Ermittlungsbehör-
den“ komme ich jetzt zeitbedingt nicht mehr. Das 
Anne-Frank-Zentrum hatte ich angesprochen.

Ich will allerdings noch mal beim Thema „juristische 
Bildung und Rechtsstaatsbildung“ bleiben und hervor-
heben, dass die 2019 fraktionsübergreifend gegründete 
Stiftung Forum Recht hier eine wichtige Aufgabe ver-
sieht.

(Beifall der Abg. Sonja Eichwede [SPD])
Wir wollen das stärken und halten die Arbeit für beson-
ders wichtig, weil es nicht zuletzt auch darum geht, junge 
Menschen für eine Tätigkeit in der Rechtspflege, in der 
Justiz zu gewinnen; und dazu kann diese Stiftung mit 
ihrer Arbeit vieles beitragen.

Meine Damen und Herren, der Pakt für den Rechtsstaat 
ist angesprochen worden. Wir dürfen nicht außer Acht 
lassen – das ist am Rande allerdings auch schon erwähnt 
worden –, dass wir hier auch die Länder, die wir unter-
stützen, nicht aus der Pflicht entlassen wollen.

Ich will abschließend darauf hinweisen, dass solche 
wichtigen Themen wie Verfahrensbeschleunigungen 
nicht nur immer mit Geld zu lösen sind. Ich greife mal 
einen Vorschlag meines sehr geschätzten Fraktionskolle-
gen Axel Müller auf, der jüngst ins Gespräch brachte, 
Absatz 1 § 29 des Deutschen Richtergesetzes genauer 
in den Blick zu nehmen. Gemäß dieser Regelung darf 
nämlich bei einer gerichtlichen Entscheidung nicht 
mehr als ein Richter auf Probe oder ein Richter kraft 
Auftrags oder ein abgeordneter Richter mitwirken. Meine 
Damen und Herren, wir als Rechtspolitiker beklagen, die 
Bevölkerung beklagt viel zu lange Verfahrensdauern. 
Hier wäre es ein kleiner Federstrich, um zur Verfahrens-
beschleunigung beizutragen. Das ist ein wichtiges The-
ma. Das Thema haben wir an die Justizministerin heran-
getragen. Sie hat sich für diese Idee aufgeschlossen 
gezeigt. Es zeigt auch, wie wir ganz praxisnah Rechts-
politik machen und den Rechtsstaat stärken wollen.

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in der Debatte: Dr. Till Steffen für 

Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Till Steffen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es bleibt 

ein erschütternder Vorgang, dass diese Bundesregierung 
das Recht ignoriert. Das Verwaltungsgericht Berlin hat 
sehr klar gesagt: Die schon angesprochene Praxis der 
Bundesregierung ist rechtswidrig.

(Zuruf des Abg. Dr. Martin Plum [CDU/CSU])
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Und es hat natürlich ausführlich begründet, warum das so 
ist, und hat das überhaupt nicht nur auf den Einzelfall 
bezogen. Jede Gerichtsentscheidung jedes einzelnen Ge-
richts erfolgt natürlich immer anlässlich des Einzelfalls. 
Deswegen bleibt es ein erschütternder Vorgang, dass die 
Bundesregierung sich darüber hinwegsetzt. Das ist eine 
Nebelkerze, die Sie hier verbreiten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken – Helge 
Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Richtig!)

Es bleibt die Erwartung, dass sich die Bundesjustiz-
ministerin hier für rechtsstaatliches Verhalten der Bun-
desregierung einsetzt; doch da hat sie leider einen Rück-
zieher gemacht. Das finde ich bedauerlich. So kann es 
nicht bleiben. Und in der Tat werden wir das weiterhin 
anprangern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich hatte mich zu Wort gemeldet, um über Verbrau-
cherschutz zu sprechen. Ich freue mich darüber, dass 
das jetzt wieder im BMJV angesiedelt ist. Viele wichtige 
Fragen sind ja auch in der letzten Wahlperiode in der 
Justiz verblieben. Es ist gut, dass wir das jetzt wieder 
beisammenhaben.

Frau Hubig, Sie sind ja in der Tat auch da ganz tat-
kräftig gestartet; das finde ich gut. Also einmal mit 
Schuldnerberatung. Dann haben Sie die Umsetzung der 
Verbraucherkreditrichtlinie angesprochen, also bezogen 
auf „Buy Now, Pay Later“. Es ist sicherlich sehr gut, 
dass wir hier auch gleich tatsächlich konkrete Taten se-
hen. Man muss allerdings auch sagen: Da war ja auch 
einiges in der Schublade vorhanden. Aber gut, dass Sie 
das jetzt auch schnell angehen und in der Tat nicht liegen 
lassen.

Es wird natürlich auch noch weitere Initiativen brau-
chen. Aber ich will das Augenmerk auf einen anderen 
Punkt lenken; denn es reicht nicht aus, gute Gesetze zu 
haben, mit denen wir Verbraucherinnen und Verbraucher 
schützen, sondern wir müssen auch für eine wirksame 
Rechtsdurchsetzung sorgen. Deswegen ist es so wichtig, 
dass wir gerade im digitalen Raum für effektiven Ver-
braucherschutz sorgen. Was ist denn, wenn ein Heizgerät 
von Temu explodiert oder der Shein-Pullover giftig ist, 
wenn also die bestehenden europäischen Standards unter-
laufen werden? Haben wir da eine effektive Möglichkeit, 
dass Verbraucherinnen und Verbraucher ihre Rechte 
durchsetzen? Das haben wir eben vielfach praktisch 
nicht.

Deswegen ist es so hochproblematisch, dass bei den 
aktuellen Verhandlungen im Zollstreit mit den USA jetzt 
im Raum steht, dass sich die Interessen der Digitalkon-
zerne durchsetzen gegen effektive Regulierung im Netz. 
Da ist wirklich wirksamer Verbraucherschutz notwendig. 
Deswegen ist Verbraucherschutz an vielen Stellen drin, 
wo gar nicht in erster Linie „Verbraucherschutz“ drauf-
steht. Ich erwarte von einer Verbraucherschutzministerin, 
dass sie sich dafür einsetzt, dass hier nicht die Interessen 
der Verbraucherinnen und Verbraucher geopfert werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Denn es gibt ja meist starke Interessen. Hier im kon-
kreten Fall sind es Automobilkonzerne, die tatsächlich 
lange Zeit den Gong nicht gehört hatten und deswegen 
jetzt versuchen, ihre Produkte weiterhin abzusetzen, ob-
wohl sie nicht mehr den Anforderungen genügen. Des-
wegen ist es so wichtig, dass die Verbraucherschutz-
ministerin sich entsprechend durchsetzt.

Wir haben bereits ein negatives Beispiel erlebt, näm-
lich bei der Stromsteuer. Die Interessen von großen Un-
ternehmen werden berücksichtigt. Die Interessen von 
einzelnen Haushalten, von den Verbraucherinnen und 
Verbrauchern, fallen unter den Tisch. Ich erwarte von 
einer aktiven Verbraucherschutzministerin, dass sie sich 
hier starkmacht für die Interessen der Verbraucherinnen 
und Verbraucher – weit über die Zuständigkeiten ihres 
Hauses hinaus.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in der Debatte: für die Fraktion Die 

Linke Aaron Valent.

(Beifall bei der Linken)

Aaron Valent (Die Linke):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Dieser 

Haushalt ist ein bisschen wie ein KI-generiertes Bild: 
Auf den ersten Blick ganz in Ordnung, aber sobald man 
genauer hinschaut, wird es gruselig. Ja, es ist gut, dass das 
Anne-Frank-Zentrum gefördert wird. Und es ist auch gut, 
dass HateAid unterstützt wird. Und es ist selbstverständ-
lich absolut richtig, dass Entschädigungen für die Men-
schen, die nach § 175 Strafgesetzbuch verfolgt wurden, 
weiter gezahlt werden. Aber was bringen solche schönen 
Gesten, wenn sie gleich wieder konterkariert werden?

Wir haben heute sehr eindeutig gehört: Unsere Demo-
kratie steht unter Beschuss. Umso wichtiger ist es daher, 
dass unser Rechtssystem allen offensteht und niemand 
zurückgelassen wird,

(Beifall bei der Linken)

dass der Zugang zum Recht unbedingt immer da ist, egal 
wie alt man ist, egal wie viel man verdient und egal wie 
die digitale Technik zu Hause aussieht.

(Beifall bei der Linken)

Im Haushalt des Justizministeriums werden für die 
Digitalisierungsinitiative 50 Millionen Euro angesetzt. 
Nun stellt sich mir die Frage: Was ist mit den Menschen, 
die kein Tablet, kein Smartphone oder keinen PC besitzen 
und sich das auch nicht leisten können? Was ist mit all 
denen, die keine Erfahrung mit digitalen Verfahren ha-
ben? Laut der Initiative D21 verfügt nur knapp die Hälfte 
aller Deutschen über digitale Basiskompetenzen. Die Be-
dürfnisse dieser Menschen werden in dem Regierungs-
entwurf einfach fallen gelassen. Bereits bestehende, viel 
genutzte analoge Unterstützungsangebote soll es in Zu-
kunft nur noch digital geben. Das hat mit sozialverträg-
licher Modernisierung absolut nichts zu tun.

(Beifall bei der Linken)
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Die Digitalisierungsinitiative schafft neue Hürden für so-
wieso schon Benachteiligte, eigentlich genau da, wo Teil-
habe und Vertrauen gestärkt werden müssten. Sozial ge-
recht ist das nicht.

Ganz klar ist: Wer Teilhabe verspricht, darf sich nicht 
hinter großen Überschriften verstecken. Wer Antidiskri-
minierung im Rechtssystem ernst meint, muss alle Men-
schen mitdenken, und zwar nicht nur symbolisch, son-
dern ganz konkret. Alles andere ist Showpolitik, und 
die können wir uns wortwörtlich nicht leisten.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Für die SPD-Fraktion: Daniel Rinkert.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Daniel Rinkert (SPD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger! Der Rechts-
staat ist ein Grundpfeiler unserer Demokratie. Er sichert 
Freiheit, Gleichheit und Gerechtigkeit in unserer Gesell-
schaft – Tag für Tag, in Tausenden Verfahren, überall in 
unserem Land.

(Beifall der Abg. Sonja Eichwede [SPD])
Aber wir sehen: Das Vertrauen in diesen Rechtsstaat 

steht zunehmend unter Druck, und zwar nicht nur durch 
äußere Herausforderungen, sondern auch durch gezielte 
populistische Angriffe, die das ganze System pauschal 
herabsetzen. Es ist deshalb unsere Verantwortung, diesen 
Angriffen nicht nur verbal entgegenzutreten, sondern 
auch praktisch: durch Investitionen in eine starke, mo-
derne und bürgernahe Justiz.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir haben eine Justiz, die allen Menschen ungeachtet 
ihrer Herkunft, ihres Glaubens, ihrer sexuellen Identität 
Recht und Gerechtigkeit gewährt.

(Fabian Jacobi [AfD]: Mal mehr, mal weni-
ger!)

Es braucht aber auch alle staatlichen Ebenen, die sich an 
das gesprochene Recht halten, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. Wir haben mit dem Pakt für den Rechtsstaat 
einen klaren Plan vorgelegt, der ab dem kommenden Jahr 
auch strukturell verankert werden soll. Im Pakt für den 
Rechtsstaat werden wir die Digitalisierung konsequent 
vorantreiben. Das stärkt die Handlungsfähigkeit der Jus-
tiz und des Rechtsstaats.

Schon mit diesem Haushalt schaffen wir die Voraus-
setzungen dafür – konkret, praxisnah, Schritt für Schritt. 
Denn viele Maßnahmen, insbesondere im Bereich der 
Digitalisierung, greifen bereits jetzt. Mit 50 Millionen 
Euro fördern wir die Digitalisierungsoffensive für die 
Justiz. Mit dem „Einer für alle“-Prinzip setzen wir auf 
bundesweit einheitliche Lösungen für effizientere Ab-
läufe und eine stärkere Zusammenarbeit zwischen Bund 
und Ländern. Das ist ein echter Fortschritt in dem föde-
ralen Justizsystem unseres Landes.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Franziska 
Hoppermann [CDU/CSU])

Meine Damen und Herren, das sind nicht irgendwelche 
abstrakten Projekte, sondern das sind konkrete Verbes-
serungen, die bei den Menschen ankommen. Wir werden 
eine bundeseinheitliche Justiz-Cloud aufbauen. Wir er-
möglichen Onlineverfahren in der Zivilgerichtsbarkeit. 
Wir setzen neue Standards bei der Übermittlung digitaler 
Dokumente. Und wir nutzen künstliche Intelligenz, um 
den Zugang zu Gerichten und Rechtsmitteln zu erleich-
tern. Das zeigt, dass Digitalisierung nicht nur auf dem 
Papier stattfindet, sondern in der Praxis ganz konkret 
ankommt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

All das sind Bausteine eines modernen Rechtsstaats, 
und wir treiben sie mit Nachdruck voran; denn wir wis-
sen: Ein handlungsfähiger Rechtsstaat duldet keinen 
Stillstand. Daher sparen wir nicht bei der Justiz, sondern 
wir investieren. Wir freuen uns auf die weiteren Beratun-
gen zu diesem Einzelplan.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in der Debatte: für die AfD-Frak-

tion Thomas Fetsch.

(Beifall bei der AfD)

Thomas Fetsch (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Mi-

nisterin! Sehr geehrte Damen und Herren! Das Ressort 
des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucher-
schutz beansprucht nach dem vorgelegten Entwurf nur 
etwa ein Fünfhundertstel oder 0,2 Prozent des Haushalts-
volumens – ein betraglich also vergleichsweise wenig 
bedeutsames Ressort. So weit, so gut? Leider nein.

Stellvertretend für viele Fehlsteuerungen steht die jah-
relange Verschleppung der Digitalisierung der Justiz. 
Man möchte diese vorantreiben. Ich weiß allerdings 
nicht, ob das wirklich funktionieren wird, meine Damen 
und Herren.

Die Digitalisierung aller Verwaltungsdienstleistungen 
von Bund, Ländern und Kommunen war ursprünglich bis 
Ende 2022 angeordnet. Erst gegen Ende der vorherigen 
Legislatur gestand die damalige Koalition das krachende 
Scheitern dieser zeitlichen Vorgaben ein

(Zuruf der Abg. Franziska Hoppermann [CDU/ 
CSU])

wegen – ich zitiere – „komplexer föderaler Strukturen, 
unterschiedlicher Digitalisierungsstände und einer hete-
rogenen IT-Landschaft“, wie es auf der Webseite des 
Digitalministeriums heißt. Durch Änderungen des § 1a 
Onlinezugangsgesetz wurden die Digitalisierungsver-
pflichtungen der Verwaltungen inzwischen bis zum 
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Sommer 2029 bzw. sogar 2030 gestreckt – ein offenes 
Eingeständnis staatlichen Versagens im Bereich ver-
meintlich so dringender Digitalisierung.

(Beifall bei der AfD)
Die ernsthafte Absicht zu einer Beschleunigung kann 

ich trotz aller Beteuerungen in dieser Angelegenheit lei-
der nicht erkennen. Da helfen auch keine vollmundigen 
Digitalisierungsankündigungen im Koalitionsvertrag und 
auf den einschlägigen Webseiten Ihres Hauses, Frau Mi-
nisterin. Diese wecken lediglich Erwartungen, die diese 
Regierung angesichts ihrer bisher gezeigten Leistungs-
fähigkeit kaum erfüllen kann.

(Beifall bei der AfD)
Im Übrigen – an die SPD gerichtet –: Sie verweisen auf 
eine Zukunft, die die SPD angesichts aktueller Umfrage-
werte möglicherweise gar nicht mehr mitgestalten kann.

(Beifall bei der AfD – Stephan Brandner 
[AfD]: Ja! Das sehe ich auch so!)

Dass auch für die aktuelle Koalition staatliche Behar-
rungskräfte und fehlender Reformwille gegenüber den 
Interessen der Bürger und Unternehmen vorgehen, zeigt 
beispielhaft die seit Ende 2024 bestehende und auch von 
der aktuellen Koalition weiter aufrechterhaltene Be-
schränkung der elektronischen Kommunikation mit Fi-
nanzämtern allein auf die Anwendung „Elster“, die hier-
für völlig ungeeignet ist, statt Anwälten und 
Steuerberatern die lange eingespielte Kommunikation 
per beA und beSt zu ermöglichen. Es gibt aus meiner 
Sicht keinerlei Anzeichen dafür, dass die Koalition hieran 
irgendetwas ändern möchte, obwohl hinzukommt, dass 
die Finanzverwaltungen der Länder sukzessive auch 
noch die so vielgescholtenen Faxgeräte abschaffen möch-
ten und damit jede vernünftige, schnelle Kommunikation 
auch noch abgeschaltet wird. Jede Rechtseingabe an das 
Finanzamt wird auf diesem Weg zu einem kommunikati-
ven Desaster. Offenbar hat man sich an der Berliner Ver-
kehrspolitik orientiert.

(Beifall bei der AfD)
Ich komme zum Schluss, Frau Präsidentin. – Der Staat 

funkt also auf veralteter Welle und zulasten der Bürger 
und Unternehmer in diesem Land. „Rückschritt statt Fort-
schritt“ lautet die Devise statt Digitalisierung.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in der Debatte ist für die Unions-

fraktion Sebastian Steineke.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Sebastian Steineke (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Sehr geehrte Frau Ministerin! Wie schon angesprochen: 
Der Verbraucherschutz ist zurück. Er ist nicht nur zurück 
in der Bundespolitik – da war die letzten dreieinhalb 
Jahre nicht viel von ihm zu hören –, sondern er ist auch 
da zurück, wo er aus unserer Sicht hingehört: im Bundes-
ministerium der Justiz und für Verbraucherschutz.

Verbraucherschutz – wir haben auch darüber gespro-
chen – ist tatsächlich kein Nischenthema. Er ist aus un-
serer Sicht auch kein Thema, das sich für ideologiege-
triebene Politik eignet. Er ist ein Thema, das jedem jeden 
Tag begegnet. Wir sind alle täglich bei fast allem, was wir 
tun, Verbraucher. Es geht daher auch gar nicht darum, die 
Unternehmen oder die einzelnen Wettbewerber an den 
Pranger zu stellen, mit den Fingern auf sie zu zeigen. 
Nein, es geht darum, dass wir faire Wettbewerbsbedin-
gungen für alle Seiten schaffen, wovon am Ende auch alle 
profitieren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Ich weiß aus Erfahrung heraus – auch aus rechts-

anwaltlicher Tätigkeit –, dass die Unternehmerschaft 
vielfach ein großes Interesse daran hat, dass es bei uns 
ein Verbraucherschutzniveau gibt, das jenes anderer Län-
der übersteigt, weil das ein klarer Wettbewerbsvorteil ist 
und weil es ein Qualitätsmerkmal für deutsche Unterneh-
men darstellt. Deswegen ist es wichtig, dass wir dieses 
Thema in dieser Legislaturperiode weiter voranbringen.

Wir haben uns einiges vorgenommen, um das Leben 
für Verbraucher besser und einfacher zu gestalten. Zu-
nächst erreicht uns aber gleich am Anfang der Legislatur-
periode ein Thema, das auf europäischer Ebene entschie-
den wird, nämlich die EU-Fluggastrechteverordnung. 
Das hat weitreichende Konsequenzen für alle Bürgerin-
nen und Bürger. Das war so kurz vor der Sommerpause 
nicht der beste Aufschlag, den die Europäische Union da 
vorgenommen hat.

(Beifall des Abg. Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Grundsätzlich ist es zu begrüßen, die Durchsetzung 
von Entschädigungen zu vereinfachen und effizienter zu 
gestalten. Der Reformvorschlag enthält auch ein paar 
sinnvolle Punkte, wie zum Beispiel ein einheitliches Be-
schwerdesystem oder Verbesserungen beim Erstattungs-
verfahren. Aber auch und vor allem wegen der klaren 
EuGH-Rechtsprechung zu Verspätungen und Entschädi-
gungen müssen Verbraucher weiter darauf vertrauen kön-
nen, dass sie bei Flugverspätungen Schutz und auch eine 
Entschädigung bekommen.

Der EU-Plan sah anfangs eine neue Staffelung der Ent-
schädigung vor: frühstens ab fünf statt bisher drei Stun-
den Verspätung, neu gestaffelte Entschädigungssummen. 
Geeinigt hat man sich nun auf eine Vier-Stunden-Regel 
für Distanzen bis 3 500 Kilometer und eine andere für 
darüber hinausgehende Distanzen. Das ist aus unserer 
Sicht nicht ausreichend. Entscheidend für die Verbrau-
cherinnen und Verbraucher ist jetzt das weitere Verfah-
ren. Wir hoffen, dass sich die beiden beteiligten Häuser, 
die da Einfluss genommen haben – Verkehrs- und Justiz-
ministerium –, weiterhin für die Verbraucherinteressen 
einsetzen. Wir bedanken uns sehr, dass das bisher auch 
passiert ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Aber auch national können wir eigene Dinge voran-
bringen. Sie stehen auch im Koalitionsvertrag. Wir haben 
vereinbart, dass die Geltendmachung von Entschädi-
gungs- und Ausgleichszahlungen digital über weitest-
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gehend vorausgefüllte Formulare erfolgen soll, sofern die 
relevanten Daten vorliegen. In einfach gelagerten Fällen, 
bei Erstattung von Ticketpreisen, aber eben auch bei Ent-
schädigungen, soll die Auszahlung automatisiert erfol-
gen. Das erspart den Verbrauchern, den Unternehmen 
viel Aufwand und Kosten und kann am Ende unsere Ge-
richte von Zehntausenden Verfahren entlasten. Das ist 
ganz entscheidend. Ein kleines Beispiel: Am Amtsgericht 
Königs Wusterhausen, das für den Flughafen BER zu-
ständig ist, entfallen 90 Prozent der Zivilklagen auf Flug-
gastrechteverfahren. Ich glaube, da müssen wir ganz drin-
gend ran.

Ein weiteres Thema, das in der Vergangenheit schon 
sehr viel Unmut erzeugt hat, ist der Ticketzweitmarkt. 
Das kennt vielleicht jeder, der eine Kultur- oder Sport-
veranstaltung besuchen wollte und versucht hat, noch 
irgendwelche Tickets zu bekommen. Dort gibt es Intrans-
parenz und Betrugspraktiken; das kennen wir vielleicht 
alle. Auch das muss stärker in den Fokus gelangen.

(Beifall der Abg. Svenja Schulze [SPD])

Das lässt sich möglicherweise – das muss man diskutie-
ren – über Preisobergrenzen, über Preis- und Verkäufer-
transparenz, über ein Meldesystem und über eine Pflicht 
zur Entfernung von Falschangaben angehen. Es gibt dort 
viele Probleme; wir haben uns vorgenommen, das an-
zugehen. Da werden wir in der Wahlperiode noch Arbeit 
investieren müssen.

Zuletzt ein Thema, das uns auch über die letzte Ver-
braucherschutzministerkonferenz erreicht hat und zu dem 
wir auch viele Zuschriften bekommen haben. Auf Antrag 
von Hessen wurde bei der letzten Konferenz thematisiert: 
Wie schützen wir unsere Verbraucher vor der Retouren-
falle? So was Ähnliches haben wir schon gehört. Hier 
braucht es auf den Onlineplattformen klare und verpflich-
tende Informationen über Händlerstandorte, Rücksende-
bedingungen und Zollgebühren. Oftmals kriegen die Ver-
braucher – durch bewusste Täuschung, muss man sagen – 
gar nicht mit, dass der Anbieter nicht auf dem Gebiet der 
EU ansässig ist, und werden dann mit sehr hohen Retou-
renkosten konfrontiert. Es wäre wünschenswert, wenn 
wir hierzu auf EU-Ebene eine Debatte anstoßen könnten; 
denn die Verbraucher sollten nicht mehr in diese Falle 
tappen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Verbraucher-
schutz haben wir uns einiges vorgenommen. Machen 
wir es die nächsten vier Jahre!

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in der Debatte: für die AfD-Frak-

tion Knuth Meyer-Soltau. Es ist seine erste Rede.

(Beifall bei der AfD)

Knuth Meyer-Soltau (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Dies ist also meine erste Rede vor dem 
deutschen Wähler – der Wähler, der fraglos die wich-
tigste Person in diesem Land ist, das Wahlvolk also, das 
alle vier Jahre so wichtig ist, wenn es den pinocchiores-
ken Wahlversprechen der Altparteien auf den Leim geht. 
Ein Schlag ins Gesicht der Wähler, die eine eindeutige 
Entscheidung getroffen haben! Nur war die Mini-SPD als 
Regierungspartei bei dieser Entscheidung sicherlich nicht 
enthalten. Vielmehr hatte die CDU/CSU einen ganz an-
deren Auftrag erhalten – einen Auftrag, den sie durch 
Wählertäuschung schlichtweg missachtet hat.

(Beifall bei der AfD)
Aber kommen wir mal auf die Extremisten bei den 

Linken und den Grünen zu sprechen, deren Verhalten 
mich teilweise an den blutigen Herbst in den 1970er- 
Jahren erinnert. Warum ist das so? Respektlosigkeit ge-
genüber den Staatsorganen, Gewalt gegen Polizei, Justiz 
und Andersdenkende – das war und das ist Ihr Programm.

(Zuruf der Abg. Dr. Anja Reinalter [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Hören Sie sich mal die Originalprotokolle der Stamm-
heimer Prozesse an. Die Tonlage ist die gleiche, damals 
wie heute.

(Beifall bei der AfD)
Deren MdB tanzt zu einem Lied, in dem gesungen 

wird: „Jedes Bullenschwein ist ’ne Missgeburt“, „Wir 
lassen Faschos brennen“. Die Justiz ermittelt bereits. 
Ich hoffe, es kommt zu einem Urteil. Weiterhin werden 
hier antisemitische Shirts offen getragen. Beobachtung, 
VS? Fehlanzeige!

Von dort droht die Gefahr für unseren Staat, von der 
alten Arbeiter- und Bauernstaatsriege, die so gern wieder 
„Auferstanden aus Ruinen“ singen möchte. Ich befürchte, 
das wird nicht mehr so lange dauern.

(Beifall bei der AfD)
Ich möchte mal die Behauptung aufstellen, dass sich eine 
neue RAF vermutlich nicht mehr durch Banküberfälle 
Geld beschaffen müsste, sondern möglicherweise auf 
Steuergelder zurückgreifen könnte, die möglicherweise 
sich in einem Billionenhaushalt wiederfinden könnten.

Und, Herr Dr. Miersch, nachdem Sie so ein fröhliches 
Liedchen von Roland Kaiser zitiert haben, möchte ich 
diese Vorlage keinesfalls liegen lassen. An die Union: 
Der Liedermacher Franz Josef Degenhardt hat 1965 ein 
Lied veröffentlicht – nehmen Sie es als Warnung und als 
Mahnung –:

„Spiel nicht mit den Schmuddelkindern 
Sing nicht ihre Lieder“

Hören Sie zu! Und tanz auch nicht dazu.
Herr Bundeskanzler, Sie machen sich mit diesen Leu-

ten gemein. Die SPD will als Regierungspartei die Op-
position verbieten. Die Wähler werden Ihnen die Quit-
tung geben, zuerst am 14.09. in Nordrhein-Westfalen. 
Dort sind wir schon fast gleichauf mit der SPD und wer-
den diese überholen.
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(Beifall bei der AfD)

Also Augen auf – auch bei der Verfassungsrichterwahl 
am Freitag –, denn der Staatsstreich droht von links!

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin und gleichzeitig die letzte Red-

nerin in der Debatte ist Franziska Hoppermann.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Franziska Hoppermann (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Mi-

nisterin Hubig! Liebe Kolleginnen und Kollegen! In der 
letzten Rede dieser Debatte komme ich noch mal zum 
Thema zurück.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Linken)

Es ist schon gediegen, die erste Rede zu halten und nicht 
einen Satz zum Thema zu sagen.

Der Haushalt des Ministeriums der Justiz und für Ver-
braucherschutz ist keine Ansammlung von nackten Zah-
len. Er ist ein zentraler Pfeiler für die Funktionsfähigkeit 
unseres deutschen Rechtsstaats. Ja, der Einzelplan 07 ist 
überwiegend ein Verwaltungshaushalt mit dem Fokus auf 
Personal, das einen großen Teil des Budgets einnimmt. 
Deshalb ist der Gestaltungsspielraum auch ein-
geschränkt. Aber was oft unterschätzt wird: Die Arbeit 
in der Justiz hängt mit der Exekutive, also auch mit der 
übrigen Bundesverwaltung, sehr eng zusammen. Gerade 
deshalb ist es von enormer Bedeutung, dass wir diese 
Strukturen finanziell so ausstatten, dass unser Rechtssys-
tem effektiv und gerecht gestaltet werden kann.

Lassen Sie mich zuerst einen Blick auf die zentralen 
Zahlen werfen. Hier zeigt sich, dass sich der neue Ent-
wurf für dieses Jahr gegenüber dem ersten Regierungs-
entwurf der Ampel doch deutlich verändert hat.

Die Gesamtausgaben für 2025 steigen erheblich – zu-
mindest für diesen Einzelplan –, nämlich um rund 
119 Millionen Euro: von ursprünglich 1,04 Milliarden 
Euro im alten Entwurf der Ampel auf nunmehr knapp 
1,16 Milliarden Euro im neuen Entwurf. Das ist gegen-
über dem Haushaltsansatz vom vergangenen Jahr sogar 
ein Anstieg von beeindruckenden 133 Millionen Euro, 
also mehr als 10 Prozent.

Das ist ein erheblicher Schritt nach vorne; denn ein 
Großteil dieses Anstiegs – knapp 50 Prozent – entfällt 
auf die Personalkosten. Endlich wurden die von Minister 
Buschmann noch bewusst unterveranschlagten Personal-
kosten zumindest teilweise angeglichen. Wir haben hier 
einen erheblichen Anstieg gegenüber dem alten Plan er-
reicht, auch um den Tarifsteigerungen gerecht zu werden. 
Ich hoffe sehr, dass dieser Wert nunmehr ausreichend 
ausgestaltet ist, um die personelle Ausstattung unserer 
Justiz auf ein solides Fundament zu stellen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Gleichzeitig hatte das Haus in den letzten Jahren aber 
auch immer wieder Schwierigkeiten, alle Stellen zu be-
setzen. Das ist ein Punkt, wo ich Sie, liebe Frau Ministe-
rin, bitte, ein besonderes Augenmerk darauf zu richten; 
denn eine Besetzungsquote von 80 bis 85 Prozent in 
einem Haus wie dem Ihren in den vergangenen Jahren 
ist doch zu gering, um dauerhaft diesen Stellenbedarf 
aufrechtzuerhalten.

Als weiteren Punkt hervorheben möchte ich noch die 
Entwicklung bei den globalen Minderausgaben. Die über 
31 Millionen Euro globalen Minderausgaben aus dem 
Ampelentwurf waren völlig unrealistisch. Das Ministe-
rium und der Minister konnten im letzten Jahr die Frage, 
wie das erwirtschaftet werden soll, auch nicht beantwor-
ten. Die Senkung auf fast ein Drittel in diesem Entwurf ist 
also wirklich ein wichtiger Schritt.

Mein Hauptkritikpunkt in der ersten Lesung des Am-
pelentwurfs war die fehlende Haushaltswahrheit und 
Haushaltsklarheit. Meines Erachtens war der erste Ent-
wurf auch nicht verfassungskonform. Völlig realitätsfern 
unterveranschlagte Personalkosten plus die viel zu hohen 
globalen Minderausgaben: Das konnte von vornherein 
nicht aufgehen. Es ist also ein richtiger und wichtiger 
Erfolg – vielen Dank an alle, die daran beteiligt waren –, 
dass das nun anders aussieht.

Erwähnen möchte ich noch einen wichtigen Punkt, der 
neu in diesem Einzelplan auftaucht, und zwar im Bereich 
des Bundesamtes für Justiz. Hier werden 25 Millionen 
Euro für finanzielle Hilfen für Betroffene der Amokfahrt 
auf dem Magdeburger Weihnachtsmarkt am 20. Dezem-
ber 2024 bereitgestellt. Das ist ein klares Zeichen der 
Solidarität und der Unterstützung vonseiten dieser neuen 
Koalition für die Opfer dieser schrecklichen Tat, die uns 
alle erschüttert hat. Das verdient unsere volle Zustim-
mung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
des Abg. Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Schließlich bleibt in dieser Debatte noch Zeit für einen 
Blick auf die Stiftung Forum Recht. 2019 wurde sie durch 
dieses Haus ins Leben gerufen. Wir haben sie hier im 
Parlament gegründet, um das Verständnis für Recht und 
Rechtsstaatlichkeit in Deutschland zu fördern und das 
Vertrauen in die entsprechenden Institutionen zu stärken. 
Und weil der Fokus auf Demokratie und deren Werte kein 
Selbstläufer ist, ist es an uns, die Stiftung mit ihren zwei 
Standorten in Karlsruhe und Leipzig auch mit adäquaten 
Mitteln auszustatten.

Gerade in Zeiten, in denen populistische Bewegungen 
und eine wachsende Skepsis gegenüber unserem Rechts-
staat immer wieder in den Vordergrund treten, ist es ent-
scheidend, dass wir das Vertrauen in unsere demokrati-
schen Werte fördern und stärken. Und gerade diese 
Stiftung ist ein wichtiges Instrumentarium, um diese Auf-
gabe zu erfüllen. Aber wir dürfen nicht nur die gute Ar-
beit anerkennen, sondern wir müssen den Aufbau der 
Stiftung auch konsequent weiter vorantreiben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
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Auch der Einzelplan 07 unterliegt einer Ressortver-
änderung; das ist heute auch schon mehrfach angespro-
chen worden. Nach weniger als vier Jahren im Umwelt-
ministerium kehrt der Verbraucherschutz mit dem 
Haushalt 2026 wieder in den Bereich Justiz zurück – zu-
mindest in den Zahlen im Einzelplan; für dieses Jahr sind 
nämlich die Ausgabeermächtigungen noch weiter im Ein-
zelplan 16 veranschlagt.

(Die Beleuchtung fällt aus – Stephan Brandner 
[AfD]: Flatterstrom!)

– Die Uhr und das Mikrofon gehen noch. – Die Umset-
zung in den Einzelplan 07 wird also erst mit der Haus-
haltsaufstellung für das nächste Jahr erfolgen.

(Stephan Brandner [AfD]: Dunkelflaute! – 
Fabian Jacobi [AfD]: So ist es doch viel kusch-
liger!)

Wir werden die Wiedereingliederung auch im Haushalts-
ausschuss eng begleiten und sicherstellen, dass der Über-
gang reibungslos und effektiv gestaltet wird.

Zwei Vorhaben von uns als Koalition können in diesem 
Entwurf noch nicht enthalten sein, die wir aber vereinbart 
haben – vielen Dank an Sonja Eichwede für die Verein-
barung in den Koalitionsverhandlungen –: Das ist der 
Pakt für den Rechtsstaat und die Fortführung für den 
Digitalpakt Recht.

Der Haushalt zeigt: Die Bundesregierung nimmt die 
Herausforderungen unserer Justiz und damit unseres 
Rechtsstaates ernst. Wir sind in der Lage, eine solide 
Grundlage für die zukünftige Arbeit unseres Rechtsstaats 
zu schaffen. Wir investieren in unsere Demokratie, und 
wir fördern das Vertrauen in sie. Ich freue mich auf die 
Beratungen, vor allen Dingen in der Sommerpause im 
Haushaltsausschuss.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Zwei Anmerkungen von meiner Seite. Herr Meyer- 

Soltau, es ist der Eindruck entstanden, dass Sie die Mit-
glieder einer ganzen Fraktion als Extremisten bezeichnet 
haben. Ich lasse mir Ihren genauen Wortlaut geben und 
prüfe das noch mal.

(Fabian Jacobi [AfD]: Das ist ja gänzlich un-
erhört in diesem Hause! Das passiert ja auch 
nicht ständig!)

Im Übrigen halte ich es nach wie vor für unangemes-
sen, dass wir uns hier gegenseitig als Extremisten be-
zeichnen, auch wenn das nur so unterschwellig mit-
schwingt. Ich will noch mal an die Rednerinnen und 
Redner appellieren, sich einfach zu überlegen, welche 
Wortwahl wir hier miteinander wählen.

Ansonsten kann ich feststellen, dass das eine lebhafte, 
gute, auf den Punkt gebrachte Debatte war. Vielen Dank 
an die Rednerinnen und Redner für die knackigen Rede-
beiträge und das Einhalten der Zeitfenster angesichts un-
serer straffen Tagesordnung.

Die Lichter sind zwar aus; aber wir werden trotzdem 
weiter tagen.

Wir beenden die Reden zu diesem Tagesordnungs-
punkt. Ich bitte Sie, noch sitzen zu bleiben, weil wir jetzt 
einige Abstimmungen durchzuführen haben.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 13a bis 13c 
sowie die Zusatzpunkte 2a bis 2g. Es handelt sich um 
Überweisungen im vereinfachten Verfahren ohne De-
batte. 

Wir kommen zunächst zu den unstrittigen Überwei-
sungen. Tagesordnungspunkte 13a bis 13c sowie Zusatz-
punkte 2a bis 2e:

13 a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Verbesserung der Rahmenbedingungen 
für die Erprobung von Innovationen in Re-
allaboren und zur Förderung des regulato-
rischen Lernens 
Drucksache 21/517
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Forschung, Technologie, Raumfahrt und Technik-
folgenabschätzung

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Swantje Henrike Michaelsen, Julian Joswig, 
Dr. Jan-Niclas Gesenhues, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 
Am Verbrenner-Aus ab dem Jahr 2035 
festhalten – Verlässlichkeit für Verbrau-
cher, Klima und Wirtschaft
Drucksache 21/786
Überweisungsvorschlag:  
Verkehrsausschuss (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Ulrich Thoden, Dr. Dietmar Bartsch, Desiree 
Becker, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion Die Linke 
Den 50. Jahrestag der Schlussakte von Hel-
sinki als Verpflichtung für eine zukunfts-
fähige Friedensordnung in Europa begrei-
fen
Drucksache 21/787
Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe

ZP 2 a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Martin Sichert, Dr. Christina Baum, Carina 
Schießl, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD 
Ultraschalluntersuchungen zur Alters-
bestimmung in Asyl- und Strafverfahren 
zur Praxisreife bringen
Drucksache 21/772
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Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Innenausschuss 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Martin Sichert, Dr. Christina Baum, Carina 
Schießl, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD 

Keine Sonderrolle für Medizinalcannabis

Drucksache 21/773
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Martin Sichert, Dr. Christina Baum, Carina 
Schießl, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD 

COVID-19-Impfschäden ernst nehmen 
und deren medizinische Behandlung si-
cherstellen

Drucksache 21/774
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Martin Sichert, Dr. Christina Baum, Carina 
Schießl, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD 

Verbesserung der Maßnahmen zur Redu-
zierung von Risiken durch Fluorchinolon- 
Antibiotika und Stärkung der Hilfe für Be-
troffene

Drucksache 21/775

e) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Jan-Niclas Gesenhues, Swantje Henrike 
Michaelsen, Karl Bär, weiteren Abgeordneten 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes und weiterer Vorschriften 

Drucksache 21/777
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat 
Verkehrsausschuss

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu 
überweisen. Ich frage, ob es weitere Überweisungsvor-
schläge gibt. – Wenn das nicht der Fall ist, dann verfahren 
wir wie vorgeschlagen.

Wir kommen nun zu den strittigen Überweisungen.

Zusatzpunkt 2f: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Ines 
Schwerdtner, Desiree Becker, Doris Achelwilm, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion Die 
Linke 

Weltfriedenstag als europäischer Feiertag

Drucksache 21/788

Die Fraktion Die Linke wünscht Abstimmung in der 
Sache. Die Fraktionen der CDU/CSU und SPD wünschen 
Überweisung an den Ausschuss für die Angelegenheiten 
der Europäischen Union.

Wir stimmen jetzt zunächst über den Antrag auf Aus-
schussüberweisung ab. Ich frage deshalb, wer für die 
beantragte Überweisung stimmt. – Das ist die Unions-
fraktion, die SPD-Fraktion. Gegenstimmen? – Fraktion 
Die Linke, AfD-Fraktion und auch Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. Dann ist die Überweisung so be-
schlossen. Daher stimmen wir jetzt auch nicht über den 
Antrag in der Sache ab. Damit haben wir den Punkt er-
ledigt.

Zusatzpunkt 2g: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Stefan 
Henze, Wolfgang Wiehle, René Bochmann, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung der Richtlinie 2014/45/EU über die 
regelmäßige technische Überwachung von 
Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhän-
gern und der Richtlinie 2014/47/EU über die 
technische Unterwegskontrolle der Verkehrs- 
und Betriebssicherheit von Nutzfahrzeugen, 
die in der Union am Straßenverkehr teil-
nehmen KOM(2025)180 endg.; Ratsdok.- 
Nr. 8255/25

hier: Stellungnahme gemäß Artikel 6 des Pro-
tokolls Nummer 2 zum Vertrag von Lissabon 
(Grundsätze der Subsidiarität und der Ver-
hältnismäßigkeit)

Drucksache 21/776

Die Fraktion der AfD wünscht Abstimmung in der 
Sache. Die Fraktionen CDU/CSU und SPD wünschen 
Überweisung, und zwar federführend an den Verkehrs-
ausschuss und zur Mitberatung an den Ausschuss für 
Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicher-
heit sowie an den Ausschuss für die Angelegenheiten der 
Europäischen Union.

Wir kommen jetzt zunächst zum Antrag auf Aus-
schussüberweisung. Wer diesem Antrag auf Überwei-
sung in die Ausschüsse zustimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das ist die Unionsfraktion, die SPD- 
Fraktion, Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und Fraktion 
Die Linke. Gegenstimmen? – Bei der AfD-Fraktion. 
Dann ist die Überweisung so beschlossen, und wir stim-
men in der Sache nicht ab.
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Ich rufe jetzt auf die Tagesordnungspunkte 14a bis 14f 
sowie Zusatzpunkte 3a bis 3i. Es handelt sich um die 
Beschlussempfehlungen des Petitionsausschusses, zu 
denen keine Aussprache vorgesehen ist. 

Tagesordnungspunkt 14a: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss) 
Sammelübersicht 8 zu Petitionen
Drucksache 21/618

Es handelt sich um 20 Petitionen. Wer stimmt dafür? – 
Unionsfraktion, SPD-Fraktion, Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen und AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Frak-
tion Die Linke. Sammelübersicht 8 ist damit angenom-
men.

Tagesordnungspunkt 14b: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 9 zu Petitionen
Drucksache 21/619

Es ist eine Petition. Ich frage, wer dafürstimmt. – Die 
Unionsfraktion, die SPD-Fraktion, die AfD-Fraktion, 
Fraktion Die Linke. Dagegen? – Bündnis 90/Die Grünen. 
Die Sammelübersicht 9 ist daher mit der Mehrheit an-
genommen.

Tagesordnungspunkt 14c: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 10 zu Petitionen
Drucksache 21/620

Es handelt sich um neun Petitionen. Wer stimmt da-
für? – Unionsfraktion, SPD-Fraktion, AfD-Fraktion. Ge-
genstimmen? – Bündnis 90/Die Grünen und die Fraktion 
Die Linke. – Damit ist die Sammelübersicht 10 mit Mehr-
heit angenommen.

Tagesordnungspunkt 14d: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 11 zu Petitionen
Drucksache 21/621

Fünf Petitionen. Wer stimmt dafür? – Unionsfraktion, 
Bündnis 90/Die Grünen, Fraktion Die Linke. Gegenstim-
men? – Bei der AfD-Fraktion. Dann ist auch diese Sam-
melübersicht mit Mehrheit angenommen.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: SPD hat auch abgestimmt!)

– Ja, die müsste ich erwähnt haben. Habe ich nicht? – 
Also: Union, SPD, Grüne, Fraktion Die Linke und nicht 
die AfD. – Gut.

Tagesordnungspunkt 14e: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 12 zu Petitionen

Drucksache 21/622

Neun Petitionen. Wer stimmt dafür? – Unionsfraktion, 
Fraktion Die Linke. Dagegen? – AfD-Fraktion und Bünd-
nis 90/Die Grünen.

(Sonja Eichwede [SPD]: SPD!)
– Habe ich Sie schon wieder vergessen? – Dafür muss ich 
mich jetzt entschuldigen. Das ist keine Absicht. Ich habe 
Sie quasi gesammelt in der Unionsfraktion gesehen.

(Heiterkeit)
Aber das geht natürlich nicht. Ich glaube, ich hatte die 
Koalition im Kopf.

Also: Unionsfraktion, SPD-Fraktion. Wer war noch 
dafür? – Niemand? Nur die beiden. – Dagegen waren 
Bündnis 90/Die Grünen – die Fraktion Die Linke hatte 
sich enthalten – und die AfD-Fraktion.

(Ulrich Thoden [Die Linke]: Wir sind dafür!)
– Sie waren auch dafür. Gut, dann haben wir eine Mehr-
heit. Damit ist das klar. Ich hoffe, ich habe das Protokoll 
nicht verwirrt.

Tagesordnungspunkt 14f: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 13 zu Petitionen

Drucksache 21/623

30 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das sind jetzt die 
Unionsfraktion und die SPD-Fraktion. Dagegen? – Die 
AfD-Fraktion, Bündnis 90/Die Grünen und die Fraktion 
Die Linke. Dann ist auch diese Sammelübersicht mit 
Mehrheit angenommen.

Zusatzpunkt 3a: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 14 zu Petitionen

Drucksache 21/824

66 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das sind alle, pri-
ma. Dann ist sie mit der vollen Mehrheit angenommen.

Zusatzpunkt 3b: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 15 zu Petitionen

Drucksache 21/825

Es handelt sich um eine Petition.
Bevor wir zur Abstimmung über diese Sammelüber-

sicht kommen, erteile ich zunächst dem Kollegen 
Hermann Färber das Wort für Ergänzungen. – Bitte, Sie 
hatten darum gebeten.
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Hermann Färber (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das 
Petitionswesen im Deutschen Bundestag ist eine demo-
kratische, eine direkte Möglichkeit für Bürgerinnen und 
Bürger, sich mit ihren Anliegen an das Parlament zu 
wenden. So hat es auch eine Petentin aus Süddeutschland 
gemacht und hat sich mit ihrer Petition an uns gewandt. 
Darin fordert sie, den Genehmigungsvorbehalt für die 
Einäscherung von Pferden abzuschaffen und amtlich zu-
gelassenen Tierkrematorien eine Erlaubnis zum Trans-
port und zur Einäscherung toter Pferde zu erteilen.

Die aktuelle Rechtslage besagt momentan: Wer sein 
Pferd einäschern lassen möchte, der braucht eine behörd-
liche Genehmigung, und um diese zu bekommen, muss 
man einen Antrag stellen. – Dieses Verfahren wurde in 
der Vergangenheit begründet mit Seuchenschutz und 
Seuchenhygiene. Abgesehen davon, dass wir uns im Pe-
titionsausschuss gut vorstellen können, dass Menschen, 
die ein besonders enges, ein besonders inniges Verhältnis 
zu ihrem Pferd haben, dieses nicht einfach zur Tierkör-
perentsorgung geben wollen, sind wir auch der Ansicht, 
dass es dem Seuchenschutz nicht dienlich ist, wenn die 
Abholung des Tieres durch ein Antrags- und Genehmi-
gungsverfahren verlängert wird. Dazu kommt, dass die 
Pferdebesitzer ein Stück weit auch dem Wohlwollen der 
Behörden ausgeliefert sind. Der Gesetzgeber hat nämlich 
die Bedingungen für die Genehmigung offengelassen. So 
könnte es auch durchaus sein, dass Behörden, die unter-
besetzt sind, aus Kapazitätsgründen diese Genehmigung 
verweigern.

Durch die Umwandlung des Genehmigungsvorbehalts 
in eine Anzeigepflicht könnte nicht nur das Problem ge-
löst werden; es würde auch die Behörden in ihrer Arbeit 
entlasten. Damit die Behörde – in dem Fall das staatliche 
Veterinäramt – aber trotzdem die Möglichkeit hat, den 
Tierkörper noch zu begutachten, vielleicht wegen Tier-
schutz- oder auch Seuchenaspekten, ist unserer Ansicht 
nach eine Frist von maximal 24 Stunden nach Anzei-
gepflicht bis zur Einäscherung ausreichend.

Unser einstimmiges Votum – ich darf hier für den ge-
samten Petitionsausschuss sprechen – lautet deshalb, die 
Petition der Bundesregierung zur Erwägung zu überwei-
sen – das ist eines der höchsten Voten, die der Petitions-
ausschuss überhaupt vergeben kann –, und zwar soweit 
der Genehmigungsvorbehalt in eine Anzeigepflicht um-
gewandelt werden kann. Wir können damit Bürokratie 
abbauen. Wir können mit diesem Votum aber auch be-
weisen, dass Anliegen, die aus der Bevölkerung, die von 
unseren Bürgerinnen und Bürgern an uns als Parlament 
herangetragen werden, hier im Haus durchaus ernst ge-
nommen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Ich bedanke mich im Namen des Ausschusses bei der 
Petentin für ihre Eingabe, aber auch beim gesamten Pe-
titionsausschuss für das konstruktive Miteinander.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
der Abg. Claudia Müller [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die Fraktionen haben die Möglichkeit, einem Mitglied 

des Petitionsausschusses hier die Gelegenheit zu geben, 
das Anliegen vorzutragen – das zur Erläuterung. Persön-
lich kann ich das inhaltlich natürlich nachvollziehen. Das 
darf ich an der Stelle mal sagen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Sammel-
übersicht 15. Ich darf fragen: Wer stimmt dafür? – Das 
sind alle Fraktionen. Dann ist auch diese Petition an-
genommen.

Zusatzpunkt 3c: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 16 zu Petitionen
Drucksache 21/826

Drei Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das sind auch 
alle Fraktionen. Dann ist auch diese Sammelübersicht 
angenommen.

Zusatzpunkt 3d: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 17 zu Petitionen
Drucksache 21/827

Eine Petition. Wer stimmt dafür? – Das sind die Uni-
onsfraktion, die SPD-Fraktion, Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen, die AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Die 
Fraktion Die Linke. Dann ist die Sammelübersicht mit 
Mehrheit angenommen.

Zusatzpunkt 3e: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 18 zu Petitionen
Drucksache 21/828

17 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das sind die Uni-
onsfraktion, die AfD-Fraktion, die SPD-Fraktion, die 
Fraktion Die Linke. Wer stimmt dagegen? – Die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen. Dann ist auch die Sammelüber-
sicht 18 angenommen.

Zusatzpunkt 3f: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 19 zu Petitionen
Drucksache 21/829

Fünf Petitionen. Wer stimmt dafür? – Die Unionsfrak-
tion, die SPD-Fraktion, die AfD-Fraktion. Wer stimmt 
dagegen? – Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und 
die Fraktion Die Linke. Damit ist die Sammelübersicht 19 
mit Mehrheit angenommen.

Zusatzpunkt 3g: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
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Sammelübersicht 20 zu Petitionen

Drucksache 21/830

27 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das sind die Frak-
tionen Bündnis 90/Die Grünen, CDU/CSU, SPD und die 
Fraktion Die Linke. Wer stimmt dagegen? – Die AfD- 
Fraktion. Dann ist die Sammelübersicht 20 mit Mehrheit 
angenommen.

Zusatzpunkt 3h: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 21 zu Petitionen

Drucksache 21/831

Neun Petitionen. Wer stimmt dafür? – Die Unionsfrak-
tion, die SPD-Fraktion und die Fraktion Die Linke. Wer 
stimmt dagegen? – AfD und Bündnis 90/Die Grünen. 
Damit ist die Sammelübersicht 21 angenommen.

Zusatzpunkt 3i: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 22 zu Petitionen

Drucksache 21/832

74 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das sind die Uni-
onsfraktion und die SPD-Fraktion. Wer stimmt da-
gegen? – Alle übrigen Fraktionen, also AfD, Bünd-
nis 90/Die Grünen und Fraktion Die Linke. Dann ist die 
Sammelübersicht 22 ebenfalls angenommen.

Damit haben wir alle Petitionen auf den Weg gebracht.

Ich rufe jetzt auf den Tagesordnungspunkt 5: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/ 
CSU und SPD eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Bestimmung sicherer Herkunfts-
staaten durch Rechtsverordnung und zur Ab-
schaffung des anwaltlichen Vertreters bei 
Abschiebungshaft und Ausreisegewahrsam 

Drucksache 21/780
Überweisungsvorschlag:  
Innenausschuss (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

Für diese Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minu-
ten vereinbart.

Sofern es noch Plätze zu wechseln gibt, bitte ich, das 
jetzt zügig vorzunehmen.

Ich eröffne damit die Aussprache und erteile das Wort 
für die Bundesregierung dem Bundesminister des Innern, 
Alexander Dobrindt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir schaffen mit diesem Gesetz die Möglich-
keit, sichere Herkunftsstaaten künftig per Rechtsverord-
nung festzulegen, und schaffen den verpflichtenden 
Rechtsbeistand in der Abschiebehaft ab. Sowohl die Blo-
ckade bei der Ausweitung der sicheren Herkunftsstaaten 
als auch die Einführung des verpflichtenden Rechtsbei-
stands kommen aus immer wieder der gleichen politi-
schen Ecke.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Diese politische Ecke nennt sich „Deut-
scher Bundestag“, Herr Minister!)

Wir haben in den vergangenen Jahren immer wieder er-
lebt, dass die Festlegungen sicherer Herkunftsstaaten im 
Bundesrat blockiert worden sind.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Der Bundesrat ist auch ein Verfassungs-
organ!)

Das muss ein Ende haben. Die immer wieder gleiche 
Ecke ist auch hier wieder lautstark unterwegs.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja! Selbstverständlich! Das ist unsere 
Aufgabe!)

Uns geht es jetzt darum, dass wir die Behinderung der 
wirksamen Begrenzung der illegalen Migration beenden. 
Deswegen sage ich: Dieses Gesetz ist ein Ideologierück-
abwicklungsgesetz mit dem klaren Signal: Staatliche 
Handlungsfähigkeit schlägt politische Ideologie, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Helge Limburg 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Parlaments-
rechte haben nichts mit Ideologie zu tun, Herr 
Minister! Parlamentsrechte sollten eine Selbst-
verständlichkeit sein!)

Sichere Herkunftsstaaten sind Staaten, deren Staats-
angehörige bei uns kein Asyl bekommen werden, weil 
ihnen in der Heimat keine Verfolgung droht; das ist das 
Grundprinzip bei der Bestimmung der sicheren Her-
kunftsstaaten. Deswegen geht von unserem Gesetz ein 
wichtiges Zeichen aus: Wer aus einem sicheren Her-
kunftsstaat kommt, soll sich nicht auf den Weg machen. 
Wer nicht bleiben kann, der braucht erst gar nicht zu 
kommen. Damit reduzieren wir Pulleffekte, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir schaffen auch den verpflichtenden Rechtsbeistand 

bei Abschiebehaft und Ausreisegewahrsam wieder ab. 
Dieser verpflichtende Rechtsbeistand, der in der vergan-
genen Wahlperiode eingeführt wurde, war nichts anderes 
als ein Versuch aus Teilen der Ampelregierung, aus einem 
Rückführungsverbesserungsgesetz, wie es Nancy Faeser 
vorgelegt hat, ein Rückführungsverhinderungsgesetz zu 
machen. Das ändern wir jetzt wieder.

(Beifall bei der CDU/CSU – Helge Limburg 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Nein! Ein 
Rechtsstaatssicherungsgesetz! – Zuruf des 
Abg. Luke Hoß [Die Linke])
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Man muss in der Tat vielleicht noch mal erklären, 
warum das nichts anderes als ein Verhinderungsgesetz 
war.

(Claudia Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Einhaltung des Rechtsstaats!)

Jemand, der in Deutschland Schutz beantragt, durchläuft 
ein Verfahren. Beim BAMF wird das geprüft; die Person 
wird angehört, kann gegen eine Entscheidung, die vom 
BAMF gefällt wird, beim Verwaltungsgericht klagen, im 
Zweifelsfall sogar noch in Berufung gehen. Man kann 
sich während dieser ganzen Zeit selbstverständlich recht-
lich beraten lassen. All das findet auch statt. Aber wenn 
der Betroffene am Ende dieses ganzen rechtsstaatlichen 
Prozesses keinen Schutzstatus bekommt und abgescho-
ben werden muss, weil er der Ausreisepflicht selber nicht 
nachkommt, meine Damen und Herren, dann braucht es 
schlichtweg keinen juristischen Pflichtverteidiger, keinen 
Pflichtbeistand mehr,

(Zuruf der Abg. Clara Bünger [Die Linke])
weil der am Schluss nur noch die Abschiebung verhin-
dern soll.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es gibt überhaupt keinen Fall!)

Meine Damen und Herren, wir müssen dafür sorgen, dass 
Leute, die das Verfahren durchlaufen haben und kein 
Bleiberecht haben, ausreisen müssen und auch ausreisen 
können und nicht juristisch davon abgehalten werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Sonja Eichwede [SPD] – Helge Limburg 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wir haben 
die Bundesregierung gefragt! Kein einziger 
Fall!)

Wir stehen für Humanität, ja,
(Lachen des Abg. Luke Hoß [Die Linke])

und eben auch für Ordnung. Humanität und Ordnung, das 
ist das Prinzip. Wir sind ein weltoffenes Land. Wer als 
Fachkraft bei uns arbeiten will, dem bieten wir Perspek-
tive auf Dauer. Wer verfolgt wird, dem bieten wir Schutz 
auf Zeit. Aber wer weder Fachkraft ist noch verfolgt wird 
noch aus anderen Gründen Schutz beanspruchen darf, 
dem muss auch klar sein, dass er kein Bleiberecht hat. 
Deshalb wollen wir sowohl bei sicheren Herkunftsstaaten 
als auch bei den Abschiebungen Beschleunigung errei-
chen, anstatt Blockade zu organisieren.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in der Debatte: für die AfD-Frak-

tion Dr. Christian Wirth.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Christian Wirth (AfD):
Frau Präsidentin! Werte Kollegen! Der Entwurf eines 

Gesetzes zur Einstufung sicherer Herkunftsstaaten durch 
Rechtsverordnung sowie zur Abschaffung des Pflicht-

anwalts in Abschiebungshaft ist ein Dokument des späten 
Erwachens und bleibt dennoch politisch mutlos. Zwar 
sind einzelne Maßnahmen darin richtig, etwa die Strei-
chung der Pflichtverteidigung in Abschiebehaft, die sich 
in der Praxis vor allem als Instrument zur Verfahrensver-
zögerung erwiesen hat. Auch die Zielrichtung, Verfahren 
für Antragsteller aus sicheren Herkunftsstaaten zu be-
schleunigen, ist im Grundsatz zu begrüßen. Aber der Ent-
wurf bleibt oberflächlich. Denn der eigentliche Grund für 
diesen Gesetzentwurf ist kein neu entdeckter Sinn für 
Ordnung, sondern politischer Selbstwiderspruch. Er ist 
nur nötig geworden, weil die Bundesregierung mit den 
Stimmen von CDU/CSU und SPD im Bund das regeln 
will, was ihre Parteifreunde in den Ländern gemeinsam 
mit Grünen und Linken regelmäßig blockieren. In meh-
reren Landesregierungen verhindern diese Parteien seit 
Jahren die Einstufung objektiv sicherer Herkunftsstaaten, 
nicht aus rechtlichen Gründen, sondern aus ideologischer 
Überzeugung. Diese Blockadehaltung wird nun notdürf-
tig über den Umweg der Rechtsverordnung umgangen. 
Ob dieser Weg juristisch hält, ist derzeit offen. Es gibt 
Argumente dafür und dagegen.

Die AfD-Fraktion hält es für wünschenswert, dass der 
Weg rechtlich tragfähig ist; denn jede Maßnahme, die 
hilft, Asylverfahren effizienter zu gestalten und miss-
bräuchliche Anträge rascher abzulehnen, ist ein Schritt 
in die richtige Richtung. Doch das politische Signal bleibt 
zwiespältig: Man will Ordnung, ohne sich wirklich von 
den politischen Partnern zu lösen, die genau diese Ord-
nung seit Jahren verhindern. Und an die Union gerichtet: 
Wie lange wollen Sie sich eigentlich noch an Koalitionen 
mit Grünen und Linken binden, die bei jeder Gelegenheit 
gegen Migrationsbegrenzung arbeiten? Wer ernsthaft 
eine politische Wende in der Asylpolitik will, braucht 
andere Mehrheiten und den Mut, über eigene Brandmau-
ern hinwegzusehen.

(Beifall bei der AfD)

Doch selbst wenn dieser Gesetzentwurf juristisch Be-
stand hätte, löst er nicht das Grundproblem; denn das 
liegt nicht in einzelnen Paragrafen, sondern im gesamten 
System. Wir haben es mit einem strukturellen Miss-
brauch des Asylrechts zu tun. Die meisten Asylbewerber 
reisen durch mehrere sichere Drittstaaten nach Deutsch-
land ein. Sie sind längst in Sicherheit, bevor sie die deut-
sche Grenze erreichen. Und trotzdem werden sie hier 
aufgenommen – mit allen bekannten Konsequenzen: 
langwierige Verfahren, überlastete Gerichte, überfüllte 
Kommunen.

Das europäische Asylrecht hat vollständig versagt. Es 
sollte eigentlich klären, welcher Staat für das Verfahren 
zuständig ist. Tatsächlich aber sorgt es dafür, dass Mi-
granten durchgereicht werden und am Ende fast immer 
in Deutschland landen.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist doch gelogen!)

Die Dublin-Verordnung funktioniert auf dem Papier, aber 
nicht in der Realität. Die EU ist weder in der Lage, ihre 
Außengrenzen zu sichern, noch kann sie ein verlässliches 
gemeinsames Asylsystem durchsetzen. Der Vertrauens-
verlust ist berechtigt.
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Es ist deshalb die Aufgabe Deutschlands, wieder selbst 
handlungsfähig zu werden. Wir müssen unser nationales 
Recht konsequent anwenden, insbesondere gegenüber 
Personen, die über sichere Drittstaaten einreisen. Das 
bedeutet: Zurückweisen, wo möglich. Asylanträge gar 
nicht erst annehmen, wo sie offensichtlich unzulässig 
sind. – Deutschland darf sich nicht länger von einem dys-
funktionalen europäischen System fesseln lassen.

(Beifall bei der AfD)
Die AfD-Fraktion hat dazu konkrete Vorschläge unter-

breitet, und zwar weit über diesen Gesetzentwurf hinaus. 
Wir fordern effektive Grenzkontrollen, die Möglichkeit 
physischer Barrieren, sofortige Zurückweisungen illegal 
Einreisender und den entschlossenen Einsatz nationalen 
Rechts. Ebenso setzen wir uns dafür ein, Fehlanreize im 
Asylsystem zu beseitigen, etwa durch die Umstellung 
von Geld- auf Sachleistungen und die konsequente Kür-
zung von Leistungen bei Mitwirkungsverweigerung. – 
Diese Maßnahmen sind Teil eines umfassenden Ansat-
zes, der das Ziel hat, die illegale Migration wirksam zu 
begrenzen, unsere Aufnahmekapazität zu schützen und 
die Akzeptanz für wirklich Schutzbedürftige zu sichern. 
Und wenn europäische Regelungen dieser Linie ent-
gegenstehen, dann ist es legitim, diese neu zu verhandeln 
oder gegebenenfalls auszusetzen, bis die EU den ihr 
selbst gesetzten vertraglichen Verpflichtungen aus Arti-
kel 3 Absatz 2 EU-Vertrag auch gerecht wird. In grund-
sätzlichen Fragen der inneren Sicherheit, des Grenzschut-
zes und der nationalen Ordnung muss die politische 
Entscheidungskompetenz in Berlin liegen. Und dort 
sollte man, wenn es nach uns geht, endlich wieder deut-
schen Interessen verpflichtet sein.

(Beifall bei der AfD)
Meine Damen und Herren, dieser Gesetzentwurf er-

kennt das Problem, aber er umkreist es nur. Die Bundes-
regierung braucht sich nicht zu wundern, dass ihre Ini-
tiativen halbherzig bleiben, solange sie sich selbst durch 
Koalitionen mit migrationspolitischen Blockierern lähmt. 
Was unser Land braucht, ist keine juristische Spitzfindig-
keit, sondern eine politische Entscheidung für Ordnung, 
für Steuerung und für nationale Handlungsfähigkeit. Da-
für steht die AfD.

Vielen Dank und Glück auf!
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in der Debatte: für die SPD-Frak-

tion Sebastian Fiedler.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Sebastian Fiedler (SPD):
Vielen herzlichen Dank. – Frau Präsidentin! Ich glau-

be, ich muss, bevor ich zum eigentlichen Gesetzentwurf 
spreche, noch mal versuchen, den interessierten Zuhöre-
rinnen und Zuhörern einen paradoxen Zusammenhang zu 
erläutern; vielleicht können Sie mir dabei helfen. Es 
sprach das Mitglied einer Fraktion, von der wir wissen, 
dass sie in engsten Kontakten zu Russland ist.

(Zurufe von der AfD: Oh! – Martin Hess 
[AfD]: Woher wissen Sie denn das, Herr 
Fiedler? Woher denn? – Stephan Brandner 
[AfD]: Das hat Frau Schwesig Ihnen erzählt, 
oder? – Dr. Christian Wirth [AfD]: So wie der 
Herr Stegner!)

– Ich höre Zustimmung. – Ich weiß nicht, ob Sie das auch 
hören. Ausgerechnet dieses Russland beteiligt sich ganz 
aktiv daran, Werbung für Schleuserinnen und Schleuser 
zu machen.

(Stephan Brandner [AfD]: Schwesig und 
Stegner lassen grüßen!)

Das heißt, an der illegalen Migration hat gerade Russland 
im Rahmen der hybriden Kriegsführung ein wahnsinnig 
großes Interesse.

(Dr. Christian Wirth [AfD]: Erzählen Sie das 
doch mal Herrn Stegner!)

Jetzt versuchen Sie mal, das übereinzubringen mit dem 
Text, den Sie gerade gehört haben. Das heißt: Putin ser-
viert uns sozusagen gerade die Munition für diese rechts-
extreme Fraktion.

(Zurufe von der AfD)

Das muss man noch mal so benennen, damit Sie die 
Zusammenhänge verstehen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Zum eigentlichen Thema; das ist nämlich schnell er-
zählt. Die Bundesregierung wird jetzt bei Menschen, für 
die der internationale Schutz nach §§ 3 und 4 Asylgesetz 
gilt – das ist der Schutz nach der Genfer Flüchtlingskon-
vention, also subsidiärer Schutz –, einen Herkunftsstaat 
als sicheren Herkunftsstaat bestimmen können. Das wol-
len wir künftig per Rechtsverordnung regeln. Das hat 
einen ganz einfachen Grund: Die Verfahren sollen be-
schleunigt werden, im Übrigen auch im Sinne der Men-
schen selbst. Es ist zugleich ein Hinweis an Menschen 
aus diesen Herkunftsländern, dass diese Verfahren be-
schleunigt werden. Und allen Unkenrufen zum Trotz 
hat das mit Einzelfallprüfungen nichts zu tun; die bleiben 
davon nämlich vollkommen unberührt.

(Beifall des Abg. Detlef Seif [CDU/CSU])

Artikel 37 der EU-Asylverfahrensverordnung gibt uns 
die rechtliche Möglichkeit, die wir hier ausschöpfen, ge-
nau das zu tun. Das heißt, der Effekt wird sein: Die Ver-
fahren werden schneller werden. Bei Ablehnungen kann 
der Staat entsprechend schneller reagieren.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Was steht denn im Grundgesetz, Herr Fiedler?)

Der zweite Teil ist auch schon genannt worden: Bei 
Verfahren über die Anordnung von Abschiebehaft und 
Ausreisegewahrsam soll kein verpflichtender Rechtsbei-
stand mehr bestellt werden müssen. Hier wurde gerade 
gesagt, der Rechtsstaat werde mit Füßen getreten.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja!)
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Das ist eine Empfehlung der Justizministerkonferenz, die 
uns das mitgegeben hat.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und mit welcher Begründung?)

Ich finde das einigermaßen schwierig. Da schwingt so ein 
bisschen Misstrauen gegen unsere Gerichte mit.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die Justizministerkonferenz sind doch 
nicht die Gerichte! Das wissen Sie, Herr Kol-
lege! Das ist ein politisches Gremium!)

Denn gleichzeitig ist es so, dass Verfahrenspflegschaft 
und Beiordnung eines anwaltlichen Bevollmächtigten 
nach Maßgabe der Verfahrenskostenhilfe immer noch 
möglich sind. Das ist nach Auffassung der Ministerinnen 
und Minister auf Landesebene auch ausreichend, um die 
Rechte der Betroffenen entsprechend zu wahren.

Also: Was will ich sagen? Das Schutzniveau bleibt 
natürlich erhalten. Und unser Vertrauen in die Gerichte, 
dass dieses Schutzniveau entsprechend erhalten bleibt, ist 
sehr, sehr hoch – ungebrochen hoch.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir regeln das insgesamt – das ist unsere Maßgabe im 
Rahmen der Dinge, die wir im Koalitionsvertrag verein-
bart haben – unter den Überschriften „Humanität“ und 
„Ordnung“. Das geht für uns tatsächlich zusammen, 
und dieser Gleichklang ist uns wahnsinnig wichtig. Sie 
können sich selbstverständlich darauf verlassen, dass wir 
im Rahmen der Gesetzgebungsberatungen genau diese 
Maßstäbe anlegen und darauf achten werden, dass die 
Grundsätze der Menschenrechte Bedeutung haben und 
das Grundgesetz und das EU-Recht ohnehin eingehalten 
werden.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das sehen wir ja bei den Grenzkontrollen!)

Ich würde das mal mit der Frage versehen: Ja, was denn 
bitte auch sonst? Hier geht es insoweit nicht um ein 
inhumanes Gesetzgebungsverfahren, sondern einfach 
um ein schnelleres. Der Staat soll schneller reagieren 
können.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es ist überhaupt kein Gesetzgebungs-
verfahren mehr! Eine Rechtsverordnung ist 
kein Gesetzgebungsverfahren!)

Ich will nur sagen, dass wir nach dem Koalitionsver-
trag nicht nur diese Themen zu bearbeiten haben, sondern 
viele weitere, weil für uns legale Zugangswege wahn-
sinnig bedeutsam sind. Wir gucken noch mal auf das 
Chancen-Aufenthaltsrecht. Wir brauchen legale Zu-
gangswege. Ich will nicht, dass, ausgehend von den De-
batten, die wir jetzt gerade führen, auf der anderen Seite 
der Eindruck erweckt wird, dass dieses Thema vergessen 
worden ist. Es ist unserer Fraktion sehr wichtig. Wir 
wissen, dass wir auf dem Arbeitsmarkt wahnsinnig viel 
Leute benötigen. Und die Betonung der legalen Zugangs-
wege ist etwas, auf das meine Fraktion im Rahmen dieser 
Koalition an jeder Stelle achten wird.

Hier ist aber, glaube ich, in Teilen viel zu viel Auf-
regung im Spiel. Ich bitte Sie nur, wenn Sie die Brüller 
von rechts außen im Zusammenhang mit diesen ganzen 
Debatten, die wir gerade führen, hören: Versuchen Sie, zu 
differenzieren! Und denken Sie sich immer den russi-
schen Untertitel mit, wenn Sie die Reden der AfD hören!

(Dr. Christian Wirth [AfD]: Ralf Stegner!)

Der läuft nämlich in Russland mit.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege Fiedler, wir hatten in der vorherigen De-

batte den Eindruck, dass ein Redner der AfD-Fraktion 
jedes Mitglied der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen als 
rechtsextrem bezeichnet hat – ich lasse das überprüfen –, 
mit einem ähnlichen Wortlaut wie dem, den Sie gerade im 
Hinblick auf die AfD-Fraktion gewählt haben. Also 
werde ich das an dieser Stelle genauso überprüfen lassen. 
Ich bitte einfach noch einmal darum, sich gut zu über-
legen, wie man die Dinge formuliert.

Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen Helge Limburg.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Helge Limburg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Der Deutsche Bundestag kann die Regie-
rung manchmal nerven. Aber, meine Damen und Herren, 
genau das ist in einer parlamentarischen Demokratie eine 
der zentralen Aufgaben des Parlaments. Und anstatt sich 
mit der Kritik aus dem Plenum auseinanderzusetzen, an-
statt die parlamentarische Debatte zu suchen und für Ihre 
Überzeugungen zu werben, Herr Innenminister, wollen 
Sie mit diesem Gesetzentwurf nichts anderes, als in einer 
zentralen Frage, nämlich der Frage der Ausweisung so-
genannter sicherer Herkunftsstaaten, den Deutschen Bun-
destag einfach beiseitezuschieben. Die Beteiligung von 
Bundestag und Bundesrat soll mit diesem Gesetzentwurf 
ausgehebelt werden. Das ist keine Kleinigkeit. Diese Ein-
schränkung parlamentarischer Kontrolle, diese Ein-
schränkung von Checks and Balances dürfte in der 
Form beispiellos in der Geschichte der Bundesrepublik 
sein. Das ist völlig inakzeptabel, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Herr Minister, in der Sache geht es Ihnen – das haben 
Sie bereits im Koalitionsvertrag vereinbart – vor allem 
um Tunesien, Marokko, Algerien: Tunesien, regiert von 
einem Diktator, der nahezu die gesamte prominente Op-
position hat einsperren lassen, Algerien, wo gerade in 
diesen Tagen drakonische Urteile gegen einen französi-
schen Journalisten und einen französischen Schriftsteller 
bestätigt worden sind, weil sie sich kritisch gegenüber der 
Regierung verhalten. Meine Damen und Herren, Staaten 
werden nicht sicher, weil Sie es sich wünschen oder der 
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Innenminister es anordnet, sondern sie sind dann sicher, 
wenn sie tatsächlich für alle dort lebenden Menschen 
sicher sind.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn Sie gewollt hätten, dass Tunesien sicher ist, dann 
hätten Sie das Land nach dem Arabischen Frühling, nach 
der Revolution viel massiver unterstützen müssen. Das 
Abwarten Europas hat sich mit der Rückkehr der Diktatur 
bitter gerächt. Doch statt jetzt umso entschlossener aus 
den Fehlern zu lernen und die dortige Zivilgesellschaft zu 
unterstützen, wollen Sie – am Parlament vorbei – einen 
Persilschein ausstellen und dann nicht nur die Augen und 
Ohren, sondern auch die Grenzen für die Menschen dort 
verschließen. Das ist kurzsichtig, inhuman, schäbig. So 
sollte kein Rechtsstaat mit so zentralen Grundrechten 
umgehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Luke Hoß [Die Linke])

Meine Damen und Herren, Sie wollen – Sie haben es 
gerade gesagt – den anwaltlichen Pflichtbeistand in Ab-
schiebehaft abschaffen. Das ist das erste Mal in der Ge-
schichte der Bundesrepublik, dass anwaltlicher Pflicht-
beistand in Haftsachen gestrichen wird – eine traurige 
Premiere! Und dabei fehlen Ihnen dafür jegliche sachli-
chen Argumente.

(Dr. Christian Wirth [AfD]: Was?)

Mehrere Anfragen von mir haben gezeigt, dass Sie keinen 
einzigen Fall benennen können, wo dieser Pflichtbeistand 
eine legale Abschiebung verhindern oder auch nur hätte 
verzögern können, keinen einzigen. Das ist auch logisch; 
denn Anwälte haben in einem Rechtsstaat natürlich nur 
dann Erfolg, wenn die Rechtslage es hergibt, sprich: 
wenn Behörden oder auch Gerichte – Herr Kollege 
Fiedler, auch das kommt vor – Fehler gemacht haben. 
Dafür sind Anwälte da. Daher sollte in so zentralen Fra-
gen wie Haftsachen ein Pflichtbeistand eine Selbstver-
ständlichkeit sein, damit Betroffene sich zur Wehr setzen 
können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Diesen Anwalt zu streichen, legt nahe, dass Sie sich 
ebenso wie bei Ihren Zurückweisungen an der Grenze 
und bei den Grenzkontrollen in Wahrheit eben nicht si-
cher sind, Herr Minister, dass Ihre markigen Maßnahmen 
vor Gericht halten. Deswegen wollen Sie die gerichtliche 
Kontrolle, soweit Sie es irgend können, einschränken. 
Das ist schäbig und unwürdig in einem Rechtsstaat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, Sie als 
Koalition tun fast nichts gegen Fluchtursachen. Bekämp-
fung der Klimakrise, mehr Mittel für zivile Krisenpräven-
tion, mehr humanitäre Hilfe, faire Handelspraktiken und 
Weiteres mehr – Sie könnten viel tun, damit sich weniger 
Menschen auf den Weg nach Europa machen müssen. 
Stattdessen schränken Sie die Rechte des Parlaments 
ein, die Rechte des Bundesrates, Sie schränken die Arbeit 
von Anwälten ein.

Wir werden alles in unserer Macht Stehende tun, um zu 
verhindern, dass der Innenminister zukünftig per Feder-
strich auch die Rechte von Geflüchteten einschränkt. Wir 
werden alles tun, um die Rechte dieses Parlaments und 
das Recht auf anwaltlichen Beistand in diesem Land zu 
verteidigen.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Das Wort hat nun für die Fraktion Die Linke die Abge-

ordnete Clara Bünger.
(Beifall bei der Linken)

Clara Bünger (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Jede Woche stehen Sie hier mit dem nächsten 
Gesetz gegen sogenannte illegale Migration.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Josef Oster [CDU/CSU]: Genau! – Alexander 
Throm [CDU/CSU]: Genau!)

– Ja, Herr Throm, jetzt klatschen Sie.
(Alexander Throm [CDU/CSU]: Dass Sie das 

erleben, dass wir mal klatschen!)
Und jede Woche sage ich Ihnen: Was Sie beschließen 
wollen, verstößt gegen geltendes Recht,

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

hilft keiner Kommune und wird niemanden davon abhal-
ten, vor Verfolgung oder Not zu fliehen.

Während die Umfragewerte der SPD abstürzen und die 
AfD zulegt, liefern Sie der extremen Rechten die nächste 
Vorlage.

(Dr. Christian Wirth [AfD]: Können wir 
selbst!)

Sie, liebe SPD, haben in der letzten Sitzungswoche noch 
das Hauruckverfahren beim Gesetz zur Aussetzung des 
Familiennachzugs kritisiert; Sie sagten, das dürfe sich so 
nicht wiederholen. Und jetzt: ein neuer Gesetzentwurf, 
wieder eine Asylrechtsverschärfung, wieder im Eilver-
fahren und ohne vorherige Länderbeteiligung, ohne An-
hörung der Fachöffentlichkeit.

Künftig soll die Bundesregierung Staaten per Verord-
nung als sichere Herkunftsstaaten einstufen können, ohne 
Beteiligung von Bundesrat oder Bundestag. Sie nennen 
es „Ideologierückabwicklungsgesetz“, Herr Dobrindt. 
Wir sagen: Damit umgehen Sie bewusst Artikel 16a Ab-
satz 3 Grundgesetz, der die Zustimmung des Bundesrates 
verlangt.

(Beifall bei der Linken und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Das Konzept schafft ein Asylverfahren zweiter Klasse – 
das muss man so sagen –, mit weniger Rechtsschutz, 
Arbeitsverbot und Ausschluss vom Bleiberecht. Ihnen 
geht es darum, vor allen Dingen ein Signal zu setzen: 
Seht her! Wir machen was.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 18. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 10. Juli 2025                                 1752 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Helge Limburg 



Moldau bleibt weiterhin auf der Liste, obwohl Teile 
des Landes unter russischer Kontrolle stehen. Georgien 
gilt noch immer als sicher, obwohl dort Menschen brutal 
niedergeprügelt werden, wenn sie proeuropäisch de-
monstrieren. Das Verwaltungsgericht Berlin hat an dieser 
Einstufung bereits erhebliche Zweifel geäußert; aber dass 
Sie es mit Gerichtsurteilen nicht so genau nehmen, wis-
sen wir schon längst.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Genau das kritisiert auch der Deutsche Anwaltverein.
Ihr Entwurf verfehlt wesentliche Anforderungen der 

EU-Asylverfahrensrichtlinie. So fehlt zum Beispiel die 
Voraussetzung, dass in einem Herkunftsstaat generell 
und durchgängig Sicherheit vor Verfolgung herrschen 
muss.

Und dann wollen Sie allen Ernstes die anwaltliche 
Pflichtverteidigung in Abschiebeverfahren wieder strei-
chen. Der Grund: zu aufwendig für die Justiz. Es ist also 
zu aufwendig, wenn jemand seine Rechte geltend machen 
möchte. Das widerspricht dem Grundsatz des effektiven 
Rechtsschutzes.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es geht bei dem verpflichtenden Rechtsbeistand doch 
nicht um Abschiebungen,

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Richtig!)

sondern ausschließlich darum, ob die Haft rechtmäßig 
war oder nicht.

Und dann sagen Sie ernsthaft, dass das möglich ist; 
dabei geht es hier um Freiheitsentzug, den schwerwie-
gendsten Grundrechtseingriff unseres Staates. Menschen, 
die keine Straftat begangen haben,

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Doch! – Ge-
genruf der Abg. Dr. Lena Gumnior [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Nein!)

werden hier eingesperrt – keine Straftat! Sie haben nichts 
verbrochen, außer dass sie vor Krieg geflohen sind. Jede 
zweite Abschiebehaft erweist sich als rechtswidrig. Das 
müssen Sie –

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Kommen Sie bitte zum Ende Ihrer Rede.

Clara Bünger (Die Linke):
– zur Kenntnis nehmen. Sie wollen den Betroffenen 

den anwaltlichen Beistand ernsthaft verweigern.
Mein letzter Satz: Dass die CDU/CSU solche Gesetze 

schreibt, ist keine Überraschung. Aber dass die SPD, die 
sich Grundrechte und Solidarität auf die Fahnen schreibt, 
diesen Entwurf mitträgt, ist ein politisches Desaster. 
Wenn Sie noch einmal von Menschenrechten –

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Ihr letzter Satz, bitte.

Clara Bünger (Die Linke):
– sprechen wollen, dann handeln Sie auch so!
Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Danke. – Für die CDU/CSU-Fraktion spricht nun der 

Abgeordnete Detlef Seif.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Detlef Seif (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die 

Linken und Grünen haben jetzt wirklich genügend Ne-
belkerzen geworfen und haben auch die Rechtslage völlig 
verzerrt dargestellt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Helge Limburg [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wir können gar nicht 
so viele Nebelkerzen werfen, wie der Minister 
das hier in einer Rede geworfen hat!)

Der Minister hat eigentlich vorhin schon dargelegt: Um 
welchen Personenkreis geht es denn beim Pflichtanwalt? 
Das sind in der Regel Menschen, die bereits ein umfang-
reiches Verwaltungsverfahren hinter sich haben,

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was fürchten Sie denn dann?)

ein Klageverfahren, wo Rechtsanwälte beteiligt sind. Sie 
sind dann vollziehbar ausreisepflichtig;

(Beifall bei der CDU/CSU – Helge Limburg 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Stimmt ja 
nicht! – Dr. Lena Gumnior [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das stimmt nicht!)

sie müssen unser Land verlassen. Dann bleiben sie hier, 
widersetzen sich.

(Dr. Lena Gumnior [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ein Rechtsbeistand ist „widersetzen“? 
Das ist ja eine interessante Rechtsauffassung!)

Dann wollen wir als Staat das umsetzen. Dafür gibt es 
Ausreisegewahrsam und Abschiebehaft.

Ich empfehle Ihnen, mal in die geltenden Gesetze zu 
schauen. Wir haben Gesetze, die die freiwillige Gerichts-
barkeit in solchen Fällen regeln. Das bedeutet: Wenn der 
Richter erkennt: „Hier ist eine Person, die Unterstützung 
braucht“, gibt es den Verfahrenspfleger.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wie häufig kommt das denn vor?)

Wenn der Richter erkennt: „Die Sache ist rechtlich tat-
sächlich kompliziert“, kriegen sie auch in Abschiebesa-
chen einen Rechtsbeistand, und zwar vom Gericht beige-
ordnet.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wie häufig kommt das denn vor, was 
Sie sagen? Dann brauchen Sie ja nichts zu 

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 18. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 10. Juli 2025                                                                                                                                                                                                  1753 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Clara Bünger 



fürchten, wenn der sowieso immer kommt, 
wenn er notwendig ist!)

Diese Beiordnung des Pflichtanwalts führt dazu, dass ein 
Richter auch in klaren Fällen, wo es überhaupt nichts 
mehr zu diskutieren gibt, nicht entscheiden darf, weil 
ein Anwalt nicht da ist.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: In einem Rechtsstaat wird in Haft-
sachen immer diskutiert! Zu Recht! – Dr. Lena 
Gumnior [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wa-
rum ist der Anwalt nicht da auf einmal?)

Dann kommen manche Anwälte nicht so zügig, sie sind 
plötzlich krank, und dadurch verzögern sich die Verfah-
ren. Erzählen Sie hier doch keinen Blödsinn!

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es gibt keine Verfahrensverzögerung! 
Lesen Sie mal die Antwort Ihrer eigenen Re-
gierung! Sie müssen auch mal lesen, was Ihr 
Minister aufschreibt! Keine Verfahrensauf-
schiebung! Sie behaupten das hier einfach so! 
Das stimmt halt nicht!)

Sie haben das letztes Jahr im Januar eingeführt und be-
haupten hier, das hätte es noch nie gegeben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir schaffen dieses Gesetz ab. Das ist nämlich ein 
Rechtsstaatsverhinderungsgesetz und kein Sicherstel-
lungsgesetz.

Und jetzt kommen wir mal zu den sicheren Herkunfts-
staaten. Irgendjemand von Ihnen hat den Quatsch mit 
Tunesien, Marokko erzählt.

(Abg. Max Lucks [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] meldet sich zu einer Zwischenfrage)

Gucken Sie doch mal: Magnus Brunner, der zuständige 
Kommissar auf europäischer Ebene, hat gerade als Vor-
schlag eine Liste von Ländern gemacht, die von der Be-
wertung her als sichere Herkunftsstaaten einzustufen 
sind.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Seif.

Detlef Seif (CDU/CSU):
Da finden Sie Marokko und Tunesien. Also: Auch die 

europäische Ebene will das auf den Weg bringen. Da ist 
der Minister vollkommen richtig unterwegs. – Ich erlaube 
das gerne.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Sehr schön. – Dann haben, Sie, Herr Lucks, das Wort 

zu einer Zwischenfrage.

Max Lucks (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Kollege, dass Sie die Zwischen-

frage zulassen. – Weil Sie die europäische Ebene im 
Zusammenhang mit den sicheren Herkunftsstaaten an-

gesprochen haben, möchte ich schon gerne wissen, ob 
Ihnen das Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom Ok-
tober 2024 bekannt ist, wonach die von Tschechien vor-
genommene Einstufung Moldaus als sicheres Herkunfts-
land nicht rechtens ist, weil dort Gebiete von Russland 
kontrolliert werden.

Ich möchte Sie im Angesicht dessen, dass wir hier 
nicht ein EuGH-Urteil umsetzen, sondern Sie in der Koa-
lition den Bruch von EU-Recht sogar vorbereiten, fragen: 
Warum wollen Sie die Bundesländer bei der Einstufung 
der sicheren Herkunftsländer aus dem Weg räumen? Geht 
es Ihnen darum, dass Ihnen die Bundesländer zu nervig 
sind, wenn sie Sie an Dinge wie das Völkerrecht, den 
EuGH, die Europäische Menschenrechtskonvention er-
innern?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Detlef Seif (CDU/CSU):
Ihre Frage gibt mir zunächst mal die Gelegenheit, ein-

zuordnen: Was sind denn sichere Herkunftsländer? Wenn 
wir die als sicher eingestuft haben, bedeutet das nicht, 
dass die Menschen rechtlos sind, sondern im Regelfall 
wird vermutet, dass die Länder sicher sind und dass 
dort keine Verfolgung stattfindet. Aber der Betroffene 
kann das jederzeit durch entsprechende Tatsachen, Be-
weismittel ausräumen, und dann bekommt er den Schutz.

Wir wissen aber: Das System wird missbraucht. Ge-
rade kommen viele Menschen aus den sicheren Her-
kunftsstaaten zu uns, wo wir wissen, dass es hier eine 
Anerkennungsquote von 2, 3, 4, 5 Prozent gibt. Dem 
müssen wir etwas entgegensetzen. Da gibt es eben diese 
beschleunigten Verfahren, beschleunigte Verwaltungs-
verfahren, beschleunigte Klageverfahren. Aber das be-
deutet nicht, dass die Menschen rechtlos sind. Das war 
Punkt eins.

Punkt zwei. Sie sprechen mit Moldau einen guten Ge-
sichtspunkt an, nämlich dass ein Land, wo einzelne Be-
reiche unsicher sind, nicht eingestuft werden kann. Die 
europäische Ebene hat diesen Fehler erkannt. In den 
neuen GEAS-Vorschriften – und das möchte auch Mag-
nus Brunner vorziehen – ist ausdrücklich enthalten, dass 
man Länder, wo der Großteil als sicher einzustufen ist 
und wo auch kein Verfolgungsrisiko besteht, Teile aber 
unsicher sind, in Zukunft als sichere Herkunftsstaaten 
ausweisen kann. Ich glaube, da ist auch die europäische 
Ebene auf einem guten Weg. –

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vielen Dank für Ihre Frage.
Zum Schluss, um das noch mal klarzustellen, weil 

daran Kritik geübt wurde: Ist die Einstufung sicherer Her-
kunftsstaaten bezogen auf internationalen Schutz zuläs-
sig? Wir haben § 16a Absatz 3 Grundgesetz. Ja, es ist 
zulässig, weil § 16a Absatz 3 sich nur auf Asyl bezieht. 
Wir sagen ausdrücklich: Wir schmeißen das nicht in ei-
nen Topf, sondern das wird separat behandelt.
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Zum Parlamentsvorbehalt: Müssen wir als Parlament 
über jede Einstufung eines sicheren Herkunftsstaats ent-
scheiden? Ich meine, nein.

(Lachen der Abg. Dr. Lena Gumnior [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir müssen Wesentliches entscheiden, und das machen 
wir mit diesem Gesetz.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie selber haben doch gerade gesagt, 
wie wesentlich das ist für Sie! Gerade eben 
haben Sie ausgeführt, wie wesentlich diese 
Entscheidung angeblich ist!)

Wir setzen den Rahmen fest, wann die Regierung per 
Rechtsverordnung anordnen kann, dass ein Staat sicher 
ist. Dadurch ist die Regierung eingeengt.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Kommen Sie bitte zum Ende.

Detlef Seif (CDU/CSU):
Wir haben das Wesentliche entschieden. Das Gesetz ist 

gut; es ist ein Bestandteil unserer Migrationswende. Des-
halb kann ich nur sagen: Unterstützen auch Sie das!

Danke. 
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Lachen bei Abgeordneten des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Helge 
Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: So 
tief werden wir nicht sinken!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Als letzter Redner in dieser Debatte hat für die CDU/ 

CSU-Fraktion der Abgeordnete Alexander Throm das 
Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Alexander Throm (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Diese Koalition steht jede Woche hier im 
Deutschen Bundestag, um ein weiteres Gesetz einzubrin-
gen, einen weiteren Schritt in der Migrationswende zu 
machen. Genau so ist es.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das machen wir heute auch, indem wir es erleichtern, 

die Länder, die sicher sind, als sichere Herkunftsländer 
auszuweisen, und damit auf der einen Seite das Verfahren 
deutlich beschleunigen. Auf der anderen Seite senden wir 
das Signal in diese sicheren Länder hinein, wo die An-
erkennungsquoten in der Regel bei 2, 3 Prozent oder 
sogar darunter liegen: Es macht keinen Sinn, sich auf 
den Weg nach Deutschland zu begeben; bleibt in euren 
Herkunftsländern, weil es hier keinen Schutzanspruch 
gibt! – Alle Ausweisungen als sichere Herkunftsländer, 
zuletzt im Fall von Georgien, haben gezeigt, dass danach 
die Zahlen deutlich heruntergehen. Das werden wir hier 
auch erreichen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – Zu-
ruf des Abg. Max Lucks [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Wir machen das jetzt auch mit der Ermöglichung einer 
Rechtsverordnung durch die Bundesregierung, weil wir 
die Blockade durch die Grünen, die es im Bundesrat die 
letzten zehn Jahre gegeben hat, beenden wollen.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Bei welchen Themen planen Sie das 
denn noch, Herr Throm?)

Wir wollen, dass jetzt eine konsequentere Migrations-
politik, eine Begrenzung der illegalen Migration stattfin-
det. Deshalb werden wir den Weg, den im Übrigen die 
Asylverfahrensrichtlinien auf europäischer Ebene seit 
2013 schon ermöglichen, jetzt als Koalition gehen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Sonja Eichwede [SPD])

Jetzt noch kurz was zum Pflichtanwalt. Wir sind am 
Ende eines langen Verfahrens. Es geht nur um die Um-
setzung der Ausreisepflicht, die jemand offensichtlich 
nicht freiwillig befolgt hat.

(Widerspruch des Abg. Helge Limburg 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Es gibt im Rechtsstaat – den haben wir – einen Richter-
vorbehalt. Aber der Rechtsstaat entsteht nicht erst da-
durch, dass es einen Anwaltsvorbehalt gibt, und deswe-
gen können wir den hier auch abschaffen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Clara Bünger [Die 
Linke]: Es geht nur um die Haftfrage, Herr 
Throm!)

Die Zahlen gehen runter. Die Koalition arbeitet. Der 
Bundesinnenminister arbeitet. Herzlichen Dank für den 
starken Start in den ersten Wochen und für die klaren 
Signale! Und ja, Flüchtlinge und Schleuser haben mit-
bekommen: In Deutschland hat sich etwas verändert; es 
wird schwieriger, hier illegal einzureisen.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die Anwälte und die Gerichte haben 
mitbekommen, dass es schwieriger wird, so 
wie Sie mit ihnen umgehen!)

Das hat im Übrigen auch die deutsche Bevölkerung mit-
bekommen, dass diese Koalition sich auf den Weg ge-
macht hat, die illegale Migration deutlich zu reduzieren 
und zu begrenzen. Wir befinden uns da erst am Anfang, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wo wollen Sie anwaltliche Rechte 
oder die Rechte des Bundestages denn noch 
einschränken, wenn das erst der Anfang sein 
soll?)

Das Argument, die Zahlen seien doch jetzt so niedrig 
wie seit vielen Jahren nicht mehr, erfreut uns; aber das ist 
kein Grund, um nachzulassen. Der Blickwinkel richtet 
sich auf die letzten zehn Jahre mit den 4,3 Millionen 
Menschen mit Fluchthintergrund, die nach Deutschland 
gekommen sind. Danach besteht die Überlastung nach 
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wie vor fort. Wir brauchen eine dauerhafte, eine nach-
haltige Reduzierung der Ankunftszahlen in Deutschland, 
und dafür tritt diese Koalition ein.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwur-

fes auf Drucksache 21/780 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 6: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/ 
CSU und SPD eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Beschleunigung des Wohnungsbaus 
und zur Wohnraumsicherung 

Drucksache 21/781 (neu)
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Verkehrsausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Si-
cherheit 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart. – Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, 
Platz zu nehmen und Gespräche zu unterlassen. Dann 
können wir die Aussprache starten.

Ich eröffne die Aussprache. Für die Bundesregierung 
spricht der Parlamentarische Staatssekretär Sören Bartol.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Sören Bartol, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Gerne hätte Frau Ministerin Hubertz heute hier gespro-
chen; krankheitsbedingt darf ich sie jetzt vertreten.

Tempo, Technologie und Toleranz fordert Ministerin 
Hubertz. Tempo liefern wir heute gemeinsam. Der Bau-
turbo ist eine Weichenstellung in der Baupolitik. Wir 
geben den Kommunen damit ein wirkmächtiges Instru-
ment in die Hand. Wir wollen, dass die Bagger rollen und 
die Handwerker losgeschickt werden. Mit dem Bauturbo 
wird vieles bei den Genehmigungen einfacher und 
schneller gehen. Nachverdichtungen, Aufstockungen, Er-
weiterungen, aber auch Umnutzungen werden einfacher, 
und das dauerhaft. Das ist schon eine kleine Revolution. 
Statt fünf Jahre für ein Bebauungsplanverfahren zu brau-
chen, ist von der Gemeinde die Entscheidung zu dem 
Bauvorhaben jetzt innerhalb von zwei Monaten zu tref-
fen.

Ganz wichtig ist mir: Die Gemeinden entscheiden 
selbst, ob sie die Beschleunigung haben wollen und wie 
sie beispielsweise mit einem städtebaulichen Vertrag das 
Bauvorhaben gestalten möchten, etwa mit einem Anteil 
für den sozialen Wohnungsbau. Ganz wichtig: Der Bau-
turbo gilt auch für soziale und kulturelle Infrastruktur wie 
zum Beispiel Kitas oder Schulen. Das sind kommunale 
Selbstverwaltung und soziale Verantwortung in einem.

Neben dem Bauturbo braucht es natürlich auch den 
Erhalt vorhandenen bezahlbaren Wohnraums. Deswegen 
ist es wichtig, dass in angespannten Wohnungsmärkten 
die Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen 
weiter unter Vorbehalt gestellt werden kann, um Miete-
rinnen und Mieter vor Verdrängung aus ihrer Nachbar-
schaft zu schützen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn wir den Bau-
turbo gemeinsam zünden, kann jetzt für die kommenden 
fünf Jahre keiner mehr sagen: Können wir nicht, ist in 
Deutschland halt so; Bauvorhaben dauern halt so lange, 
wie sie dauern. – Wir wollen mehr und schneller bauen. 
In ganz vielen Städten und Gemeinden in Deutschland 
warten Menschen jetzt auf eine Wohnung. Wir wollen 
günstiger bauen, und wir wollen am Ende auch besser 
zusammenleben.

Deswegen appelliere ich auch an Sie, verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, und an alle, die in den Kommunen 
Verantwortung tragen: Helfen Sie mit, dass wir beim 
Wohnungsbau vorankommen! Wir haben es in der Hand. 
Packen wir es gemeinsam an! Ich freue mich über Ihre 
Unterstützung im parlamentarischen Verfahren.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Jetzt hat als Nächstes das Wort der 

Abgeordnete Marc Bernhard für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Marc Bernhard (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr 

Staatssekretär Bartol, was Sie hier heute vorlegen, nen-
nen Sie stolz Bauturbo. Ich sage Ihnen: Das ist kein 
Turbo, sondern das ist nichts als ein teurer Rohrkrepierer.

(Beifall bei der AfD)

Sie haben das Thema komplett verfehlt. Denn das Pro-
blem in Deutschland ist nicht, dass wir zu langsam bauen, 
sondern dass wir gar nicht mehr bauen. 760 000 Wohnun-
gen sind im Bauüberhang – genehmigt, geplant, aber 
nicht gebaut, weil sie unbezahlbar wären, weil man dafür 
Kaltmieten von über 20 Euro pro Quadratmeter verlan-
gen müsste, und das kann sich kein normaler Mensch 
mehr leisten. Also bleiben die Baukräne stehen, und die 
Menschen stehen auf der Straße.

Wie dieses ältere Ehepaar in Stuttgart. Sie mussten ihre 
Wohnung räumen, weil die Nebenkosten zu teuer wur-
den. Jetzt leben sie in einer Übergangsunterkunft ohne 
eigenes Bad, ohne Küche, mit über 70 Jahren.
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Oder wie eine alleinerziehende Mutter in Berlin, zwei 
Kinder. Sie arbeitet Vollzeit; trotzdem wohnt sie mit bei-
den Kindern in einem einzigen Zimmer. Seit drei Jahren 
wartet sie auf eine bezahlbare Wohnung – vergeblich. 
Hunderte Bewerber stehen in Deutschland Schlange für 
eine einzige Wohnung.

Und was ist Ihre Antwort darauf, Herr Staatssekretär 
oder Frau Hubertz? Schnellere Verfahren, Digitalisie-
rung? Ich frage Sie: Was bringt ein schnelleres Bau-
genehmigungsverfahren, wenn am Ende sowieso keiner 
baut? Was bringt es? Was wir brauchen, sind bezahlbare 
Baukosten. Und was tun Sie? Sie machen Bauen immer 
noch teurer. Mit Ihrem Dämmwahn, mit Ihrer CO2-Steu-
er, Ihrem unsäglichen Heizungsterror und dem Wärme-
pumpendiktat treiben Sie die Baukosten in immer absur-
dere Höhen.

Und Ihr sogenannter Bauturbo? Er ändert gar nichts, 
rein gar nichts an den hohen Baukosten in Deutschland. 
Ganz im Gegenteil, selbst die Verbände sagen, selbst der 
NABU warnt: Ihr Bauturbo bedroht die demokratische 
Mitbestimmung, sorgfältige Planung und Qualität. Um-
weltschutz, Bürgerbeteiligung und kommunale Mitspra-
che werden ausgehebelt. Ein Blick nach England zeigt, 
wohin das führt: Genehmigungen im Schnelldurchlauf, 
ohne zu prüfen, ob Straßen, Busse oder Schulen ausrei-
chen. Das Ergebnis: Kosten und Chaos für viele Jahr-
zehnte. Müssen wir diese Fehler denn wirklich wieder-
holen?

Herr Bartol, was sagt Ihre Ministerin denn eigentlich 
den Menschen, die ihr Leben lang gearbeitet haben und 
jetzt keine bezahlbare Wohnung mehr finden? Ihr Bau-
turbo ist sicherlich nicht die Antwort; denn er ändert gar 
nichts an der Realität da draußen. Was Sie mit Ihrem 
Bauturbo versprechen, ist in Wahrheit nichts als Wähler-
täuschung.

(Beifall bei der AfD)

Denn 40 Prozent aller Baukosten werden durch die Re-
gierung verursacht, nämlich durch Steuern, Abgaben und 
energetische Vorschriften. Ihre Ministerin, Herr Bartol, 
hat es also selbst in der Hand, die Baukosten so zu sen-
ken, dass Bauen und Wohnen endlich wieder bezahlbar 
werden. Und tut sie es nicht, wird sie persönlich die 
katastrophalste Wohnungskrise seit 70 Jahren zu verant-
worten haben, die Millionen Menschen in die Existenz-
angst treibt. Das ist dann Ihre Verantwortung.

(Beifall bei der AfD – Kassem Taher Saleh 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Warum 
schreien Sie denn so? Sie müssen doch nicht 
schreien! Wir hören Sie auch so! Ganz ent-
spannt! – Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: 
Legen Sie eine andere Platte auf! Das kennen 
wir schon!)

Eine AfD-Regierung wird Schluss machen mit Ihrem 
Klima- und Dämmwahn. Sie wird die Grundsteuer strei-
chen, die CO2-Steuer abschaffen, den Heizungshammer 
rückgängig machen und den Wohnungsmarkt entlasten, 
indem wir die illegale Migration stoppen.

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Ah!)

Damit, und nur damit, und eben nicht mit Ihrem Bauturbo

(Kassem Taher Saleh [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie müssen nicht so schreien!)

wird Bauen endlich wieder für jedermann bezahlbar!

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion spricht nun der Abgeord-

nete Dr. Jan-Marco Luczak.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Kolleginnen 

und Kollegen! Wenn man über die Bau- und Wohnungs-
politik spricht, muss man sich erst mal vergegenwärtigen: 
Wo stehen wir denn jetzt aktuell auf dem Wohnungs-
markt? Das ist wichtig, damit wir dann auch klare 
Schlüsse daraus ziehen können. Wenn man den Blick 
auf den Wohnungsmarkt und den Immobilienmarkt rich-
tet, dann muss man leider feststellen: Da sind wir nicht 
gut aufgestellt. Wir haben gesehen, dass im Jahr 2024, 
also im letzten Jahr, 252 000 Wohnungen fertiggestellt 
wurden, und das ist viel zu wenig. Das sind gegenüber 
dem Vorjahr 14 Prozent weniger. In einzelnen Bereichen, 
bei Einfamilienhäusern beispielsweise, die gerade für Fa-
milien wichtig sind, beträgt der Einbruch sogar über 
22 Prozent.

Was vielleicht noch viel wichtiger ist als die Fertig-
stellungszahlen, das sind die Zahlen der Genehmigungen; 
denn das, was heute nicht genehmigt wird, wird morgen 
und übermorgen nicht gebaut. Und da sieht es noch viel 
düsterer aus: Baugenehmigungen gab es im Jahr 2024 nur 
215 000.

(Marc Bernhard [AfD]: Die Baugenehmigun-
gen liegen da, aber es wird nicht gebaut!)

Das ist der niedrigste Wert seit 2010. Das ist ein Rück-
gang von etwa 40 Prozent gegenüber dem Jahr 2022, und 
das zeigt schon: Der Ausblick ist düster. Wir werden auch 
in Zukunft weniger Fertigstellungen haben. Und das hat 
natürlich Folgen, etwa für den Mietwohnungsmarkt. Die 
Mieten steigen an vielen Stellen, weil wir angespannte 
Wohnungsmärkte haben, weil es einfach nicht genug An-
gebot gibt.

Deswegen haben wir uns als Koalition vorgenommen, 
gegenzusteuern. Wir haben jetzt als eine der ersten Maß-
nahmen die Mietpreisbremse verlängert bis 2029, um den 
Menschen Sicherheit und auch ein bisschen Zeit zum 
Durchschnaufen zu geben. Uns als Union ist es aber 
ganz wichtig, dass wir diese Zeit zum Durchschnaufen 
jetzt auch wirklich nutzen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir sagen sehr klar: Regulierung allein wird uns nicht 
weiterhelfen, weil das nur bei den Symptomen ansetzt; 
am Ende geht es nur vorwärts, wenn wir in unserem Land 
mehr bauen, schneller bauen und auch kostengünstiger 
bauen.
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Genau darüber – mehr, schneller und kostengünstiger 
bauen – reden wir heute, nämlich über den Bauturbo. Wir 
wollen mehr Tempo haben.

(Zuruf der Abg. Carolin Bachmann [AfD])
Wir wollen es nicht hinnehmen, dass es beispielsweise 
hier in Berlin durchschnittlich fast zehn Jahre dauert, bis 
wir einen Bebauungsplan aufgesetzt haben. Das ist nicht 
hinnehmbar.

(Zuruf des Abg. Marc Bernhard [AfD])
Deswegen sagen wir: Wir wollen mit dem Bauturbo er-
reichen, dass man binnen zwei Monaten Wohnungen ge-
nehmigen kann. Und da machen wir jetzt den ersten 
Schritt.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Marc Bernhard [AfD])

Wir ermöglichen jetzt im Baugesetzbuch mit dem Bau-
turbo, dass die Kommunen von aufwendigen und am 
Ende auch kostenträchtigen Regeln abweichen können: 
dass es eben nicht mehr notwendig ist, überhaupt einen 
Bebauungsplan aufzustellen; dass man einen Bebauungs-
plan auch ändern kann; dass das nicht alles so lange 
dauert, sondern dass man auch Abweichungen von der 
TA Lärm vornehmen kann und vieles, vieles mehr.

Uns war es als Union wichtig – darüber haben wir auch 
mit dem Koalitionspartner gesprochen –, eine gute Lö-
sung zu finden. Wir wollen, dass dieser Bauturbo maxi-
male Wirksamkeit erreicht. Deswegen ist es gut und auch 
richtig, dass dieser Bauturbo bundesweit gilt und nicht 
nur in den angespannten Wohnungsmärkten. Viele Bal-
lungsgebiete haben Speckgürtelbereiche, wo der Woh-
nungsmarkt vielleicht noch nicht so angespannt ist, und 
wir wollen, dass auch dort schnell neue Wohnungen ent-
stehen können, weil dadurch die Städte, die urbanen Ge-
biete, entlastet werden. Deswegen ist es gut, dass er bun-
desweit gilt.

Es ist auch gut, dass wir keine Vorgaben machen für 
die Mindestanzahl von Wohnungen. Wir sagen: Die 
Kommunen wissen am besten, welcher Bedarf vor Ort 
besteht. Es ist denkbar, dass nicht nur allein Geschoss-
wohnungsbau entsteht. Das wird zwar häufig der Fall 
sein, aber es können eben auch Einfamilienhäuser ent-
stehen, sodass Familien in die eigenen vier Wände ziehen 
können. Es ist gut für die Eigentumsbildung in unserem 
Land, dass wir dort keine Vorgaben machen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Katalin Gennburg [Die 
Linke]: Alles klar! Kauft euch ein Einfamilien-
haus, wenn ihr euch die Miete nicht leisten 
könnt!)

Die Kommunen werden es am Ende in der Hand ha-
ben, darüber zu entscheiden, ob und wie sie von diesem 
Bauturbo Gebrauch machen. Wir haben – das sage ich 
ganz klar – Vertrauen in die Kommunen. Wir haben Ver-
trauen in die Kommunen, dass sie diesen Bauturbo ver-
antwortungsvoll nutzen werden. Wir haben aber zu-
gleich – auch das will ich formulieren – die Erwartung 
an die Kommunen, dass sie diesen Bauturbo nutzen. Es 
gibt viele engagierte Bürgermeisterinnen und Bürger-

meister vor Ort, die den Gestaltungswillen haben. Wir 
ermöglichen ihnen jetzt, diesen Gestaltungswillen in 
rechtliche Bahnen zu lenken. Wir haben als Koalition 
gesagt: Wir wollen es den Kommunen so einfach ma-
chen, wie irgend möglich.

Ich will das an zwei, drei Beispielen festmachen. Bei 
den Umweltauswirkungen, die man natürlich beim Bauen 
auch immer berücksichtigen muss, haben wir jetzt ganz 
ausdrücklich gesagt: Wir gehen auf das zurück, was das 
Europarecht uns vorgibt, also das absolute Minimum, das 
notwendig ist. Aber darüber hinaus sollen die Kommunen 
es so machen können, wie sie meinen. Es reicht aus, wenn 
sie eine überschlägige Prüfung durchführen; da müssen 
sie nicht durch einen riesigen Wust von Planungen gehen. 
Wir werden dazu auch noch eine Handreichung ausarbei-
ten, damit die Kommunen sehr genau wissen, was sie 
machen müssen.

Zum Schluss noch ein Punkt – darüber werden wir im 
parlamentarischen Verfahren sicherlich noch mal reden –: 
Wir wollen das klare gesetzgeberische Signal aussenden, 
dass wir eine Vorfahrt für den Wohnungsbau haben. Wir 
wollen ein klares Signal des Gesetzgebers im Baugesetz-
buch verankern, dass wir hier einen Vorrang bei der Ab-
wägung mit anderen Rechtsgütern sehen. Wir brauchen 
ein anderes Mindset: in der Politik, in den Kommunen, in 
den Ämtern und in der Gesellschaft. Wir brauchen mehr 
Wohnungsbau, dann kriegen wir das auch gemeinsam 
hin, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat nun zu 

ihrer ersten Rede das Wort Sylvia Rietenberg.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Sylvia Rietenberg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Bundesweit fehlen mehr als 550 000 Wohnungen. 
9,6 Millionen Menschen leben in überbelegten Wohnun-
gen – 1,1 Millionen Menschen mehr als noch vor fünf 
Jahren. Die Wohnungskrise ist real, und sie bedarf ent-
schiedenen Handelns. Ich glaube, so weit sind wir uns 
hier alle einig.

Was Sie jetzt aber hier als Lösung vorlegen und als 
Bauturbo bezeichnen – der neue § 246e Baugesetzbuch –, 
hat auch in Fachkreisen für einhelliges Entsetzen gesorgt, 
und das zu Recht. Warum? Weil Sie damit die Kettensäge 
an die gesamte Bauleitplanung legen, frei nach dem Mot-
to: Alles egal – Hauptsache, es wird schnell irgendwas 
genehmigt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Unklar bleibt aber, ob dann auch wirklich gebaut wird. 
Dabei wäre es jetzt an der Zeit gewesen, die Aufstellung 
von Bauleit- und Bebauungsplänen endlich zu verein-
fachen und dann zu beschleunigen.
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Ja, es stimmt, es fehlt an zusätzlichen Wohnungen. Wir 
haben aber einen Bauüberhang von fast 760 000 Wohnun-
gen. Das heißt doch: Das Problem sind nicht vorwiegend 
die fehlenden Baugenehmigungen, sondern es wird we-
niger gebaut, weil die Baukosten massiv angestiegen 
sind, die Bodenpreise zu hoch sind und auch das Fach-
personal fehlt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn überhaupt, werden mit Ihrem Bauturbo vorwie-
gend teure Wohnungen gebaut; denn in Wahrheit handelt 
es sich um einen Teuerturbo. Wenn es gut für Sie läuft, 
wird es mehr Baugenehmigungen geben. Aber ob und 
wann diese Wohnungen dann auch gebaut werden, das 
bleibt fraglich.

Was Sie außerdem verkennen: Die heutige Bauleitpla-
nung ist die Konsequenz einer zum Teil menschenfeind-
lichen Städtebaupolitik der 1970er- und 1980er-Jahre. 
Wer heute durch so manche Innenstadt fährt, der sieht 
doch mit eigenen Augen, wie menschenfeindlich hier 
zum Teil vorgegangen wurde. Wir konnten gerade in 
den letzten Hitzetagen spüren, wie wichtig eine klima-
resiliente und flächensparende Stadtentwicklung für die 
Menschen ist. Bauplanung soll garantieren, dass Neubau-
ten so geplant werden, dass Raum für Mensch, Natur und 
Gewerbe gleichermaßen geschaffen wird. Ich bin einiger-
maßen entsetzt, dass dieser Punkt hier in vielen Diskus-
sionen überhaupt kein Thema ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Stadtplanung von heute muss vor allem dafür sorgen, 
dass unsere Städte klimaresilient werden, und das bedeu-
tet: mehr Grün, mehr Schatten, mehr Abkühlung. Und 
das wollen Sie alles nun bis Ende 2030 außer Kraft set-
zen. In Ihrem Gesetzentwurf heißt es vor allem: Bauen 
mit der Brechstange, im Innen- und Außenbereich, auch 
abseits von angespannten Wohnungsmärkten, auf der 
grünen Wiese; da, wo sich gerade noch eine freie Fläche 
findet.

Sie hebeln damit das kommunale Planungsrecht und 
die Beteiligungsformate, die so wichtig sind, aus. Das 
sage ich Ihnen auch als Kommunali. Und Sie verkürzen 
massiv die Frist beim Widerspruchsrecht. Es werden Fak-
ten geschaffen, und ob die Ergebnisse dann das Stadtbild 
verschandeln, ist für Sie offenbar eher nachrangig.

Was hier besonders problematisch ist – das möchte ich 
auch noch sagen –: Sie schaffen eine neue Grundlage für 
noch mehr Bodenspekulation im Außenbereich.

Alles in allem: Ihr neuer Bauturbo geht an den Proble-
men auf dem Wohnungsmarkt vorbei. Deswegen rate ich 
Ihnen: Streichen Sie den § 246e aus Ihrem Entwurf! 
Wagen Sie sich an das Notwendige: die Stärkung von 
Um- und Ausbau im Bestand und im Innenbereich! 
Schaffen Sie Rahmenbedingungen für eine sozial ge-
rechte Bodenpolitik, durch die Flächenverbrauch redu-
ziert wird und diejenigen gefördert werden, die sich die-
sem Prinzip im Wohnungsbau verpflichtet fühlen! Wagen 
Sie eine Reform des Baurechts, die unseren Städten und 
Gemeinden wirklich hilft, die wohnungs- und die klima-
politischen Herausforderungen unserer Zeit zu bewälti-
gen!

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Anna Aeikens [CDU/CSU])

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Als Nächstes spricht für die Fraktion 

Die Linke die Abgeordnete Katalin Gennburg.

(Beifall bei der Linken)

Katalin Gennburg (Die Linke):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Liebe Gäste! Die CDU/CSU hat jetzt 
schon mal vorgelegt. Sie sagen: Kauft euch doch Ein-
familienhäuser, wenn ihr euch die Miete nicht mehr leis-
ten könnt.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Das habe 
ich aber nicht gesagt, Frau Kollegin!)

Alles klar! Das ist Ihr Programm, und das ist eine abso-
lute Kampfansage.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Dann 
haben Sie mir nicht zugehört!)

Wir sehen: Wir haben bundesweit 2 Millionen leerste-
hende Wohnungen, wir haben eine massive Mietenkrise. 
Und Sie machen uns jetzt dieses Angebot. Da können wir 
nur ganz klar sagen: Ohne uns!

(Beifall bei der Linken – Dr. Jan-Marco 
Luczak [CDU/CSU]: 80 Prozent der Leute 
wollen ganz gerne ein Eigenheim finden!)

Die Ministerin hat ja gesagt, die Bagger sollen rollen. 
Ich muss da jetzt auch mal was klarstellen: Eine Bau-
genehmigung – das weiß auch jeder Kommunalo – ist 
noch lange kein Neubau. Ja? Eine klare Ansage sind 
zum Beispiel die rund 800 000 Wohneinheiten im Bau-
überhang, die einfach nicht gebaut werden. Und da frage 
ich Sie, Frau Ministerin und Herr Staatssekretär: Warum 
zwingen Sie die Investoren nicht, tatsächlich zu bauen, 
bauen, bauen – zum Beispiel mit einem Baugebot –, statt 
zu spekulieren? Genau da gehen Sie nicht ran, sondern 
Sie öffnen die Bodenmärkte noch weiter. Deswegen ist 
das ein riesiger Skandal. Was Sie hier als sogenannten 
Bauturbo vorlegen, ist ein reiner Genehmigungsturbo, 
der die Bodenspekulation weiter anheizen wird, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der Linken)

Diese Reform ist eben kein Beitrag zur Lösung der 
Wohnungsnot, sondern ein einseitiges Privatisierungs-
programm, ein Investorenturbo zugunsten der Bauwirt-
schaft. Das sagen Sie ja auch ganz unverhohlen. Und 
man muss sagen: Mit dem § 246e BauGB soll eine Ge-
neralbefreiung für neue Wohnbauten im Außenbereich 
kommen – ohne verbindliche Bebauungsplanung, ohne 
Rücksicht auf Klima, Umwelt und demokratische Betei-
ligung.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Das ist ja 
unzutreffend, Frau Kollegin! Das lässt das EU- 
Recht ja gar nicht zu!)
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Das ist ein massiver Rückschritt der Planungs- und Bau-
kultur in diesem Land, und es ist einfach nur ein Skandal, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der Linken – Dr. Jan-Marco 
Luczak [CDU/CSU]: Die Frau Kollegin kennt 
das EU-Recht offensichtlich nicht!)

So, dann kommen wir mal zu des Pudels Kern, Herr 
Luczak. Der große Skandal ist ja der § 246e. Sie sagen 
jetzt: Bauen am Stadtrand – und zwar egal ob Einfamili-
enhäuser oder riesige Großsiedlungen, völlig wurscht!

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Wir ha-
ben ein Herz für Familien, Frau Kollegin! So 
ist das!)

Die Mindestzahl von sechs Wohneinheiten pro Gebäude, 
die eigentlich im Entwurf drin war und verhindert hätte, 
dass Einfamilienhäuser noch weiter die Stadtränder zer-
siedeln, haben Sie jetzt auch noch gekippt. Und es ist ja 
auch aus ökonomischer Perspektive ein No-Brainer: Die 
Innenstädte sind fertiggebaut.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Dass Sie 
Eigentum kritisch sehen, das wissen wir!)

Die Verteilung in den Innenstädten ist abgeschlossen, 
auch durch die Gentrifizierungsprozesse der letzten Jahr-
zehnte. Und Sie erschließen jetzt neue Bodenmärkte am 
Stadtrand, in den sogenannten Außenbereichen. Das ist 
knallharte Investorenpolitik, meine Damen und Herren,

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Famili-
enpolitik nennt sich das! Familienpolitik!)

und der müssen wir den Kampf ansagen.

(Beifall bei der Linken)

Das alles geht zulasten der öffentlichen Haushalte.
Und dann will ich Ihnen mal noch was sagen: Ich 

hoffe, dass die Kommunalos, die Bürgermeister/-innen, 
die Kommunalparlamente Ihnen die Hütte einrennen

(Zuruf von der SPD)

und Ihnen sagen: Wir können im Nachhinein gar nicht 
noch Kulturzentren und Kitas am Stadtrand bauen. – 
Denn die Kommunen haben jetzt schon kein Personal, 
jetzt schon kein Geld. Und das, was Sie machen, geht 
einseitig zugunsten der Investoren. Deswegen gehört 
das ganz klar abgelehnt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken – Dr. Jan-Marco 
Luczak [CDU/CSU]: Sozialistische Kampf-
rede hier!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die SPD-Fraktion spricht nun der Abgeordnete 

Dr. Philipp Rottwilm.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – 
Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: So, jetzt 
kommt mal wieder ein bisschen Sachver-
stand! – Gegenruf der Abg. Katalin Gennburg 
[Die Linke]: Ja, ist klar!)

Dr. Philipp Rottwilm (SPD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Meine Damen und Herren! Die Ministerin und der 
Staatssekretär haben ihre drei Ts, wir als SPD-Fraktion 
haben drei Bs: Beschleunigung, Begrenzung von Vor-
schriften und bezahlbares Wohnen.

(Zuruf der Abg. Katalin Gennburg [Die 
Linke])

Das sind unsere drei zentralen Ziele im Wohnungsbau, 
und auf alle drei zahlt dieses Gesetz ein. Wie machen wir 
das konkret?

Erstens. Wir beschleunigen den Bau von Wohnungen. 
Bisher mussten Kommunen einen Bebauungsplan auf-
stellen, um Wohnungsbau möglich zu machen. Ich als 
ehemaliger Bürgermeister sage Ihnen: Bei uns hat das 
mindestens zwei Jahre gedauert – nicht zehn, Kollege 
Luczak, aber zwei –, außer es kamen eine Bürgerinitiati-
ve, Brandschutzvorgaben oder der Kammmolch hinzu. 
Dann sind wir doch näher an die vier oder fünf Jahre 
herangekommen. Damit ist jetzt Schluss. Dies ist in Zu-
kunft in zwei Monaten möglich.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Diese Beschleunigung – wir haben es gehört – gilt nicht 
nur für Wohnungen, sondern auch für Kitas, für Schulen 
und für Ärztehäuser.

Zweitens. Wir begrenzen die Vorschriften im Bau. Hier 
müssen wir uns ehrlich machen, Kolleginnen und Kolle-
gen. Wir müssen zugeben, dass wir uns gemeinsam, und 
zwar auf allen Ebenen, in den letzten Jahren Ketten an-
gelegt haben. Diese Ketten müssen gesprengt werden.

Ich gebe Ihnen ein konkretes Beispiel. Innerorts muss-
ten sich Wohnungsbauten in Gebieten ohne Bebauungs-
plan in das Umgebungsbild einfügen.

(Zuruf von der Linken)

Das heißt, Sie wollten bei mir im schönen Nordhessen ein 
Flachdachwohnhaus im Bereich von Häusern mit Sattel-
dächern bauen? Ging nicht. Geht jetzt, und das ist gut so!

(Carolin Bachmann [AfD]: Das ist schlecht!)

Mit dem Bauturbo geben wir den Kommunen die Frei-
heit, selbst zu entscheiden, wo sie bauen möchten. Wir 
haben es eben gehört – das ist ein Grundprinzip dieses 
Gesetzentwurfs –: Wir vertrauen den Gemeinden vor Ort.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Deswegen, Kolleginnen und Kollegen, loben die Kom-
munen auch unsere Vorhaben. Sie wissen nämlich am 
besten, wo und wie sie bauen müssen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau!)

Wenn wir jetzt von Grünen und vor allem Linken hö-
ren, ab jetzt würden nur noch Luxusvillen auf der grünen 
Wiese oder im Wald entstehen, dann zeigt das nicht nur, 
dass Sie den Verantwortlichen in den Kommunen offen-
sichtlich nicht vertrauen, sondern auch, dass Sie den Ge-
setzentwurf nicht gelesen haben.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
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Denn dort steht ganz klar drin: Bauen im Außenbereich 
geht nur angrenzend an bestehende Bebauung, meine 
Damen und Herren.

(Zuruf der Abg. Katalin Gennburg [Die 
Linke])

Abschließend komme ich zum dritten B. Wir schaffen 
bezahlbaren Wohnraum. Das Bauen von Wohnungen ist 
zu teuer geworden; da sind wir uns hier einig. Ein großer 
Teil der Kosten entsteht durch die viel zu aufwendige 
Planung. Mit dem Bauturbo vereinfachen wir diesen 
Teil des Bauens massiv und senken auch die Kosten. 
Der Bauturbo ist hierzu ein erster Schritt. Weitere wie 
der Gebäudetyp E werden folgen.

(Marc Bernhard [AfD]: Ein Trippelschritt ist 
das, der nichts bringt!)

Die zweite Novelle des Baugesetzbuches wird kommen, 
und wir werden auch das Bauwesen digitalisieren.

Heute machen wir den ersten Schritt. Gehen wir ihn 
zusammen!

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die AfD-Fraktion hat nun das Wort die Abgeord-

nete Carolin Bachmann.

(Beifall bei der AfD)

Carolin Bachmann (AfD):
Frau Präsidentin! Werte Kollegen! „Wir haben Platz“ 

ist einer der von Ihnen und Ihrer Zivilgesellschaft wohl 
am meisten skandierten Slogans. „Refugees welcome“- 
Aufkleber überall und Teddybärchenwerfer an den Bahn-
höfen. Wer erinnert sich nicht?

Als Sie alle hier 2015 die Grenzen öffneten, mussten 
Sie in Ihren Regierungspalästen wohl bereits gewusst 
haben, dass der Platz nicht reichen würde; denn Merkel 
implementierte 2014 das Sonderbaurecht nur für Flücht-
lingsunterkünfte. Seit Merkel rief: „Wir schaffen das!“, 
wandern jedes Jahr rund 500 000 Menschen netto nach 
Deutschland ein. Das entspricht in etwa der Einwohner-
zahl von Dresden – jährlich.

(Kassem Taher Saleh [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Schön abgelesen! Klasse! Sie kön-
nen stolz sein!)

Heute, zehn Jahre später, wissen wir: Die Wohnungen 
genügen eben nicht.

(Beifall bei der AfD – Kassem Taher Saleh 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Klasse abge-
lesen!)

Die Lösung für Wohnraummangel wäre: Grenzen 
schließen, Zuzug begrenzen und Remigration. Aber das 
wollen Sie alle hier natürlich nicht. Nachdem die Städte 
voll geworden sind, planen Sie den nächsten Schlag. 
Wenn es nach Ihnen geht, heißt es: Überall Platz machen 
für Ihre Goldstücke – egal ob im Freiraum des Innen-
bereichs oder gleich im Außenbereich. Sie vergreifen 

sich wieder einmal an unserem Volk, an unserer demo-
kratischen Planungs- und Baukultur und an unserer Ord-
nung.

(Zuruf von der SPD: Was reden Sie denn da?)

Zusammen mit Merz führen Sie heute das politische Erbe 
von Merkel fort und weiten es aus.

Der neue § 246e BauGB stellt eine umfassende Er-
mächtigung zur Abweichung vom bisherigen Planungs-
recht zugunsten der Schaffung von Wohnraum überall 
dar. Diese Abweichungsermächtigung bezieht sich auf 
das gesamte BauGB und greift auch in bestehende Flä-
chennutzungspläne und Gestaltungssatzungen ein. Damit 
untergraben Sie das Planungsrecht und verlagern wieder 
einmal die komplette Arbeit auf die Städte und Gemein-
den.

(Beifall bei der AfD)

Sie zerstören die mit viel Beteiligung der Bürger und mit 
Liebe zum Detail entstandenen Flächenplanungen und 
nehmen den Deutschen ihren Erholungsraum.

(Bettina Hagedorn [SPD]: So ein Quatsch!)

Das alles zeigt: Ihr „Wir haben Platz“ war von Beginn 
an eine Lüge. In Deutschland gibt es eben nicht genügend 
Wohnungen für Ihre illegale Massenmigration. Sie schaf-
fen sich jetzt Platz, indem Sie schamlos in den Lebens-
raum der einheimischen Bürger eingreifen.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Rasha 
Nasr [SPD])

Ihr Bauturbo beschleunigt nicht das Bauen. Ihr Bau-
turbo vergünstigt nicht das Bauen. Ihr Bauturbo wird zu 
völlig ungesteuerter Zersiedelung des Außenbereichs und 
der siedlungsnahen Freiräume und Landschaften führen.

(Zuruf von der Linken: Sind Sie endlich fer-
tig?)

Was wir brauchen, ist kein Bauturbo. Was wir in Deutsch-
land brauchen, ist ein Demokratieturbo für Ihre Politik 
und ein Remigrationsturbo für unser Volk.

(Beifall bei der AfD – Rasha Nasr [SPD]: Wir 
brauchen ein AfD-Verbot, aber dringend!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion spricht nun der Abgeord-

nete Michael Kießling.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Michael Kießling (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Staatssekretär! 
Sehr geehrte Frau Bachmann, das Einzige, was eine Zu-
mutung ist, war Ihre Rede und nicht der Bauturbo.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)
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Der Bauturbo unterstützt die Kommunen, gibt ihnen Fle-
xibilität, um das Planungsrecht, was sie heute schon ha-
ben, auch weiter einsetzen und mehr Flexibilität im Be-
reich des Planens erreichen zu können.

(Carolin Bachmann [AfD]: Sie hebeln die 
Verantwortung der Planungsverbände aus!)

Und an die Adresse der Linken: Die kommunale Pla-
nungshoheit ist mit diesem Vorschlag auch gewährleistet, 
weil die Kommunen letztendlich das Wort haben, wie vor 
Ort gebaut wird und wo gebaut wird. Lesen Sie den Ge-
setzestext, dann könnten Sie auch entsprechend darüber 
reden!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf der Abg. Katalin 
Gennburg [Die Linke])

Die Genehmigungszahlen sind zurückgegangen; das 
ist richtig. Und deshalb ist es wichtig, dass wir schneller 
wieder zu Baugenehmigungen kommen. Und auch wie-
der an die Adresse der AfD: Zeit ist Geld auch beim 
Bauen, und je schneller eine Genehmigung da ist, umso 
günstiger wird das ganze Bauen.

(Marc Bernhard [AfD]: Das ist doch ein Trop-
fen auf den heißen Stein! Das wissen Sie auch, 
Herr Kießling!)

Zum Thema Bauüberhang. Auch daran werden wir 
arbeiten. Aber das ist heute nicht das Thema. Heute ist 
das Thema: Wie schaffen wir schneller Baurecht bei den 
Kommunen, mit den Kommunen, damit der Druck auf 
den Wohnraum vor Ort zurückgehen kann?

Da haben wir drei Punkte, die heute auch schon ein 
paarmal genannt wurden:

Wir schaffen mehr Flexibilität für die Kommunen. Der 
§ 246e BauGB, der sogenannte Bauturbo, ermöglicht es 
Städten und Kommunen, von den Vorgaben des Bau-
gesetzbuches abzuweichen – etwa von Bebauungsplänen 
oder der Baunutzungsverordnung. Und wenn Sie auf-
gepasst haben: Die Kommunen entscheiden, nicht der 
Bund. Wir geben nur das Werkzeug, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Kießling, erlauben Sie eine Zwischenfrage von 

der Abgeordneten Bachmann aus der AfD-Fraktion?

Michael Kießling (CDU/CSU):
Immer gerne.

(Zurufe von der SPD: Oh! – Kassem Taher 
Saleh [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Oh, 
Michael! Das muss doch nicht sein! – Gegen-
ruf der Abg. Catarina dos Santos-Wintz [CDU/ 
CSU]: Lasst ihn doch!)

Carolin Bachmann (AfD):
Das ist ein guter Mann, den Sie da haben.

(Catarina dos Santos-Wintz [CDU/CSU]: Wis-
sen wir! – Emmi Zeulner [CDU/CSU]: Ja, das 
stimmt!)

Vielen lieben Dank, dass Sie die Frage zulassen. – Weil 
Sie mich direkt angesprochen haben: Die Kommunen 
leiden sicherlich darunter, dass die Bebauungsplanver-
fahren lange dauern; da stimme ich Ihnen zu. Aber was 
Sie jetzt mit dem Bauturbo machen, ist, die Verantwor-
tung, die bisher die Planungsverbände getragen haben, 
auf die Kommunen und auf die Kommunalpolitiker zu 
verlagern. Die Planungsverbände haben ja stets die Inte-
ressen an den Raum abgewogen – Landwirtschaft, Ge-
werbe, Wohnen –; Sie kennen das. Sie verlagern diese 
Verantwortung und verlangen, dass binnen zwei Monaten 
Stellungnahmen abgegeben werden.

Und das ist hier das Problem. Wir kennen das schon 
von der Windenergie, und es wird nicht lange dauern. 
Wenn die Kommunen die Stellungnahme nicht abgeben, 
dann gilt dies als Zustimmung. Ihnen hier kann man ja 
nicht vertrauen. Es wird nicht lange dauern, dann werden 
Sie sagen: „Auch dort kann kommunales Einvernehmen 
ersetzt werden“, so wie wir es bei PV und Windenergie 
schon kennen.

(Emmi Zeulner [CDU/CSU]: Hä?)
Deswegen: Wie kommen Sie darauf, dass die Kom-

munen sich darüber freuen? Sie leiden jetzt schon unter 
der Last, die Sie im Bund immer auf die Kommunen 
verteilen.

(Katalin Gennburg [Die Linke]: Das müssen 
Sie sich jetzt von der AfD sagen lassen!)

Michael Kießling (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Bachmann, das Erste, was mich 

etwas stutzig macht, ist, dass Sie mich loben.
(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Da bin ich schon etwas vorsichtig.
Ich war selber auch Bürgermeister. Wenn Sie einen 

Bauwilligen haben und das Verfahren wie bisher durch-
laufen müssen, dann dauert es ewig lange. Mit diesem 
Gesetz bekommen die Kommunen die Freiheit, das selber 
in die Hand zu nehmen und zu entscheiden. Das entlastet 
die Kommunen; das belastet sie nicht.

Und wenn Sie vom Planungsrecht sprechen: Den Flä-
chennutzungsplan macht die Kommune.

(Emmi Zeulner [CDU/CSU]: Genau!)
Den Bebauungsplan macht die Kommune. Die können 
jetzt entscheiden und, wenn sie wollen, auch davon ab-
weichen, was sie in der Vergangenheit ja auch gemacht 
haben. Nur, jetzt haben sie auch noch Rechtssicherheit im 
Bereich des Bebauungsplans. Deshalb ist das ein gutes 
Werkzeug für die Kommunen.

(Beifall der Abg. Aydan Özoğuz [SPD] – 
Catarina dos Santos-Wintz [CDU/CSU]: Ge-
nau so ist es!)

Und weil sie fragen, ob die Kommunen einbezogen 
seien: Ja, sie sind einbezogen. Die Spitzenverbände be-
grüßen das. Städtetag, Gemeindetag, Landkreistag: Die 
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begrüßen das. Und von daher ist das ein Gesetz für die 
Kommunen, für die Entlastung der Kommunen und zum 
Kostensparen innerhalb der Kommunen. Deshalb ist das 
ein richtiges Gesetz und ein wichtiges Gesetz, und für die 
Kommunen geht ein Signal für den Wohnungsbau aus, 
weil man schneller zum Baurecht kommen kann.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Deswegen ist es genau richtig, dass wir diesen Gesetz-
entwurf heute in der ersten Lesung beraten und dann 
hoffentlich auch zügig verabschieden werden.

(Carolin Bachmann [AfD]: Sie werden sich 
erinnern!)

Ich komme zurück zur Rede. Zweites Thema ist natür-
lich der Spielraum für den Innenbereich. Auch da haben 
wir die Rahmenbedingungen dafür gesetzt, dass schneller 
wieder nachverdichtet werden kann. Das ist ja der Punkt, 
an dem wir sagen – auch die Grünen haben das immer 
gefordert –: Innenentwicklung vor Außenentwicklung. 
Das wird mit diesem Gesetzentwurf auch erleichtert. 
Ich kann leichter aufstocken, ich kann leichter aufbauen, 
ich kann leichter eine Hinterlandbebauung durchführen, 
und zudem erleichtern wir die Nachverdichtung.

Das dritte Thema – das hat Jan-Marco Luczak auch 
schon angesprochen – ist das Thema Lärm. Auch da 
haben wir die ersten Schritte gemacht, um unter Berück-
sichtigung der TA Lärm leichter zu planen. Klar wün-
schen wir uns da noch etwas mehr; aber das können wir 
vielleicht im Laufe des Verfahrens auch entsprechend 
noch verbessern. Das heißt, wir müssen auch noch mal 
darüber sprechen, wie man den Immissionsschutz er-
leichtern kann.

Was uns in den Gesprächen zum Bauturbo wichtig war, 
ist, dass wir eben keine Vorgaben setzen, dass wir keine 
Quoten setzen. Wir brauchen dringend Wohnraum. Wir 
brauchen bezahlbaren Wohnraum. Wir brauchen Eigen-
tum. Und deshalb ist es für mich eigentlich egal, wer 
Wohnraum schafft.

(Marc Bernhard [AfD]: Da hilft das mit dem 
Bauturbo wenig! Das ist alles schön! Aber da-
ran ändert der Bauturbo nichts!)

Wir brauchen bezahlbaren Wohnraum. Die Kom-
munen können steuern. Wir brauchen Eigentum, und des-
halb müssen die Kommunen vor Ort entscheiden können, 
was sie wollen. Deswegen haben wir keine Einschrän-
kung auf Wohnungen vorgenommen. Es ist richtig, dass 
die Kommunen selber entscheiden können: Soll ein Ein-
familien-, ein Geschosswohnungs- oder ein Mehrfamili-
enhausbau kommen?

(Carolin Bachmann [AfD]: Wer soll’s denn 
bauen? – Marc Bernhard [AfD]: Das Wich-
tigste ist, dass überhaupt gebaut wird! Und es 
wird nicht gebaut! Und daran ändert auch der 
Bauturbo nichts!)

Es ist ja auch entsprechend vor Ort zu entscheiden, wie 
die Kommune das auch städtebaulich berücksichtigen 
will. Auch das ist eine Aufgabe der Kommune.

Was wir wollen, ist, dass überhaupt wieder gebaut 
wird. Und das ist der erste Schritt, den wir hier gemacht 
haben.

(Marc Bernhard [AfD]: Aber das passiert ja 
nicht durch den Bauturbo!)

– Sie können sich aufregen, wie Sie wollen. Wenn Sie 
kein Baurecht haben, dann bauen Sie auch nicht.

(Marc Bernhard [AfD]: 760 000 Wohnungen! 
Sie wollen es nicht verstehen!)

Das ist ein Schritt, um leichter bauen zu können. Von 
daher sind wir da auf einem guten Weg.

Ich hoffe, dass wir in den Beratungen den Gesetzent-
wurf auch entsprechend durchbekommen; denn wir müs-
sen die Rahmenbedingungen setzen.

Wir haben gesagt, Bauen ist teuer. Wir haben das in 
unseren Koalitionsvertrag aufgenommen und ein Ge-
samtkonzept aufgestellt.

(Carolin Bachmann [AfD]: Wo ist das denn? – 
Marc Bernhard [AfD]: Wo ist das denn?)

Beim Baurecht anzusetzen, ist der einfache Weg. Man 
muss schnell das Baurecht bekommen. Wir sind aber 
auch dabei, über die Kosten und darüber zu sprechen, 
wie wir von den Kosten herunterkommen. Und von daher 
haben wir ein Gesamtkonzept.

Wenn Sie lesen können: Im Koalitionsvertrag steht 
auch etwas zum Thema Planungsbeschleunigung. Wir 
sind von den Grünen dafür kritisiert worden, dass wir 
die Planungsbeschleunigung jetzt nicht betrachten. Sie 
hätten keine vier Jahre, aber dreieinhalb Jahre Zeit ge-
habt, das umzusetzen. Sie haben es nicht geschafft. Sie 
hätten es in der Hand gehabt, meine Damen und Herren.

Von daher sind wir auf einem guten Weg; das ist der 
erste Schritt. Ich freue mich auf die Beratungen im Aus-
schuss und wünsche Ihnen heute noch einen schönen Tag.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Zum Ende der Debatte möchte ich noch 

einmal klarstellen, dass wir hier mit Worten debattieren 
und nicht mit Gesten. Und deswegen rüge ich die provo-
kative Geste der Abgeordneten Bachmann gegenüber der 
SPD-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Linken – Carolin Bachmann [AfD]: 
Ich habe ein Küsschen gegeben!)

Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwurfs 

auf Drucksache 21/781 (neu) an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.
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Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 7: 

Zweite und dritte Beratung des von den Fraktio-
nen der CDU/CSU und SPD eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Umsetzung von Vor-
gaben der Richtlinie (EU) 2023/2413 für 
Zulassungsverfahren nach dem Bundes-Im-
missionsschutzgesetz und dem Wasserhaus-
haltsgesetz, zur Änderung des Bundeswasser-
straßengesetzes, zur Änderung des 
Windenergieflächenbedarfsgesetzes und zur 
Änderung des Baugesetzbuchs 

Drucksache 21/568

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und 
nukleare Sicherheit (16. Ausschuss)

Drucksache 21/797

Hierzu liegt ein Entschließungsantrag der Fraktion Die 
Linke vor.

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 20 Minuten 
vereinbart. – Ich bitte um etwas Ruhe im Saal.

Eröffnen tut die Debatte die Abgeordnete Dr. Nina 
Scheer für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Nina Scheer (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Trotz Haushaltswoche beschließen wir heute 
mit den Stimmen der Koalition und hoffentlich auch noch 
weiteren Stimmen ein sogenanntes Omnibusgesetz. Wir 
verbinden also mehrere Gesetze miteinander, die allesamt 
dem Umstand geschuldet sind, dass wir beim Umstieg 
auf erneuerbare Energien mehr Beschleunigung brau-
chen.

Ein Beschleunigungsbooster ist in diesem Gesetz ver-
ankert. Damit erfüllen wir eine Teilumsetzung der Erneu-
erbare-Energien-Richtlinie, der sogenannten RED III. Es 
bleiben noch ein paar Bereiche übrig, aber wir wollten 
jetzt auch schon pünktlich, weil zum 30. Juni war das 
umzusetzen, diese Umsetzung vornehmen, um eben den 
Möglichkeiten, die nur EU-seitig gegeben sind, für mehr 
Beschleunigung beim Ausbau erneuerbarer Energien 
auch gerecht zu werden. Diese Dinge bewirken im 
Baugesetzbuch, im Wasserhaushaltsgesetz, im Windflä-
chenbedarfsgesetz, im Erneuerbare-Energien-Gesetz 
Veränderungen. Diesen widmen wir uns mit diesem Ge-
setzentwurf.

Wir haben aber noch eine Änderung mit aufgenom-
men, die im Koalitionsvertrag verbrieft ist. Diese betrifft 
die Steuerungswirkung für den Windenergieausbau. Hier 
ist es mir wichtig, zu betonen, dass wir hier keinerlei 
Beschränkung der kommunalen Hoheit vornehmen. Die 
Kommunen können weiterhin jenseits der länderseitigen 
Flächenplanungen aktiv werden. Wenn die Kommunen 
sich für den Windenergieausbau entscheiden, dann haben 
sie die Möglichkeiten dazu.

Zum Schluss noch ein paar Worte zum zeitlichen Ab-
lauf. Es ist wichtig, jetzt zu reagieren, weil wir schon 
Beschleunigungsmaßnahmen geltend haben, im Sinne 
der Notfallverordnung; diese gilt es jetzt, zu verlängern, 
im Sinne eines Lückenschlusses.

In diesem Sinne werbe ich um Zustimmung.
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Dann hat als Nächstes das Wort für die 

AfD-Fraktion der Abgeordnete Dr. Michael Blos.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Michael Blos (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Gäste! Kennen Sie eigentlich die fünf 
Staatsprinzipien unserer Republik? Sie stehen in Arti-
kel 20 des Grundgesetzes. Das wichtigste und in Brüssel, 
Straßburg und bei Teilen dieses Hauses unbeliebteste – 
ich schaue nach links – ist sicher das Demokratieprinzip, 
also die Volkssouveränität.

Nicht weniger bedeutsam ist das Föderalismusprinzip, 
abgeleitet aus dem Wort „Bund“ in Bundesrepublik. Fö-
deralismus heißt: Entscheidungen werden vor Ort getrof-
fen, subsidiär, nicht zentral in Berlin oder Brüssel. In 
einem funktionierenden föderalen und demokratischen 
Staat dürften also die Menschen in meiner südbadischen 
Heimat selbst darüber entscheiden, ob der Schwarzwald 
mit Windrädern auf riesigen Betonfundamenten und mit 
großen Anfahrts- und Stromleitungsschneisen verspar-
gelt wird, ob der Schutz des vom Aussterben bedrohten 
Auerhuhns demgegenüber wirklich nachrangig sein soll 
und ob Flächen, die sonst für die landwirtschaftliche 
Nahrungsmittelproduktion zur Verfügung stünden, statt-
dessen durch Solarfarmen in Wüsten verwandelt werden.

Aber der Föderalismus sieht rot – RED III, um genau 
zu sein. Bis 2030 sollen 42,5 Prozent des Stroms in der 
EU aus erneuerbaren Quellen stammen. In Deutschland 
liegt die Quote aktuell bei 22,5 Prozent. Was bedeutet das 
für unser Land, für unsere Bürger?

Sie legen ein Gesetz vor, das unseren Rechtsstaat aus-
höhlt und den Föderalismus mit Füßen tritt – alles im 
Namen eines angeblichen Klimaschutzes, der zur ideo-
logischen Ersatzreligion geworden ist.

(Beifall bei der AfD)

Mit Ihrem sogenannten Beschleunigungsgesetz – nennen 
wir es besser „Genehmigungsdiktat“ – schaffen Sie Be-
schleunigungsgebiete, in denen Windräder und Solarfel-
der im Eilverfahren durchgewunken werden. Umweltver-
träglichkeitsprüfungen entfallen, Artenschutz wird zur 
Randnotiz. Und Bürgerproteste? 30-Tage-Frist, dann rollt 
der Beton. Das ist kein schlanker Staat, das ist ein über-
griffiger Staat.

(Beifall bei der AfD)
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Das ist Planwirtschaft im Ökomantel und ein weiterer 
Beweis dafür, wie wenig Sie von echter Bürgerbetei-
ligung halten. Sie entmündigen die Bundesländer. Der 
Bund setzt künftig Flächenziele gegen Parlamente, gegen 
kommunale Planungshoheit, gegen den ländlichen Raum 
durch. Wer nicht spurt, wird sanktioniert. Willkommen in 
der EU-Klimakommandowirtschaft!

(Beifall bei der AfD)

Und als Krönung verkaufen Sie das Ganze als Büro-
kratieabbau. 16 Millionen Euro Einsparungen bei Geneh-
migungen: Das ist ein Placebo. Tatsächlich explodieren 
Netzkosten und Strompreise, während Landschaften zer-
stört und Tierarten verdrängt werden.

RED III ist kein demokratisch entstandener Kompro-
miss, sondern ein zentralistisches Diktat. Deutschland 
wird im Namen des Klimas zu einem Windrad- und PV- 
Flächenpark umgeformt, ohne Rücksicht auf Natur, 
Landschaft, Artenschutz und Versorgungssicherheit. Ein 
klares Nein zu RED III!

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion spricht nun der Abgeord-

nete Mark Helfrich.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Mark Helfrich (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir sind als schwarz-rote Koalition angetreten, um Ver-
antwortung für Deutschland zu übernehmen. Mit diesem 
Gesetzentwurf tun wir genau das.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir setzen hiermit einen Teil der europäischen Erneuer-
bare-Energien-Richtlinie um, der schon längst hätte 
umgesetzt sein müssen. Wir regeln und beschleunigen 
Zulassungsfristen für Windenergie an Land und für 
Erneuerbare-Energien-Anlagen mit Wasserbezug. Vor 
allem aber wenden wir mit diesem Eilverfahren Zwangs-
gelder aus Brüssel ab; denn die EU-Kommission hat be-
reits letzten Herbst ein Vertragsverletzungsverfahren ge-
gen Deutschland eingeleitet. Das gilt es abzuwenden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ja, dieses Eilverfahren hat uns allen einiges abverlangt; 
das gebe ich gerne zu. Viele Projekte da draußen haben 
aber händeringend darauf gewartet. Das Argument, ins-
besondere aus den Reihen der Grünen und der Linken, 
Gründlichkeit gehe vor Schnelligkeit, lasse ich an dieser 
Stelle nicht gelten.

(Lorenz Gösta Beutin [Die Linke]: Wir 
schon! – Dr. Jan-Niclas Gesenhues [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das merkt man dem 
Gesetz an! Gründlich ist daran nämlich gar 
nichts!)

Ich hätte mich gefreut, wenn Frau Lemke als ehema-
lige Umweltministerin heute hier gewesen wäre. Dann 
hätten wir vielleicht erfahren, warum dieses Gesetz bis 
heute nicht in die Umsetzung gekommen ist. Wir holen 
das heute hier nach.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Jan-Niclas Gesenhues 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Haben Sie 
was von einer vorgezogenen Bundestagswahl 
mitbekommen?)

Wir waren gründlich und schnell und bringen nun inhalt-
lich einige ganz konkrete Verbesserungen auf den Weg.

Erstens. Wir korrigieren hier – auch auf Bitten der 
Windkraftbranche – einen Webfehler der Ampel. Die 
fehlende Berücksichtigung militärischer und luftverkehr-
licher Belange bei Änderungsgenehmigungen war zwar 
gut gemeint, hat aber lediglich zu massiver Rechtsunsi-
cherheit geführt, statt den Prozess zu beschleunigen. Nun 
stellen wir das sowohl für die Genehmigungsbehörde als 
auch für die Luftverkehrsbehörden und die Bundeswehr 
mit konkreten Fristen richtig. Dadurch werden Verzöge-
rungen vermieden, und es herrscht wieder Klarheit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Zweitens. Die Kollegin Dr. Scheer hat es schon gesagt: 
Wir schaffen nun den Lückenschluss für einfachere Ge-
nehmigungen von Windenergieanlagen in bestehenden 
Beschleunigungsgebieten. Warum das so wichtig ist? 
Zahlreiche Projekte da draußen haben sich im Vertrauen 
auf eine Anschlussregelung auf den Weg gemacht, und 
wir halten schlicht und ergreifend Wort. Das ist eine 
Tugend, und deshalb tun wir das.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Drittens. Herr Dr. Blos – ich spreche Sie jetzt an dieser 
Stelle mal direkt an –, Sie haben offensichtlich den Ge-
setzentwurf nicht zu Ende gelesen. Wir sorgen nämlich 
mit diesem Gesetz auch für mehr Steuerung beim Ausbau 
der Windenergie. Nach dem Erreichen der Flächenziele 
soll sich der Ausbau der Windenergie an Land auf die 
dafür vorgesehenen Windenergiegebiete konzentrieren. 
Die Kommunen können nach eigenem Ermessen vor 
Ort entscheiden, ob im Sinne von Positivplanung für 
die Akzeptanz mehr möglich ist.

(Zuruf des Abg. Andreas Bleck [AfD])
Wichtig ist aber, dass wir mehr Akzeptanz beim Wind-
energieausbau hinbekommen.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, wer also einen 
verlässlichen und gesteuerten Ausbau der Erneuerbaren 
möchte, der kann diesem Gesetzentwurf eigentlich nur 
zustimmen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Für Bündnis 90/Die Grünen hat nun die 

Abgeordnete Katrin Uhlig das Wort.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Katrin Uhlig (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Ich gebe zu: Sie haben mich überrascht. 
Ich hätte nicht damit gerechnet, dass Sie den beschleu-
nigten Ausbau der Windenergie so weit nach oben prio-
risieren würden und als eines der ersten Gesetze hier im 
Parlament zum Abschluss bringen möchten.

(Zuruf des Abg. Mark Helfrich [CDU/CSU])

Aber gut gemeint ist leider nicht immer gut gemacht. 
Mit Blick auf das Verfahren, das Sie für diesen Gesetz-
entwurf gewählt haben, fehlt Ihnen vermutlich der Kol-
lege Heilmann in Ihren Reihen

(Dr. Jan-Niclas Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wo ist der eigentlich?)

für zielführende Hinweise, wie ein ordentliches Verfah-
ren durchzuführen wäre.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Lorenz Gösta Beutin [Die 
Linke])

Denn die Kurzfristigkeit, mit der hier Änderungen durch 
das Parlament gebracht werden sollen, ist gerade nach der 
extrem lauten Kritik der Union in der letzten Legislatur-
periode mindestens verwunderlich.

Der Zeitrahmen hat es uns Parlamentarierinnen und 
Parlamentariern, aber auch den Expertinnen und Exper-
ten sowie der Branche kaum erlaubt, alle Auswirkungen 
der von Ihnen vorgelegten Änderungen zu prüfen. Das 
gilt insbesondere mit Blick auf den Änderungsantrag, 
der komplett neue Regelungen für die Windenergie im 
Außenbereich beinhaltet. Damit verunsichern Sie die 
Windbranche unnötig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Verunsicherung geht auch weiter, wenn man sich 
die Regelungen selbst anschaut. Wie genau, werte Kolle-
ginnen und Kollegen, stellt man fest, ob Orts- und Land-
schaftsbild berührt sind? Ist etwas immer berührt, wenn 
sich etwas verändert, oder erst dann, wenn es jemand 
spürt, und, wenn ja, wer?

Unklare Rechtsbegriffe und Formulierungen blockie-
ren einen schnellen Ausbau der Windenergie, weil Pla-
nungs- und Genehmigungsbehörden vor Ort vor der 
Frage stehen, was wir ihnen als Gesetzgeber mit der 
Formulierung eigentlich sagen wollen.

Mit Blick auf Umwelt-, Natur- und Artenschutz schlei-
fen Sie Standards, zum Beispiel bei der UVP und den 
Artenschutzprüfungen. Minderungs- und Ausgleichs-
maßnahmen für den Artenschutz werden in vielen Fällen 
nicht stattfinden. Stattdessen sind bei fehlenden Daten-
grundlagen Ersatzzahlungen vorgesehen. Noch schlim-
mer ist es bei Gewässer- und Habitatschutz in Natura- 
2000-Gebieten; da sieht der Gesetzentwurf nicht einmal 
mehr Zahlungen vor.

(Dr. Jan-Niclas Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Schlecht ist das!)

Gerade mit Blick darauf, dass wir neben der Klima-
krise auch vor der Herausforderung des Artensterbens 
stehen, muss zwischen der Beschleunigung der Wind-
energie und einem Mindestmaß an Arten- und Natur-
schutz immer sinnvoll abgewogen werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich habe Ihnen am Dienstag an dieser Stelle schon 
einmal gesagt, dass es kein echter Bürokratieabbau ist, 
einfach pauschal Artenschutz- und Naturschutzstandards 
zu schleifen. Es braucht ehrliche Antworten auf die Fra-
ge, wie man Planungs- und Genehmigungsprozesse be-
schleunigt, zum Beispiel durch klar formulierte Gesetze, 
die verschiedene Belange abwägen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Mit Blick auf das Verfahren und den Inhalt Ihres Ge-
setzentwurfs und mit Blick darauf, dass er in der Branche 
und voraussichtlich auch in den Behörden zu viel Unsi-
cherheit führt, frage ich mich inzwischen schon, –

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Kommen Sie bitte zum Ende.

Katrin Uhlig (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– ob das schnelle Verfahren von Ihnen wirklich zur 

Beschleunigung genutzt wird oder um den Windausbau 
am Ende vielleicht doch auszubremsen.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Die Linke hat nun das Wort der Abge-

ordnete Lorenz Gösta Beutin.

(Beifall bei der Linken)

Lorenz Gösta Beutin (Die Linke):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Der Ausbau der Windenergie und der Solarkraft ist eine 
der zentralen Antworten auf die Klimakrise. Wir haben in 
den letzten Jahrzehnten erlebt, wie beides von den Fossi-
len-Lobbys und Konzernen immer wieder ausgebremst 
worden ist. Deshalb sagen wir: Es ist gut, dass diese 
Bundesregierung heute ein Gesetz zur Beschleunigung 
des Ausbaus vorlegt; aber es ist falsch, wie sie das tut.

(Beifall bei der Linken)

Wir hatten im Klima- und Umweltausschuss eine An-
hörung. Bei dieser Anhörung haben sämtliche Sachver-
ständige – sowohl die der Opposition als auch die der 
Koalitionsfraktionen – ganz klar gesagt: Dieser Gesetz-
entwurf ist nicht gut. Dieser Gesetzentwurf ist nicht ziel-
führend. Er schafft neue Rechtsunsicherheiten. Und er 
birgt das Problem, dass der Windkraftausbau in den Ge-
bieten, die nicht zu den Beschleunigungsgebieten zählen, 
ausgebremst wird.

(Zurufe von der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Ingo Hahn [AfD])
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Das ist ein grundlegendes Problem. Und deswegen hätten 
Sie diesen Gesetzentwurf nach dieser Anhörung zurück-
ziehen und noch mal überarbeiten müssen.

(Beifall bei der Linken)
Was wir zur Beschleunigung brauchen, ist mehr Per-

sonal, eine bundesweite Vereinheitlichung von Standards 
und eine klare Digitalisierung. Die Digitalisierung soll 
jetzt kommen; aber Sie wissen ja, wie das in Deutschland 
ist: Wenn es um Digitalisierung geht, ist das Papier 
manchmal nicht so viel wert wie das, was draufgedruckt 
ist.

(Dunja Kreiser [SPD]: Ist dann ja auch kein 
Papier mehr!)

Also sagen wir ganz klar: Das Zauberwort heißt statt-
dessen: Akzeptanz. Statt Umweltverträglichkeitsprüfun-
gen zu schleifen, statt Artenschutz zu schleifen und statt 
Naturschutz zu schleifen, sollte eine dezentrale Energie-
wende vorangetrieben werden – in den Händen der Men-
schen, nicht der Konzerne! Wir müssen mehr Betei-
ligungsrechte in den Kommunen schaffen – durch 
Genossenschaften, durch kommunalen Ausbau von 
Windkraft und Solarkraft! Wir brauchen mehr Demokra-
tie, wir brauchen mehr Beteiligung. Wir brauchen nicht 
weniger.

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Als Nächstes hat das Wort für die SPD-Fraktion die 

Abgeordnete Dunja Kreiser.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Dunja Kreiser (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Richtig 
ist: Wir setzen eine in Verzug geratene EU-Vorgabe um. – 
Falsch ist, dass hier gesagt wird: Der Bund setzt sich über 
den Föderalismus hinweg. – Richtig ist: Die Kommunen 
und die Länder haben weiterhin die eigene Entscheidung, 
wie erneuerbare Energie ausgebaut wird.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Falsch ist, dass wir Umweltverträglichkeitsprüfungen 
aussetzen. Richtig ist: Wir setzen ein Screening ein, das 
sich aus Daten der Strategischen Umweltprüfung ergibt.

(Dr. Jan-Niclas Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist Augenwischerei!)

Wir schaffen das durch die Festsetzung von einheitli-
chen zuständigen Stellen, durch Fristverkürzungen und 
Klarstellungen bei der Einreichung der Unterlagen. 
Meine Damen und Herren, Behörden prüfen das Gleiche 
wie zuvor, nur eben schneller.

(Dr. Jan-Niclas Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nein! Falsch! Das stimmt nicht! 
Erzählen Sie wenigstens die Wahrheit!)

Ich zumindest finde: Das ist ein richtiger Schritt.

Die öffentliche Anhörung hat gezeigt: So geht es zü-
gig, so ist es umsetzbar in der Praxis und in den Behör-
den; denn wir wollen und müssen ins Machen kommen.

In meiner Heimat, Wahlkreis Salzgitter – Wolfenbüt-
tel, sind über 160 Windenergieanlagen in Betrieb. Damit 
sind wir bei der Windenergie durchschnittlich gesehen 
weit vorn; das würde ich mir auch von anderen Regionen 
wünschen. Bayern schafft gerade mal sechs Windräder in 
einem Jahr.

5,3 Millionen Photovoltaikanlagen auf unseren deut-
schen Dächern, an Autobahnstreifen, auf Balkonen und 
auf Parkplätzen decken bis zu 15 Prozent unseres Strom-
bedarfs. Ich finde: Da muss man doch weitermachen.

Wir wollen diese günstige Stromerzeugung auch wei-
ter voranbringen, aber natürlich nicht um jeden Preis. 
Überschwemmungsgebiete und Gewässerrandstreifen 
haben wir in diesem Gesetz für den Ausbau der Photo-
voltaikanlagen ausgeklammert; das ist wichtig für den 
Natur- und Gewässerschutz und für die Artenvielfalt. Es 
ist ein Gesetz, das den Ausbau mit Augenmaß und Am-
bitionen nach vorne bringt. Packen wir es an!

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Als Nächstes spricht für die AfD-Fraktion der Abge-

ordnete Dr. Paul Schmidt.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Paul Schmidt (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Im Jahr 2024 wurden in Deutschland 431 Tera-
wattstunden Strom erzeugt und davon schon 60 Prozent 
aus erneuerbaren Energien. Die EU-Richtlinie RED III, 
die wir nun in einem Windkraftbeschleunigungsgesetz 
umsetzen sollen, verlangt aber nur 42,5 Prozent bis 2030.

Die installierte Leistung an Photovoltaik in Deutsch-
land beträgt laut Bundesnetzagentur schon 100 Gigawatt.

(Zuruf von der SPD)
Dazu kommen 70 Gigawatt an Wind – zusammen 170 Gi-
gawatt. Wir können in Deutschland aber nur 85 Gigawatt 
an Strom verbrauchen.

(Beifall bei der AfD)
Das ist nur die Hälfte.

Bei optimalem Wind und voller Sonne erzeugen wir 
also schon jetzt 85 Gigawatt zu viel Strom, für die wir 
dem Ausland viel Geld geben müssen, damit es uns den 
Strom abnimmt.

(Dunja Kreiser [SPD]: Letztens haben Sie noch 
erzählt, dass wir das an die Nachbarländer ab-
geben!)

Das sind die berühmten negativen Strompreise.
Bei den negativen Strompreisen hatten wir 2024 einen 

neuen Negativrekord: 457 Stunden, über 5 Prozent des 
Jahres negative Strompreise. – Photovoltaik und Wind-
energie sind eben unzuverlässig und wechselhaft. Wenn 
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wir wirklich mehr CO2-armen Strom im deutschen Netz 
haben wollen, brauchen wir mehr Grundlastenergie, also 
mehr Kernenergie.

(Beifall bei der AfD)
Wir brauchen kein Windkraftbeschleunigungsgesetz 

für noch mehr Windkraftanlagen, die noch mehr über-
flüssigen Strom liefern und so die Strompreise weiter in 
die Höhe treiben. Wir brauchen kein Gesetz, das die 
Magie unserer Landschaften weiter zerstört, inklusive 
der Silhouetten von Odenwald, Pfälzer Wald und 
Schwarzwald, die Silhouetten unserer Heimat.

(Beifall bei der AfD)
Wir von der AfD sagen: Nein!

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Als letzter Redner in der Debatte hat für die CDU/ 

CSU-Fraktion nun das Wort der Abgeordnete Dr. Klaus 
Wiener.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Dunja Kreiser [SPD])

Dr. Klaus Wiener (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Mit der Umsetzung der europäischen RED III- 
Richtlinie schaffen wir in der Tat mehr Rechtssicherheit 
für den Ausbau der erneuerbaren Energien, und wir 
sorgen gleichzeitig auch dafür, dass es keinen unkontrol-
lierten Wildwuchs insbesondere beim Ausbau der Wind-
energie gibt. Sind nämlich die Flächenziele erreicht, so 
wie das etwa in meinem Heimatland NRW bereits der 
Fall ist, wo der Ausbau deutlich über Plan liegt,

(Katrin Uhlig [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das stimmt gar nicht!)

dann sind Anlagen außerhalb von Windenergiegebieten 
schlicht unzulässig. Ich glaube, dass dieses Gesetz eine 
gute Balance herstellt zwischen unserem Ziel, saubere 
Energie zu produzieren, und den auch sehr berechtigten 
Schutzinteressen von Menschen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Bei aller Freude über das Tempo, mit dem wir das 

Gesetz im Eilverfahren – das hat die Ampel zum Schluss 
dann ja nicht mehr zustande gebracht – auf den Weg 
gebracht haben, will ich heute als letzter Redner auch 
ein bisschen Wasser in den Wein gießen; denn wir werden 
nicht umhinkommen, sehr viel stärker als bisher für echte 
Marktbedingungen im Bereich der erneuerbaren Ener-
gien zu sorgen.

Liebe Kollegen, es kann einfach nicht sein, dass die 
Zahl der Tage mit negativen Börsenpreisen stetig zu-
nimmt

(Andreas Bleck [AfD]: Richtig!)
und gleichzeitig die Investoren von garantierten Abnah-
mepreisen profitieren. Wenn man sich die Zahlen für 
2025 ansieht, stellt man fest, dass wir hier schon wieder 
einen neuen Negativrekord erleben.

(Zurufe von der AfD)

Das, meine ich, muss im Interesse der Steuerzahler be-
endet werden. Anlagen müssen sich auch hier im erneu-
erbaren Bereich ohne Subventionen rechnen. Alles an-
dere macht ökonomisch keinen Sinn.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD)
Zweitens ist mit dem Ausbau von Wind- und PV-An-

lagen die Größe des Problems für meinen Geschmack nur 
unzureichend adressiert. Deutschland hat einen Gesamt-
energiebedarf von 3 000 Terawattstunden jährlich. Davon 
wurde 2024 nur rund ein Fünftel aus erneuerbaren Quel-
len gedeckt. Wenn hier also immer die Zahl 60 Prozent 
gesagt wird, dann wird ausgeblendet, dass wir eben nicht 
nur Strom brauchen. Der sehr viel größere Teil unseres 
Energiebedarfs wird aus anderen Quellen gedeckt, und 
das wird sich auch perspektivisch nicht komplett ändern.

Das bedeutet, dass wir uns in allen Bereichen der Ener-
gieerzeugung so pragmatisch aufstellen müssen, wie wir 
das heute mit diesem Gesetz tun. Wir müssen frei von 
Ideologie alle Technologien und Erzeugungsarten zulas-
sen, denn nur so können wir klimaneutral werden und 
auch Industrieland bleiben,

(Zuruf von der AfD)
und zumindest für meine Fraktion kann ich sagen: Genau 
das ist es, was wir wollen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Damit schließe ich die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über den von den Frak-

tionen der CDU/CSU und der SPD eingebrachten Gesetz-
entwurf zur Umsetzung von Vorgaben der Richtlinie (EU) 
2023/2413 für Zulassungsverfahren nach dem Bundes- 
Immissionsschutzgesetz und dem Wasserhaushalts-
gesetz, zur Änderung des Bundeswasserstraßengesetzes, 
zur Änderung des Windenergieflächenbedarfsgesetzes 
und zur Änderung des Baugesetzbuchs.

Der Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz 
und nukleare Sicherheit empfiehlt in seiner Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 21/797, den Gesetzentwurf 
der Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf Drucksache 
21/568 in der Ausschussfassung anzunehmen. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der Ausschussfas-
sung zustimmen wollen, um das Handzeichen. – Wer 
stimmt dagegen? –

(Zuruf von der AfD: Eindeutig die Mehrheit!)
Enthaltungen? – Ersteres war die Mehrheit. Damit ist der 
Gesetzentwurf in zweiter Beratung angenommen.

Es gibt eine Wortmeldung. Bitte.

Stephan Brandner (AfD):
Sie mögen jetzt persönlich die Mehrheit gesehen ha-

ben. Ich habe die Mehrheit anders gesehen. Die AfD, die 
Linken und die Grünen haben geschlossen dagegen-
gestimmt, und SPD- und CDU/CSU-Fraktion sind aus 
meiner Sicht nicht mehr. Also, die Mehrheit war auf der 
anderen Seite.
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(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Gut. – Also, für mich war die Mehrheit klar erkennbar. 

Wir besprechen uns hier oben.

(Zuruf von der AfD: Hammelsprung!)

Wir werden gerne die Gegenprobe machen. Hier zwi-
schen uns besteht Uneinigkeit. Das kann ich ja direkt 
sagen.

Deshalb noch einmal: Wer stimmt gegen diesen Ge-
setzentwurf? – Dann machen wir noch mal die Probe, 
wer dafürstimmt.

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist eindeutig 
die Mehrheit!)

– Also, für mich war das immer noch eindeutig die Mehr-
heit, aber da es hier zwischen uns immer noch Uneinig-
keit darüber gibt, müssen wir einen Hammelsprung ma-
chen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Ich bitte die Abgeordneten, für den Hammelsprung den 
Saal zu verlassen. – Noch einmal ein kleiner Hinweis: 
Wir können nicht zählen, wenn nicht alle Kolleginnen 
und Kollegen draußen vor den Türen stehen. Deswegen: 
Bitte verlassen Sie den Saal.

Da die Sitzung nicht offiziell unterbrochen ist, sondern 
wir im Abstimmungsprozess sind: Bitte keine Handys, 
bitte keine Telefonate im Plenum!

Es befinden sich noch wenige Abgeordnete im Saal. 
Ich bitte auch Sie, den Saal zu verlassen. – Ich wieder-
hole: Ich bitte auch die restlichen Kolleginnen und Kol-
legen, den Saal zu verlassen. Die meisten haben es schon 
geschafft. Es sind nur noch einige, die den Weg nach 
draußen finden müssen. Um die Abstimmung zu starten, 
müssen alle anwesenden Mitglieder des Hauses den Saal 
verlassen und vor die Tür gehen.– So, es sind hier nun nur 
noch wenige Kolleginnen und Kollegen, die den Saal 
noch nicht verlassen haben. Ich bitte Sie, nach draußen 
zu gehen.

Wir kommen damit zur Abstimmung über den Gesetz-
entwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf 
Drucksache 21/568 in der Ausschussfassung durch Zäh-
lung der Stimmen. Ich bitte Sie jetzt wirklich alle, den 
Saal zu verlassen und die Türen zu schließen.

Dann frage ich, ob die Schriftführerinnen und Schrift-
führer an den Türen sind und ob wir starten können. – Das 
sieht gut aus. Die Abstimmung ist damit eröffnet.

Ich sehe: Es gibt technische Probleme beim Öffnen der 
Türen. Das werden wir auch noch geklärt bekommen.

Noch mal der Hinweis: Die Sitzung ist nicht unterbro-
chen. Das heißt: Mit dem Handy zu telefonieren oder 
Videos oder Fotos zu machen, ist nicht gestattet im Ple-
num.

Ich bitte insbesondere die Abgeordneten, die an der 
Tür stehen, sich hinzusetzen, weil es für uns sonst schwer 
zu erkennen ist, wie viele Kolleginnen und Kollegen 
noch folgen und wo wir bei der Abstimmung stehen.

Noch mal die Bitte an alle Kolleginnen und Kollegen, 
sich hinzusetzen, damit wir hier einen guten Überblick 
haben und sehen, wie weit wir in der Abstimmung sind.

Von hier aus sieht es so aus, als wäre die Mehrheit des 
Hauses anwesend. Damit schließe ich die Abstimmung 
und bitte die Kolleginnen und Kollegen, sich hinzuset-
zen, weil wir nach Annahme des Gesetzentwurfs in der 
zweiten Beratung natürlich noch zur dritten Beratung und 
Schlussabstimmung kommen. Die Schriftführerinnen 
und Schriftführer bitte ich, auszuzählen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben ein Ergeb-
nis. Ich werde nun das Ergebnis der Abstimmung über 
den Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD in der Ausschussfassung, Drucksachen 21/568 und 
21/797, mitteilen: Mitglieder dieses Hauses sind 630, 
abgegebene Stimmen 577. Mit Ja haben gestimmt 312, 
mit Nein haben gestimmt 265. Bei 0 Enthaltungen ist der 
Gesetzentwurf damit in zweiter Beratung angenommen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Wir kommen zur

dritten Beratung
und damit auch zur Schlussabstimmung. Ich bitte dieje-
nigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu 
erheben. – Wer stimmt dagegen? – Dann frage ich noch 
die Enthaltungen ab. – Dann ist der Gesetzentwurf bei 
Zustimmung der SPD-Fraktion und der CDU/CSU-Frak-
tion und bei Ablehnung der Fraktion Die Linke, der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktion der AfD 
angenommen.

Wir kommen jetzt noch zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktion Die Linke auf Druck-
sache 21/806. Wer stimmt für diesen Entschließungs-
antrag? – Das ist die Fraktion Die Linke. Wer stimmt 
dagegen? – Das sind die Fraktionen von SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen, CDU/CSU-Fraktion und AfD-Frakti-
on. Wer enthält sich? – Es gibt keine Enthaltungen, und 
damit ist der Entschließungsantrag abgelehnt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 8: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Wahlprüfung, Immu-
nität und Geschäftsordnung (1. Ausschuss) 

– zu dem Antrag der Fraktionen der CDU/CSU 
und SPD 

Einsetzung einer Enquete-Kommission 
„Aufarbeitung der Coronapandemie und 
Lehren für zukünftige pandemische Ereig-
nisse“

– zu dem Antrag der Abgeordneten Stephan 
Brandner, Martin Sichert, Fabian Jacobi, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Einsetzung eines 1. Untersuchungsaus-
schusses der 21. Wahlperiode (Aufarbei-
tung der Coronapandemie)

Drucksachen 21/562, 21/573, 21/805
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Über die Beschlussempfehlung zu dem Antrag der 
Fraktion der AfD werden wir später namentlich abstim-
men. – Ich bitte um etwas Ruhe im Saal.

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 20 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne nun die Aussprache. Das Wort hat nun für 
die CDU/CSU-Fraktion der Abgeordnete Dr. Hendrik 
Hoppenstedt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Dr. Hendrik Hoppenstedt (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
möchte meine Rede gerne mit einem Dank beginnen. Wir 
haben in dem federführenden Geschäftsordnungsaus-
schuss vor zwei Wochen über die Einsetzung der En-
quete-Kommission diskutiert aufgrund eines Antrags 
der Koalitionsfraktionen. Wir haben bei einigen Fraktio-
nen wahrgenommen, dass sie sich auch mit einer En-
quete-Kommission anfreunden können. Wir haben die 
zwei Wochen genutzt, um miteinander zu diskutieren 
und um die beste Lösung zu ringen. Ich glaube, wir haben 
den Einsetzungsantrag noch mal verbessern können. Da-
für möchte ich mich ausdrücklich bei allen Beteiligten 
herzlich bedanken, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Eine Enquete-Kommission ist der richtige Weg für die 
Aufarbeitung. Ihr Auftrag ist es, vor allen Dingen nach 
vorne zu schauen und Lehren für zukünftige Pandemien 
zu gewinnen. Die Enquete-Kommission steht für die Su-
che nach Einigkeit und Einigung statt für Parteienstreit. 
Sie steht für das Bemühen um gesellschaftlichen Frieden. 
Und das, meine Damen und Herren, brauchen wir beim 
Thema Corona ganz dringend.

Die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses wäre 
hingegen das Gegenteil. Joschka Fischer hat mal gesagt:

„Ein Untersuchungsausschuss ist erstens ein 
Kampfinstrument, zweitens ein Kampfinstrument 
und drittens ein Kampfinstrument.“

Nun bin ich nicht unbedingt immer einer Meinung mit 
Joschka Fischer gewesen, aber wo er recht hat, hat der 
Mann recht, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Maja Wallstein [SPD])

Denn mit Untersuchungsausschüssen werden keine Lö-
sungen gesucht und erst recht wird kein Konsens gesucht, 
sondern es ist Kampf, es ist Streit.

Sicher: Auch für Untersuchungsausschüsse kann es 
gute Lösungen und Gründe geben. Um aber Lehren aus 
der Politik der Coronazeit zu ziehen, die uns besser auf 
die Zukunft vorbereiten, taugt er rein gar nichts.

(Zuruf des Abg. Manuel Krauthausen [AfD])
Das Thema Corona ist komplex. Daraus Ausschnitte he-
rauszugreifen, ist politische Show, aber keine sachliche 
Aufklärung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Wir brauchen keine zwei Gremien für die Aufarbeitung 
der Coronapandemie.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Wir brauchen einen 
Untersuchungsausschuss!)

Wir begreifen diese Enquete-Kommission als Chance 
für Dialog. Wir wollen Verständnis wecken; wir wollen 
Gräben überwinden und das Vertrauen in unsere demo-
kratischen Institutionen festigen. Wir wollen viele unter-
schiedliche Bürgerinnen und Bürger an der Arbeit der 
Enquete-Kommission beteiligen; wir wollen repräsenta-
tive Stimmen aus allen Bereichen der Gesellschaft hören. 
Wir wollen die Erkenntnisse der Wissenschaft politisch 
bewerten und daraus konkrete Handlungsempfehlungen 
ableiten – sachlich, nüchtern und mit möglichst viel Kon-
sens.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Dr. Lina Seitzl [SPD] und Helge Limburg 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Im September beginnt die Enquete-Kommission mit 
ihrer Arbeit. Alle Fraktionen werden bis dahin Expertin-
nen und Experten benennen. Meine Fraktion hat die Kol-
legin Franziska Hoppermann als Vorsitzende nominiert.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vor ihr und allen Mitgliedern liegt ein hartes Stück Ar-
beit. Ich wünsche der Kommission und damit auch uns 
allen jeden erdenklichen Erfolg.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Als Nächster hat das Wort für die AfD- 

Fraktion der Abgeordnete Stephan Brandner.
(Beifall bei der AfD)

Stephan Brandner (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der Vor-

redner von der CDU hat völlig recht: Wir brauchen keine 
zwei Gremien zur Aufarbeitung der Coronazeit. Wir 
brauchen ein Gremium, und das heißt „Untersuchungs-
ausschuss“ und nicht Enquete-Kommissiönchen, so wie 
Sie das wollen.

(Beifall bei der AfD)
Millionen Menschen, Millionen Bürger da draußen, 

und wir von der Alternative für Deutschland – übrigens 
die einzige Partei, die das wirklich möchte –

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Falsch!)

verlangen eine gründliche schonungslose Aufarbeitung 
der Coronazeit, fordern aber auch Konsequenzen für die-
jenigen, die damals Verbrechen und Vergehen begangen 
haben. Das muss das Anliegen einer solchen Kommission 
sein.
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(Beifall bei der AfD)
Sie wollen lieber wie ein Schweigekartell zusammenhal-
ten. Sie haben ja alle unter einer Decke gesteckt – ich 
habe das schon ausgeführt –: die Kirchen, die Gewerk-
schaften, die Medien, alle Parteien, alle Ministerprä-
sidenten.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Und die Wirtschaft!)
Die wollen gar keine Aufklärung, weil sie genau wissen, 
was Sie den Menschen draußen angetan haben. Mit der 
AfD hätte es keine Maskendeals gegeben,

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Und 
auch keine Masken! Das ist das Problem! – 
Mechthilde Wittmann [CDU/CSU]: Keine 
Masken! – Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU, der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der Linken)

keine Impfopfer, keine Impftoten, keine Verbote, sich auf 
Parkbänke zu setzen. Wir hätten kein Denunziantentum 
gehabt. Es hätte keine Reiseverbote und keine Ausgangs-
verbote gegeben. Nichts von alledem hätte es gegeben.

(Beifall bei der AfD)
Ihr beliebtes Argument ist ja immer: Ja, hinterher ist 

man immer schlauer. – Sie vielleicht. Wir waren vorher 
schon schlauer, und das unterscheidet uns ganz gewaltig 
von Ihnen.

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD – 
Dr. Johannes Fechner [SPD]: Genau das ist 
es: Alles faktenfreier Blödsinn!)

Das ist keine rückblickende Besserwisserei, sondern wir 
wussten es vorher.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Ach, Quatsch! 
Herr Seitz wurde vier Wochen beatmet! – 
Dr. Ralf Stegner [SPD]: Wir hätten noch 
mehr Beerdigungen gehabt!)

Wären Sie uns gefolgt, hätten wir Milliarden Kosten 
gespart. Es wären Zehntausende von alten Menschen 
nicht gestorben, ohne Tschüs sagen zu können zu ihren 
Verwandten und Angehörigen.

(Zuruf der Abg. Dr. Paula Piechotta [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Das alles wäre nicht passiert. Wir hatten recht, so wie wir 
in fast allen Politikgebieten auch recht haben. Folgen Sie 
uns einfach und die ganze Sache wird besser.

Sie wollen den Mantel des Schweigens darüber aus-
breiten; das kann ich verstehen. Sie wollen Ihr Kommis-
siönchen einsetzen, ein bisschen rumlabern, aber richtige 
Konsequenzen wollen Sie keine ziehen.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Dummes Zeug!)
Dabei müssen Konsequenzen gezogen werden, auf jeden 
Fall strafrechtliche. Wir müssen aufklären, die Verant-
wortlichen identifizieren, anklagen. Und dann hoffe ich 
auf Gerichte, die auch verurteilen. Und ich hoffe, das 
Ganze findet statt, bevor die Verjährung eingetreten ist.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die SPD-Fraktion hat nun das Wort die Abgeord-

nete Dr. Lina Seitzl.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dr. Lina Seitzl (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Coronapande-
mie hat unsere Leben eindrücklich verändert. Wir haben 
drei Jahre voller Unsicherheit und Sorge, voller überfüll-
ter Kliniken und mit viel zu vielen Kranken und Ver-
storbenen erlebt; drei Jahren, die geprägt waren durch 
Einschränkungen in den unterschiedlichsten Bereichen.

Ohne Frage: Die Coronapandemie war ein Einschnitt 
für die Beschäftigten in den Krankenhäusern und bei den 
Notdiensten, für die Kinder, Studierenden und Azubis, 
die von zu Hause aus lernen mussten, für die Lehrper-
sonen, die online unterrichten mussten, für die Eltern, die 
sich plötzlich ganz anderen Fragen bei der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf gegenübersahen. Überhaupt war 
die Pandemie für viele Jugendliche ein großer Einschnitt.

Ich habe den Freiwilligendienstleistenden in meinem 
Büro dazu befragt – er ist heute 22 Jahre alt –, und er hat 
mir gesagt, dass die Jugend ja eigentlich die Phase im 
Leben sei, in der man Eigenständigkeit entwickelt und 
einen Ausblick auf die kommenden Jahre wagt; eine Zeit, 
die einem ein Stück Zukunftssicherheit verleiht. Stattdes-
sen haben junge Menschen vor allem Unsicherheit erlebt,

(Manuel Krauthausen [AfD]: Wegen der sinn-
losen Coronapandemiemaßnahmen!)

und das hängt dieser Generation immer noch nach.
Die Coronapandemie war ein Einschnitt für die so-

genannten vulnerablen Gruppen, zum Beispiel ältere 
und chronisch Erkrankte. Sie war ein Einschnitt für die 
Pflegenden in den Heimen, für ambulante Pflegedienste 
oder Angehörige, die alles taten, damit die ihnen Anver-
trauten gesund bleiben konnten. Sie war ein Einschnitt 
für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die sich 
Homeoffice-Pflichten, Kurzarbeit und teilweise auch er-
heblicher Mehrarbeit gegenübersahen. Sie war ein Ein-
schnitt für die Kulturschaffenden und Selbstständigen, 
deren Lebensunterhalt häufig wegbrach. Kurzum, liebe 
Kolleginnen und Kollegen: Für jede und jeden Einzelnen, 
für uns als Gesellschaft, für unser Zusammenleben war 
die Coronapandemie ein riesiger Einschnitt.

Am 5. Mai 2023 hat die Weltgesundheitsorganisation 
die pandemische Situation im Zusammenhang mit Covid- 
19 für beendet erklärt. Damit ist das Virus natürlich nicht 
verschwunden; das möchte ich hier auch gerade mit Blick 
auf rechts außen sagen.

(Zuruf des Abg. Manuel Krauthausen [AfD])

Es gibt nach wie vor teilweise auch schwere Coronaer-
krankungen. Und für die Hunderttausenden Menschen, 
die an Long Covid erkrankt sind, ist Corona noch lange 
nicht vorbei, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Zuruf von der AfD: Glauben 
Sie!)
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Aber es bedeutet, dass Covid-19 nach drei schweren Jah-
ren nicht mehr eine globale Pandemie ist. Und jetzt, zwei 
Jahre später, ist der Zeitpunkt, an dem wir als Bundestag 
noch einmal Verantwortung übernehmen und gemeinsam 
Lehren aus dieser Ausnahmesituation ziehen. Und wenn 
ich mir das wünschen darf, dann sachlich, solidarisch und 
zukunftsgewandt.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Wir setzen eine Enquete-Kommission ein, die sich da-
mit befassen wird, was gut gelaufen ist und was eben 
nicht. Es geht nicht um Schuldzuweisung. Es geht darum, 
aus der Pandemie zu lernen.

(Zuruf von der AfD: Was wollen Sie denn 
lernen?)

Denn es ist der Kern politischer Verantwortung: nicht nur 
reagieren, sondern vorausschauen, damit wir, falls eine 
solche Situation noch einmal eintritt, möglicherweise 
besser handeln können.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mir ist eines wichtig: 
Diese Enquete-Kommission darf nicht nur eine Debatte 
über Akten und Maßnahmen sein, sie muss auch eine 
Debatte über Haltung sein, über den Wert von Vertrauen, 
über soziale Gerechtigkeit in der Krise, über Resilienz – 
nicht nur des Systems, sondern auch von der Gesellschaft 
und von den Menschen. Sie muss den Menschen zuhören, 
und sie muss die Zivilgesellschaft einbinden. All das ist 
Aufgabe dieser Enquete-Kommission.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ich wünsche mir, dass wir am Ende einen Bericht in 
der Hand halten, der zeigt, dass die Politik in unserer 
Demokratie in der Lage ist, sich selbst zu hinterfragen, 
Gutes zu benennen, Fehler zu erkennen, daraus zu lernen 
und Maßnahmen vorzuschlagen, die uns unterstützen, 
beim nächsten Mal besser zu sein.

(Martin Sichert [AfD]: Wir brauchen kein 
nächstes Mal!)

Darauf freue ich mich.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Damit hat als Nächster das Wort für 

Bündnis 90/Die Grünen der Abgeordnete Helge 
Limburg.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Helge Limburg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin! – Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Die Coronapandemie hat bei uns allen 
tiefe Spuren hinterlassen: die Angst vor dem Virus mit 
seinen potenziell tödlichen Folgen, aber auch das Leiden 
unter den Maßnahmen und ihren Folgen, und die Sorge, 
was das mit unserer Gesellschaft macht. Diese Pandemie 
war der tiefste gesellschaftliche Einschnitt in der Ge-
schichte der Bundesrepublik Deutschland.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Die Maßnahmen waren die einschneidendsten Grund-
rechtseingriffe in der Geschichte unseres Landes. Des-
halb ist es der Deutsche Bundestag der Bevölkerung 
schuldig, diese Pandemie parlamentarisch aufzuarbeiten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ich bin froh, dass wir uns gemeinsam auf diese Enquete- 
Kommission verständigen konnten. Und ich möchte mich 
ausdrücklich dem Kollegen Hoppenstedt anschließen und 
den Verhandlerinnen und Verhandlern der Koalition für 
deren Kompromissbereitschaft danken. Ich meine, uns ist 
in der Tat ein guter gemeinsamer Antrag gelungen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Wir betonen im Antrag jetzt die besondere Belastung 
für Kinder und Jugendliche. Niemand wollte ihnen ab-
sichtlich Schaden zufügen – natürlich nicht. Ziel der 
Maßnahmen war der Gesundheitsschutz.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])
Und doch kann ja nicht geleugnet werden, dass junge 
Leute besonderen Belastungen ausgesetzt waren, wie 
monatelange Schulschließungen oder das Verbot nahezu 
jeder jugendgerechten Freizeitgestaltung. Sie hatten eine 
besondere Last zu tragen und tragen daran teilweise bis 
heute. Schon während der Pandemie gab es Warnungen 
von Expertinnen und Experten, dass die Maßnahmen zu 
hart und zu drastisch und die Folgen zu weitreichend 
waren. Das aufzuarbeiten, meine Damen und Herren, ist 
überfällig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Das Virus war eine große Bedrohung. Aber auch in der 
größten Bedrohungslage müssen natürlich Abwägungen 
zwischen Freiheits- und Grundrechten und dem Gesund-
heitsschutz stattfinden.

(Zuruf des Abg. Tobias Ebenberger [AfD])
Herauszufinden, wie diese Abwägungsprozesse statt-
gefunden haben und wie sie möglicherweise besser statt-
finden können, auch das wird Aufgabe der Enquete- 
Kommission sein.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Zur Wahrheit gehört auch: Die Pandemie hat nicht alle 
Menschen gleichermaßen getroffen. Wer ausreichend 
Laptops und Räume zu Hause hatte, einen Swimming-
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pool, Sportgeräte oder eine eigene Bibliothek, der litt 
eben nicht so sehr unter der Schließung von Schulen 
und öffentlichen Einrichtungen und anderem. Deswegen 
ist es so wichtig, dass die Enquete-Kommission auch 
einen Blick auf die unterschiedliche soziale Betroffenheit 
wirft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Schließlich haben die Maßnahmen zu einem Einbruch 
beim ehrenamtlichen Engagement geführt. Darunter lei-
den auch Vereine, insbesondere Sportvereine, teilweise 
bis heute. Auch hier wird es wichtig sein, zu schauen: 
Was kann man beim nächsten Mal besser machen? Und 
was können wir jetzt tun, um das ehrenamtliche Engage-
ment in diesem Land noch stärker zu fördern als bislang?

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Enquete-Kom-
mission wird sich auch mit der Frage der Prävention 
von Wirtschaftsdelikten befassen. Klar ist dabei aus un-
serer Sicht: Das ersetzt keineswegs die parlamentarische 
Aufklärung der Vorgänge rund um die Maskenbeschaf-
fung um den früheren Gesundheitsminister Spahn. Das 
muss an anderer Stelle fortgesetzt werden. Ein Unter-
suchungsausschuss bleibt aus unserer Sicht absolut rich-
tig in dieser Frage.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Meine Damen und Herren, wir hoffen, dass diese En-
quete-Kommission einen kleinen Beitrag zur gesell-
schaftlichen Versöhnung leisten kann. Ich glaube, es 
wäre ein zu hoher Anspruch, zu hoffen, dass mit dem 
Abschlussbericht der Enquete-Kommission große Teile 
unserer Gesellschaft sozusagen gleich auf die Pandemie 
und die Maßnahmen zurückblicken. Aber wenn wir errei-
chen können, dass wir die unterschiedlichen Sichtweisen, 
die unterschiedlichen Erfahrungen, Ängste und Belastun-
gen nebeneinander aushalten, gegenseitig anerkennen, 
ohne jedes Mal zornerfüllt aufeinander einzureden, dann, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, wäre schon sehr viel 
erreicht. Ich freue mich sehr.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in der Debatte: für die Fraktion Die 

Linke Ates Gürpinar.

(Beifall bei der Linken)

Ates Gürpinar (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Danke für Ihren vorgelegten Antrag zur Ein-
richtung einer Enquete-Kommission. Die Linke hat eine 
Enquete-Kommission zur Aufarbeitung der Coronapan-
demie im letzten Jahr vorgeschlagen. Dass Sie die Idee 
schon aufgegriffen haben, verdient unsere Unterstützung.

(Beifall bei der Linken)

Was damals passiert ist, muss aufgearbeitet werden. 
Eine solche Ausnahmesituation mit ihren Folgen für die 
Beschäftigten, für die Ärmeren, für Jugendliche, für die 

Älteren, all das muss überprüft werden; das muss da rein. 
Danke auch, dass Sie Ihren Antrag nach ein paar Vor-
schlägen aus der Opposition noch verbessert haben.

(Stephan Brandner [AfD]: Verwässert oder 
verbessert? Verwässert!)

Post Covid als eigens zu bearbeitendes Thema zum Bei-
spiel wurde nun noch aufgenommen. Die Kontaktauf-
nahme der Regierungsfraktionen, vor allem von der Uni-
on, zu uns scheint nicht immer gleich schwer zu sein. Wir 
helfen da immer wieder gerne.

(Beifall bei der Linken)
Aber ich möchte noch einmal zu unterscheiden wissen. 

Enquete-Kommission: Aufarbeitung der Pandemie, Prü-
fung und Evaluierung der Regeln. Wie kann das Gesund-
heitssystem in Deutschland krisenfest werden? Wie kann 
ein sinnvoller Beitrag Deutschlands im Kontext weltwei-
ter Pandemien aussehen? Untersuchungsausschuss: Auf-
arbeitung der Maskenbeschaffung vor allem unter Jens 
Spahn. Wieso wird versucht, seinen Einfluss in der Mas-
kenbeschaffung zu verbergen? Sind staatliche Gelder nur 
fahrlässig verschleudert worden, oder wurden Unionspar-
teigänger und Nahestehende bewusst begünstigt? Kurz: 
Enquete-Kommission – Aufarbeitung der Pandemie, Un-
tersuchungsausschuss – Aufarbeitung der Masken-
beschaffung unter Jens Spahn. Kleiner, aber wichtiger 
Unterschied!

(Beifall bei der Linken und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber ein Antrag auf Einsetzung eines Untersuchungs-
ausschusses liegt bereits vor. Die AfD fordert einen Un-
tersuchungsausschuss zur Pandemie, und das ist schon 
spannend: superviel Halbgares, viele dubiose Erzählun-
gen, massig Geraune. Aber ich mache Sie schon darauf 
aufmerksam, dass genau der Punkt zur Maskenbeschaf-
fung von Jens Spahn, das Spahn’sche Problem also, in 
Ihrem Antrag auf Einsetzung eines Untersuchungsaus-
schusses gar nicht abgedeckt wurde; dieser Punkt steht 
gar nicht drin.

(Stephan Brandner [AfD]: Ach was! Das ist ja 
ein Ding!)

Ich habe ein bisschen das Gefühl: Früher beim Topfschla-
gen auf Kindergeburtstagen blieb es bei Ihnen auch im-
mer relativ kalt. Kann das vielleicht sein?

(Heiterkeit und Beifall bei der Linken und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der SPD – Tino Chrupalla [AfD]: Sie 
sind der Topf beim Topfschlagen!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, es gibt den Wunsch nach einer Zwi-

schenfrage aus der AfD-Fraktion.

Ates Gürpinar (Die Linke):
Machen Sie mal!

Martin Sichert (AfD):
Danke, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. – Kurze 

Frage an Sie: Wann bringen Sie denn einen Antrag auf 
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Einsetzung eines Untersuchungsausschusses zum Thema 
Masken ein, sodass wir das hier im Bundestag beraten 
können? Wir von der AfD werden gerne zustimmen, 
weil wir sehen, dass ein Untersuchungsausschuss drin-
gend notwendig ist. Wann bringt Die Linke einen ent-
sprechenden Antrag ein? Sie haben das hier jetzt wieder 
gefordert. Wann lassen Sie Taten folgen?

(Beifall bei der AfD)

Ates Gürpinar (Die Linke):
Vielen Dank für die Frage. – Sie haben es ja mitbekom-

men. Wir waren gemeinsam in den Fachausschüssen, 
haben Fragen gestellt und gesagt, es sollte einen Unter-
suchungsausschuss geben. Sie kennen die Diskussionen 
innerhalb der Fraktionen. Wir werden niemals einen Un-
tersuchungsausschuss mit Ihren Stimmen durchsetzen 
wollen.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN – Lachen bei Abgeordneten 
der AfD – Zurufe von der AfD)

Wenn ich Ihren Antrag lese, der vorgibt, der Unter-
suchung zu dienen, in dem aber schon drinsteht, was 
Sie wollen, dass die Menschen denken sollen, und wie 
Sie Ängste befördern wollen,

(Stephan Brandner [AfD]: Jetzt schützen Sie 
Spahn! Das wissen Sie doch, oder?)

und in dem genau die Punkte, die ein Antrag auf Einset-
zung eines Untersuchungsausschusses enthalten sollte, 
fehlen, und sehe, dass Sie in Ihren eigenen Reihen Per-
sonen haben, die überführt wurden, illegal Coronagelder 
bezogen zu haben, dann muss ich mit Ihnen gar nicht 
darüber diskutieren.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Ich komme zum Schluss. Der AfD-Unsinn wird abge-
lehnt, die Einsetzung der Enquete-Kommission wird an-
genommen. Aber ein Untersuchungsausschuss zu Spahn 
wird natürlich dennoch angestrebt.

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Stephan Brandner [AfD]: Spahn wird ge-
schützt durch Sie! – Weiterer Zuruf von der 
AfD: Maulheld!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ich habe übersehen, dass der Fragesteller während der 

gesamten Beantwortung hätte stehen müssen; das bitte 
ich zu entschuldigen. Ich bitte die zukünftigen Fragestel-
ler, bis zum Ende der Antwort stehen zu bleiben. Ich habe 
es hier vorne schlicht übersehen.

Die nächste Rednerin in der Debatte ist für die Unions-
fraktion Mechthilde Wittmann.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Sehr verehrte Damen und Herren! 

Ich glaube, jeder von uns erinnert sich an den Moment, 
als beim ersten Lockdown das Leben in Deutschland und 
in den uns umgebenden Ländern einfach stillstand, als 
Eltern nicht mehr wussten, wie sie Homeschooling und 
Arbeit miteinander verbinden sollten, als Mediziner nicht 
mehr wussten, wie sie mit überbordenden Anstrengungen 
und gleichzeitig der Distanz, um sich nicht selbst zu 
infizieren, umgehen sollten, als alte und kranke Men-
schen alleine waren. Diese Erfahrung, glaube ich, hat 
sich ganz tief in uns eingebrannt. Ich möchte gar nicht 
wissen, wie viele von denen, die heute hier sind, damals 
froh waren, nicht entscheiden zu müssen, als man nicht 
wusste, wie es weitergeht, aber eines sicher wusste: alles 
tun zu müssen, um das, was wir in unserem Eid geschwo-
ren haben, nämlich Schaden vom deutschen Volk ab-
zuwenden, umzusetzen, einfach alles.

(Beifall bei der CDU/CSU – Stephan Brandner 
[AfD]: Wo haben Sie den Eid denn geschwo-
ren?)

Wir haben in den drei Jahren Pandemie insgesamt 
440 Milliarden Euro – 440 Milliarden Euro! – ausgege-
ben: für die Pandemiebekämpfung, für Coronahilfen, für 
die Bekämpfung all der Folgen, für Kurzarbeitergeld, für 
Schutzschirme für die Krankenhäuser und Behinderten-
einrichtungen, natürlich auch für die Beschaffung.

(Manuel Krauthausen [AfD]: Das hätte man 
sich sparen können!)

Und die Menschen haben uns zu mehr als zwei Dritteln 
gesagt – die Gesellschaft, die das mit uns getragen hat, 
die sich auf diejenigen, die Entscheidungen treffen muss-
ten, verlassen musste –, dass wir in der Summe gemein-
sam gut durch diese Pandemie gekommen sind.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ja, meine sehr verehrten Damen und Herren, es wurden 
Fehler gemacht. Aber es gibt eine politische Fehlerkultur, 
übrigens über Parteigrenzen hinweg; Herr Robert Habeck 
gilt als Pionier dieser politischen Fehlerkultur. Politische 
Fehlerkultur bedeutet, die Kraft zu haben, Fehler zu ana-
lysieren, sie zu strukturieren und die Ergebnisse in ver-
nünftige und funktionierende Systeme zu überführen. 
Dafür ist eine Enquete-Kommission ausgezeichnet geeig-
net.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Wir sind heute noch genauso aufgestellt wie vor fünf 
Jahren.

(Martin Sichert [AfD]: Das ist ja das Schlim-
me!)

In den letzten Jahren hat sich nichts geändert am tägli-
chen Risiko, wie wir mit einer unwillkürlichen Krise 
umzugehen haben. Und wir wissen heute nicht, in wel-
chem Ressort uns die nächste Krise – das kann jeden Tag, 
jede Stunde passieren – treffen wird. Deswegen glaube 
ich, dass es gut ist, wenn wir die entsprechenden Prozesse 
jetzt implementieren: mit einem flexiblen Format, mit 
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Anhörungen, Gutachten, Arbeitsgruppen und vor allen 
Dingen auch – ich darf mich ebenfalls dem Dank meines 
Parlamentarischen Geschäftsführers anschließen – durch 
Ergänzungen, sodass wir die Betroffenen mitnehmen, sie 
aufnehmen, ihnen zeigen, dass wir sie nicht vergessen 
haben. Wir müssen ihnen zeigen: Ihr dürft darauf ver-
trauen, dass der politische Betrieb dazugelernt hat und 
weiß, wie man in Zukunft bestmöglich aus solchen Kri-
sen herauskommt.

Ein Untersuchungsausschuss ist nichts anderes als die 
Fortsetzung der Risse, die die Gesellschaft durch die 
Pandemie erlitten hat, und verwandelt sie in echte Spal-
tung. Das wollen wir nicht. Wir wollen die Gesellschaft 
wieder zusammenführen. Ich freue mich auf die Exper-
ten – auch auf die von Ihnen benannten – und alle ande-
ren, die uns helfen können. Uns allen wünsche ich, dass 
wir das gemeinsam gut hinbekommen.

Ich danke Ihnen.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Helge Limburg 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der letzte Redner in dieser Debatte: für die AfD-Frak-

tion Martin Sichert.
(Beifall bei der AfD)

Martin Sichert (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Aus dem 

Sudhof-Bericht, Zitat:

„Für die Fa. Areal Invest XXXI. Grundstücksgesell-
schaft mbH wurde u. a. eine Abgeltung in Höhe von 
17.999.000 EUR zugestanden. Eine entsprechende 
Gegenleistung oder Rechtsgrundlage […] erschließt 
sich […] nicht.“

Als wegen Lockdowns Hunderttausende ihren Job ver-
loren und viele Mittelständler um die nackte Existenz 
kämpften, schenkte Herr Spahn 18 Millionen Euro Steu-
ergeld an die erst 2019 mit 25 000 Euro Kapital gegrün-
dete Firma seines CDU-Kollegen Niels Korte, ohne er-
sichtliche Gegenleistung oder Rechtsgrundlage. Das, 
meine Damen und Herren, ist Vetternwirtschaft und Kor-
ruption. CDU und CSU haben sich den Staat zur Beute 
gemacht.

(Beifall bei der AfD – Zurufe von der CDU/ 
CSU)

Herr Spahn gab über 750 Millionen Euro Steuergeld an 
die Firma Emix aus, sodass Frau Tandler von der CSU 
48 381 865 Euro Provision einstreichen konnte. Auch 
Sauter und Nüßlein, beide CSU, verdienten über 1 Million 
Euro für Vermittlungstätigkeiten. Während anderen Lie-
feranten Verträge gekündigt wurden oder sie bis heute auf 
ihr Geld warten, wurden den Firmen der Amigos Korte, 
Tandler und Sauter großzügig Fristverlängerungen und 
Nachlieferungen eingeräumt. Die 164 Seiten des Sud-
hof-Berichts stellen in erschreckender Weise dar, wie 
sich die Amigos von CDU und CSU bereichert haben.

(Beifall bei der AfD – Catarina dos Santos- 
Wintz [CDU/CSU]: Unverschämtheit! – Zuruf 
von der CDU/CSU: Na, na, na, na, na!)

Entgegen dem Rat seiner Fachabteilungen ließ Spahn 
der völlig überforderten Firma Fiege aus seiner Heimat 
höchstselbst einen Auftrag von bis zu 1,4 Milliarden Euro 
ohne konkrete Leistungsbeschreibung zukommen. Kurz 
darauf kauft Spahn in Berlin eine Villa dank eines groß-
zügigen Millionenkredits der Sparkasse Westmünster-
land

(Zurufe von der CDU/CSU)
– dass Sie das nicht hören wollen, ist mir schon klar –, die 
ein Finanzierungspartner der Firma Fiege ist. Um es ganz 
klar zu sagen: Jeder Beamte, der so öffentliche Aufträge 
vergeben hätte, wäre längst seine Bezüge los und stünde 
wegen Untreue vor Gericht. Und da gehört Ihr Fraktions-
vorsitzender, Herr Spahn, auch hin.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Das ist 
eine Unverschämtheit! – Catarina dos Santos- 
Wintz [CDU/CSU]: Wir werden Ihre Rede und 
das, was Sie da sagen, auf strafrechtliche Re-
levanz prüfen!)

Meine Damen und Herren von der CDU und CSU, 
wenn Sie an Spahn als Fraktionsvorsitzenden weiter fest-
halten, zeigen Sie, dass Sie Untreue und Vetternwirt-
schaft als Beförderungsgrund ansehen.

(Catarina dos Santos-Wintz [CDU/CSU]: 
Noch ein Punkt, den man auf strafrechtliche 
Relevanz prüfen kann!)

Sie beschädigen massiv das Vertrauen der Menschen in 
die Demokratie. Hören Sie auf damit!

(Beifall bei der AfD)
Währenddessen behindern Grüne und Linke die Auf-

klärung, weil ihnen die antidemokratische Brandmauer 
wichtiger ist als Sachpolitik.

(Zuruf der Abg. Dr. Paula Piechotta [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Sie reden ständig von Untersuchungsausschuss, beantra-
gen aber keinen und stimmen gegen unsere Anträge, ei-
nen einzusetzen.

(Ates Gürpinar [Die Linke]: Weil die Anträge 
schlecht sind!)

Sie sollten sich schämen für diese Wählerverarsche!
(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie sollten sich für Ihre Wortwahl schä-
men! Das ist hier keine Kneipe, sondern der 
Plenarsaal des Deutschen Bundestages! Wir 
sind doch hier nicht beim AfD-Ortsvereinstref-
fen! Ein bisschen Benehmen!)

Geben Sie die Blockade endlich auf, und stimmen Sie für 
den Untersuchungsausschuss!

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Damit beende ich die Aussprache zu diesem Tagesord-

nungspunkt.
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Wir kommen zur Abstimmung über die Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung auf Drucksache 21/805. Der Aus-
schuss empfiehlt unter Buchstabe a seiner Beschlussemp-
fehlung, den Antrag der Fraktionen CDU/CSU und SPD 
auf Drucksache 21/562 mit dem Titel „Einsetzung einer 
Enquete-Kommission ‚Aufarbeitung der Corona-Pande-
mie und Lehren für zukünftige pandemische Ereignisse‘“ 
in der Ausschussfassung anzunehmen. Wer stimmt für 
diese Beschlussfassung? – Das sind die Unionsfraktion, 
SPD-Fraktion, Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und 
Fraktion Die Linke. Wer stimmt dagegen? – Das ist die 
AfD-Fraktion.

(Stephan Brandner [AfD]: Nein! – Helge 
Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie 
stimmen uneinheitlich ab!)

– Dann muss ich noch mal abstimmen. Wer stimmt da-
gegen? – Teile der AfD-Fraktion. Wer enthält sich? – 
Weitere Teile der AfD-Fraktion.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Super, bei der 
Frage so ein Chaos! Peinlich! – Zuruf des 
Abg. Stephan Brandner [AfD])

– Nein, Herr Brandner, nicht die AfD-Fraktion. Teile 
haben sich enthalten, und Teile haben dagegengestimmt.

(Beatrix von Storch [AfD]: Vier sind keine 
„Teile“!)

– Auch vier sind Teil eines Ganzen. So.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die Beschlussempfehlung ist damit angenommen.
Unter Buchstabe b empfiehlt der Ausschuss die 

Ablehnung des Antrages der Fraktion der AfD auf Druck-
sache 21/573 mit dem Titel „Einsetzung des 1. Unter-
suchungsausschusses der 21. Wahlperiode (Aufarbeitung 
der Corona-Pandemie)“. Die Fraktion der AfD hat na-
mentliche Abstimmung verlangt. Sie haben zur Abgabe 
Ihrer Stimme nach der Eröffnung 20 Minuten Zeit. 

Die Schriftführerinnen und Schriftführer haben ihre 
Plätze eingenommen; die Urnen sind besetzt. Damit er-
öffne ich die namentliche Abstimmung über Buchstabe b 
der Beschlussempfehlung auf Drucksache 21/805. Die 
Urnen werden um 15:34 Uhr geschlossen. Wir werden 
rechtzeitig einen Hinweis geben, bevor dies der Fall ist.1)

Wir setzen die Haushaltsberatungen – Tagesordnungs-
punkte 1a und 1b – fort und kommen zum Geschäfts-
bereich des Bundesministeriums für Forschung, 
Technologie und Raumfahrt, Einzelplan 30. 

Ich bitte, die Plätze möglichst zügig zu wechseln, und 
bitte diejenigen, die den Saal verlassen wollen, ihn auch 
zügig zu verlassen.

Wir beginnen mit der Aussprache. Für die Bundes-
regierung hat das Wort die Bundesministerin für For-
schung, Technologie und Raumfahrt, Dorothee Bär.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dorothee Bär, Bundesministerin für Forschung, 
Technologie und Raumfahrt:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! In der „Zeit“ stand neulich ein sehr schöner 
Vergleich: Der Haushalt sei – Zitat – „so etwas wie das 
Selbstporträt einer Regierung“. Ich finde, das ist ein sehr 
schöner Gedanke. Aber der Haushalt des Bundesministe-
riums für Forschung, Technologie und Raumfahrt ist 
noch deutlich mehr als ein Selbstporträt, weil er schon 
so etwas wie ein Fenster ist, durch das wir in die Zukunft 
unseres Landes blicken können. Es ist eine sehr große 
Ambition der Bundesregierung, sich gerade in diesem 
Haushalt sehr stark mit investiven Maßnahmen zu be-
schäftigen. Ich darf das an ein paar Beispielen verdeutli-
chen.

Erstes Beispiel: die Quantentechnologien. Wir haben 
das Jahr 2025. Vor genau 100 Jahren hat Werner Heisen-
berg die Quantenmechanik mathematisch beschrieben. 
Seit 100 Jahren erforschen wir sie, kennen aber erst einen 
Bruchteil. Trotzdem hat die Quantentechnologie unser 
aller Leben dermaßen verbessert. Viele wissen gar nicht, 
wie. Wenn ich Sie jetzt fragen würde, wo sie im täglichen 
Leben im Einsatz ist, müssten Sie vielleicht erst einmal 
überlegen. Es fängt an mit der Atomuhr, geht weiter über 
den Laser bis hin zum GPS, das wir alle sicherlich fast 
täglich nutzen, und zum MRT, das zum Glück nicht jeder 
täglich nutzen muss. Das alles ist erst der Anfang; denn 
das Potenzial ist immer noch riesig. Das zeigen vor allem 
die wirtschaftlichen Prognosen. Studien sagen, dass es 
eine Wertschöpfung von bis zu 2 Billionen Dollar allein 
in den nächsten zehn Jahren geben kann, allein im Quan-
tencomputing, allein in den Branchen Chemie, Biowis-
senschaften, Finanzen und Mobilität. Das heißt, die For-
schung von heute ist definitiv auch die Wertschöpfung 
von morgen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Was ist Forschung noch? Gerade in diesen Tagen ist 

Forschung natürlich ein großer Garant unserer Freiheit, 
wenn wir es richtig angehen, wenn wir diese Schlüssel-
technologien aktiv mitgestalten und beherrschen. Wenn 
wir aber diese Freiheit wollen – ich bin mir sicher, dass 
wir alle das tun –, dann brauchen wir eigene Stärke und 
eigene technologische Souveränität.

Wie unterfüttern wir diese Ambitionen? Ambitionen 
sind schön; aber wenn sie nicht hinterlegt sind, ist es 
schwierig. Wir haben für das Jahr 2025 einen Kernhaus-
halt in Höhe von 22,4 Milliarden Euro angemeldet. Schon 
heute ist klar, dass wir, wenn alles gut geht, bis zum Ende 
dieser Legislaturperiode für die Themen des BMFTR ins-
gesamt 1 Milliarde Euro zusätzlich investieren können, 
beispielsweise für die Raumfahrt – ich komme am 
Schluss noch darauf zurück –, für die Gewinnung kluger 
Köpfe aus dem Ausland, aber auch für Zukunftsbranchen 
wie Games.

Wir haben als BMFTR on top noch die Möglichkeit, 
mit 6,4 Milliarden Euro aus dem Sondervermögen für 
Forschung und Entwicklung eins draufzusetzen. Das-
selbe gilt für den Klima- und Transformationsfonds und 1) Ergebnis Seite 1784 C
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die 4,3 Milliarden für die Energie- und Batterieforschung. 
Das ist besonders schön; denn die Förderlinien des 
BMFTR sollten eigentlich auslaufen. Jetzt laufen sie wei-
ter und steigen sogar noch an.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Sehr gut!)
Unter dem Strich ist dieser Haushalt vor allem eines: 

investiv. Er ist Zukunft pur, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Wo und wie investieren wir jetzt konkret? Unser Herz-

stück ist die Hightech_Agenda_Deutschland, eine ganz 
kraftvolle Offensive für Innovationen gerade bei den 
Schlüsseltechnologien, die für uns Priorität haben. Das 
sind neben der Quantentechnologie die künstliche Intel-
ligenz, die Mikroelektronik, die Biotechnologie, Fusion 
und klimaneutrale Energie sowie klimaneutrale Mobili-
tät. Genau auf diesen Forschungsfeldern entscheidet sich 
die Zukunft. Sind das die einzig wichtigen Technologien? 
Nein, aber das sind die sechs Schlüsseltechnologien.

Selbstverständlich geht es auch bei anderen wichtigen 
Themen weiter, beispielsweise in der Gesundheitsfor-
schung. Wie Sie wissen, ist mir sehr wichtig, Forschungs-
mittel für die Frauengesundheit nach und nach aufzubau-
en. Wir sind beim Thema Endometriose schon einen 
Schritt weiter; weitere werden noch folgen. Aber ich 
möchte nicht, dass Themen gegeneinander ausgespielt 
werden.

Die Hightech_Agenda_Deutschland ist unser Fahrplan 
für mehr Tempo, für mehr greifbare Erfolge. Ich habe ja 
eingangs gesagt, dass unser Haushalt ein Fenster in die 
Zukunft ist. Was sehen wir noch, wenn wir durch dieses 
Fenster schauen? Wir sehen beispielsweise, wie Sie auch 
im Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD lesen kön-
nen, die AI-Gigafactory – ein großes Thema –, Quanten-
höchstleistungsrechner und den ersten Fusionsreaktor. 
All das wird eingebettet sein in starke Ökosysteme in 
Deutschland, in starke Hightechcluster und in starke Re-
gionen. Das ist für uns die Grundlage für Innovation, 
Wachstum und technologische Souveränität.

Grundlage dafür ist und bleibt aber ein Wissenschafts-
system als Ganzes – das ist wichtig – mit Exzellenz, 
Vielfältigkeit, starken Hochschulen, aber auch – und 
das ist etwas besonders Schönes in Deutschland – mit 
einer ganz starken außeruniversitären Forschung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir wollen mit diesem Haushalt größtmögliche Ver-
lässlichkeit und Transparenz für Karrieren in der Wissen-
schaft schaffen; daran arbeiten wir mit Hochdruck. Wir 
wollen auch das BAföG reformieren. Auch wenn das 
BAföG erst im nächsten Jahr auf der Agenda steht, 
möchte ich es auf jeden Fall schon heute ansprechen, 
weil es zu wichtig ist, um unerwähnt zu bleiben, genauso 
wie die anderen wichtigen Brot-und-Butter-Themen – 
sehr höflich gemeint – wie der Hochschulbau.

Ich darf noch ein Programm ansprechen, das für uns 
von großer Bedeutung ist: unser 1 000-Köpfe-Plus-Pro-
gramm. Damit wollen wir als sicherer Hafen der Wissen-
schaftsfreiheit internationalen Topforschern und Top-

talenten exzellente Bedingungen bieten. Ein schönes 
Beispiel: Ich darf die Astrophysikerin Lisa Kaltenegger 
zitieren, die sagt, dass Nationalitäten an der Stelle keine 
Rolle spielen, weil, wenn sie auf internationalen Kon-
ferenzen ist, „nicht die Deutschen, die Franzosen oder 
die Amerikaner zusammenstehen, sondern die Sonnen-
physiker, die Planetenforscher oder die Schwarze-Lö-
cher-Experten“. Ich glaube, für diese Forscher kann 
Deutschland ein sicherer Hafen sein, und das wollen 
wir als Bundesregierung unterstützen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der Abg. Dr. Paula 
Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich erlebe momentan ganz oft, dass gesagt wird: Oh, 
jetzt führt das Ministerium auch das Wort „Raumfahrt“ 
im Titel. Was ist eigentlich mit dieser Raumfahrt? Gibt es 
nichts Wichtigeres, worum ihr euch kümmern könntet? 
Braucht es überhaupt diese zusätzlichen Milliarden? Ist 
dieser finanzielle Kraftakt es wirklich wert?

(Florian Müller [CDU/CSU]: Ja!)
– Ja. Das ist schon einmal die richtige Antwort; aber das 
war jetzt schon vorweggenommen.

Diese Frage stellt sich nicht erst im Jahr 2025. Diese 
Frage hat sich schon 1983 Ulf Merbold gestellt. Er saß in 
Cape Canaveral – rückwärts hängend, festgeschnallt in 
einem Pilotensitz, 30 Meter über dem Boden – und 
musste eine Stunde warten. Er wusste, dass er als erster 
westdeutscher Mensch ins All fliegen würde. Da wird 
eine Stunde zur Ewigkeit. Dann hat er gedacht an die 
sechs Jahre harten Trainings, an die Milliarden Dollar 
und D-Mark, die die Rakete, in der er saß, gekostet hatte, 
und hat sich gefragt: War es das wirklich wert? Er hat in 
seinem Erlebnisbericht die gleiche Antwort gefällt: Ja, 
das war es wert. Warum? Er hat gesagt: Ob Astronomie, 
Atmosphärenphysik, Erdbeobachtung, Biologie, Medizin 
oder Materialforschung, die Mission hat nach nur neun 
Tagen im All eine unglaubliche wissenschaftliche Ernte 
eingefahren, eine Ernte, die es auf der Erde wahrschein-
lich auch nach 900 Tagen noch nicht gegeben hätte, ver-
mutlich nie.

Wir müssen nicht zu Ulf Merbold in das Jahr 1983 
zurückreisen – obwohl es sehr beeindruckend ist, seinen 
Bericht zu lesen –, um festzustellen: Auch heute ist das 
Potenzial der Raumfahrt noch nicht ansatzweise aus-
geschöpft. Heute haben wir eine neue Raumfahrergene-
ration, großartige Männer, großartige Frauen. Einer un-
serer Topastronauten, Alexander Gerst, hat kürzlich so 
treffend gesagt, dass der Mond unser achter Kontinent 
und nur drei Tage Flugzeit entfernt ist, und wir wissen 
noch so gut wie nichts über den Mond. Jetzt, wo der 
Weltraum immer mehr zum Wirtschaftsraum wird und 
entscheidend für unsere Sicherheit und Verteidigung ist, 
dürfen wir nicht reglos am Fenster stehen und nur zu-
schauen, sondern wir müssen diesen Zukunftsraum ganz 
dringend erobern, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Der Erfolg wird uns nicht einfach zufallen; aber ich 
glaube, er ist jede Anstrengung wert. Das BMFTR mit 
seinem neuen Zuschnitt bündelt dafür die Zukunftsthe-
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men – von der Forschung über die Technologie bis zur 
Raumfahrt –, damit es vorangeht für Deutschland. Dieser 
Haushalt kann die nötigen Kräfte freisetzen; davon bin 
ich überzeugt. Ich würde mich sehr freuen, wenn wir alle 
das gemeinsam in Angriff nähmen.

Ganz herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in der Debatte: für die AfD- 

Fraktion Nicole Höchst.

(Beifall bei der AfD)

Nicole Höchst (AfD):
Frau Präsidentin! Verehrte Kollegen! Meine sehr ver-

ehrten Damen und Herren! Wir beraten hier in erster 
Lesung den Haushalt des „Fortschrittsministeriums“, 
das Deutschland mit seiner Zukunft verbinden soll. 
Doch dieser Haushaltsentwurf für Forschung, Techno-
logie und Raumfahrt droht angesichts der Herausforde-
rungen Deutschland im globalen Innovationswettlauf 
zurückfallen zu lassen. Der Etat unseres Fortschritts-
ministeriums beträgt rund 22,4 Milliarden Euro, ver-
zeichnet also einen dünnen Anstieg. Große Posten 
sind mit jeweils geringfügigem Aufwuchs im Vergleich 
zu 2024 – jeweils gerundet – 2 Milliarden Euro für 
BAföG, 2,1 Milliarden Euro für die Deutsche For-
schungsgemeinschaft, 1,3 Milliarden Euro für die Max- 
Planck-Gesellschaft, 3,1 Milliarden Euro für die Helm-
holtz-Gemeinschaft. Ihre Hightech-Agenda für KI, 
Quantentechnologie und Biotechnologie ist ehrgeizig, 
aber mit 72 Millionen Euro und weiteren 291 Millionen 
Euro Aufwuchs bis 2029 schlicht unterfinanziert. Zum 
Vergleich: Die USA investieren jährlich 20 Milliarden 
Dollar in KI.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Da muss man 
noch mal ins Sondervermögen reingucken!)

Die Expertenkommission Forschung und Innovation kri-
tisiert lapidar: Dieses Budget reicht nicht, um das Ziel 
von 3,5 Prozent des BIP für Forschung und Entwicklung 
bis 2030 zu erreichen. – Deutschland liegt bei 3,1 Prozent, 
Stand 2023, während Südkorea 4,9 Prozent investiert.

Meine Damen und Herren, die Koa investiert offen-
sichtlich lieber in Migration und Bürgergeld.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Ach, nee! – Ge-
genruf der Abg. Dr. Paula Piechotta [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Einfach weghören!)

Ich weiß ja nicht, wie es Ihnen geht, aber mich macht 
diese Prioritätensetzung immer wieder sprachlos, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Das 1 000-Köpfe-Programm zur Anwerbung interna-
tionaler Forscher bleibt ohne ausreichende Mittel eher 
wirkungslos. Und wenn dann auch noch die Lebens-
haltungskosten und die Lebensgefahr qua Messer in 
Deutschland stetig steigen, während auf der anderen Seite 

die Bildungsqualität in Schulen stetig sinkt, trägt das 
nicht gerade zur Attraktivität des Standorts Deutschland 
bei, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Im Gegenteil: Hochqualifizierte Kräfte verlassen zu Hun-
derttausenden unser Land. Warum denn bloß?

Das Raumfahrtbudget – Sie haben es erwähnt: 2,3 Mil-
liarden Euro – ist solide, aber unambitioniert. Der Bun-
desverband der Deutschen Luft- und Raumfahrtindustrie 
fordert völlig zu Recht mehr Investitionen, um bei Trä-
gerraketen oder Satellitensystemen den Anschluss nicht 
zu verlieren. Die USA fördern durch staatliche Aufträge 
Innovationen, etwa über NASA oder SpaceX,

(Florian Müller [CDU/CSU]: Bei NASA wird 
massiv gekürzt!)

während wir alleine auf europäische Kooperationen wie 
die ESA setzen. Nationale Impulse fehlen.

Die Ressorttrennung von Bildung und Forschung ist 
ein böser strategischer Fehler. Die Hochschulrektoren-
konferenz, die Deutsche Forschungsgemeinschaft und 
nicht zuletzt die AfD-Fraktion warnen eindringlich:

(Lachen des Abg. Florian Müller [CDU/CSU] – 
Zuruf der Abg. Dr. Paula Piechotta [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Diese verhängnisvolle Trennung gefährdet die Einheit 
von Bildung und Forschung. Meine Damen und Herren, 
ich kann es Ihnen nicht ersparen: Exzellenz erfordert 
Freiheit. Wissenschaft darf nicht zum Konsens gegängelt 
werden.

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sagen Sie das Herrn Trump!)

Entdeckung, Widerstreit der Thesen und Meinungen, 
Leistungsbereitschaft und Konkurrenz fördern Fort-
schritt.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Gender Studies fördern! – Heiterkeit des Abg. 
Florian Müller [CDU/CSU])

Knut Löschke bringt die Wissenschaftslandschaft in 
Deutschland auf den Punkt – ich zitiere mit Erlaubnis 
der Präsidentin –: Aus der Naturwissenschaft wird „eine 
Hure der Politik gemacht“.

Ja, Forschung wird schon zu lange durch politisch ge-
steuerte Drittmittel ideologisch aufgeladen.

(Stephan Albani [CDU/CSU]: Das ist doch 
Quatsch!)

Schon Max Weber warnte: Solche Wissenschaft versinkt 
in Mittelmäßigkeit.

(Beifall bei der AfD)
Die Bildungskrise verschärft das Problem: Noteninfla-

tion, nicht studierfähige Abiturienten, vernachlässigte 
Hochbegabte usw. Schulen werden de facto zu ideologi-
sierenden Verwahrlosungsanstalten,

(Beifall bei der AfD – Dr. Paula Piechotta 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wir sind hier 
kein Landesparlament, Frau Höchst!)
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statt humanistische Bildungsstätten oder gar Eliteschmie-
den zu sein. Lehrer werden verschlissen, eine ganze Ge-
neration unterworfen und verdummt.

(Dr. Wiebke Esdar [SPD]: Wir diskutieren den 
Etat des Forschungsministeriums!)

Sie nennen das Bildungsgerechtigkeit, Integration und 
Inklusion. Die Realität sagt Ihnen aber: Prämissen falsch, 
Konzepte gescheitert, funktioniert nicht.

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie reden am Thema vorbei!)

Passen Sie endlich Ihr Weltbild an die Realität an, die 
Ihnen die Empirie Jahr für Jahr um die Ohren haut, meine 
Damen und Herren!

(Beifall bei der AfD – Filiz Polat [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie widersprechen 
doch jeglicher Empirie! – Zurufe der Abg. 
Florian Müller [CDU/CSU] und Dr. Paula 
Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Unhinterfragte Digitalisierung und Einbindung künst-
licher Intelligenz in das Bildungsgeschehen prägen zu-
dem nachwachsende Formbarkeit unselbstständigen 
Denkens. Angeleitete Bequemlichkeit bringt aber ge-
dankliche Trägheit hervor und keine Höhenflüge, meine 
Damen und Herren.

(Zuruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Die Welt sortiert sich neu. Ganz vorne mit dabei sind 
die sogenannten Tiger States. Doch Deutschland setzt im 
Epochenbruch auf Gagaismen, Ersatzreligionen wie 
Brandmauer, Klima oder Dataismus sowie moralisieren-
den, größenwahnsinnigen Kollektivismus.

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dadaismus! Sehe ich da etwa ein Bil-
dungsdefizit bei Ihnen?)

– Sie verstehen das nicht; deswegen schreien Sie. Das 
wissen alle da draußen.

(Beifall bei der AfD – Florian Müller [CDU/ 
CSU]: Haben Sie den Haushalt überhaupt an-
gesehen?)

Mit gottloser Orientierungslosigkeit aus Machtkalkül 
ist aber keine deutsche Zukunft zu machen, meine Damen 
und Herren. Die nächste Generation für Forschung und 
Lehre, Innovationsgeist und vor allen Dingen für Exzel-
lenz wird hierzulande allzu oft gar nicht erst geboren und, 
falls doch, wird sie verbildet.

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, aber wie messen Sie das denn?)

Das ist das Ergebnis Ihrer Politik. Forcierter Zuzug aus 
bildungsfernen Schichten islamischer Staaten kann diese 
verlorengegangenen deutschen Köpfe niemals ersetzen, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Wir fordern:
Budgetaufstockung: auskömmliche Finanzierung für 

Forschung, um die 3,5-Prozent-Marke zu erreichen. Bil-
dung, berufliche Bildung und Forschung wiedervereini-

gen! Wenn Ausbildung und Hochschulnachwuchs nicht 
mitgedacht werden, gehen dem Hochleistungsstandort 
Deutschland die Lichter aus.

Attraktivität beruflicher Bildung weiter erhöhen! Wir 
brauchen mehr Meister als Master in Gender und Gedöns. 
Und was Deutschland garantiert nicht braucht, sind 
Schul- und Ausbildungsabbrecher, die sich direkt ge-
schmeidig und linksbasiert in unser System reinchillen,

(Dr. Carolin Wagner [SPD]: Da läuft die Hass-
maschine wieder ordentlich! Ratter, ratter, rat-
ter!)

weil Sie das möglich gemacht haben, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der AfD)
Reformen beschleunigen, KI beherrschen, Oberhoheit 

über all unsere Daten behalten, Wissenschaft von ideo-
logischer Steuerung entfesseln, woke Repressionen ge-
gen Dozenten beenden!

(Zuruf der Abg. Dr. Carolin Wagner [SPD])
Meine Damen und Herren, Deutschland steht am 

Scheideweg. Werden wir Zuschauer am Wegesrand, wäh-
rend die anderen das Rennen um die Zukunft laufen? Frau 
Bär, Sie haben das in der Hand. Setzen Sie mehr Budget 
für Ihr Ressort durch! Wir werden Sie in dieser grund-
sätzlichen Forderung gerne massiv unterstützen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, die namentliche Ab-

stimmung ist gleich vorbei, es sind noch zwei Minuten. 
Wer seine Stimme noch nicht abgegeben hat, der mag das 
bitte noch tun.

(Dr. Wiebke Esdar [SPD]: Die aktuelle Red-
nerin! – Svenja Schulze [SPD]: Ich muss 
noch abgeben!)

– Die aktuelle Rednerin. Dann sage ich jetzt mal, Frau 
Schulze: Feuer frei und Zeit einsparen!

(Heiterkeit bei der SPD – Beifall des Abg. 
Armand Zorn [SPD])

Der Rest, der noch fehlt, kann ja schon mal gehen.

Svenja Schulze (SPD):
Frau Präsidentin, herzlichen Dank. – Sehr geehrte Da-

men und Herren! Wenn man sich die Rede eben anhört, 
dann merkt man, dass wir offensichtlich doch in paralle-
len Welten leben. Wenn man mit so viel Hass und mit so 
viel negativer Energie durch die Gegend geht, weiß ich 
gar nicht, wie man da den Tag übersteht.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der Linken)

Ich habe mich vor Kurzem mal wieder mit einer 
Gruppe von Studierenden aus meiner Heimatstadt Müns-
ter getroffen. Was ich da gehört habe, hat mich wirklich 
alarmiert. Münster, das wissen hier einige im Raum, ist 
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eine junge, eine lebendige Stadt; aber es ist inzwischen 
auch ein sehr, sehr teures Pflaster. Diese Studierenden 
haben mir erzählt, dass sie teilweise bis zu 800 Euro im 
Monat für ein Zimmer in einem privaten Studierenden-
wohnheim zahlen sollten. Auch ein Zusatzjob reicht da 
längst nicht mehr aus, um über die Runden zu kommen.

Das Studium sollte ja eigentlich eine Zeit der Leichtig-
keit sein, in der man die Talente entdeckt, die in einem 
stecken. Es ist aber immer mehr eine Zeit, in der junge 
Menschen in finanzieller Not sind, in der sie Existenz-
ängste haben. Wir sprechen hier nicht mehr über Einzel-
fälle, sondern über eine strukturelle Realität. Das Ar-
mutsrisiko bei Studierenden steigt, Studienkredite 
werden durch hohe Zinsen zu Schuldenfallen, und selbst 
talentierte junge Menschen denken ernsthaft darüber 
nach, nicht zu studieren, einfach weil sie es sich nicht 
mehr leisten können.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, das kann und 
darf nicht sein. Wir können es uns nicht leisten, dass 
Talente verloren gehen, weil das BAföG nicht reicht. 
Das Land muss bei Forschung und Technologie an der 
Weltspitze mitspielen. Deswegen ist es richtig und not-
wendig, dass diese Koalition im Koalitionsvertrag ein 
deutliches Signal gesetzt hat: Wir stärken das BAföG. 
Und Ministerin Bär hat es eben noch mal sehr deutlich 
hier angesprochen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Wir wollen wieder mehr junge Menschen fördern. Das 
ist ein Ausdruck sozialer Gerechtigkeit, aber auch wirt-
schaftlicher Vernunft. Deutschland braucht Fachkräfte. 
Wer morgen als Ingenieurin, als Pflegewissenschaftler 
oder Lehrerin unsere Gesellschaft mitgestalten soll, der 
muss heute die Chance bekommen, zu studieren. Das 
funktioniert nur, wenn der Staat jungen Menschen den 
Rücken stärkt. Mit diesem Haushalt tun wir genau das: 
Wir investieren in junge Menschen, in Bildung, in For-
schung und damit in ein starkes, ein gerechtes, ein zu-
kunftsfähiges Land.

Meine Damen und Herren, es ist kein Zufall, dass 
Deutschland als Industriestandort so stark ist. Das liegt 
daran, dass wir seit Jahrzehnten in kluge Köpfe, in starke 
Forschungseinrichtungen und in den schnellen Transfer 
in die Praxis investieren. Das ist der Schlüssel. Allein aus 
meiner Heimat Nordrhein-Westfalen könnte ich viele, 
viele Beispiele nennen, ob Wasserstofftechnologie im 
Ruhrgebiet, künstliche Intelligenz in Aachen oder die 
Batterieforschung bei mir zu Hause in Münster. Das 
sind alles Orte, wo neue Erkenntnisse in Produkte, in 
Dienstleistungen, in Arbeitsplätze münden. Darin inves-
tieren wir in Deutschland sehr gezielt und sehr entschlos-
sen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
der Abg. Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Also, meine Damen und Herren, nur wenn wir Innova-
tionen im eigenen Land entwickeln und umsetzen, si-
chern wir unsere Wettbewerbsfähigkeit und unsere Un-
abhängigkeit und damit eben auch gute Arbeit und 
Wohlstand in der Zukunft.

Wir setzen hier mit diesem Haushalt klare Prioritäten. 
Wir investieren in junge Menschen, wir investieren in die 
Bildung, wir investieren in die Forschung und damit in 
ein starkes, ein gerechtes, ein zukunftsfähiges Land. Das 
ist auch sozialdemokratische Haushaltspolitik, wie wir 
sie uns wünschen. Dafür stehen wir heute und morgen. 
Ich freue mich auf die Debatte über diesen Haushalt.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – Zu-
ruf der Abg. Nicole Höchst [AfD])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Frau Schulze geht jetzt abstimmen. – Sollte noch ein 

Kollege anwesend sein, der seine Karte noch nicht abge-
geben hat, hat er ebenfalls noch die Möglichkeit dazu.

Wir setzen jetzt unsere Aussprache fort. Die nächste 
Rednerin in der Debatte ist für Bündnis 90/Die Grünen 
Frau Dr. Paula Piechotta.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Dr. Paula Piechotta (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Sehr ge-
ehrte Frau Bundesministerin Dorothee Bär, ich muss hier 
so ein bisschen freestylen, weil tatsächlich Ihre Rede und 
auch die Rede von Svenja Schulze, glaube ich, es not-
wendig machen, direkt darauf zu reagieren.

Der erste Punkt ist: Frau Bär, ich begrüße es sehr, dass 
die CSU sich jetzt dazu bekennt – wenn auch nur für 
Wissenschaftler –, sicherer Hafen sein zu wollen, sicherer 
Hafen Deutschland, sicherer Hafen Europa für For-
schende aus der ganzen Welt. Es freut mich sehr, dass 
Sie sich zumindest bei dem Thema dazu bekennen kön-
nen. Vielen Dank!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Dr. Wiebke Esdar [SPD])

Zweiter Punkt. Sie haben vom ersten Westdeutschen 
im All gesprochen. Da haben Sie was Wichtiges aus-
gelassen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Der erste Deutsche im All, der erste Ostdeutsche im All 
war Sigmund Jähn 1978. Ich finde, 35 Jahre nach der 
Wiedervereinigung können Sie das hier auch mal sagen 
als bundesdeutsche Forschungsministerin.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Es ist ja bei den Zuständigkeiten noch nicht ganz ge-
klärt, wo jetzt was bei der Raumfahrt aus welchem Mi-
nisterium zu Ihnen wandert. Aber wenn die Deutsche 
Raumfahrtausstellung in Morgenröthe-Rautenkranz im 
Vogtland – beim Kollegen Carsten Körber – zu Ihnen 
wandert, sagen Sie bitte sehr schnell Bescheid! Wir 
freuen uns sehr, weil das der Ort ist, wo eben auch daran 
gedacht wird, dass der erste Deutsche im All aus Sachsen 
kam.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)
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Der dritte Punkt. So richtig in Schwung gekommen ist 
Ihre Rede ja tatsächlich erst beim Thema Raumfahrt. Sie 
haben gesagt, Studierende und BAföG seien Brot-und- 
Butter-Themen. Ich glaube tatsächlich, wir wissen alle, 
die Raumfahrt ist Markus Söder sehr, sehr wichtig. Des-
wegen verstehen wir auch, dass Sie darauf sehr stark 
einen Schwerpunkt legen. Aber es gibt in Deutschland 
nur einen Markus Söder, aber fast 3 Millionen Studieren-
de. Vielleicht sollte das auch ein bisschen die Gewich-
tung darstellen, die Sie in diesem bundesdeutschen Mi-
nisterium an der Stelle tatsächlich vornehmen.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Oh! 
Das ist ja ganz schön armselig! – Dr. Silke 
Launert [CDU/CSU]: Polemik!)

Da bin ich beim vierten Punkt. Sie haben gesagt, der 
Haushalt ist das Selbstbild einer Regierung. In Ihrem Fall 
vielleicht eher das Selfie der Regierung. Denn bei diesem 
Haushaltsentwurf für Ihr Ministerium ist dadurch, dass 
die Zuständigkeiten noch nicht klar sind, dadurch, dass 
die wenigen Punkte, die da neu drinstehen, noch nicht 
wirklich inhaltlich unterlegt sind – egal zu welchem 
Thema wir fragen –, noch nicht klar, wie es am Ende 
wirklich aussehen soll.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Das war der 
Dauerzustand der Ampel, Frau Kollegin!)

Es ist ja auch kein Wunder, dass hier noch nicht alle 
verstanden haben, welches Geld da eigentlich aus dem 
Sondervermögen kommen soll, weil tatsächlich nicht 
klar ist, warum denn das Sondervermögen Infrastruktur 
plötzlich auch bei Ihnen feuchte Raumfahrtträume finan-
zieren soll. Das tatsächlich werden wir sehr, sehr kritisch 
begleiten. Denn am Ende kommt es darauf an, dass dieses 
Geld tatsächlich Wachstum und zusätzliche Produktivität 
in diesem Land schafft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir wollten gerne wissen, wie ehrlich Sie es meinen 

mit dem BAföG und den Studierenden in Deutschland. 
Svenja Schulze hat ja gesagt: Vielen Dank an die Minis-
terin, dass sie so ausführlich über das BAföG geredet hat.

(Svenja Schulze [SPD]: Das habe ich nicht 
gesagt! Ich habe den Koalitionsvertrag zitiert!)

– So ähnlich. – Ich möchte Svenja Schulze zugutehalten: 
Als sie die Rede geschrieben hat, konnte sie ja noch nicht 
wissen, wie viel Doro Bär dann tatsächlich zum BAföG 
sagt. Das war ja wirklich wenig. Wir haben uns das mal 
angeschaut: Wie oft hat Dorothee Bär seit Amtsantritt 
über Raumfahrt gesprochen, wie oft hat sie über BAföG 
gesprochen? So, dann gehen wir auf die Homepage ihres 
Bundesministeriums: Seit Anfang Mai steht da dreimal 
was zur Raumfahrt, nichts zum BAföG. – Sagen wir: 
Okay, geben wir ihr noch eine Chance, gehen wir auf 
Instagram; das ist ja vielleicht relevanter bei ihr: acht 
Beiträge zur Raumfahrt, keiner zum BAföG. – Okay, 
noch eine Chance, wir schauen uns die Pressedokumen-
tation an: über 80 Artikel seit Amtsantritt zur Raumfahrt, 
unter 5 zum BAföG.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Und 
was ist jetzt die Quintessenz? Was wollen Sie 
zum Ausdruck bringen?)

Noch mal: ein Markus Söder, 3 Millionen Studierende – 
vielleicht können wir da in den nächsten Wochen und 
Monaten noch ein bisschen nachjustieren, was die Ge-
wichtung angeht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Raumfahrt ist wichtig. Aber das ist das Forschungs-

ministerium, und es darf nicht das neue CSU-Verkehrs-
ministerium sein.

(Zuruf des Abg. Florian Müller [CDU/CSU])
Es geht nicht nur darum, Milliarden nach Bayern zu 
schaffen. Es geht auch darum, gute Forschungs- und Stu-
dienbedingungen für Millionen Menschen in diesem 
Land zu schaffen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Das ist die Voraussetzung für Wachstum und für Zu-
kunftsfähigkeit in diesem Land, damit auch dieses Geld 
nicht verpulvert wird.

(Zuruf von der CDU/CSU: Können Sie auch 
mal was zur Forschung sagen?)

Jetzt an der Stelle noch mal ganz kurz zu den Kolle-
ginnen und Kollegen Haushältern der Koalition: Sie ha-
ben hier im Bundestag vor wenigen Tagen Ihre eigenen 
Rechte beschnitten. Wir hatten bislang zehn regelmäßige 
Berichte zum Etat des Forschungsministeriums, und Sie 
haben acht davon gestrichen, zum Beispiel die, die uns 
regelmäßig berichten, wie es eigentlich mit dem Rückbau 
der kerntechnischen Anlagen vorangeht, die, die uns be-
richten, wie viel Geld eigentlich ungenutzt bei Fraunho-
fer und Max Planck rumliegt, und auch viele andere 
Punkte. Das sind Informationen.

Wir sehen bei den Maskendeals, was passiert, wenn 
das Parlament die Regierung nicht kontrolliert. Und an 
der Stelle, liebe Kolleginnen und Kollegen Haushälter 
der Koalition: Wir werden diese Informationen bekom-
men. Denn nur so, mit einer ordentlich funktionierenden 
Gewaltenteilung und mit einem Parlament, das alle Infor-
mationen hat, kann diese Regierung auch ordentlich kon-
trolliert werden.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ich komme jetzt zurück zu Tagesordnungspunkt 8. Ich 

schließe jetzt die Abstimmung und bitte die Schriftfüh-
rerinnen und Schriftführer, mit der Auszählung zu begin-
nen. Das Ergebnis der Abstimmung wird Ihnen später 
bekannt gegeben.1)

Dann setzen wir die Beratung zum Einzelplan 30 fort. 
Die nächste Rednerin in der Debatte ist für die Fraktion 
Die Linke Nicole Gohlke.

(Beifall bei der Linken)

Nicole Gohlke (Die Linke):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir haben gerade die eigenartige Situation, dass wir es 

1) Ergebnis Seite 1784 C
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zwar mit einem neuen Zuschnitt an Ministerien zu tun 
haben – die schwarz-rote Bundesregierung hat ja ent-
schieden, das Thema Bildung vom Ministerium für Wis-
senschaft und Forschung zu trennen und dem Ministe-
rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
zuzuordnen –, aber wir verhandeln einen Haushalt, der 
noch der Logik des alten Zuschnitts folgt. Das heißt, 
Ministerin Bär muss sich nicht mehr für die Bildung 
zuständig fühlen, aber offenbar fühlt sich auch Neuminis-
terin Prien noch nicht so richtig zuständig; denn bei der 
angeblichen Herzensangelegenheit Bildung passiert das, 
was seit Jahrzehnten in der Bildungspolitik auf Bundes-
ebene passiert: quasi nichts.

(Zuruf des Abg. Stephan Albani [CDU/CSU])

Der Bildungshaushalt stagniert, die großen Baustellen 
bleiben bestehen. Weder macht die Bundesregierung was 
gegen den krassen Fach- und Lehrkräftemangel, noch tut 
sie was für die verbesserte Zusammenarbeit von Bund 
und Ländern, noch wagen Sie sich mal ran an das vor-
moderne Bildungsverständnis und die sozial selektiven 
Strukturen in der Bildung. Stattdessen arbeitet Frau Bär 
daran, wahrscheinlich die erste Ministerin im All zu wer-
den oder so, und Ministerin Prien widmet sich den rechts-
populistischen Spalterthemen, indem sie der Verwaltung 
die Gendersprache untersagt

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der AfD)

und einer Obergrenze für Migrantinnen und Migranten in 
der Schule das Wort redet. Was für ein unsägliches Vor-
beiagieren an dem, was die Gesellschaft eigentlich 
braucht!

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Florian Müller [CDU/CSU]: Was für eine un-
sägliche Rede!)

Wir brauchen funktionstüchtige und schöne Schulen, aus-
reichend Lehrkräfte und gute Unterstützungsmaßnah-
men,

(Nicole Höchst [AfD]: Wie Deutsch an deut-
schen Schulen zum Beispiel!)

damit kein Kind und kein junger Mensch mehr zurück-
gelassen wird. Das ist die Aufgabe einer Regierung, und 
nicht das Punktemachen im AfD-Populismus-Bingo!

(Beifall bei der Linken)

Und weil der Haushalt für Bildung und Wissenschaft 
eigentlich so mau ist wie immer, redet die Bundesregie-
rung jetzt gerne über das 500 Milliarden Euro schwere 
Sondervermögen, das noch schnell durch den alten Bun-
destag gepeitscht wurde und das jetzt ein bisschen als 
Gegenargument gegen so gut wie jede bildungs- oder 
sozialpolitische Forderung herhalten darf. Aber im Son-
dervermögen sind für die Bildung und für die Forschung 
für 2025 so gut wie gar keine Mittel eingeplant; so als 
würden zum Beispiel die Kommunen nicht schon seit 
20 Jahren darauf warten, endlich mal die maroden, nicht 
barrierefreien und im Sommer völlig überhitzten Schul-
gebäude sanieren zu können.

Das Hauptproblem mit dem Sondervermögen ist doch, 
dass die Bundesregierung zwar über Nacht – und übri-
gens völlig entgegen den Aussagen von CDU und CSU 
im Wahlkampf – eine unfassbare Summe Geld mobili-
siert und neue Schulden macht, ohne die aber gegenzufi-
nanzieren. Und weil Merz und Klingbeil darauf verzich-
ten, endlich auch mal die Multimillionäre und Milliardäre 
in diesem Land zur Finanzierung des Gemeinwesens he-
ranzuziehen, bedeutet Ihr Sondervermögen schlicht, dass 
Sie es über Kürzungen im Sozial- oder Bildungsbereich 
finanzieren

(Zuruf des Abg. Stephan Albani [CDU/CSU])
und dass Sie es auf den Schultern der Beschäftigten und 
beim ärmeren Teil der Bevölkerung abladen. Das ist die 
Situation, und das wird Die Linke Ihnen nicht durch-
gehen lassen.

(Beifall bei der Linken)
Während Sie hier nämlich einen auf Sondervermögen 

machen, kürzen die Bundesländer schon mal die Haus-
halte für Bildung und Wissenschaft. Schwarz-Rot in Ber-
lin drohte damit, die Zuschüsse für Klassenfahrten und 
das kostenfreie Schulmittagessen zu kürzen, und will 
jetzt 145 Millionen Euro bei den Hochschulen einsparen.

(Zuruf des Abg. Stephan Albani [CDU/CSU])
Und in Hessen wird über ein Minus für die Hochschu-

len in den kommenden Jahren in Höhe von 1 Milliarde 
Euro spekuliert und über den Abbau von jeder zehnten 
Stelle. Die Bundespolitik muss doch so was im Blick 
haben und auch im Zusammenhang betrachten! Ein Son-
dervermögen macht doch nur Sinn, wenn es zusätzliche 
Mittel tatsächlich mobilisiert, um große Aufgaben in der 
Infrastruktur anzugehen,

(Beifall der Abg. Dr. Paula Piechotta [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

aber nicht, wenn es dazu benutzt wird, den nächsten Spar-
haushalt und die nächste Welle an Kürzungen zu ver-
schleiern. Das ist nicht die Aufgabe.

(Beifall bei der Linken und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Und dass offenbar Geld da ist, wenn man nur möchte, 
das zeigt ein Blick in den Verteidigungshaushalt: Der 
bekommt bis 2029 ein Plus von sage und schreibe 
90,4 Milliarden Euro.

(Stephan Albani [CDU/CSU]: Da geht es auch 
um Ihre Sicherheit!)

Das Plus allein ist viermal so viel wie der hier vor uns 
liegende Haushalt zu Bildung und Forschung insgesamt. 
Was sind das für verrückte Prioritäten?

(Florian Müller [CDU/CSU]: Gucken Sie mal 
nach Moskau!)

Ich sage Ihnen: Während Sie aus Deutschland das Land 
der Bomben und Bunker machen, geht es Ihnen als Land 
der Dichter und Denker verloren.

(Zuruf des Abg. Stephan Albani [CDU/CSU])
Das ist wirklich ein völlig falscher Weg, den Sie hier 
einschlagen.
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(Beifall bei der Linken)

Kolleginnen und Kollegen, in Zeiten, in denen die 
Wissenschaft und die Wissenschaftsfreiheit enormen An-
griffen ausgesetzt sind, sollten wir alles dafür tun, sie zu 
stärken.

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie wäre es mal 
mit der Realität?)

Aber alles, was der Bundesregierung einfällt, ist die Ab-
werbung von internationalen Spitzenforscherinnen und 
Spitzenforschern, „ein Rundum-sorglos-Paket“ hat das 
die Ministerin genannt. Dann geht es da aber gerade ein-
mal um 27 Millionen Euro – für 1 000 Spitzenforscher 
und ihre Familien.

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: Das ist ein Symbol!)

Das ist kein Rundum-sorglos-Paket, das ist ein Tropfen 
auf den heißen Stein, und das wissen Sie auch.

(Beifall bei der Linken)

Abgesehen davon, dass ich die Abwerbung von Spit-
zenkräften

(Stephan Albani [CDU/CSU]: Es wird nicht 
abgeworben!)

für eine fragwürdige Maßnahme im Kampf gegen den 
Faschismus halte:

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Na ja! Na ja!)

Sie schaffen es nicht, die Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler hierzulande aus der Prekarität zu holen. Sie 
schieben die Hochschulsanierung auf die lange Bank und 
bringen es dann noch fertig, jetzt im Haushalt die Mittel 
für das BAföG zu kürzen. So macht man ein System nicht 
attraktiv, und so macht man es auch nicht resilient gegen 
die Angriffe von rechts.

(Beifall bei der Linken – Zuruf von der CDU/ 
CSU: Bitte bei den Fakten bleiben!)

Es braucht demokratische Strukturen und eine gute 
Grundfinanzierung von Hochschulen und Wissenschaft –

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Nicole Gohlke (Die Linke):
– statt Abhängigkeitsverhältnisse und kurzatmige Pro-

jektfinanzierungen. Machen Sie das in den nächsten Jah-
ren möglich! Die Lage ist ernst.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in der Debatte: für die Unions-

fraktion Florian Müller.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Florian Müller (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Jetzt habe ich vier Minuten Redezeit; ich könnte aber, 
glaube ich, die doppelte Zeit verwenden, um eine Rich-
tigstellung der Reden, die wir heute gehört haben, zu 
betreiben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Das war viel Paralleluniversum und wenig Realität.
Ich glaube, wir müssen darüber sprechen, welche 

großen Chancen für uns alle eigentlich in Forschung, 
Technologie und Raumfahrt liegen. Es sind die Chancen, 
die richtigen Rahmenbedingungen für Wohlstand in der 
Zukunft zu setzen. Wir können mit unseren Haushalts-
entscheidungen die richtigen Prioritäten setzen, damit es 
unseren Kindern und Enkelkindern mal mindestens ge-
nauso gut geht wie uns.

(Zuruf der Abg. Dr. Paula Piechotta [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Mit Blick darauf und auf die Voraussetzungen, die wir 
heute dafür schaffen können, möchte ich Danke sagen. 
Liebe Doro Bär, liebe Frau Bundesministerin, ganz herz-
lichen Dank für den energischen Kampf, der natürlich bei 
dieser Haushaltslage erforderlich ist, um einen solchen 
Haushalt zustande zu bringen. Herzlichen Dank! Das ist 
schon ein großer Erfolg, den wir heute hier sehen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Am Ende müssen wir eines sehen: Natürlich gibt es 
Konsolidierungsdruck; das wissen wir. Umso bedeuten-
der ist das politische Signal, das von diesem Haushalt 
heute ausgeht. Für diejenigen, die es nicht richtig mit-
bekommen haben: knapp 22,4 Milliarden Euro für diesen 
Einzelplan – das ist ein Aufwuchs von knapp 1 Milliarde 
Euro. Das ist ein starkes Signal für exzellente Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler. Das ist ein starkes 
Signal für unsere exzellenten Hochschulen und For-
schungseinrichtungen. Das ist ein starkes Signal für die 
innovativen Unternehmen in unserem Land. Und vor 
allem – das betrifft insbesondere Sie –: Es ist ein starkes 
Signal an alle, die noch an die Zukunft dieses Landes 
glauben, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Uns leiten dabei drei Grundüberzeugungen.
Wir wollen erstens die Stärkung und die Wettbewerbs-

fähigkeit der Forschungs- und Innovationskraft Deutsch-
lands wieder zu dem machen, was sie sein müssen: ein 
prioritäres gesamtstaatliches Ziel. Deshalb beginnt mit 
diesem Haushalt auch ein Politikwechsel. Wir setzen 
mit der Hightech-Agenda eine klare strategische Priori-
tät. Und wenn man richtig liest, Frau Kollegin, dann 
merkt man: Da liegen nicht nur 72 Millionen Euro, son-
dern es sind 5,5 Milliarden Euro. Also bitte einfach mal 
richtig hineinschauen!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Paula Piechotta [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wenn sie wirklich 
kommen! Wenn sie wirklich kommen!)
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Wir investieren ganz gezielt in künstliche Intelligenz, 
Quantentechnologien, Mikroelektronik, Fusionsfor-
schung sowie klimaneutrale Energie und Mobilität, weil 
wir ein klares Ziel haben: Wir wollen wieder stolz sein 
auf Hightech „made in Germany“, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dafür wollen wir zweitens natürlich Planungssicher-
heit und Verlässlichkeit in der Forschungsförderung er-
reichen. Die Forschung braucht langfristige Horizonte 
und auch langfristige Zusagen. Kurzfristige Kürzungen, 
wie wir das erlebt haben, Umschichtungen – das kostet 
Vertrauen in Wissenschaft, in Wirtschaft und natürlich 
auch in politisches Handeln. Dieses Vertrauen wollen 
wir zurückgewinnen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Und, drittens, liebe Kolleginnen und Kollegen: Wir 
wollen mehr Freiheit für Forschung und Innovation. Ja, 
Geld ist wichtig; aber wir müssen auch den Mut zu grund-
legenden Strukturreformen haben. Das eine geht nicht 
ohne das andere. Deshalb wird das Innovationsfreiheits-
gesetz, an dem wir im nächsten Jahr arbeiten werden, der 
Befreiungsschlag und die Entfesselung für Forschung 
und Entwicklung in Deutschland sein.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Ausgangslage ist 
anspruchsvoll. Aber wir haben doch die besten Voraus-
setzungen, wir haben im Land alles, was wir brauchen: 

herausragende Forscherinnen und Forscher, innovative 
Unternehmen, herausragende Talente in Schulen, Betrie-
ben und Hochschulen. Was sie brauchen und was sie vor 
allem verdient haben, das ist Rückenwind durch verläss-
liche zukunftsgerichtete Forschungs- und Entwicklungs-
politik. Dafür legen wir heute mit diesem Haushalt den 
Grundstein. Ich freue mich auf das parlamentarische Ver-
fahren und darauf, gemeinsam mit Ihnen diesen Aufbruch 
zu gestalten.

Ganz herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ich darf Ihnen das von den Schriftführerinnen und 

Schriftführern ermittelte Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung über die Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord-
nung zu dem Antrag der Abgeordneten Stephan 
Brandner, Martin Sichert, Fabian Jacobi, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der AfD zur Einsetzung des 
1. Untersuchungsausschusses der 21. Wahlperiode (Auf-
arbeitung der Corona-Pandemie) auf den Drucksachen 
21/805 und 21/573 bekannt geben: 

Abgegebene Stimmkarten 597. Mit Ja haben gestimmt 
450, mit Nein haben gestimmt 146, Enthaltungen 1. Die 
Beschlussempfehlung ist damit angenommen.1)

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            597;
davon

ja:                                      450
nein:                                  146
enthalten:                              1

Ja
CDU/CSU
Knut Abraham
Anna Aeikens
Stephan Albani
Philipp Amthor
Dr. Reza Asghari
Tijen Ataoğlu
Peter Aumer
Dr. Cornell-Anette 

Babendererde
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Günter Baumgartner
Sascha van Beek
Melanie Bernstein
Peter Beyer
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Florian Bilic
Leif Erik Bodin
Simone Borchardt

Caroline Bosbach
Frederik Bouffier
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Silvia Breher
Ralph Brinkhaus
Lutz Brinkmann
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Benedikt Büdenbender
Dr. Yannick Bury
Sandra Carstensen
Gitta Connemann
Wolfgang Dahler
Ellen Demuth
Michael Donth
Dr. Florian Dorn
Dr. Hülya Düber
Hansjörg Durz
Joachim Ebmeyer
Ralph Edelhäußer
Lars Ehm
Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
Bastian Ernst
Hermann Färber
Uwe Feiler
Christoph Frauenpreiß
Thorsten Frei

Michael Frieser
Wilhelm Gebhard
Dr. Thomas Gebhart
Dr. Jonas Geissler
Fabian Gramling
Adrian Grasse
Dr. Inge Gräßle
David Gregosz
Serap Güler
Georg Günther
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Heiko Hain
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Mechthild Heil
Mark Helfrich
Marc Henrichmann
Diana Herbstreuth
Ansgar Heveling
Susanne Hierl
Dr. Matthias Hiller
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Philip M. A. Hoffmann
Dr. Hendrik Hoppenstedt
Franziska Hoppermann  

Michael Hose
Anne Janssen
Thomas Jarzombek
Alexander Jordan
Andreas Jung
Nicklas Kappe
Anja Karliczek
Ronja Kemmer
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Dr. Ottilie Klein
Julia Klöckner
Daniel Kölbl
Hans Koller
Anne König
Markus Koob
Dr. Stefan Korbach
Carsten Körber
Dr. Konrad Körner
Gunther Krichbaum
Lukas Krieger
Dr. Günter Krings
Tilman Kuban
Ulrich Lange
Armin Laschet
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz1) Anlage 2
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Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Klaus Mack
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Volker Mayer-Lay
Dr. Michael Meister
Jan Metzler
Dr. Mathias Middelberg
Christian Moser
Axel Müller
Florian Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Dr. Stefan Nacke
Wilfried Oellers
Florian Oest
Harald Orthey
Florian Oßner
Josef Oster
Dr. Thomas Pauls
Dr. Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Jan-Wilhelm Pohlmann
Oliver Pöpsel
Dr. David Preisendanz
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Pascal Reddig
Henning Rehbaum
Dr. Markus Reichel
Lars Rohwer
Johannes Rothenberger
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Thomas Röwekamp
Albert Rupprecht
Catarina dos Santos-Wintz
Carl-Philipp Sassenrath
Dr. Christiane Schenderlein
Henri Schmidt
Sebastian Schmidt
Patrick Schnieder
Felix Schreiner
Marvin Schulz
Detlef Seif
Nora Seitz
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Jens Spahn
Katrin Staffler
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Sebastian Steineke

Johannes Steiniger
Christian Freiherr von 

Stetten
Dieter Stier
Stephan Stracke
Dr. Katja Strauss-Köster
Dr. Hendrik Streeck
Christina Stumpp
Vivian Tauschwitz
Roland Theis
Dr. Hans Theiss
Alexander Throm
Astrid Timmermann- 

Fechter
Kerstin Vieregge
Dr. Oliver Vogt
Johannes Volkmann
Christoph de Vries
Siegfried Walch
Nina Warken
Dr. Anja Weisgerber
Dr. Maria-Lena Weiss
Kai Whittaker
Johannes Wiegelmann
Dr. Klaus Wiener
Klaus-Peter Willsch
Johannes Winkel
Elisabeth Winkelmeier- 

Becker
Tobias Winkler
Mechthilde Wittmann
Mareike Wulf
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Nicolas Zippelius
Vanessa Zobel

SPD
Adis Ahmetovic
Daniel Baldy
Sören Bartol
Bärbel Bas
Jens Behrens
Daniel Bettermann
Jakob Blankenburg
Hendrik Bollmann
Isabel Cademartori
Dr. Lars Castellucci
Hakan Demir
Jan Dieren
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Falko Droßmann
Sonja Eichwede
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken
Nancy Faeser
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Martin Gerster

Angelika Glöckner
Kerstin Griese
Bettina Hagedorn
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Hubertus Heil (Peine)
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Andreas Mayer
Danny Meiners
Knuth Meyer-Soltau
Sergej Minich
Reinhard Mixl
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Christian Reck
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Julian Schmidt
Dr. Paul Schmidt
Georg Schroeter
Bernd Schuhmann
Uwe Schulz
Dario Seifert
Martin Sichert
René Springer
Thomas Stephan
Beatrix von Storch

Otto Strauß
Tobias Teich
Robert Teske
Bastian Treuheit
Martina Uhr
Dr. Alice Weidel
Mathias Weiser
Claudia Weiss
Sven Wendorf
Wolfgang Wiehle

Dr. Christian Wirth
Dr. Alexander Wolf
Christian Zaum
Dr. Daniel Zerbin
Kay-Uwe Ziegler
Diana Zimmer
Jörg Zirwes
Ulrich von Zons

SPD

Jürgen Coße

Enthalten
CDU/CSU

Dr. Saskia Ludwig

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben 
oder an einer Parlamentarischen Versammlung teilnehmen, sind in der Liste der entschuldigten 

Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Wir kommen jetzt zum nächsten Redner in der Debatte 
über den Einzelplan 30: für die AfD-Fraktion Sergej 
Minich.

(Beifall bei der AfD)

Sergej Minich (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Die deutsche Raumfahrt steht auf dem Pa-
pier glänzend da. Wir haben die ESA, wir haben das 
DLR. Zusätzlich gibt es noch eine Vielzahl von nationa-
len Projekten, Förderinstrumenten und Start-up-Pro-
grammen. Alle bekommen Milliardenbeträge und können 
wunderbar arbeiten.

Wenn wir aber ehrlich sind, sehen wir ein ganz anderes 
Bild: Zersplitterung, Intransparenz und Ineffizienz. Aber 
was macht das Ministerium dagegen? Wenn der Bürger 
an das Bundesministerium für Forschung, Technologie 
und Raumfahrt denkt, so stellt er sich hohe Wissenschaft 
und fleißige Professoren vor – ein Bild von Exzellenz und 
Verantwortung. Doch ein Blick in den Einzelplan 30 lässt 
oftmals Zweifel aufkommen.

So wird seit 13 Jahren das Deutschlandstipendium 
ohne jedwede Erfolgskontrolle weitergeführt. Hunderte 
von Millionen Euros werden verbrannt, ohne dass wir 
überhaupt wissen, ob es sich lohnt.

(Zuruf des Abg. Stephan Albani [CDU/CSU])

Nicht nur die AfD kritisiert das scharf, sondern auch der 
Bundesrechnungshof.

Ein weiteres absurdes Beispiel: Das Programm „Kultur 
macht stark. Bündnisse für Bildung“ wird vom Ministe-
rium mit 45 Millionen Euro dieses Jahr gefördert.

(Stephan Albani [CDU/CSU]: Das sind fan-
tastische Programme!)

Die Fördersumme steigt im nächsten Jahr auf 48 Millio-
nen Euro und in den darauffolgenden Jahren sogar auf 
50 Millionen Euro. Gefördert wird von diesem Steuer-
geld unter anderem ein Projekt namens „LOVE.LAB“, 
Liebeslabor,

(Zuruf der Abg. Dr. Paula Piechotta [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

laut eigener Aussage „eine kreative Annäherung an 
Liebe, Sexualität und Beziehungen“. Zielgruppe: Kinder 
ab 13 Jahren.

(Nicole Höchst [AfD]: Na toll!)

Dabei reden Erwachsene mit Kindern über ihre Erfahrun-
gen zu Polygamie, Transsexualität und Pornografie. Das 
Ministerium selbst bestätigt in einem Onlinebericht über 
das Projekt, dass die Kinder sich dabei unwohl fühlen – 
das alles steuergeldfinanziert und unter einer Unionslei-
tung.

(Nicole Höchst [AfD]: Pfui!)

Was das mit Forschung zu tun hat, erschließt sich mir 
jetzt nicht. Liebe Union, was ist es? Wollt ihr denn genau 
so was? Was davon ist bürgerlich? Was davon ist kon-
servativ?

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die erste Frage ist: Stimmt das über-
haupt?)

Und ist das denn tatsächlich die sogenannte demokrati-
sche Mitte, von der aus Sie arbeiten?

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Dr. Paula 
Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Aber zurück zur Raumfahrt: keine Strategie, kein Ziel, 
kein Mehrwert und fragwürdige Programme. Wir sind 
der größte Beitragszahler der ESA mit über 30 Prozent 
des Budgets und haben so gut wie keine Rückflüsse in 
unsere eigene Industrie.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Stimmt über-
haupt nicht!)

Bedeutet: Wir überweisen Geld, und ausländische Unter-
nehmen werden beauftragt.

(Dr. Silke Launert [CDU/CSU]: So ein 
Quatsch! – Zuruf des Abg. Stephan Albani 
[CDU/CSU])

Wir fördern sowohl national als auch international teil-
weise die gleichen Projekte, ohne das überhaupt zu wis-
sen. Deutschland ist in vielen Bereichen führend – das 
gebe ich gerne zu.

(Stephan Albani [CDU/CSU]: Sie beleidigen 
hier Tausende von Wissenschaftlern!)
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Aber in diesem „NewSpace“-Markt bleiben wir weit hin-
ter unseren Möglichkeiten. Die Folge: Wir verschenken 
Marktchancen –

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Stephan 
Albani [CDU/CSU])

bei der Erdbeobachtung, bei den Satellitendaten für die 
Landwirtschaft, beim Katastrophenschutz oder bei der 
Verkehrsplanung.

Daher brauchen wir uns auch nicht wundern, wenn 
jedes Dritte-Welt-Land, das von uns noch Entwicklungs-
hilfe bekommt, ein eigenes Mondprogramm startet und 
wir nur zugucken können.

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Welches Land dieser Art stellt denn 
wirklich Mondprojekte auf, Herr Minich? Sa-
gen Sie es doch einfach mal, bevor Sie hier 
wieder rumlügen! – Zuruf der Abg. Dr. Silke 
Launert [CDU/CSU])

– Moment, Freestylen gerne gleich draußen! –
(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]: Nein, nein! Nicht lügen!)
Die Lösung: Raumfahrt als Behörde. Statt einer nationa-
len Raumfahrtagentur wie die NASA bei den Amerika-
nern, Roskosmos bei den Russen oder wie bei den Chi-
nesen,

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das sind alles keine Dritte-Welt-Län-
der!)

die sogar zwei Raumfahrtagenturen haben – eine be-
mannte und unbemannte Raumfahrtagentur –, haben wir 
nur ein Anhängsel beim Forschungsministerium.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Das ist so welt-
fremd, was der erzählt!)

Was ist also zu tun? Wir brauchen ein eigenständiges 
Raumfahrtgesetz, das Zuständigkeiten, Ziele und Verant-
wortlichkeiten klärt. Wir müssen unseren Einfluss in der 
ESA nutzen, um Reformen und Effizienz einzufordern, 
statt nur Beiträge zu überweisen. Wir brauchen ein mo-
dernes Raumfahrtzentrum als Thinktank und Beschaffer – 
unabhängig vom DLR –, das sich auf die Forschung kon-
zentrieren sollte.

Und, der letzte Punkt – gerade vielleicht für die Union 
spannend –: das Abschaffen aller NGO-Projekte, die 
nichts mit Forschung und Raumfahrt zu tun haben, also 
auch keine verstörenden Kindersommercamps auf Steu-
erzahlerkosten.

(Beifall bei der AfD)
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in der Debatte: für die SPD- 

Fraktion Dr. Wiebke Esdar.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Dr. Wiebke Esdar (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Ministerin Bär! 

Meine Damen und Herren! Wir beraten heute den Haus-
halt des Forschungsministeriums und tun das in einem 
Jahr, in dem die Wissenschaftsfreiheit enorm unter Druck 
geraten ist. Angriffe auf Forschungseinrichtungen, Ein-
schränkungen kritischer Themen, Einschüchterung von 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern –

(Andreas Mayer [AfD]: Durch wen denn?)

das erleben wir heute nicht mehr nur in Autokratien, 
sondern zunehmend auch in Demokratien, selbst in den 
USA. Und auch bei uns versuchen manche, allen voran 
die AfD, Forschung politisch zu gängeln.

(Nicole Höchst [AfD]: Wer besetzt denn die 
Hörsäle? Das ist ja eine Unverschämtheit!)

Unsere Antwort als Koalition darauf ist klar: Wir ver-
teidigen die Freiheit der Wissenschaft. Und wir stärken 
sie, und zwar durch konkrete Politik.

(Andreas Mayer [AfD]: Das glauben Sie doch 
selber nicht! – Gegenruf des Abg. Stephan 
Albani [CDU/CSU])

Ein zentrales Vorhaben ist dabei die Initiative 1 000-Köp-
fe-plus, die in diesem Haushalt verankert sein wird.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Sie ist mehr als nur ein Förderprogramm. Sie ist ein 
Signal an alle, die in ihren Ländern nicht mehr frei for-
schen können, an alle, die sich für eine offene Wissen-
schaft einsetzen: Deutschland bleibt ein sicherer Hafen.

Wir wollen die klügsten Köpfe der Welt zu uns ein-
laden – aus allen Disziplinen, auf allen Karrierestufen.

(Dr. Ingo Hahn [AfD]: Wie definieren Sie denn 
die klugen Köpfe? Das würde mich mal inte-
ressieren!)

Dabei ist aber klar: Die Auswahl wird wissenschafts-
geleitet erfolgen, immer nach dem Kriterium, die freiheit-
liche Forschungslandschaft für sich entscheiden zu las-
sen.

Meine Damen und Herren, ein zweites großes Vor-
haben ist die Hightech-Agenda, die wir in diesem Haus-
halt beginnen werden umzusetzen. Eine echte Innova-
tionsoffensive. Sie steht für die Forschungspolitik 
dieser Koalition: anwendungsorientiert, ressortübergrei-
fend und handlungsfähig. Wir investieren gezielt in 
Schlüsseltechnologien – von künstlicher Intelligenz 
über Quantentechnologien bis zur klimaneutralen Mobi-
lität. Und wir tun das nicht abstrakt, sondern wir tun es 
konkret: mit dem Anspruch, Wertschöpfung und techno-
logische Souveränität in Europa zu sichern.

Ich muss ganz ehrlich sagen, mich hat deine Rede, 
liebe Nicole Gohlke von den Linken, irritiert. Es ist 
doch völlig unterkomplex, in der geopolitischen Lage, 
in der wir jetzt sind, und bei der Bedrohungslage, die 
wir haben, die äußere Sicherheit und die Frage der Ver-
teidigungsfähigkeit gegen Fragen von Investitionen in 
Forschung und Bildung auszuspielen.
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(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Zurufe von 
der Linken)

Wenn diese Koalition eine Möglichkeit hat, die die 
Ampel nicht hatte, dann die, dass wir es über das Sonder-
vermögen hinbekommen, in den nächsten Jahren mehr 
als 8 Milliarden Euro zusätzlich in Forschung investieren 
zu können, ohne die Stärkung unserer Verteidigungs-
fähigkeit – als Reaktion auf die Bedrohung durch Putin – 
vernachlässigen zu müssen. Meine Damen und Herren, 
das ist nicht nur richtig, es ist notwendig.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Da wir beim Thema Gegeneinanderausspielen sind, 

will ich auch sagen: Ich hoffe, dass die Haushaltsver-
handlungen ernsthafter geführt werden als eine bloße 
Beschäftigung mit der Frage der zahlenmäßigen Erwäh-
nung von Raumfahrt und BAföG bei Instagram-Beiträ-
gen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das kommt von Doro Bär!)

Denn es wird uns Forschungs- und Bildungspolitikerin-
nen und -politikern nichts nützen, wenn wir die unter-
schiedlichen Themen gegeneinander ausspielen.

(Zuruf der Abg. Dr. Paula Piechotta [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich hoffe, dass wir gemeinsam dafür kämpfen, liebe 
Paula, das BAföG, das wir in der Ampelkoalition moder-
nisiert haben, so wie es jetzt im Koalitionsvertrag steht, 
umzusetzen, dass wir die Wohnpauschale und die Be-
darfssätze nach Düsseldorfer Tabelle und nach Grund-
sicherungsbedarf anheben – dazu hatten wir in der Am-
pelkoalition nicht die Möglichkeiten –, weil es uns allen 
ja um die Studierenden

(Andreas Mayer [AfD]: Studenten!)
geht. In diesem Bereich erwarte ich und hoffe auf die 
konstruktive Beteiligung der Grünen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – Zu-
ruf der Abg. Dr. Paula Piechotta [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Meine Damen und Herren, mich freut auch sehr, dass 
wir beim Thema Frauengesundheit und Schließung des 
Gender-Data-Gaps vorankommen; dieser Haushaltstitel 
wurde auf Initiative der SPD zu Zeiten der Ampelkoali-
tion neu im Haushalt eingeführt. Wir stellen jetzt 5 Mil-
lionen Euro zusätzlich für die Erforschung von Endo-
metriose zur Verfügung. An diesem Beispiel sehen wir, 
wie Forschung ganz konkret Menschen helfen kann.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Abschließend möchte ich mich bei den Haushaltspoli-

tikerinnen und Haushaltspolitikern bedanken, die sich 
jetzt über die Sommerpause in die 3 000 Seiten Haushalt 
einarbeiten und dann – da bin ich sicher – zu guten Ergeb-
nissen kommen werden.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in der Debatte ist für Bündnis 90/ 

Die Grünen Ayse Asar.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ayse Asar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Wenn Länder wie Indien und Südko-
rea Mondmissionen durchführen und die AfD bei diesen 
Ländern von Dritter Welt redet, dann zeigt das: Nicht alle 
sind im 21. Jahrhundert angekommen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Einige bleiben lieber in der ideologischen Steinzeit.

(Zurufe von der AfD)

Was ist eine Welt ohne Wahrheit? Es ist eine Welt, in 
der Fake News Gesellschaften zersetzen wie ein Krebs-
geschwür und die Grundfesten der Demokratie ins Wan-
ken geraten. J. D. Vance’ Haltung, dass Professoren die 
Feinde sind, ist in vielen Teilen der Welt mittlerweile 
bittere politische Realität. Deutschland im Herzen eines 
geeinten Europas hat die Chance, ein Gegenmodell zu 
sein, doch nicht mit unerwiderten Harvard-Träumereien 
und 1 000-Köpfe-Programmen, deren eingeplantes Jah-
resbudget kaum für einen einzigen Max-Planck-Direktor 
bis zum Ruhestand reicht.

Frau Ministerin Bär, Sie versprechen, die klügsten 
Köpfe mit einem Rundum-sorglos-Paket anzulocken.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Frau Kollegin, es gibt eine Zwischenfrage aus der 

AfD-Fraktion. Wollen Sie die zulassen?

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Nein!)

Ayse Asar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Bitte schön.

Dr. Ingo Hahn (AfD):
Vielen Dank dafür, dass Sie die Zwischenfrage zulas-

sen. – Sie haben gerade gesagt, wir wären nicht im 
21. Jahrhundert angekommen. Für mich ist diese Debatte 
hier sehr wichtig. Deshalb ist meine Fraktion so gut ver-
treten. Bei Ihnen, bei den Grünen, sieht man jetzt vier 
Leute.

(Dr. Anja Reinalter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Qualität vor Quantität!)

Deshalb meine Frage: Ist Ihnen das Thema, das Sie 
hier ansprechen, nicht wichtig, oder warum sind Sie 
hier so schlecht vertreten bei den wichtigen Themen 
Raumfahrt und BAföG?
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(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Zuruf 
vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ha! Ha! 
Ha!)

Ayse Asar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich glaube, der Umgang mit Wissenschaft und die 

Wissenschaftspolitik – das werde ich gleich auch noch 
deutlicher ausführen – sind essenziell für unser Land 
und essenziell für Europa. Deswegen ist es gut, dass wir 
diese Debatte heute hier führen und auch in der Öffent-
lichkeit immer wieder die Bedeutung der Wissenschafts-
politik hervorheben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Abg. Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] nimmt in den Reihen der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Platz – Dr. Paula 
Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Und wir werden immer mehr! – Andreas 
Mayer [AfD]: Jetzt sind es schon fünf!)

Frau Ministerin Bär, Sie versprechen, die klügsten 
Köpfe mit einem Rundum-sorglos-Paket anzulocken. 
Angesichts massiver Kürzungen in der Grundfinanzie-
rung in vielen Bundesländern, prekärer Beschäftigungs-
verhältnisse, eines BAföG, das kaum zum Leben reicht, 
maroder Hochschulgebäude, veralteter Labore und Re-
chenzentren, die völlig schutzlos vor Cyberangriffen 
sind, kann das deutsche Wissenschaftssystem von sol-
chen Rundum-sorglos-Paketen nur träumen. Was wir 
stattdessen sehen, ist ein Hochschulsystem auf Ver-
schleiß. Wer gehofft hat, zu all diesen Punkten irgendwas 
im Bundeshaushalt zu finden, sucht vergebens.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Deutschland nimmt historische Schulden auf. Doch 

statt in die Zukunft zu investieren, wird der Haushalt 
zum größten Verschiebebahnhof aller Zeiten. Was ist 
mit der im Koalitionsvertrag angekündigten Schnellbau- 
Initiative oder mit dem massiven Ausbau des Programms 
für studentisches Wohnen? Fehlanzeige! Frau Bär, wir 
brauchen eine Wissenschaftspolitik, die Substanz hat in 
Bezug auf Strukturen, Ressourcen, Verlässlichkeit. Da 
Sie ja so gerne die Raketen betonen, kümmern Sie sich 
bitte auch um die Startbahn; denn die bildet überhaupt 
erst die Grundlage dafür, dass Leuchtraketen starten kön-
nen. Und an Ihren Kollegen Dobrindt gerichtet: Wir brau-
chen eine europäische Wissenschaftspolitik, die Grenzen 
überwindet, statt sie hochzuziehen. Der Spruch: „Die 
Migration ist die Mutter aller Probleme“,

(Florian Müller [CDU/CSU]: Die irreguläre 
Migration!)

ist sicher kein einladendes Signal für all die klugen Köp-
fe, die wir aus der Welt hierherholen wollen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Nicole Höchst [AfD]: Wir haben ganz andere 
Probleme!)

Meine Damen und Herren, wir brauchen ein Deutsch-
land, das weltweit leuchtet,

(Nicole Höchst [AfD]: …, weil es brennt!)
weil es Wissen schützt und Freiheit verteidigt. Denn wo 
Wissenschaft frei ist, ist auch die Gesellschaft frei.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in der Debatte ist Sonja Lemke 

für die Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der Linken)

Sonja Lemke (Die Linke):
Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Präsidentin! Als 

Zukunftsministerium will die Bundesministerin ihr Haus 
verstanden haben. Aber welches Bild von Zukunft zeich-
net das Ministerium, und wie findet man das im Haus-
halt? Es ist ein sehr kleines Bild. Denn anstatt, dass es 
Forschung nutzen will, um die großen Probleme der 
Menschheit anzugehen und die Grundlagen unserer 
Welt zu verstehen, gibt es nur jede Menge Buzzwords. 
Anstatt eine zukunftsfähige Transformation der Energie-
versorgung zu priorisieren, wird nur noch über Fusions-
technologie geredet, die in absehbarer Zukunft nichts 
dazu beiträgt.

Sie versprechen uns Sprunginnovationen, während das 
ganze Feld der Forschung zu Klimakatastrophe und Kli-
mafolgenanpassung kaum eine Rolle spielt.

(Dr. Silke Launert [CDU/CSU]: Nicht zu-
gehört!)

Dabei ist doch genau das das Thema, das drängender ist 
denn je.

Eine Hightech-Agenda soll alle Probleme lösen. Aber 
wo ist die Agenda zu gesellschaftlicher Forschung, zu 
Autoritarismus, zu Ungleichheit und demokratischer 
Teilhabe? Alles zentrale Fragen unserer Zeit.

(Beifall bei der Linken)
Und selbst da, wo Sie sinnvolle Maßnahmen ankündi-

gen wie die, dass jetzt endlich genug Geld für die ME/ 
CFS-Forschung bereitgestellt wird, sieht man nichts da-
von im Haushalt. Denn genau bei diesem Ansatz wird 
gekürzt. Aber wir brauchen jetzt endlich ausreichende 
Forschung zu dieser schwerwiegenden Krankheit, damit 
es eine spürbare Verbesserung für die Betroffenen gibt.

(Beifall bei der Linken)
Wenn wir auf das Sondervermögen Infrastruktur 

schauen, dann sehen wir, dass daraus Geld vor allen Din-
gen für die Hightech-Agenda verwendet werden soll. Das 
ist doch absurd, wenn man sich den Sanierungsstau im 
gesamten Wissenschaftsbetrieb vor Augen führt, wo viele 
Universitäten und Forschungseinrichtungen in gammeln-
den Gebäuden aus den 60ern sitzen.

(Zuruf von der Linken: Genau!)
Dabei ist doch ein Gebäude, in dem Menschen lehren, 
lernen und forschen können, eine mindestens genauso 
wichtige Investition in die Zukunft wie eine Technologie, 
die vielleicht in 50 Jahren zur Anwendungsreife kommt.

(Beifall bei der Linken)
Wenn wir für eine gut funktionierende Wissenschaft 

sorgen wollen, dann geht es eben auch um die Menschen, 
die dort arbeiten, und da ist viel im Argen: Zeitverträge 
und unsichere Zukunftsperspektiven machen die Wissen-
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schaft unattraktiv. Wenn man sich anschaut, wer unter 
solchen Bedingungen in der Wissenschaft ist, dann hat 
man manchmal das Gefühl, noch im letzten Jahrhundert 
zu sein: Je höher auf der Karriereleiter, desto geringer 
wird der Frauenanteil. Genauso sieht es aus, wenn wir 
auf den Anteil von BPoCs schauen

(Andreas Mayer [AfD]: Von was?)
oder von Menschen, die nicht aus Akademiker/-innen-
familien kommen. Aber gerade die Wissenschaft braucht 
Diversität und unterschiedliche Perspektiven.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die rechten und autoritären Kräfte, die die Wissen-
schaftsfreiheit weltweit angreifen, machen genau diese 
Diversität zum Feindbild. Wer sich diesem Angriff ent-
gegenstellen will, muss mehr tun, als Datenbestände si-
chern – wobei auch dafür kein Geld da ist –; der muss 
gerade jetzt besonders die Wissenschaften stärken, die die 
gesellschaftlichen Problemlagen benennen und kritisch 
beschreiben. Geistes- und Sozialwissenschaften sollen 
laut Koalitionsvertrag als strategisches Forschungsfeld 
angeblich stärker gefördert werden. Aber in diesem 
Haushalt werden Fördermittel dafür gestrichen, und das 
ist ein fatales Signal.

(Beifall bei der Linken)
Ein Forschungsfeld, das sich hingegen darauf verlas-

sen kann, von dieser Regierung gestärkt zu werden, ist die 
Militär- und Sicherheitsforschung.

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ach! – Florian Müller [CDU/CSU]: 
Gut für Ihre Sicherheit!)

Das bedeutet nicht nur mehr Geld. Das bedeutet, dass die 
Sicherheitslogik in allen Bereichen durchregiert: ein groß 
angelegter Angriff auf die Zivilklauseln, mehr Koope-
rationen mit Militär- und Sicherheitsbehörden, alles auf 
Dual Use trimmen. Und zur Umgehung der Schulden-
bremse werden jetzt ganze Förderbereiche auf ihre Si-
cherheitsaspekte reduziert, ohne dass mir die Bundes-
regierung sagen kann, was das für bisherige Projekte 
bedeutet. Es ist doch wirklich ein Skandal, dass jetzt alles 
unter den Vorbehalt der Rüstung gestellt wird!

(Beifall bei der Linken – Stephan Albani 
[CDU/CSU]: Nein! Der Verteidigung und der 
Freiheit! – Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Eben nicht!)

Für diese Bundesregierung gilt: Zukunft ist, wenn es 
glänzt, blinkt, fliegt und knallt. Aber wir brauchen ein 
breiteres Verständnis von Forschung, nämlich als For-
schung, die die großen gesellschaftlichen Herausforde-
rungen angeht und unsere Gesellschaft als Ganzes stärkt. 
Dafür werden wir uns als Linke in diesen Haushaltsbera-
tungen einsetzen.

(Beifall bei der Linken – Florian Müller [CDU/ 
CSU]: Oje!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Stephan 

Albani für die Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Stephan Albani (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Bevor ich zu 
meiner Rede komme, eine kurze Bemerkung zu den zu-
letzt geäußerten Worten: Keinem Menschen macht es 
Spaß, so viel Geld für Rüstung auszugeben. Niemandem!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Gerade wo es so viele Dinge gibt, in die man auch in-
vestieren möchte.

(Zuruf der Abg. Nicole Gohlke [Die Linke])
Aber ich kann Ihnen eins sagen: Wenn Freiheit ein-
geschränkt wird, dann ist Wissenschaft das Erste, was 
stirbt.

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Und wenn wir nicht in der Lage sind, diese Freiheit bei 
uns zu erhalten und gegen jedweden Aggressor zu ver-
teidigen, dann brauchen wir uns über Wissenschaft über-
haupt nicht mehr zu unterhalten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ja, der Haushalt liegt nun vor – Halleluja! –, nach 
zweimal vorläufiger Haushaltsführung. Ich kann Ihnen 
als Geschäftsführer eines Forschungsinstituts sagen: 
Schon ein Mal ist hart. Aber innerhalb von einer Legis-
latur zwei Mal vorläufige Haushaltsführung ist erstens 
Kunst und zweitens ein Hammer.

Glücklicherweise kommen wir aus dieser Situation 
jetzt mit einem Haushaltsetat wieder raus, der mit 
22,38 Milliarden Euro ein klares Bekenntnis abgibt, ein 
Bekenntnis zur Zukunftsfähigkeit unseres Landes, zur 
Innovationskraft unserer Wirtschaft – bekanntlich heißt 
es: hat man es nicht im Boden, braucht man es in der 
Birne – und zum Vertrauen in die Wirtschaft. Diese drei 
Botschaften senden wir jetzt wieder klar in die Commu-
nitys.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Dr. Wiebke Esdar [SPD])

Zum Zweiten schafft er auf dem Fundament einer er-
folgreichen Wirtschaftspolitik auch Planungssicherheit 
für unsere Hochschulen und außeruniversitären For-
schungseinrichtungen. Ganz wichtig dabei: die Reduzie-
rung der globalen Minderausgaben. Wie eine Geißel la-
gen 800 Millionen Euro Minderausgabe in der letzten 
Haushaltsrunde auf dem Ministerium. Für diejenigen, 
die nicht genau wissen, was das bedeutet: Es bedeutet, 
man hat einfach viel zu viel geplant und dabei gesagt: Wir 
wissen nicht, wo wir kürzen sollen; aber das verraten wir 
euch später. – So, und damit hat Frau Bär glücklicher-
weise aufgeräumt und die Minderausgabe jetzt schon 
deutlich reduziert. Auf die Art und Weise kommen wir 
wieder zu planbarer Wissenschaft, bei der die Wissen-
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schaftler nicht Sorge haben müssen, dass am Ende die 
Klatsche kommt und all das Beabsichtigte dann doch 
nicht funktionieren wird.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Genau diese Verlässlichkeit brauchen Forscherinnen 
und Forscher, die sich langfristigen Herausforderungen 
widmen und von Grundlagenforschung bis zur Anwen-
dung lange, lange Jahre auf geraden Linien arbeiten müs-
sen und dafür auch verlässliche Rahmenbedingungen be-
nötigen.

Wir werden auch den sogenannten Forschungsmittel-
stand stärken. Dazu werden wir unnötige Bürokratie und 
Nachweispflichten abbauen, also weniger Vorgaben für 
Holzbesteck oder für die Qualität von Toilettenpapier; 
dafür mehr klare Aussagen, in welche Richtung Wissen-
schaft gehen soll. Und hier werden wir auch konstant an 
der Seite der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
stehen.

Ein weiteres Beispiel für das neue Denken ist die Zu-
sammenarbeit der Ministerien für Gesundheit und für 
Forschung.

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist nicht neu!)

Im September wird eine Veranstaltung für postinfektiöse 
Erkrankungen stattfinden. Viele Gelder werden da in die-
sem Jahr noch nicht benötigt; denn wir werden im Sep-
tember den Haushalt beschließen, und binnen drei Mona-
ten gibt es maximal Ideen.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, Sie müssen zum Schluss kommen, bitte.

Stephan Albani (CDU/CSU):
Sofort.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der Abg. Dr. Paula Piechotta [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Insofern wird das für 2026 wichtiger werden.
Meine Damen und Herren, mit diesem Haushalt schaf-

fen wir ein stabiles Fundament für die Zukunft. Ich freue 
mich auf die Debatten, die wir im Ausschuss haben wer-
den, und bin unendlich dankbar – das sage ich als Politi-
ker und Wissenschaftler –, dass jetzt da draußen wieder 
Planungssicherheit besteht und es nicht mehr permanente 
Nachfragen gibt, –

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Bitte zum Schluss kommen.

Stephan Albani (CDU/CSU):
– wie es denn weitergehen soll.
Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ich bitte ja immer wieder um Verständnis für die Stren-

ge. Aber erstens müssen wir alle gleichbehandeln, und 
zweitens wollen wir auch mit der Tagesordnung durch-
kommen.

Der nächste Redner in dieser Debatte ist Dr. Christoph 
Birghan für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Christoph Birghan (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Mi-

nisterin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Wie 
weit wir von der Freiheit inzwischen entfernt sind, kön-
nen wir jeden Tag spüren. Die Menschen werden von 
einem immer übergriffigeren Staat bevormundet, und 
ihr Alltag wird eingeschränkt – ein Zustand, der sich 
längst auch an den Hochschulen festgesetzt hat. Dort 
werden Studenten und Dozenten inzwischen mit Gen-
der-Neusprech, Diversityrichtlinien und Cancel-Culture 
in Forschung und Lehre drangsaliert.

(Nicole Gohlke [Die Linke]: Ganz neues The-
ma! Wahnsinn!)

Nicht wissenschaftliche Debatten und Exzellenz prä-
gen die Institute, sondern sogenannte Aktivisten zerstö-
ren diese im Namen Ihrer Agenda.

(Beifall bei der AfD – Dr. Carolin Wagner 
[SPD]: Jeden Tag! Jeden Tag! Jeden Tag!)

Extremistische Hochschulgruppen, wie zuletzt in Kiel 
oder, nicht weit von hier, an der Berliner Charité, führen 
gar die Geschlechtertrennung wieder ein. Und das Er-
schreckende: Sie können sich der Zustimmung und Ali-
mentierung durch den woken Zeitgeist sicher sein.

Das alles kann geschehen, weil längst nicht mehr gilt, 
was die Gebrüder Humboldt im Sinne hatten, als sie 1810 
die Berliner Universität gründeten:

(Nicole Gohlke [Die Linke]: Die hatten Sie 
aber auch nicht im Sinne! – Zuruf der Abg. 
Sonja Lemke [Die Linke])

Sie sahen die Bildung als Ziel der Wissenschaft an, als 
Ziel einer modernen Universität. Ihre Nachlassverwalter 
hier im Parlament und in der Regierung sehen den Zweck 
einer Universität offensichtlich darin, dem Zeitgeist die 
Macht und seinen Vertretern ein fürstliches Einkommen 
zu sichern.

(Beifall bei der AfD – Dr. Carolin Wagner 
[SPD]: Pling!)

Während Ihre staatsfinanzierten NGOs auf den Straßen 
und in den Medien das herrschende Machtkartell sichern, 
liefern die staatlich abgerichteten Hochschulen die Stich-
worte.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD – Zurufe 
der Abg. Holger Mann [SPD] und Dr. Ralf 
Stegner [SPD])

Längst sind die Gebrüder Humboldt in Verruf geraten, 
und so werden Hochschulen – das kann man wunderbar 
im Haushaltsplan nachvollziehen – inzwischen nur noch 
als Verwaltungseinheiten betrachtet. Aber mit Geld allein 
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lassen sich die Missstände nicht beheben. Dass die Hoch-
schulen klamm sind, das wissen wir. Dass an den Hoch-
schulen falsche Prioritäten gesetzt werden, das haben wir 
als AfD lange und intensiv hier und woanders themati-
siert.

(Holger Mann [SPD]: So weit zur Wissen-
schaftsfreiheit!)

Und wir haben auch immer darauf hingewiesen, dass die 
Freiheit von Forschung und Lehre an unseren Hochschu-
len bedroht ist.

(Zuruf der Abg. Nicole Gohlke [Die Linke])

Diese akademische Freiheit ist aber die Voraussetzung für 
die „Wettbewerbsfähigkeit“ und die „Bewältigung der 
globalen Herausforderungen“, wie es vollmundig im 
Haushaltsplan heißt.

(Beifall bei der AfD)

Deshalb: Machen Sie die Hochschulen wieder zu ei-
nem Ort intensiver Debatten und Bemühungen um das 
beste Argument und die besten Ergebnisse! Hören Sie 
auf, extremistische Hochschulgruppen zu dulden und in-
direkt zu finanzieren!

(Dr. Carolin Wagner [SPD]: Pling!)

Hören Sie auf, Hochschulen mit sachfremden Vorgaben 
wie Diversity- und Genderrichtlinien zu gängeln!

(Zuruf der Abg. Dr. Paula Piechotta [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Zurufe von der 
Linken)

Und schließlich: Hören Sie auf, die Hochschulen als 
Stichwortgeber für Ihre längst überholte Zeitgeistpolitik 
zu missbrauchen!

(Beifall bei der AfD – Dr. Carolin Wagner 
[SPD]: Pling!)

Oder, um es angelehnt an Karl Marx zu sagen:

(Zurufe von der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Unsere Hochschulen haben nichts zu verlieren als die von 
Ihnen angelegten Ketten.

(Beifall bei der AfD – Dr. Paula Piechotta 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN], an die Prä-
sidentin gewandt: Können Sie bitte das Mikro-
fon abdrehen? Das ist ja unerträglich!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, Sie müssen zum Schluss kommen, bitte.

Dr. Christoph Birghan (AfD):
Auch wenn der Geist Humboldts offiziell nicht mehr 

hoch im Kurs steht:

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Reden Sie doch nicht 
über Geist!)

Wir als AfD sehen ihn als Grundlage für eine Neuauf-
stellung der Forschungs- und Hochschullandschaft hin zu 
echter Exzellenz.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Kommen Sie jetzt bitte zum Schluss.

Dr. Christoph Birghan (AfD):
Das, liebe Kolleginnen und Kollegen,

(Dr. Wiebke Esdar [SPD]: Oh, gegendert!)
ist Tradition mit Zukunft.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in der Debatte ist für die SPD- 

Fraktion Dr. Carolin Wagner.

Dr. Carolin Wagner (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Damen und Her-

ren! Herr Minich, das LOVE.LAB ist ein außerschu-
lisches Angebot für junge Menschen von 14 bis 18 Jahren 
und besteht aus einer Ferienfahrt an die Ostsee mit Work-
shops zu Sexualität, Liebe, eigenen Grenzen oder sexuel-
ler Identität.

(Andreas Mayer [AfD]: Und warum muss da-
für der Steuerzahler zahlen?)

Ihre ideologische Hirnschere macht daraus den Quark, 
den Sie hier vorne vorgetragen haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken)

Und ich sage Ihnen mal eines: Kinder und Jugendliche 
sind in dieser Gesellschaft frühzeitig mit Sexualität kon-
frontiert, und deswegen ist es vielleicht auch gar nicht 
verkehrt, ein Angebot zu machen. Was Sie nämlich ver-
schwiegen haben: Es ist völlig freiwillig, die Jugend-
lichen nehmen freiwillig daran teil. Aber das passt nicht 
in Ihre Story, in Ihre Hass-Story;

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

darum lassen Sie es raus.
(Zuruf von der SPD: Hört! Hört! – Zurufe vom 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir verfügen über ein hervorragendes Wissenschafts-

system, meine sehr geehrten Damen und Herren, und wir 
investieren viel Geld dafür. Das ist wichtig und gut. Die 
Wissenschaft beantwortet für uns drängende Fragen, 
etwa die Batterieforschung oder die Materialforschung, 
natürlich auch die sozial- und geisteswissenschaftliche 
Forschung. Denn mit technologischem Fortschritt geht 
gesellschaftlicher Wandel einher. Und dann stellen sich 
auch ganz konkrete Fragen: Was macht der Lagerarbeiter, 
wenn das Logistiksystem voll automatisiert ist? Was wird 
aus der Mitarbeiterin in der Produktion, wenn von der 
Montage bis zur Qualitätskontrolle Maschinen die Auf-
gaben übernehmen? Und wenn KI immer mehr Arbeits-
prozesse übernimmt: Wer zahlt dann überhaupt in die 
Sozialversicherung ein? Und weil wir darauf Antworten 
benötigen, dürfen wir unseren Fokus nicht nur auf Tech-
nikwissenschaften und Technologien verengen, sondern 
wir müssen eben auch in die sozial- und geisteswissen-
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schaftliche Forschung investieren. Sie liefert uns wich-
tige Antworten für die Zukunftsfähigkeit dieses Landes, 
und darauf müssen wir in Haushaltsverhandlungen Wert 
legen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Florian Müller [CDU/CSU])

Meine Damen und Herren, Sie haben es schon gehört, 
das 1 000-Köpfe-Programm ist bereits genannt worden. 
27 Millionen Euro sind in der jetzigen Haushaltsrunde 
und dann in den weiteren Jahren jeweils 50 Millionen 
Euro vorgesehen, um internationale Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftler ab der Postdocphase nach 
Deutschland zu holen. Gemessen an den Ansprüchen 
dieses Programms ist das aber schon, sehr geehrte Frau 
Ministerin, mit spitzem Bleistift gerechnet. Bitte schauen 
Sie sich das genauer an, damit die sehr gute Idee auch 
wirklich zünden kann und damit das kein Fehlstart wird.

Jedenfalls sollten wir – unabhängig vom 1 000-Köpfe- 
Programm – nicht über Mittelkürzungen beim DAAD 
und bei der Alexander-von-Humboldt-Stiftung sprechen. 
Wenn man die Organisationsstrukturen kaputtspart, kann 
man keine noch so gute Idee umsetzen. Da müssen wir 
bei den Haushaltsverhandlungen auch noch draufschau-
en.

Wir profitieren wirtschaftlich sehr von der Arbeit der 
Mittlerorganisationen. Jeder Jahrgang internationaler 
Studierender trägt langfristig rund achtmal mehr zu den 
Einnahmen der öffentlichen Haushalte bei, als der Staat 
für ihn investiert.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

Allein die Internationalen, die 2022 ihr Studium begon-
nen haben, zahlen im Laufe ihres Lebens 15,5 Milliarden 
Euro mehr an Steuern und Abgaben, als sie an staatlicher 
Leistung erhalten. Es lohnt sich also für alle.

Was auch gut abgebildet ist im Haushaltsentwurf, sind 
Maßnahmen, damit wir zum Ende dieses Jahrzehnts die 
Parität von Frauen und Männern im Wissenschaftssystem 
erreichen. Mit dem Professorinnenprogramm und weite-
ren Förderrichtlinien holen wir mehr Frauen in den Wis-
senschaftsbetrieb, und das ist und bleibt ein wichtiges 
Ziel; denn weibliche Talente gibt es ausreichend. Man 
muss allerdings die Strukturen anpassen, die dazu führen, 
dass sie die Wissenschaft verlassen, und dafür tragen wir 
weiterhin Sorge. Das ist ein starkes Signal, dass der Ent-
wurf hier sendet.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, wir brauchen kluge Ent-
scheidungen. Klug ist, dass wir international kooperieren 
und vernetzt bleiben. Unklug ist, im ideologischen 
Kampf gegen Universitäten ausländische Studierende ab-
zulehnen. Klug ist, Frauen im Wissenschaftssystem zu 
stärken und strukturelle Benachteiligungen abzubauen. 
Unklug ist, im ideologischen Kampf um Begriffe wie 
Gender oder Diversity bis in die Krebsforschung hinein 
Gelder zu streichen. Klug ist, Geistes- und Sozialwissen-
schaften zu fördern, weil sie einen Mehrwert für den 
gesellschaftlichen Zusammenhang bedeuten. Unklug ist 
es, von Gaga-Wissenschaften zu sprechen.

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Beatrix von Storch [AfD]: 
Das ist keine Wissenschaft! Das ist nur noch 
gaga!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in der Debatte ist für die Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen Dr. Andrea Lübcke, und es ist 
ihre erste Rede.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Dr. Andrea Lübcke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Was ha-

ben saubere Luft, sichere Ernährung und die Navigations- 
Apps auf unseren Handys gemeinsam? Sie alle hängen 
davon ab, dass wir heute in Forschung investieren – klug, 
zielgerichtet und mit dem Blick aufs Ganze.

Dass sich Menschen davon begeistern lassen, dass 
Wissenschaft unser Leben besser machen kann, das er-
lebe ich als Physikerin regelmäßig. Dabei denken sie aber 
nicht zuallererst an bestimmte Technologien, sondern an 
die Herausforderungen, denen sie selbst begegnen, wie 
die Klimakrise, sauberes Trinkwasser oder die Vermül-
lung unserer Ozeane.

Genau hier setzt gute Forschungspolitik an: Sie stellt 
die Herausforderungen in den Mittelpunkt und fragt 
dann, welches Wissen, welche Disziplinen, welche Werk-
zeuge sind nötig, um diese zu bewältigen. Dieser mis-
sionsorientierte Ansatz hat in den vergangenen Jahren 
die Forschung strategischer, offener und gesellschafts-
näher gemacht. Und diesen Weg stellt die Ministerin 
mit ihrer Hightech-Agenda jetzt infrage. Statt gesell-
schaftliche Herausforderungen in den Mittelpunkt zu 
stellen und interdisziplinär daran zu arbeiten, präsentiert 
sie eine Liste von Technologien – mit viel Glanz, aber 
wenig Richtung.

„Spitzenforschung mit Weitblick“ will das Ministe-
rium fördern und träumt von Mondmissionen, Quanten- 
und Fusionskraftwerken. Dagegen ist an sich nichts ein-
zuwenden. Denn natürlich brauchen wir Großprojekte 
auf Spitzenniveau; das hat zuletzt auch Cem Özdemir 
mit dem Startschuss für den Bau des Forschungsschiffs 
„Polarstern“ deutlich gemacht. Nur so bleiben wir in 
Deutschland und in Europa souverän in Wissenschaft 
und Technologie.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Aber Forschungspolitik darf nicht zum Hopping zwi-

schen Hype-Themen werden.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie braucht nicht nur Weitblick, sie braucht auch Erdung; 
sonst verlieren wir die gesellschaftliche Anbindung und 
damit auch Vertrauen. Gesellschaftliche Anbindung, das 
gelingt zum Beispiel ganz direkt in Citizen-Science-Pro-
jekten. Hier forschen interessierte Bürger/-innen gemein-
sam mit Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern an 
ganz konkreten Themen vor Ort: von Artenschutz bis 
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zu klimagerechter Mobilität. Und dass Sie dieses ohnehin 
viel zu kleine Budget noch einmal halbieren, sendet ein 
fatales Signal, Frau Ministerin.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Denn Wissenschaft lebt von Neugier, lebt von Ent-

deckergeist, dem Wunsch, die Welt besser zu machen, 
und der Lust, neue Horizonte zu entdecken. Ich kenne 
diese Wissenschaftslust aus meiner eigenen Arbeit und 
sehe sie überall in meiner Heimat Brandenburg: Am Geo-
ForschungsZentrum in Potsdam analysieren Forscher/- 
innen mit Satellitendaten, wie sich Grundwasserspiegel 
und Gletschermassen verändern. Am DESY in Zeuthen 
wird mit hochenergetischen Elektronenimpulsen an 
neuen Krebstherapien gearbeitet. Aber eben auch beim 
Brandenburger Froschportal, wo Bürger/-innen Amphi-
bienbeobachtungen melden, um gefährdete Arten besser 
zu schützen.

Für all das braucht es keine Reise zum Mond. Echte 
Zukunftsmissionen entstehen dort, wo Forschung ver-
schiedenster Disziplinen zusammenarbeiten,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Nicole Gohlke [Die Linke])

um unsere Welt lebenswert zu erhalten – von der Raum-
fahrt bis zur Gesellschaftsforschung. Wir Grüne machen 
Ihnen dafür gerne Vorschläge. Ich freue mich auf die 
Haushaltsberatungen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Für die CDU/CSU ist der nächste Redner Adrian 

Grasse. Auch bei ihm ist es die erste Rede.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Adrian Grasse (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! In der Tat: Das ist meine erste Rede im Deut-
schen Bundestag. Dass ich hier heute stehen darf als 
direkt gewählter Abgeordneter für meinen Wahlkreis 
Berlin-Steglitz-Zehlendorf, erfüllt mich nicht nur mit 
Stolz und Dankbarkeit, sondern ist mir auch eine große 
Ehre.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ebenso wie die Rede als frei gewählter Abgeordneter 

in einem Parlament fester Bestandteil unserer Demokra-
tie ist, so ist auch die Freiheit von Wissenschaft und 
Forschung fest in unserer Verfassung verankert; das hat 
Karlsruhe heute auch nochmals sehr deutlich gemacht.

Bundesministerin Dorothee Bär hat seit ihrer Amts-
übernahme keinen Zweifel daran gelassen, dass wir die 
Wissenschaftsfreiheit verteidigen werden. Und aus der 
Mitte des Deutschen Bundestages sage ich Ihnen, Frau 
Bundesministerin, unsere volle Unterstützung zu.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Meine Damen und Herren, die Freiheit von Wissen-

schaft, Forschung und Lehre bringt auch Verantwortung 
mit sich. Das sage ich insbesondere vor dem Hintergrund 
der gestiegenen Zahl von antisemitischen Vorfällen an 

unseren Universitäten. Gerade seit dem Angriff der Ha-
mas auf Israel stehen unsere Hochschulen in Deutschland 
unter Druck. Wir dürfen und werden nicht dulden, dass 
sich Antisemiten in Deutschland auf die Meinungs- oder 
die Wissenschaftsfreiheit berufen, um ihren Hass zu ver-
breiten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir müssen den Antisemitismus in all seinen Erschei-
nungsformen bekämpfen – durch Repression, aber auch 
durch Prävention. Und vor der Prävention steht die Er-
kenntnis. Deshalb stärken wir die Forschungsförderung 
im Bereich Antisemitismus und investieren gezielt in die 
jüdische Gegenwartsforschung. Denn wenn wir jüdisches 
Leben schützen wollen, dann müssen jüdische Kultur und 
Geschichte in Deutschland sichtbar sein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dieser Einzelplan ist eine gezielte Investition in unsere 
Zukunft. Eine wesentliche Rolle spielt dabei die aka-
demische Begabtenförderung. Denn auch mit der För-
derung potenzieller Leistungsträger erfüllen wir unseren 
Anspruch, jedem einzelnen jungen Menschen in unserer 
Gesellschaft gerecht zu werden. Wir fördern nach Be-
dürfnissen, aber eben auch nach Talenten, indem wir 
unsere Begabtenförderwerke stärken und Stipendienpro-
gramme ausbauen. Deutschland muss nicht nur attraktiv 
sein für die besten Köpfe aus aller Welt, sondern auch 
selbst Talentschmiede.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Talente erkennen und gezielt fördern, um unsere Wett-
bewerbsfähigkeit und technologische Souveränität zu 
stärken, das ist unsere Aufgabe, und das ist unser An-
spruch. Mit dem vorliegenden Haushalt und einer klaren 
Prioritätensetzung legen wir hierfür die Grundlage.

Ich danke Ihnen sehr.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
der Abg. Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in der Debatte ist für die AfD- 

Fraktion Dr. Michael Kaufmann.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Michael Kaufmann (AfD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Ministerin Bär! 

Geehrte Kollegen! Ich stehe heute hier mit einem Gefühl, 
das ich nicht verbergen will, einem Gefühl, das viele in 
meinem Wahlkreis teilen, weit über Parteigrenzen hinaus: 
Ich habe Angst, nicht um mich, sondern um unser Land, 
um das, was wir gemeinsam aufgebaut haben, um die 
Zukunft unserer Kinder und Enkel. Diese Angst ist real. 
Sie wächst mit jedem Monat, in dem die Bundesregie-
rung untätig zusieht, wie unsere industrielle Basis zer-
bricht.
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Die Deindustrialisierung ist keine abstrakte Gefahr 
mehr, sondern Realität. Exorbitante Energiepreise 
machen Geschäftsmodelle untragbar. Bürokratie lähmt 
Innovation und Unternehmertum. Steuern und Abgaben 
ersticken Eigeninitiative. Die Folge: ein Exodus. Unter-
nehmen verlassen das Land. Fachkräfte kehren Deutsch-
land den Rücken. Wer kann, geht dorthin, wo wirtschaft-
liche Vernunft noch zählt.

Ja, die Wirtschaft ist nicht alles, aber ohne Wirtschaft 
ist alles nichts.

(Beifall bei der AfD)
Ohne sie kein Sozialstaat, keine Bildung, keine Kultur, 
keine Infrastruktur, keine Wehrfähigkeit. Doch statt ge-
genzusteuern, führen Sie Ihre destruktive Politik fort. 
Oder schlimmer: Sie leugnen die Folgen. – Die Beiträge 
der Redner der Regierungskoalition haben das heute wie-
der eindrücklich unter Beweis gestellt. – Sie nehmen über 
140 Milliarden Euro neue Schulden auf, nicht für Zu-
kunftsinvestitionen, sondern um ein marodes System zu 
stabilisieren. Sie reden von Wachstum, kaufen aber Still-
stand. Wachstum entsteht nicht durch Schulden, sondern 
durch Leistung, durch Ideen, durch Innovation. Wett-
bewerbsfähigkeit entsteht nicht durch Subventionen, son-
dern durch Forschung und Entwicklung.

(Beifall bei der AfD)
Damit zum Haushalt des Ministeriums für Forschung, 

Technologie und Raumfahrt, Einzelplan 30. Er hätte ein 
Wendepunkt sein können, ein Aufbruch. Stattdessen ist er 
eine einzige Enttäuschung: keine Impulse, keine Rich-
tung, stattdessen bloße Fortschreibung. Selbst die Tipp-
fehler der Ampel wurden übernommen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)
Der Haushalt ist das Selbstporträt der Regierung. Der 
Einzelplan 30 ist zu fast 100 Prozent von der Ampel 
abgeschrieben. Damit bestätigen Sie, was viele längst 
befürchten: Die Regierung ist ein Klon der Ampel.

(Beifall bei der AfD – Lachen bei Abgeord-
neten der CDU/CSU – Svenja Schulze [SPD]: 
Oh Mann! – Zuruf der Abg. Dr. Paula 
Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Frau Ministerin Bär, Sie haben in blumigen Worten 
beschrieben, in welche tollen Zukunftsfelder Sie inves-
tieren wollen. Kann man machen. Aber hilft das unserer 
Wirtschaft aus ihrer gegenwärtigen Schwäche heraus? 
Wo im Einzelplan 30 steht zum Beispiel die Forschung 
für die Nukleartechnik, die unserer Industrie nach wie vor 
gigantische Exportmöglichkeiten bietet?

(Beifall bei der AfD)
Wo steht die lange versprochene stärkere Förderung für 
die Hochschulen für angewandte Wissenschaften, bei 
deren Forschung die Ergebnisse direkt in Produkte über-
führt werden? Das finden wir nicht.

Sie setzen weiter auf technologische Sackgassen wie 
den grünen Wasserstoff, den selbst Großkonzerne wie 
ArcelorMittal meiden. Millionen versickern in einer DA-
TI, die nur auf dem Papier existiert. Symbolpolitik statt 
Substanz.

(Beifall bei der AfD)

Wer Forschungspolitik zur Bühne ideologischer Expe-
rimente macht, hat nicht verstanden, worum es jetzt geht: 
den Erhalt unserer wirtschaftlichen Überlebensfähigkeit. 
Forschung darf kein Selbstzweck sein. Sie muss messbar 
zur Stärkung unseres Wirtschaftsstandorts beitragen. 
Alles andere können wir uns nicht mehr leisten.

(Beifall bei der AfD)

Doch dieser Haushalt tut das Gegenteil. Er spart dort, 
wo es um die Zukunft geht: bei den MINT-Fächern, der 
industrienahen Forschung, bei echter Wertschöpfung. 
Wir erleben eine gefährliche Entwicklung. Die Leistun-
gen in Mathematik und Naturwissenschaften brechen ein. 
Der Nachwuchs für Forschung und Technik fehlt. Immer 
mehr Studienanfänger scheitern an grundlegenden An-
forderungen, und die Industrie verlässt das Land.

(Zuruf von der AfD: So ist das! Genau!)

Wir müssen endlich gegensteuern mit einem klaren 
Fokus: Vorrangig darf es nur Forschung geben, die zur 
Wertschöpfung beiträgt, und die verdient die öffentliche 
Förderung.

(Beifall bei der AfD – Dr. Paula Piechotta 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist aber 
das Gegenteil von Forschungsfreiheit!)

Stattdessen fließen Millionen in ideologische Projekte 
und Orchideenfächer, die keinen Beitrag zur wirtschaft-
lichen Stärke leisten.

Deshalb fordern wir als AfD-Fraktion konsequente 
MINT-Nachwuchsförderung ab der Grundschule und 
ein Bildungssystem, das echte Studierfähigkeit vermit-
telt. Das 1 000-Köpfe-Programm ist ein Tropfen auf 
den heißen Stein. Wir fordern eine Rückbesinnung auf 
das Leistungsprinzip, Forschungsförderung mit indus-
trieller Anschlussfähigkeit und frühzeitiger Evaluation, 
um Fehlentwicklungen zu verhindern, und wir fordern, 
mit der Axt gegen Bürokratie vorzugehen.

(Beifall bei der AfD)

All das fehlt in Ihrem Entwurf. Sie haben die Chance 
vertan, Prioritäten zu setzen für Forschung, für Innovati-
on, für eine starke Wirtschaft. Sie tragen die Verantwor-
tung. Werden Sie ihr gerecht, oder machen Sie den Weg 
frei für jene, die Wirtschaft nicht als Problem, sondern als 
Lösung verstehen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte: für die Unions-

fraktion Joachim Ebmeyer.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Joachim Ebmeyer (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Investiti-

onsstandort Deutschland auf Platz eins – das ist unser 
Ziel. Mit diesem Haushalt machen wir deutlich: Wir wol-
len neue Wertschöpfungsketten schaffen, strategische 
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Abhängigkeiten abbauen und unsere technologische Sou-
veränität sichern.

Die Hightech-Agenda ist das Fundament dafür. Es ist 
keine lose Projektsammlung, sondern ein strukturierter 
Aufbruch: Fokus auf Schlüsseltechnologien, Exzellenz 
und marktwirksame Umsetzung. Diese strategische Fo-
kussierung hat in den vergangenen Ampeljahren gefehlt. 
Umso konsequenter ist es, dass wir Schlüsseltechnolo-
gien gezielt aufwachsen lassen. Drei dieser Zukunftsfel-
der hebe ich hervor:

Erstens. Europa will fünf große Rechenzentren für 
künstliche Intelligenz – Milliardeninvestitionen, die 
über unsere digitale Unabhängigkeit entscheiden. 
Deutschland muss dabei sein. Wir haben die Hochschu-
len, die Talente, die Unternehmen und mit dem Haus-
halt 2025 auch den politischen Willen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jetzt braucht es vor allem Tempo, Koordination und ein 
starkes Signal an Brüssel: Deutschland trägt KI made in 
Europe.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Zweitens. Wir wollen die Games-Förderung für For-
schung und Entwicklung auf 125 Millionen Euro jährlich 
verstetigen – ein Durchbruch für eine Branche, die bei der 
Förderung viel zu lange unterfinanziert war. Denn Games 
sind weit mehr als Unterhaltung: Sie sind ein Labor für 
digitale Interaktion, für immersive Bildung und für Simu-
lationstechnologie. Worauf es nun ankommt: Förderung 
muss schnell, transparent und unbürokratisch sein. Da-
rum vereinfachen wir die Vergabe – mit Vertrauen in 
die Macherinnen und Macher dieser Branche.

Drittens: die Batterieforschung. Hier korrigieren wir 
einen schwerwiegenden Fehler der vergangenen Jahre. 
Unter der Ampel wurde die Batterieforschung faktisch 
abgewürgt,

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Quatsch!)

trotz exzellenter Vorarbeit und internationaler Positionie-
rung. Wir korrigieren diesen Fehler jetzt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir investieren substanziell in diese Hightechforschung; 
denn ohne starke Speichertechnologie keine Energiewen-
de, keine Elektromobilität und keine industrielle Trans-
formation.

Und wir gehen noch weiter, liebe Kolleginnen und 
Kollegen: Mit dem Innovationsfreiheitsgesetz wollen 
wir die Bundesförderung endlich vom Mikromanage-
ment befreien. Wir priorisieren, statt zu zerstreuen, setzen 
klare Ziele statt kleinteiliger Kontrolle. Wir schaffen 
Raum für echtes, freies und wirksames Forschen; denn 
Innovation darf in Deutschland nicht länger durch Büro-
kratie gebremst werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, künstliche Intel-
ligenz, Games und Batterien, drei Felder, ein Ziel: ein 
selbstbewusstes, kreatives und souveränes Deutschland 
im Herzen Europas im digitalen Zeitalter.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Dieser Haushalt weist den Weg. Wir sorgen dafür, dass 
aus Zahlen Wirkung wird – in der Fläche, in den Köpfen, 
in der Praxis.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in der Debatte: für die SPD-Frak-

tion Dr. Karl Lauterbach.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Dr. Karl Lauterbach (SPD):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Kolleginnen 

und Kollegen! Sagen wir erst einmal die Wahrheit zur 
Ampel. Als jemand, der die Ampel erlebt hat – ich will 
nicht von einer Ampelschädigung sprechen –, kann ich 
Ihnen sagen: Dieser Haushalt hat nichts mit dem Ge-
würge der Ampel zu tun. Wenn wir darauf blicken, dass 
wir hier ein Sondervermögen für Infrastruktur und Inves-
titionsförderung auf den Weg gebracht haben, wenn wir 
darauf blicken, dass wir tatsächlich den Kernhaushalt 
deutlich erhöht haben, wenn wir darauf blicken, dass 
wir tatsächlich in der Lage gewesen sind, auch For-
schungsschwerpunkte zu setzen, dann sehen wir: Das ist 
eine ganz andere Arbeit, als wir sie damals leisten konn-
ten. Wir sind damals behindert worden durch eine Frak-
tion, die jetzt zu Recht nicht mehr im Bundestag vertreten 
ist.

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nicht nachtreten!)

Der jetzige Haushalt ist ein ganz anderer Ansatz, und 
darauf können wir stolz sein.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Wir werden in der Tat vor unfassbaren Herausforde-

rungen stehen, und diese Herausforderungen möchte ich 
an drei Beispielen erläutern: Die erste Herausforderung, 
die wir vor uns haben, ist, dass wir es innerhalb von nur 
25 Jahren schaffen müssen, klimaneutral zu wirtschaften. 
Wenn man den weltweiten Gesamtenergieverbrauch be-
trachtet, beträgt der Anteil, der durch erneuerbare Ener-
gien gedeckt wird, nur 8 Prozent. Das heißt, es sind noch 
über 90 Prozent zu schaffen. Die Technologien, die wir 
dafür benötigen, sind in großen Teilen noch nicht erfun-
den.

(Dr. Ingo Hahn [AfD]: Kernkraft!)
Wir müssen uns dieser Herausforderung stellen. Wir 
müssen allerdings auch die Gelegenheit nutzen, diese 
Technologien wirtschaftlich umzusetzen und diese 
Technologien zu exportieren, sie anderen zur Verfügung 
zu stellen. Wir haben eine Herausforderung, aber wir 
haben auch eine unglaubliche Möglichkeit, und wir dür-
fen diese Möglichkeit nicht ungenutzt lassen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)
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Der zweite Bereich, auf den ich hier zu sprechen kom-
men möchte, ist die vierte industrielle Revolution, wenn 
man so will. Wir haben derzeit einen Umbruch in der 
künstlichen Intelligenz – ein Thema, mit dem ich mich 
sehr intensiv seit Jahren beschäftige –, der sich wie folgt 
beschreiben lässt: Hier wird eine Veränderung in zehn 
Jahren stattfinden, die normalerweise über einen Zeit-
raum von siebzig Jahren läuft. Wir werden in der Robo-
tik, in der Dienstleistung, aber auch in der Forschung 
innerhalb von zehn Jahren alles anders machen, als wir 
es heute machen. Eine so schnelle Transformation hat es 
noch nie gegeben.

Deutschland droht zum jetzigen Zeitpunkt in diesem 
wichtigen Bereich den Anschluss zu verlieren. Daher 
sind die Investitionen, die Ministerin Bär eben angespro-
chen hat, lebensnotwendig, damit wir zukünftig eine 
Rolle spielen können. Wir haben die letzten zwei Jahre 
schon ein Stück weit den Anschluss verloren. Wir müssen 
hier durch die AI Gigafactory, durch die KI-Initiative, 
durch die Mikroelektronik, durch die Quantentechnolo-
gie aufholen. Sonst werden wir keine Rolle mehr spielen, 
und das wird dann auch unser freiheitliches Lebens-
modell betreffen. Daher müssen wir investieren, und 
wir nehmen diese Herausforderung an.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Ganz zum Schluss ein dritter Bereich, ein Bereich, mit 
dem ich sehr eng bin, der mir sehr wichtig ist: Wir erleben 
derzeit in den Vereinigten Staaten eine Mittelkürzung in 
der Krebsforschung, in der Demenzforschung, in der Im-
munologie – Stichwort „ME/CFS“ – von 40 Prozent, in 
all diesen Bereichen. Diese Kürzung um 40 Prozent ist 
größer als das, was in ganz Europa investiert wird. Daher 
wird hier Deutschland gefordert sein. Sonst verlieren wir 
zehn Jahre für die Heilung dieser wichtigen Erkrankun-
gen.

Ich als Ausschussvorsitzender rufe Sie auf: Sehen wir 
ab von der Parteipolitik! Arbeiten wir zusammen! Arbei-
ten wir mit der Ministerin und ihrem Haus zusammen! 
Wir stehen vor gemeinsamen Aufgaben. Wir können 
diese Aufgaben bewältigen. Ich bin sicher: Wir werden 
diesen Weg auch gemeinsam gehen.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in der Debatte: für die Unions-

fraktion Frederik Bouffier.
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 

der SPD)

Frederik Bouffier (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Mit dem Zusammenbruch der Vorgängerregierung be-
gann die schwierige Zeit der vorläufigen Haushaltsfüh-
rung; das ist vorhin schon angesprochen worden. Viele 
Menschen in Wissenschaft und Forschung haben darun-
ter gelitten.

Wir arbeiten mit Hochdruck daran, diese Erblast zu 
beseitigen und den Blick wieder auf die Zukunft zu rich-
ten. Der vorliegende Entwurf ist dafür ein erster wichtiger 
Meilenstein. Deswegen gilt mein besonderer Dank Frau 
Bundesministerin Bär, die in den Verhandlungen klare 
Prioritäten gesetzt hat. Sie hat dort investiert, wo es wirk-
lich zählt: in die Köpfe, in Ideen, in die Zukunft. Deshalb: 
Vielen Dank für Ihren starken persönlichen Einsatz bei 
den Verhandlungen!

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. Oliver Kaczmarek [SPD])

Der Erfolg unseres Wissenschaftsstandorts basiert auf 
zwei Säulen: erstens auf einer breiten und nachhaltigen 
Finanzierung von Spitzentechnologien und Innovationen 
und zweitens auf der gezielten Förderung von Talenten. 
Forschung lebt eben nicht von Maschinen und Algorith-
men allein, sondern vor allem von Menschen, die leiden-
schaftlich forschen, von den klügsten Köpfen, die unsere 
Hochschulen, Institute und Forschungseinrichtungen mit 
Leben füllen. Wir brauchen diese Talente hier bei uns. 
Wir müssen im internationalen Wettbewerb mehr dafür 
tun, dass sie in Deutschland ihren Weg gehen und hier 
ihre Stärken entfalten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Deshalb ist klar: Die Wissenschaftseinrichtungen in 
Deutschland müssen hochattraktive Arbeitgeber sein. 
Dafür brauchen wir modernste Infrastruktur, beste Rah-
menbedingungen und vor allem mehr Freiraum für Ideen, 
mehr Freiheit für Innovationen.

Mir liegt das Thema „Ausgründungen an Hochschu-
len“ besonders am Herzen. In unserem Land gibt es viele 
herausragende Ideen. Doch oft stockt es, weil Investoren 
nicht die Zeit für langwierige Verhandlungen mit Hoch-
schulverwaltungen haben. Das Ergebnis ist bitter: Zu oft 
wird mit Ideen aus Deutschland anderswo Geld verdient, 
entstehen hochwertige Arbeitsplätze im Ausland und 
nicht bei uns. Das, meine Kolleginnen und Kollegen, 
müssen wir dringend ändern. Ein Innovationsfreiheits-
gesetz – es ist vom Kollegen Müller vorhin angesprochen 
worden –, das Erfinder an Hochschulen stärkt und durch 
kluge Rahmenbedingungen Ausgründungen beschleu-
nigt, ist deswegen genau der richtige Weg. Weniger Büro-
kratie, mehr Tempo, das ist unser Ziel, das ist der richtige 
Weg, den wir gehen werden, sehr verehrte Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Lassen Sie mich zum Abschluss noch einen Aspekt 
nennen, mit dem ich mich an die jungen Menschen richte, 
die einen Karriereweg in der Wissenschaft einschlagen 
wollen: Mit diesem Einzelplan setzen wir ein klares Zei-
chen. Wir glauben an erfolgreiche Wissenschaft in unse-
rem Land. Wir investieren in Wissen, in Technologie, in 
Raumfahrt und damit vor allem in euch und eure Zu-
kunftschancen. Deshalb freue ich mich in diesem Sinne 
auf die parlamentarischen Beratungen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der abschließende Redner in dieser Debatte: für die 

Unionsfraktion Carsten Körber.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Carsten Körber (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Mi-

nisterin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich bin nun der letzte Red-
ner in dieser Debatte und habe allen Vorrednern sehr 
aufmerksam zugehört. Zumindest bei den Kolleginnen 
und Kollegen, die sich zum Thema geäußert haben, sind 
mir drei Dinge besonders aufgefallen:

Erstens. Es besteht wohl weitgehend Konsens hier im 
Hohen Hause darüber, dass Forschung und Entwicklung 
und die daraus entstehenden Innovationen die Grundlage 
für den Wohlstand, aber auch die Souveränität unseres 
Landes sind.

Zweitens. Ich konnte auch einen weitgehenden Kon-
sens darin feststellen, dass wir diese Erkenntnis und das, 
was daraus folgt, in den letzten Jahren vielleicht ein Stück 
weit aus den Augen verloren haben.

Mein Eindruck ist aber – jetzt komme ich zu meiner 
dritten Beobachtung –, dass wir das nicht nur erkannt 
haben, sondern jetzt auch die richtigen und, wie ich finde, 
notwendigen Schritte einleiten.

Das tun wir mit unserem neuen Bundesministerium für 
Forschung, Technologie und Raumfahrt. Dieses Haus hat 
einen klaren Anspruch. Das „BMFuTuRe“,

(Zuruf der Abg. Dr. Paula Piechotta [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

wie es die Ministerin Dorothee Bär so gern sagt, ist unser 
neues Zukunftsministerium für die Herausforderungen 
von morgen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Denn Deutschland muss wieder Spitzenland für Innova-
tion werden, darf nicht mehr nur Beobachter sein, nein, 
sondern muss endlich wieder Taktgeber sein. Wir brau-
chen dringend den Aufbruch in eine neue Ära der Inno-
vation; denn wir wissen, dass moderne Technologie eben 
nicht nur Wohlstand, sondern auch Souveränität bedeutet.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir müssen heute bei den Zukunftsthemen aktiv sein, 

damit wir morgen noch in Wohlstand, Unabhängigkeit 
und Freiheit leben können. Ganz nebenbei müssen wir 
das auch tun, um uns auch weiterhin unseren Sozialstaat 
leisten zu können. Es wird endlich Zeit, dass das nächste 
Big Thing nicht aus den USA oder aus Asien kommt, es 
darf auch gerne mal wieder aus Deutschland kommen. 
Früher waren wir das Land der Entdecker – und ich 
möchte, dass wir das in Zukunft auch wieder sind.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir haben in den letzten Jahren zu wenige Patente 
angemeldet und den Transfer hin zur Marktreife wohl 
viel zu häufig verschlafen, während andere eben Risiken 

eingegangen sind. Wir ruhten uns ein Stück weit zu lange 
auf vergangenen Erfolgen aus. Heute schlägt deshalb der 
Puls viel zu oft in Asien. Aber es ist eben unser Anspruch, 
in den Bereichen Forschung und Technologie auf einem 
international herausragenden Niveau unterwegs zu sein.

Genau aus diesem Grund schaffen wir jetzt unser neues 
Zukunftsministerium. Wir bündeln erstmals zentrale Zu-
kunftsaufgaben. Forschung, Technologie, Innovation, 
Raumfahrt werden ab sofort gemeinsam gestaltet. Wir 
bündeln erstmals Kompetenzen, die bisher verstreut wa-
ren.

Der vorgelegte Etatentwurf spricht deshalb eine klare 
Sprache. Er strotzt nur so von Investitionen, und das nicht 
nur im Kernhaushalt mit 22,4 Milliarden Euro, sondern 
auch mit 6,4 Milliarden Euro aus dem Sondervermögen 
in dieser Legislaturperiode, davon allein 5,5 Milliarden 
Euro für die Hightech-Agenda. Dazu kommen noch aus 
dem KTF für die Energieforschung 4,3 Milliarden Euro 
in dieser Legislaturperiode.

Die Bereinigungssitzung für den Haushalt 2025 findet 
am 4. September statt, und danach gehen wir nahtlos in 
das dann hoffentlich geordnete Haushaltsverfahren für 
den Haushalt 2026.

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aktuell ungeordnet?)

Das ist für alle, für die Regierung, für uns im Parlament 
und natürlich ganz besonders für uns Haushälter, eine 
immense Herausforderung. Wir werden diesen Haushalt 
über den Sommer verhandeln, damit die Bundesregie-
rung und ganz besonders das Zukunftsministerium die 
geplanten Aufgaben auch schnell umsetzen kann.

Ich bin mir sicher: Das wird uns gelingen! Es muss uns 
auch gelingen; denn unsere Verantwortung ist groß, sie ist 
sehr groß. Unser Tun und Lassen entscheidet ein ganzes 
Stück über die Zukunftsfähigkeit unseres Landes. Es gibt 
viel zu tun. Packen wir es an! Ich freue mich darauf.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Weitere Wortmeldungen zum Einzelplan 30 liegen mir 

nicht vor. Ich schließe daher die Beratung.

Wir kommen nun zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums für Digitales und Staatsmodernisierung, 
Einzelplan 24. 

Bitte nehmen Sie den notwendigen Platzwechsel vor. 
Ich darf die Kolleginnen und Kollegen bitten, die Plätze 
zu wechseln, und diejenigen, die nicht im Raum bleiben 
wollen, den Plenarsaal zu verlassen, damit wir mit der 
Aussprache beginnen können.

Für die Bundesregierung hat das Wort der Bundes-
minister für Digitales und Staatsmodernisierung, 
Dr. Karsten Wildberger.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
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Dr. Karsten Wildberger, Bundesminister für Digita-
les und Staatsmodernisierung:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete! Meine Damen und Herren! 
Mit Wucht verändern Digitalisierung und künstliche In-
telligenz alle Bereiche unseres Lebens: die Wirtschaft, 
den Alltag der Bürgerinnen und Bürger und die Verwal-
tung unseres Staates. Es ist unsere Verantwortung, diese 
grundlegende Umwälzung unserer Gesellschaft politisch 
zu gestalten:

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

für Wachstum und Innovation, für Unternehmen, den 
Mittelstand, Start-ups, für Bürgerinnen und Bürger. Da-
mit dies gelingt, müssen wir auch unseren Staat neu den-
ken: effektiv, schlank, digital und lösungsorientierter. 
Entscheidend ist, was bei Bürgerinnen, Bürgern und Un-
ternehmen ankommt. Dafür arbeiten wir im Bundes-
ministerium für Digitales und Staatsmodernisierung mit 
voller Kraft.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir wollen ein modernes und digitales Next Germany 
schaffen.

Allerdings ist klar: Das wird ein Prozess sein, das geht 
nicht von heute auf morgen. Ein neues Ministerium zu 
gründen, ist ein Kraftakt, aber auch eine große Chance 
zugleich. Vieles nimmt bereits Gestalt an, manches fehlt 
noch, wir sind mitten in der Umsetzung. Alle Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter des BMDS arbeiten mit Hoch-
druck, mit viel Motivation und einer ordentlichen Portion 
Mut zur Improvisation. Ich erlebe Menschen, die wollen, 
Menschen, die machen. Dafür ein herzliches Dankeschön 
an die Kolleginnen und Kollegen meines Hauses.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, man-
ches fehlt noch. Dazu gehört ein eigener Haushalt für 
mein Ministerium. Auch hier geht es voran. Wir verhan-
deln gerade mit dem Bundeskanzleramt und fünf weite-
ren Ressorts über die Einzelheiten des Organisations-
erlasses. Erst danach können wir den Einzelplan des 
BMDS mit der Nummer 24 zusammenfügen. Ich habe 
deshalb mit dem Finanzminister vereinbart, dass wir 
über den Haushalt des BMDS im Anschluss an diese 
Gespräche gesondert beraten, parallel zum parlamentari-
schen Verfahren, um keine Zeit zu verlieren. Und Sie, 
sehr geehrte Damen und Abgeordnete, haben dabei na-
türlich das letzte Wort. Danke auch an die beteiligten 
Ressorts für die bisherige gute Zusammenarbeit. Diese 
Unterstützung hilft uns – die brauchen wir –, Schritt für 
Schritt zu unserem eigenen Haushalt zu kommen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Ein echter Möglichmacher ist für uns das Sonderver-
mögen für Infrastruktur und Klimaneutralität. Mit diesen 
Mitteln können wir ganz konkrete Digitalisierungsthe-
men vorantreiben, die das Leben der Menschen in diesem 
Land spürbar erleichtern werden. Dazu zählen der Infra-
strukturausbau, die Registermodernisierung, eine leis-

tungsfähige IT des Bundes, die digitale Identität, die EU-
DI-Wallet und natürlich digitale Services für die 
Bürgerinnen und Bürger.

Diese und weitere Projekte meines Hauses zahlen da-
rauf ein, den Staat effizienter und bürgernäher zu ma-
chen. Wir wollen Bürgerinnen und Bürger und Unterneh-
men entlasten. Dafür brauchen wir Bürokratieabbau: 
weniger Verwaltung, weniger Selbstbeschäftigung, weni-
ger Berichtspflichten und schnellere Genehmigungen. 
Wir brauchen mehr Effizienz in staatlichen Strukturen, 
in staatlichen Prozessen – schlanker, schneller, leistungs-
fähiger – und die Modernisierung der Verwaltung: mehr 
Durchlässigkeit, Flexibilität, messbare Ziele, mehr Leis-
tungsanreize, eine modernere Verwaltung. Und wir brau-
chen Tempo: Noch in diesem Jahr stellen wir unsere 
Modernisierungsagenda für die Bundesverwaltung vor 
und arbeiten an einer föderalen Modernisierungsagenda 
mit den Ländern. Die Bürgerinnen und Bürger und die 
Unternehmen warten dringend darauf, dass wir ernst ma-
chen mit dem Bürokratierückbau. Es ist eine Frage des 
politischen Willens, genau das jetzt zu tun. Und mein 
Ministerium wird alles dafür geben, dass das auch res-
sortübergreifend gelingt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, ein mo-
derner Staat ist auch ein digitaler Staat. Dafür arbeiten 
wir an sechs Schwerpunkten.

Erstens: die digitale Infrastruktur. Wir brauchen flä-
chendeckend Glasfaser und Mobilfunk. Deutschland ist 
hier zu langsam und auch zu teuer. Mit dem TKG-Än-
derungsgesetz 2025 ändern wir das. Genehmigung und 
Ausbau gehen damit deutlich schneller. Und bis Jahres-
ende wird ein zweites Gesetzespaket folgen.

Zweitens: KI und Regulierung. KI ist der Schlüssel für 
zukünftiges Wachstum, und KI ist in vollem Gange. Sie 
wird die Welt mehr verändern – und sie ist schon dabei – 
als jede bisherige Technologie. Wirtschaft und Staat müs-
sen für unsere Zukunftsfähigkeit die Chancen von KI 
nutzen. Mein Ministerium will dafür Möglichmacher 
und Treiber sein. Wir brauchen eine bessere Balance 
zwischen Risikominimierung und Innovationsgeist. Der 
rechtliche Rahmen in der EU muss hier Klarheit schaffen 
und Gestaltungsmöglichkeiten bieten. Bürokratischer 
Beton muss der Vergangenheit angehören. Wir brauchen 
auch mehr Gigafabriken bei uns in Europa, und das werde 
ich mit voller Kraft unterstützen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Nur sichere, in der EU ansässige Rechenzentren ermög-
lichen eine zukunftsfeste KI-Infrastruktur.

Drittens: die Cybersicherheit. Sehr geehrte Damen und 
Herren, unsere Unternehmen, unsere Bürgerinnen und 
Bürger und auch unsere Verwaltung sind vielen Bedro-
hungen im Cyberraum ausgesetzt. Diesen Angriffen müs-
sen wir entschieden entgegentreten. Dies kann keine In-
stitution, dies kann kein Unternehmen alleine. Das geht 
nur in der Zusammenarbeit, in der Bündelung von Kom-
petenzen in Deutschland und in Europa. Gemeinsam mit 
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dem Bundesinnenministerium und dem Bundesamt für 
Sicherheit in der Informationstechnik werden wir Sicher-
heit und Innovation vorantreiben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Viertens. Wir müssen digital souveräner werden, kriti-

sche Abhängigkeiten reduzieren und vor allem unsere 
eigenen Talente und Stärken auch nutzen. Wir müssen 
am globalen Technologiewettbewerb viel aktiver teilneh-
men. Dafür brauchen wir eigene große Player, Rechen-
zentren, Clouds und auch eine souveräne Nutzung unse-
rer Datenschätze. Und wir müssen unsere Talente und 
Fähigkeiten in Deutschland und Europa viel stärker nut-
zen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Fünftens. Sehr geehrte Damen und Herren, Verwal-

tungsprozesse müssen einfacher und digital werden. „Di-
gital first“, das ist das Gebot der Stunde. Mit der digitalen 
Brieftasche machen wir Führerschein, Zeugnisse oder 
Urkunden sicher und einfach auf dem Smartphone nutz-
bar. Die Zettelwirtschaft muss bald der Vergangenheit 
angehören. Und wir bauen technische Barrieren zwischen 
den Ländern ab und wachsen auch als EU stärker zusam-
men. Dafür schaffen wir klare Standards und Schnittstel-
len, identifizieren die besten bestehenden Produkte und 
harmonisieren IT-Lösungen über Verwaltungsgrenzen 
hinweg. Insellösungen müssen der Vergangenheit ange-
hören.

Und sechstens. Wir müssen darüber reden, was wir 
tun – mit den Bürgerinnen und Bürgern, aber auch mit 
allen Mitarbeitenden der Verwaltung. Wir müssen vor 
allen Dingen auch die Bedenken ernst nehmen. Wir müs-
sen zuhören, verstehen und sehr viel erklären. Mit Ver-
ständnis kommt Vertrauen, und Vertrauen verdient man 
sich – durch das Einhalten von Versprechen, vor allen 
Dingen aber durch Umsetzung.

Sehr geehrte Damen und Herren, all das tun wir nicht 
um des Tuns willen. Ein moderner und digitaler Staat, der 
gut funktioniert, kann die Menschen wieder vom Staat 
und der Demokratie überzeugen, Vertrauen schaffen. Er 
ist wichtig für die Wettbewerbsfähigkeit und Zukunft 
unseres Landes. Das BMDS wird die notwendigen 
Schritte gemeinsam mit den Ressorts und den Ländern 
vorantreiben. Es geht um das Machen. Es geht um ein 
Next Germany.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank, Herr Minister. – Ich erteile das Wort für 

seine erste Rede im Hohen Hause Ruben Rupp für die 
AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Ruben Rupp (AfD):
Sehr geehrter Präsident! Sehr geehrter Digitalminister! 

Geehrte Abgeordnete! Wir beraten heute über den Einzel-
plan 24 – Digitales und Staatsmodernisierung – des Bun-
deshaushalts. Blöd nur, dass dieser Einzelplan, über den 
wir heute hier beraten sollen, bisher gar nicht existiert – 

kein Text, keine Zahlen, nichts, und das als einziges Mi-
nisterium. Alle anderen Ministerien haben Einzelpläne 
vorgelegt. Ist Ihnen das nicht peinlich, Herr Minister?

(Beifall bei der AfD – Dr. Karsten Wildberger, 
Bundesminister: Nein!)

Sehr geehrte Vertreter der Bundesregierung, um es mal 
ganz klar zu sagen: Ein Ministerium ohne einen eigenen 
Einzelplan ist kein Ministerium.

(Beifall bei der AfD – Franziska Hoppermann 
[CDU/CSU]: Quatsch!)

Meine Damen und Herren, kein eigener Einzelplan, und 
das nach Monaten Zeit, um diesen im Hintergrund vorzu-
bereiten! Sie sind ja nicht erst seit gestern in der Regie-
rung. Sie sitzen ja schon einige Monate da.

(Ronja Kemmer [CDU/CSU]: Zehn Wochen!)

Kein Plan, keine Kompetenzen, kein Geld!

(Ronja Kemmer [CDU/CSU]: Kein Geld? Das 
stimmt doch gar nicht!)

Wenn das der neue Schwung sein soll, wie wir Deutsch-
land ins digitale Hightechzeitalter bekommen, ist alles 
über diese Regierung gesagt.

(Beifall bei der AfD)

Der heutige Tag markiert die erste gigantische Bla-
mage dieser Bundesregierung, die nicht einmal in der 
Lage ist, einen vernünftigen Haushaltsplan für alle Fach-
bereiche vorzulegen. Ich frage Sie, Herr Dr. Wildberger: 
Können Sie überhaupt zusagen, dass der Einzelplan die-
ses Jahr noch nachgereicht wird? Mühselig muss sich 
derzeit ein jeder durch den intransparenten Haushalt 
wühlen, um die dem Ministerium theoretisch zugeord-
neten Positionen in anderen Einzelplänen mit der Lupe 
zu suchen und zusammenzutragen. Sagen Sie, wie viel 
wird denn jetzt wirklich fürs Ministerium bereitgestellt? 
5 Milliarden Euro? 10 Milliarden Euro? 15 Milliarden 
Euro? 20 Milliarden Euro? Wissen Sie es überhaupt 
selbst? Und ist das jetzt die neue Handschrift der Bundes-
regierung: Intransparenz und Inkompetenz? Dann gute 
Nacht, digitales Entwicklungsland Deutschland!

(Beifall bei der AfD)

Bei aller Kritik, die wir heute zu Recht an Minister 
Wildberger üben müssen und werden, muss man an die-
ser Stelle auch sagen: Diese Bundesregierung kann sich 
nicht damit herausreden, dass der Digitalminister 
Dr. Wildberger allein an allem schuld sei. Finanzminister 
und Vizekanzler Klingbeil ist maßgeblich für den Haus-
halt und dieses Fiasko – übrigens genauso wie Kanzler 
Merz – verantwortlich. Und wo sind die beiden heute? 
Wo sind sie? Nicht mehr da. Sie drücken sich vor ihrer 
Verantwortung und werfen ihren Kollegen, Digitalminis-
ter Dr. Wildberger, diesem Parlament zum Fraß vor, statt 
sich für ihr eigenes Versagen hier zu entschuldigen. Was 
ist denn das für ein Kabinett? Was haben Sie uns da 
vorgesetzt?

(Beifall bei der AfD)
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Auch Ihr Parlamentarischer Staatssekretär Philipp 
Amthor – zumindest er ist da, habe ich gesehen – scheint 
Sie schlecht beraten zu haben. Er müsste es doch besser 
wissen. Aber er hängt offensichtlich lieber auf TikTok 
rum, als einen ordentlichen Haushalt mit vorzubereiten.

(Beifall bei der AfD)
Zugegeben, Herr Dr. Wildberger: Sie haben in den 

ersten Reden gute Ansätze gezeigt, auch heute. Der Fo-
kus lag nicht vor allem auf Meinungszensur und linken 
Projekten, sondern auf Wirtschaftswachstum und echter 
Digitalisierung. Das ist auch unser Fokus; das könnten 
wir an sich unterschreiben. Aber jetzt, wo Minister 
Wildberger schon bei den ersten Aufgaben erwartbar 
scheitert, lassen seine Kollegen ihn hängen. Man lässt 
ihn fallen wie eine heiße Kartoffel; das sieht man heute 
an der Regierungsbank. Damit ist übrigens auch charak-
terlich alles über diese Bundesregierung gesagt.

(Beifall bei der AfD)
Das Fiasko heute reiht sich ein in eine Vielzahl von 

Verfehlungen der Regierung, und das schon in den ersten 
Monaten. Ich denke da an den Gesetzentwurf zum Tele-
kommunikationsgesetz. Im Gegensatz zum Einzelplan 
haben wir den wenigstens zu Gesicht bekommen.

(Ronja Kemmer [CDU/CSU]: Wie jedes Ge-
setz!)

Es ist schon mal ein Fortschritt, dass wir etwas gesehen 
haben. Das erfolgte aber sehr kurzfristig vor der ersten 
Lesung, und das, obwohl nur ein einziger Satz geändert 
wurde. Wie kann man denn so lange brauchen, um einen 
einzigen Satz zu versenden, der ohnehin nur Symbolwir-
kung hat? Können Sie mir das irgendwie erklären? Ich 
verstehe es nicht.

Ich muss ganz ehrlich sagen: Man muss nach den letz-
ten Wochen unweigerlich den Eindruck gewinnen – ich 
habe mir das alles in Ruhe angeschaut –, dass 
Dr. Wildberger wohl schon geahnt hat, was heute pas-
siert, nämlich dass er ohne jegliche Gestaltungsoption 
bleibt, dass er nicht daran glaubt, etwas verändern zu 
können. Das sendet er auch heute aus, mit seiner Kör-
perhaltung und seiner Attitüde.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD)
Direkt in einer seiner ersten Reden – und ich höre Ihnen 
genau zu, Herr Minister – hat er vor zu hohen Erwartun-
gen an ihn und das Ministerium gewarnt,

(Joachim Ebmeyer [CDU/CSU]: Einfach mal 
zum Haushalt reden!)

weil er im Kabinett offensichtlich nicht auf Augenhöhe 
gesehen und ernst genommen wird. An der Debatte heute 
erkennt man übrigens den wahren Stellenwert der Digi-
talisierung für diese Regierung. Sie kommt schlichtweg 
nicht vor, nicht einmal im eigenen Einzelplan.

(Beifall bei der AfD)
Wenn ein Digitalminister sinngemäß schon mit „Erwar-
ten Sie bitte nichts von mir“ – so habe ich das verstanden, 
Herr Dr. Wildberger; so kommt das an – in eine Regie-
rung einsteigt, dann frage ich Sie: Was ist das denn ande-
res als eine offene Kapitulation des Ministers beim Amts-
antritt? Das ist nichts anderes.

Was wir statt dieses Theaters, das wir heute haben, in 
Deutschland bräuchten, meine Damen und Herren, das 
wäre ein Hauch von Elon Musk als Digitalminister.

(Ronja Kemmer [CDU/CSU]: Sie haben ja 
lange durchgehalten!)

Daran könnten Sie sich ein Beispiel nehmen, Herr 
Dr. Wildberger: ein Minister, der begeistert ist von den 
Möglichkeiten der Digitalisierung,

(Ricarda Lang [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Der gar kein Minister mehr ist!)

der Motivation versprüht, glaubhaft den unendlichen 
Drang hat, dieses Land ins digitale Zeitalter zu führen, 
und der auch von der Regierung mit echten Kompetenzen 
und Mitteln ausgestattet wird.

Es wäre so wichtig, dass Deutschland die Digitalwende 
überhaupt einleitet. Denn Digitalisierung, künstliche In-
telligenz und Hightech sind mittlerweile ein Standortfak-
tor für die Industrie der Zukunft, ganz zu schweigen von 
den fast exponentiellen Produktivitätssteigerungen einer 
echten Digitalwende in sämtlichen wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Bereichen, von Industrie 4.0 zur Re-
volution „digitale Arbeit“, zum autonomen Fahren bis hin 
zur individualisierten Medizin- und Pflegerobotik. Das 
wäre die Zukunft.

Aber mit einer Regierung ohne den Willen und ohne 
die Fähigkeiten, die Digitalwende umzusetzen, verpassen 
wir den großen Wachstumsmarkt im digitalen Sektor und 
werden auch unsere Position als Top 3 der größten Ex-
porteure der Welt, nach den USA und China, verlieren. 
Das wird so kommen, weil diesem Digitalministerium 
ganz offensichtlich sämtliche Kompetenzen fehlen und 
weil Sie außerdem auf die teure Energiewende setzen 
statt auf günstige Energie, die ja überhaupt erst die Vo-
raussetzung für die Digitalwende ist. Wenn Sie an dieser 
Energiewende festhalten, Herr Dr. Wildberger, dann fah-
ren Sie in eine Sackgasse, dann können Sie dieses Land 
nicht digitalisieren.

(Beifall bei der AfD)
Gerade für diesen stark wachsenden Daten- und Re-

chenzentrenhunger braucht es Strom, viel Strom. In 
Deutschland wird der Bedarf für deutsche Rechenzentren 
im Jahr 2037 auf 39 Terawattstunden geschätzt. Um die-
sen stark wachsenden Strombedarf für eine echte High-
techdigitalisierung Deutschlands zu decken, sind nicht 
grüner Wasserstoff, Wind und Photovoltaik die Lösung, 
wie es die Bundesregierung will, sondern Kernenergie, 
Kohleverstromung und günstiges Gas aus Russland. Das 
brauchen wir jetzt.

(Beifall bei der AfD – Ronja Kemmer [CDU/ 
CSU]: Grüße gehen raus nach Moskau!)

Ich sage Ihnen eins: Ohne eine Antwort darauf, wie Sie 
den benötigten Energiebedarf für die digitale Wende de-
cken, werden alle guten Absichten und Planungen des 
Digitalministeriums überflüssig. Dann können Sie das 
Digitalministerium auch gleich wieder einstampfen. 
Deutschland braucht aber eine digitale Wende, und 
zwar jetzt. Und schon am heutigen Tag wurde klar, dass 
das mit dieser Regierung ganz offensichtlich nicht zu 
machen ist.
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(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Rupp. Das war Ihre 

erste Rede im Hohen Haus. Ich gratuliere dazu.
Die nächste Rede hält Martin Gerster für die SPD- 

Fraktion.
(Beifall bei der SPD)

Martin Gerster (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kolle-

gen! Sehr geehrter Herr Minister Wildberger! Ja, auf den 
ersten Blick ist diese Debatte natürlich etwas kurios. Vor-
dergründig könnte man meinen, wir diskutierten hier den 
Einzelplan 24,

(Ruben Rupp [AfD]: Er ist doch gar nicht da!)
ohne dass etwas drinsteht. Hier ist die Behauptung auf-
gestellt worden, es gäbe für dieses Ministerium überhaupt 
gar kein Geld. Das ist natürlich nicht so, im Gegenteil.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Ronja 
Kemmer [CDU/CSU])

Herr Minister Wildberger, Sie sind jetzt, wenn ich rich-
tig gezählt habe, neun Wochen im Amt, und ich habe, 
ehrlich gesagt, großen Respekt davor, was für eine Her-
kulesaufgabe Sie bewältigen müssen,

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
nämlich aus fünf Ministerien Aufgaben, Themen und 
Personal zusammenzuziehen und ein neues Ministerium 
aufzubauen. Das ist eine Aufgabe, um die ich Sie nicht 
beneide. Deswegen will ich klarstellen: Auch wenn es 
Ihre erste Rede war, Herr Kollege Rupp, kann man das 
nicht machen. Das geht so nicht.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Ricarda 
Lang [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Ruben 
Rupp [AfD]: Dann legen Sie mal einen Einzel-
plan vor!)

Es stimmt: Natürlich sind die Erwartungen an Sie, Herr 
Minister Wildberger, und Ihr neues Ministerium riesig. 
Und natürlich sind eine funktionierende, leistungsfähige 
und sichere digitale Infrastruktur, und zwar im Festnetz 
wie im Mobilfunk, die Grundvoraussetzung für Digitali-
sierung. Hier haben wir in den vergangenen Jahren, wie 
ich glaube, große Fortschritte erreichen können. Kompli-
zierter wird die Digitalisierung, wenn wir an unsere Ver-
waltung in Bund, Ländern und Kommunen denken. Das 
gilt vor allem für die Digitalisierung und Verknüpfung 
der Register und Datenbestände. Hier geht es um Stan-
dards, um sichere Identitäten, um die Nachnutzung von 
IT-Lösungen in den Behörden.

Für die Bürgerinnen und Bürger ist aber etwas anderes 
entscheidend. Sie erwarten, wie ich finde, völlig zu Recht 
eine grundsätzlich veränderte Verwaltung, eine Verwal-
tung, die Anträge online entgegennimmt, die sie schnell 
bearbeitet, die notwendige Informationen auch bei ande-
ren Behörden einholt und die die Menschen über ihre 
Möglichkeiten proaktiv aufklärt. Ein moderner Staat 
muss für die Bürgerinnen und Bürger da sein, nicht um-
gekehrt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Eine entsprechend aufgestellte digitale Verwaltung kann 
das Vertrauen in den Staat wieder nachhaltig stärken. Ich 
glaube, wir sind da insgesamt gut am Start, um das auch 
zu schaffen.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, umso mehr ärgert es, 
wenn man dann in der Boulevardpresse lesen muss: „So 
weit ist es schon gekommen – deutscher Pass per Maus-
klick“. Also bitte! Da werden jetzt endlich Prozesse in der 
Verwaltung digitalisiert und beschleunigt, und schon 
wird massiv dagegen Stimmung gemacht. Dabei erhöht 
das digitale Einbürgerungsverfahren sogar das Sicher-
heitsniveau. Mit Zugriff auf alle Akten und alle digitalen 
Informationen bei den Sicherheitsbehörden können Wi-
dersprüche und Manipulationen ja viel besser aufgedeckt 
werden. Hier wird ohne Not das Vertrauen der Menschen 
in digitale Verfahren beschädigt. Da fehlen einem wirk-
lich die Worte.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, eine wichtige Bau-
stelle für das neue Ministerium ist auch die Stärkung der 
digitalen Souveränität. Ich glaube, wir müssen unabhän-
giger werden von Hard- und Software sowie von Platt-
formen aus anderen Ländern, insbesondere von Anbie-
tern aus den USA und aus China. Heute Nachmittag 
war ich, ehrlich gesagt, schon ein bisschen geschockt, 
als ich gehört habe, dass die Landesregierung in Baden- 
Württemberg auf eine Polizeisoftware aus den USA setzt 
und entsprechende Entscheidungen getroffen hat. Ich 
halte das für sehr beunruhigend und kann in diesem Fall 
nur dazu auffordern, hier eine europäische Lösung zu 
suchen.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Bereich der Ver-
waltungsdigitalisierung ist schon viel auf den Weg ge-
bracht worden. Ich will deswegen ausdrücklich davor 
warnen, das Rad jetzt neu erfinden zu wollen. Wir sollten 
die etablierten Strukturen stärken und die ganz zentralen 
Bausteine wie digitale Identitäten und die Registermoder-
nisierung sowie die sichere digitale Vernetzung der Ver-
waltung auf allen Ebenen konsequent und mit hohem 
Tempo umsetzen.

Dass für diese Bereiche jetzt über eine halbe Milliarde 
Euro zusätzlich aus dem Sondervermögen Infrastruktur 
bereitgestellt wird, ist aus meiner Sicht der richtige Weg.

(Ruben Rupp [AfD]: Warum steht das nicht im 
Einzelplan? Kriegen Sie es nicht hin?)

Diese Zahl belegt ja auch, dass es eine finanzielle Unter-
mauerung für das gibt, was wir in der Koalition mit dem 
Minister zusammen vorhaben.

(Ruben Rupp [AfD]: Warum schreiben Sie es 
nicht in den Einzelplan rein? – Zuruf des Abg. 
Tobias Ebenberger [AfD])

Jedenfalls, glaube ich, sind die finanziellen Vorausset-
zungen dafür ganz gut.
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(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – 
Ruben Rupp [AfD]: Wenn es Geld gibt, kön-
nen Sie es doch in den Einzelplan schreiben!)

Handlungsbedarf, finde ich, gibt es auch mit Blick auf 
die Bundesländer. Wir brauchen mehr Klarheit und Ver-
bindlichkeit beim Setzen von Standards. Wir müssen mit 
Insellösungen und Parallelentwicklungen aufhören. Hier 
muss auch der Gleichschritt gewahrt bleiben. Ich sage 
mal so: Leider sind in meinem Heimatbundesland Ba-
den-Württemberg nur 930 Verwaltungsleistungen flä-
chendeckend verfügbar. Damit ist es leider das Schluss-
licht. Ich hoffe, dass wir insgesamt – über alle 
Bundesländer hinweg zusammen mit dem Bund und 
den Kommunen – jetzt den richtigen Aufbruch schaffen.

Fazit: Ich glaube, es ist wirklich sehr, sehr viel zu tun. 
Geld ist bekanntlich nicht alles; aber ohne Geld ist vieles 
nichts. In diesem Sinne, sehr geehrter Herr Minister 
Wildberger, freue ich mich auf die Haushaltsberatungen 
über einen Etat, den es in Papierform im Moment noch 
nicht gibt. Aber ich bin mir sicher, dass das in wenigen 
Wochen schon ganz anders aussehen wird.

(Maja Wallstein [SPD]: Genau!)

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank Ihnen. – Als Nächstes erteile ich das Wort 

der Abgeordneten Ricarda Lang für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Maja Wallstein [SPD])

Ricarda Lang (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir befinden uns mitten in einem Kampf um 
die Freiheit. Erinnern wir uns an die Inauguration von 
Donald Trump: In der ersten Reihe hinter ihm stand nicht 
ein einziger demokratisch gewählter Politiker, sondern 
ausschließlich Tech-Oligarchen wie Elon Musk oder 
Jeff Bezos. Und die haben ein ganz klares Ziel: die Ver-
bindung von ökonomischer Macht mit riesigen Konzer-
nen, die so gut wie keine Steuern zahlen, von politischer 
Macht mit immer mehr Einfluss auch auf die Wahlen hier 
in Europa und von kommunikativer Macht, indem sie die 
sozialen Netzwerke kontrollieren.

Dabei geht es um nicht weniger als darum, ein neues 
System zu schaffen: eine Broligarchie, wo wenige reiche 
Männer sich untereinander die Macht zuteilen – ohne 
Rücksicht auf Verluste. Das, was sie uns dabei aber als 
Freiheit verkaufen, ist nur Regellosigkeit und vor allem 
Egoismus.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Und damit ist es das Gegenteil von unserem Verständnis 
von Freiheit, auch von der Freiheit, wie sie im Grund-
gesetz festgeschrieben ist: gleiche Spielregeln und Chan-
cen für alle.

(Ruben Rupp [AfD]: Warum sind Sie dann ei-
gentlich für ein Parteiverbot?)

Meine Freiheit ist bedingt durch die Freiheit der anderen, 
kurzum: Freiheit in Verantwortung. Wir befinden uns 
mitten in einem Kampf um die Freiheit: die Freiheit der 
wenigen oder die Freiheit der vielen.

(Ruben Rupp [AfD]: Sie sind halt nicht auf der 
Seite der Freiheit, Frau Lang! – Zuruf des Abg. 
Tobias Ebenberger [AfD])

Und dieser Haushalt muss so aufgestellt werden, dass wir 
die Freiheit der vielen verteidigen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Davon sind wir aber ehrlicherweise gerade noch zu 
weit entfernt. Denn die Freiheit zu verteidigen, heißt, 
dass Europa bei der Digitalisierung auf eigenen Beinen 
stehen muss. Wenn wir nicht wollen, dass andere uns die 
Regeln oder sogar die Regellosigkeit diktieren, dann 
muss Europa unabhängiger werden. Ihre Regierung hat 
die besten Bedingungen dafür. Wir haben dem Sonder-
vermögen zugestimmt, weil wir wissen, dass unsere Frei-
heit davon abhängen wird, dass wir in Zukunftstechnolo-
gien investieren, damit Europa vorne dran ist und nicht 
abgehängt wird.

(Beifall der Abg. Victoria Broßart [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Umso verwundernder ist es, wenn jetzt teilweise sogar 
bei der künstlichen Intelligenz gekürzt wird mit dem 
Argument, es gebe dort einen geringeren Bedarf.

(Ronja Kemmer [CDU/CSU]: Das stimmt 
doch gar nicht!)

Für uns ist klar: Der Bedarf für Europas Unabhängigkeit 
war nie größer als heute. An Europas Souveränität darf 
nicht gespart werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir diskutieren hier heute noch keinen fertigen Haus-

halt; das stimmt. Wir finden es auch explizit richtig, dass 
die Kompetenzen für Staatsmodernisierung und Digitali-
sierung in einem neuen Haus gebündelt werden. Und wir 
haben, weil wir anders als manch andere Oppositions-
partei verstehen, wie Politik funktioniert,

(Ruben Rupp [AfD]: Sie haben auch versagt in 
der Regierung, genauso wie die Regierung 
jetzt!)

auch Verständnis dafür, dass es ein bisschen braucht, bis 
dieses Ministerium sich zusammengefunden hat.

Wofür wir aber ehrlicherweise kein Verständnis haben, 
ist, dass eines der ersten Dinge, die diese Regierung ge-
macht hat, war, lauter Berichtspflichten gegenüber dem 
Deutschen Bundestag abzuschaffen: vom Stand der Digi-
talisierung bei der Steuerverwaltung bis hin zur Erfas-
sung der Kosten für externe Berater. Das Erste, was 
euch bei Bürokratieabbau einfällt, ist, euch selbst von 
Transparenz zu befreien und den Deutschen Bundestag 
von Informationsrechten. Für uns ist klar – und das sage 
ich explizit auch an die Haushälter der Koalition gerich-
tet –: Eines selbstbewussten Parlaments ist das unwürdig.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der Linken)

In der Digitalisierung liegen riesige Chancen für Kli-
maschutz und für Nachhaltigkeit. Doch dafür muss sie 
politisch gestaltet werden. Im Moment sehen wir aber 
eher das Gegenteil: einen Ansatz, der sich durch den 
ganzen Haushalt und auch durch die bisherige Regie-
rungsbilanz zieht, und das ist „Ökologie? Fehlanzeige!“. 
Nachhaltigkeit muss man mit der Lupe suchen, und beim 
Klimaschutz wird der Rückschritt organisiert. Man hat 
den Eindruck: Sie denken, dass man die Ökologie ge-
meinsam mit den Grünen einfach in die Opposition ver-
bannen kann. Ich habe aber schlechte Nachrichten für 
Sie: Die Klimakrise trifft nicht nur die Grünen, die trifft 
alle Menschen in diesem Land. Wer eine Regierung für 
alle sein will, der muss eine Klimaschutzkoalition wer-
den.

(Zuruf des Abg. Tobias Ebenberger [AfD])

Gerade werden Sie eine Koalition der Wirklichkeitsver-
weigerung und der Zukunftsvergessenheit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dabei ist dieses Haus für die Zukunft so verdammt 
wichtig. Denn mit der Frage, ob ein Führerschein digital 
beantragt werden kann, mit der Frage, ob ein Urlaub 
abgesagt werden muss, weil der Kinderpass verloren ge-
gangen ist und man so schnell keinen neuen bekommt, 
und mit der Frage, ob eine Kommune im Zweifelsfall auf 
Fördergelder verzichtet, weil die Beantragung einfach zu 
kompliziert ist, entscheidet sich auch das Vertrauen in 
den Staat, das Vertrauen in die Politik und damit das Ver-
trauen in die Demokratie. Wenn Bürger das Gefühl ha-
ben, dass der Staat mit diesen einfachsten Aufgaben über-
fordert ist, wie sollen sie ihm dann vertrauen, wenn es um 
große Veränderungsprozesse geht? Für uns ist klar: Weil 
wir uns gerade in so einer riesengroßen Vertrauenskrise 
befinden, wollen wir, dass Sie – und wir werden in der 
Opposition unseren Teil dazu beitragen – beim Thema 
Staatsmodernisierung Erfolg haben. Denn Deutschland 
muss schneller werden, Deutschland muss einfacher wer-
den, Deutschland muss digitaler werden. Wir brauchen 
endlich ein Land, das einfach funktioniert.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Ruben Rupp [AfD]: Die Ampel hat es nicht 
geschafft, Frau Lang!)

Was wir aber nicht brauchen, ist, dass unter dem Deck-
mantel der Einfachheit und des Bürokratieabbaus soziale 
und ökologische Standards abgebaut werden. Wir haben 
absurde Regeln in diesem Land, über die die Menschen 
zu Recht den Kopf schütteln. Aber wenn diese Regierung 
„Bürokratieabbau“ sagt, dann bedeutet das meistens den 
Abbau von Arbeitnehmerrechten

(Zurufe von der SPD: Nein!)

oder die Abschaffung von Naturschutz.

(Zurufe von der SPD: Nein!)

Das macht das Leben der Bürgerinnen und Bürger nicht 
einfach, sondern im Zweifelsfall einfach schlechter.

Aufbewahrungsfristen bei Cum-Cum, Verbraucher-
schutz in der Digitalisierung, klare Pfade und Planbarkeit 
bei der CO2-Reduktion, das ist nicht einfach nur blöde 
Bürokratie, sondern das macht unsere Wirtschaft nach-
haltiger, unseren Rechtsstaat verlässlicher und unser 
Land gerechter.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wem bei alldem nichts anderes einfällt als „Weg damit!“, 
der ist, ehrlich gesagt, ziemlich denkfaul; denn er drückt 
sich vor den Aufgaben, die man wirklich angehen muss: 
die Vereinfachung von Verfahren, die bessere Zusam-
menarbeit von Behörden und von Ebenen und die schnel-
lere Digitalisierung der Verwaltung.

Für all das werden wir uns in den nächsten Jahren 
einsetzen.

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Hätten Sie sich 
besser mal in den letzten dreieinhalb Jahren 
dafür eingesetzt! – Ruben Rupp [AfD]: Was 
habt ihr in den letzten drei Jahren gemacht? 
Geschlafen!)

Denn wir wollen einen Staat, der schützt, wir wollen 
einen Staat, der befähigt, und wir wollen einen Staat, 
der möglich macht. Wir wollen einen Bürokratieabbau, 
der das Land einfacher macht und nicht ungerechter. 
Denn zur Kettensäge greift nur der, der mit dem Werk-
zeugkasten guter Politik überfordert ist.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 

Zuruf des Abg. Tobias Ebenberger [AfD])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile das Wort als Nächstes 

Sascha Wagner für die Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der Linken)

Sascha Wagner (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Damen und Her-

ren! Immer mehr Menschen haben in den vergangenen 
Jahren das Vertrauen in die Funktionsfähigkeit des Staa-
tes verloren. Laut dem Deutschen Beamtenbund halten 
satte 70 Prozent der Menschen in Deutschland den Staat 
in Bezug auf seine Aufgaben und Probleme für überfor-
dert. Solche verheerenden Ergebnisse sind Gift für unsere 
Demokratie und Wasser auf die Mühlen der Staats- und 
Demokratiezersetzer am rechten Rand. Genau das wollen 
wir als Linke nicht. Wir wollen einen funktionsfähigen 
Staat, der Dienstleister für seine Bürgerinnen und Bürger 
ist und das Vertrauen der Bevölkerung genießt.

(Ruben Rupp [AfD]: Hat die DDR funktio-
niert?)

Doch, ehrlich gesagt, frage ich mich, was denn mit 
einem Bundesministerium für Digitales und Staats-
modernisierung nun anders laufen soll als unter einer 
Digitalstaatsministerin oder einem Bundesminister für 
Digitales und Verkehr; Sie wissen, worauf ich abziele. 
Zwar schreiben Sie auf Ihrer schicken neuen Webseite: 
„Wir starten sofort mit konkreten, wirksamen Maßnah-
men“, und Ihr Anspruch sei es, ins Tun zu kommen, 
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schnelle, konkrete Erfolge zu liefern, Blockaden aufzulö-
sen und sichtbare Ergebnisse zu produzieren. Aber das 
wollten Sie doch auch schon in den vergangenen zwei 
Legislaturperioden, zwar in unterschiedlichen Konstella-
tionen, aber während der Amtszeit der Staatsministerin 
haben Sie, liebe Union und liebe SPD, zusammen regiert.

Lieber Herr Minister Wildberger, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, wir hoffen, dass es Ihnen nun endlich ernst 
ist und Sie die über Jahrzehnte angestauten Aufgaben 
unbürokratisch anpacken und lösen. Denn es ist vollkom-
men inakzeptabel, dass Deutschland in Sachen Digitali-
sierung und praxistauglicher Verwaltung einem Land wie 
Estland über 20 Jahre hinterherhinkt. In dieser Hinsicht 
sind wir ein Entwicklungsland, meine Damen und Her-
ren.

Digitale Infrastruktur ist keine Ware, sondern ein ele-
mentarer Bestandteil der Daseinsvorsorge. Glasfasernet-
ze, 5G und öffentliches WLAN müssen flächendeckend, 
leistungsfähig und bezahlbar sein, gerade und vor allem 
in ländlichen Regionen und in sozial benachteiligten 
Stadtteilen.

(Beifall bei der Linken)

Und für Sie, Herr Minister, eine kleine Anekdote. Ich 
bin ja frisch gewählter Abgeordneter in diesem Hohen 
Hause, im Februar gewählt. Heute habe ich meinen Netz-
werkdrucker bekommen. Es ist leider nicht möglich, dass 
ich eine PDF-Datei einscannen und auf dem Server ab-
legen kann.

(Armand Zorn [SPD]: Was hat das mit dem 
Minister zu tun?)

Also: Sie haben genügend zu tun. Fangen Sie hier im 
Hohen Hause an!

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ralph Brinkhaus spricht als Nächster 

für die Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ralph Brinkhaus (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich hatte 

letzte Woche ein Gespräch mit jemandem aus der Digital-
wirtschaft. Ich habe ihn gefragt: Na ja, was ändert sich 
denn jetzt durch das neue Ministerium? Er sagte: Wir 
haben endlich eine Telefonnummer. Dann habe ich ge-
dacht: Na ja, eine Telefonnummer, das ist vielleicht ein 
bisschen wenig. – Aber er hat gesagt: Nee, wir haben 
endlich eine konzentrierte Stelle, die verantwortlich ist 
für das Thema Digitalisierung, was bei allen Vorgänger-
regierungen nie der Fall war; das ist ein großer Wert.

Herr Minister Wildberger, es ist nicht nur eine Tele-
fonnummer, sondern es ist ein ganzes Ministerium, übri-
gens mit einem hochmotivierten Kernteam – viele Grüße, 
vielen Dank dafür! Da herrscht Gründergeist, da ist rich-
tig was los, und das ist gut so.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Wenn man sich jetzt aber das vorläufige Organigramm 
des Ministeriums, die mediale Berichterstattung und die 
Äußerungen zum Ministerium anschaut, dann stellt man 
fest: Es ist doch arg digitallastig. Das ist auch gut so; das 
ist auch wichtig. Denn die Aufgaben, die wir haben, sind 
Legion. Das fängt bei der Verwaltungsdigitalisierung an 
und hört irgendwo bei der digitalen Souveränität auf. Da 
gibt es ganz, ganz viel zu tun.

Aber, meine Damen und Herren, Digitalisierung ohne 
Staatsmodernisierung ist nichts. Denn wenn wir einen 
schlecht funktionierenden Staat digitalisieren, dann ha-
ben wir einen digital schlecht funktionierenden Staat, 
und das hilft niemandem. Deswegen, meine Damen und 
Herren, gestatten Sie mir einige Bemerkungen zum 
Thema Staatsmodernisierung.

Erstens: Ziel- und Wirkungsorientierung. Schönes Bei-
spiel: Digitalisierung in der Bundesregierung. Die Aus-
gaben für Digitalisierung haben sich in den letzten Jahren 
verdoppelt. Sind wir damit zufrieden? Nein! Ist das Geld 
gut eingesetzt? Kann man hinterfragen! Ganz ehrlich: Es 
reicht nicht, wenn wir Probleme sehen, dass wir sie mit 
Geld und Personal zuschütten. Wir müssen sie lösen. Da 
können wir durch fokussiertes Ausgeben in Ihrem Minis-
terium, Herr Wildberger, ein gutes Beispiel setzen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Zweiter Punkt: Gesetze. Dieses Ministerium ist – und 
das ist gut so – für bessere Gesetzgebung zuständig. Ma-
chen wir gute Gesetze? Jetzt gucken wir uns mal alle ganz 
tief in die Augen: zu viele Gesetze, die über Nacht be-
schlossen werden, manchmal auch mit zu wenig Sorgfalt. 
Ganz ehrlich: Welche Gesetze werden denn auf Herz und 
Nieren, auf ihre Praxistauglichkeit getestet, bevor sie 
dann ins Bundesgesetzblatt hineinkommen? Viel zu we-
nig! Deswegen ist es wichtig, dass dieses Ministerium 
Standards setzt für die ganze Bundesregierung, für quali-
tätsgesicherte, gute Gesetzgebungsverfahren. Ich denke, 
das ist eine große Aufgabe.

Drittens: Menschen und Führung. Wir alle wissen, dass 
wir ein sehr zweifelhaftes und nicht unbedingt leistungs-
freundliches Dienst- und Laufbahnrecht haben. Wir alle 
wissen, dass wir den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
im öffentlichen Dienst viel zu wenig vertrauen, viel zu 
viel kontrollieren, falsch führen. Wir alle müssen uns 
hinterfragen: Haben wir Fehlerfreundlichkeit in diesem 
System? Ganz ehrlich: Wir würden uns alle mehr Quer-
einsteiger wünschen, mehr Wechsel zwischen Wirtschaft 
und Verwaltung und umgekehrt. Da können Sie, Herr 
Minister, in diesem Ministerium ein gutes Beispiel für 
die ganze Bundesregierung setzen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Jetzt kommen wir zum Thema Bürokratieabbau. Frau 
Lang, ich habe Ihre Worte vernommen. Aber ehrlich ge-
sagt: Sie haben geloost, als Sie in der Regierung waren; 
denn unter Ihrer Regierung ist mehr Bürokratie entstan-
den und nicht weniger.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD)
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Deswegen ist die Glaubwürdigkeit von Ihnen da nicht 
besonders groß.

Bürokratieabbau macht man nicht mit der Kettensäge. 
Ja, das muss intelligent gemacht werden. Wir haben auch 
schon einiges gemacht: Wir haben die Landwirte entlas-
tet. Wir haben den Telekommunikationsausbau beschleu-
nigt. Wir werden ein neues Vergaberecht nicht nur bei der 
Bundeswehr haben. Und wir werden den Bauturbo zün-
den. – Das sind konkrete Maßnahmen; aber das reicht 
nicht. Deswegen: Im Gegensatz zu Ihnen erwarte ich 
von diesem Ministerium, dass es konkrete Vorgaben 
macht für die anderen Ministerien, wie viel Bürokratie 
in dieser Legislaturperiode noch abgebaut wird.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der letzte Punkt zum Thema Staatsmodernisierung ist 
die strategische Steuerung. Da wird jeder fragen: Was ist 
das? Das ist Denken auf Vorrat! Wir sind in alle Krisen 
der letzten zehn Jahre relativ unvorbereitet reingerutscht. 
Das können wir besser, indem wir Szenarien entwickeln, 
wie sich Zukunft entwickeln kann, indem wir Szenarien 
entwickeln, wie wir darauf reagieren können. Deswegen 
meine herzliche Bitte:

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende komme.

Ralph Brinkhaus (CDU/CSU):
Nutzen Sie es, dass die strategische Vorausschau bei 

Ihnen platziert ist! Statten Sie sie mit Menschen aus, 
statten Sie sie mit Mitteln aus! Da haben Sie unsere 
Unterstützung in den nächsten Wochen.

Wir freuen uns auf die Haushaltsberatungen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herzlichen Dank. – Als Nächstes erteile ich das Wort 

Sergej Minich für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Sergej Minich (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Die Bundesregierung hat ein neues Ministerium 
geschaffen: für Digitalisierung und Staatsmodernisie-
rung. Der Plan klingt toll: weniger Bürokratie, mehr Tem-
po, endlich digital, der schlanke Staat als Ziel.

Aber wie genau soll das umgesetzt werden? Bürger 
sollen ihre Daten nur einmal abgeben, das sogenannte 
Once-Only-Prinzip. Das heißt, wenn ich dem Amt einmal 
meine Adresse oder mein Einkommen mitteile, soll das 
der Staat dann selbst intern weitergeben – klingt logisch, 
klingt gut. Die Wahrheit ist aber: Die Behörden haben 
unterschiedliche Standards. Ich muss meine Daten trotz-
dem mehrfach abgeben: einmal für die Steuer, einmal 
fürs Elterngeld und einmal fürs Wohngeld. Das ist keine 
Digitalisierung, das ist Datenpingpong!

(Beifall bei der AfD)

Und es kostet uns laut internen Schätzungen über 1 Mil-
liarde Euro jedes Jahr, weil alles doppelt und dreifach 
läuft.

Digitale Verwaltung – auch so ein schönes Thema; es 
wurde angesprochen –: Seit Jahren wird versprochen, 
dass man alles online erledigen kann: Baugenehmigung, 
Kindergeld, Ummeldung. Und was haben wir heute? Statt 
Onlineservice bekommen viele Bürger nur ein PDF zum 
Ausdrucken! Das ist wie „digital sagen, aber mit der Post-
kutsche liefern“.

(Beifall bei der AfD)

Nur rund 100 von über 500 Leistungen sind wirklich 
digital. Das Ziel wurde krachend verfehlt. Und es wurden 
Hunderte Millionen von Euro in Berater, Plattformen, 
Projekte gesteckt, die kaum jemand nutzt.

Dasselbe beim Bürokratieabbau – es wurde heute er-
wähnt –: Der neue Minister sagt: Wir machen die Ver-
waltung einfacher. – Wie soll das gehen? Neue Projekte, 
neue Plattformen, neue Regeln, aber keine echte Verein-
fachung! Ein Start-up in Berlin braucht 26 Formulare und 
fünf Ämterbesuche. In Estland: ein Klick, 15 Minuten, 
fertig. In Deutschland dauert eine Anmeldung Wochen – 
mit Glück.

Und dann ist da die Sache mit dem Geld. Die Abteilung 
Staatsmodernisierung hat sich mal eben 150 neue Plan-
stellen genehmigt.

(Ronja Kemmer [CDU/CSU]: Das sind keine 
neuen!)

Viele davon sind noch unbesetzt. Und wo Stellen unbe-
setzt sind, werden externe Berater für teuer Geld geholt. 
Es gibt auch nach Monaten nur Übergangsbüros. Bis Sie 
handlungsfähig werden, haben wir schon die nächste 
Wahl und Sie haben wieder nichts erreicht.

(Beifall bei der AfD – Ronja Kemmer [CDU/ 
CSU]: So ein Quatsch!)

Man wollte ein neues IT-Konzept erstellen. Kosten: 
über 4 Millionen Euro. Im Ergebnis: Es ist nicht praxis-
nah. Die Beratungsunternehmen freuen sich. Sie haben 4 
Mille verdient für – nichts. Das ist kein Fortschritt, das ist 
Verschwendung.

(Beifall bei der AfD)

Der Glasfaserausbau soll bis Ende des Jahres, also 
2025, 50 Prozent erreichen. Wir können gerne wetten, 
ob Sie das noch erreichen. Wir haben ein Ministerium, 
das viel will, aber wenig schafft,

(Lachen des Abg. Ralph Brinkhaus [CDU/ 
CSU])

ein Ministerium, das sparen will, aber Geld verbrennt, 
und ein Ministerium, das modernisieren will, aber an alter 
Bürokratie kleben bleibt. „Staatsmodernisierung“ darf 
kein Schlagwort bleiben. Wir brauchen klare Datenstan-
dards, verbindliche Ziele und vor allem auch mal Kon-
sequenzen, wenn Dinge nicht funktionieren. Denn der 
Staat gehört den Bürgern – Sie sind nur der Dienstleis-
ter –,

(Beifall bei der AfD)
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und die haben etwas Besseres verdient als Ihre teuren 
Versprechungen ohne Wirkung.

Herr Wildberger, vielleicht noch ein kleiner Tipp: In 
dieser Koalition haben Sie einfach keine Chance. Bisher 
wurden alle Wahlversprechen dieser Koalition gebro-
chen. Warum sollte das bei Ihnen anders sein?

Liebe Union, Sie tun ja so, als wären Sie zum ersten 
Mal in der Regierung; dabei sind Sie doch schuld: In den 
Merkel-Jahren haben Sie Deutschland in ein digitales 
Entwicklungsland verwandelt.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Armand Zorn 

für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Armand Zorn (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrter 
Herr Minister! Zugegeben: Das ist durchaus eine merk-
würdige Situation, dass wir heute über den Einzelplan 24 
diskutieren, auch wenn es da keine Positionen gibt. Aber 
ich finde, das zeigt, dass die neue Bundesregierung, dass 
Sie als Minister und dass die schwarz-rote Koalition die 
Arbeit sofort aufnehmen. Das zeigt, dass wir auf dem 
Weg, ein neues Haus zu bilden, keine Zeit verlieren, 
sondern die Herausforderungen sofort annehmen und da-
für sorgen wollen, dass wir das mit der Digitalisierung in 
Deutschland hinkriegen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Liebe Kolleginnen und Kollegen von der AfD, wenn 

man sich die Mühe macht, mal in den Haushaltsentwurf 
zu schauen, dann findet man auch, wonach man sucht.

(Ruben Rupp [AfD]: Warum nicht im Einzel-
plan? Sie können es doch umschichten! Warum 
haben Sie das nicht gemacht?)

Die meisten Fraktionen werden heute vielleicht kritisie-
ren, dass das nicht genug ist; sie werden vielleicht kriti-
sieren, dass wir einen anderen Schwerpunkt setzen könn-
ten. Aber die AfD schafft es noch nicht mal, in den 
Haushaltsentwurf zu schauen, um beim Stichwort „Digi-
talisierung“ genug Positionen zu finden.

(Ruben Rupp [AfD]: Unsinn! Das wissen Sie 
doch! Warum gibt es denn keinen Einzelplan? – 
Maja Wallstein [SPD]: Ist mit Arbeit verbun-
den!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, da müssen Sie sich 
schon ein bisschen mehr Mühe geben.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Wir sind gerne da, um zu unterstützen; wir leisten 

gerne Unterstützungsarbeit, wo sie gebraucht wird. Ich 
kann sagen: Diese Koalition wird mehr investieren und 
dafür sorgen, dass wir in Sachen Infrastruktur die 
Grundlage dafür schaffen, dass Verwaltungsdigitalisie-
rung stattfinden kann, aber auch die Bürgerinnen und 

Bürger und auch die Unternehmen davon profitieren. 
Mit etwa 4 Milliarden Euro an Investitionen aus dem 
Sondervermögen Infrastruktur und Klimaschutz schaffen 
wir die Grundlage dafür, und das ist genau das, was 
gerade gebraucht wird.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will sagen, dass 
wir sicherlich über Infrastruktur und auch über Verwal-
tungsdigitalisierung reden werden. Ich glaube, wir haben 
hier eine gute Grundlage miteinander. Aber wir wissen 
auch, dass Geld nicht alle Probleme lösen wird. Wir wis-
sen, dass es darüber hinaus eine Staatsmodernisierung 
braucht; die Kolleginnen und Kollegen haben das an-
gesprochen.

Aber ich will auch über Regulierung sprechen, weil 
wir in den letzten Wochen und Monaten eine vielleicht 
etwas verkürzte Debatte erlebt haben, wenn es um Regu-
lierung ging. Ich finde, dass wir, wenn wir uns den Be-
reich der europäischen Gesetzgebung anschauen, liebe 
Frau Lang, liebe Ricarda, stolz sein können auf das, 
was wir erreicht haben. Es ist nämlich so, dass wir als 
Europäische Union wesentliche europäische Rechtsakte 
haben, die dafür sorgen, dass bei uns Digitalisierung nicht 
wertfrei ist, dass es Grenzen gibt, dass es Möglichkeiten 
gibt, dafür zu sorgen, dass unsere Werte, unsere Normen, 
unsere Leitprinzipien auch in der Europäischen Union 
respektiert werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Weil wir in Zeiten von geopolitischen Unsicherheiten 
leben und gerade mit der Trump-Administration verhan-
deln, um eine Lösung im Zollstreit zu finden, will ich 
sagen: Für uns sind diese Regularien nichts, was man 
einfach so in die Verhandlungen mit reinwerfen kann.

Ich will mal ein Beispiel nennen, das deutlich macht, 
warum sie wichtig sind: Der sogenannte Digital Markets 
Act sorgt für einen fairen Wettbewerb in Deutschland und 
in Europa. Er sorgt dafür, dass auch US-amerikanische 
Techunternehmen sich in Europa daran halten müssen 
und dafür sorgen müssen, dass ihre Marktmacht nicht 
missbraucht wird und das dann am Ende zuungunsten 
von kleinen und mittelständischen europäischen Unter-
nehmen geht.

(Johannes Schraps [SPD]: Sehr richtig!)

In Sachen Digitalisierung braucht es diese Regeln.
Deswegen will ich deutlich sagen: Wir sind in Sachen 

Umsetzung in Deutschland vielleicht nicht immer gut; ja, 
das haben wir gemerkt. Aber, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, lassen Sie uns daran arbeiten, dass wir das national 
besser umsetzen, dass wir das bürokratiearm machen. 
Lassen Sie uns dafür sorgen, dass es am Ende funktio-
niert. Und lassen Sie uns nicht die gesamte Europäische 
Union dafür in Geiselhaft nehmen, dass wir das national 
nicht hinkriegen. Das wäre nicht richtig, das wäre nicht 
europäisch, und das wäre nicht zielführend.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
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Zum Abschluss will ich Sie alle, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, einladen: Wir haben eine historische Chance. 
Wir schaffen ein Ministerium für Digitales und Staats-
modernisierung, bzw. wir haben es schon geschaffen, 
und wir wissen: Sein Erfolg hängt ein Stück weit auch 
davon ab, wie wir uns beteiligen, wie wir miteinander 
diskutieren. Ich glaube, dass wir alle davon profitieren, 
wenn wir es schaffen, das Land digitaler, fairer und effi-
zienter zu gestalten. Wir werden unseren Beitrag dazu 
leisten und freuen uns auf die Diskussion.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herzlichen Dank. – Dr. Moritz Heuberger spricht als 

Nächster für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Moritz Heuberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir 
sprechen heute über eine Baustelle; das neue Ministerium 
ist noch kein fertiges Haus.

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Richtig!)

Aber die Idee hat Potenzial, wenn das Fundament stimmt, 
wenn es demokratisch ist, die Menschen einbezieht und 
nachhaltig wirkt.

Ein moderner Staat – was heißt das überhaupt? Ganz 
konkret: Wenn ich einen Handwerksbetrieb gründe, dann 
werden mit einem Klick Steuernummer, Gewerbeanmel-
dung und Sozialversicherung zusammengeführt. Der 
Staat wird zum Partner und nicht zur bürokratischen Hür-
de, und kein Plattformanbieter verdient bei jedem meiner 
Schritte mit.

Wenn ich umziehe, dann werden Meldeadresse, Park-
ausweis und Kitaanmeldung digital und intelligent mit-
einander verknüpft, ohne dass Daten in irgendwelche in-
transparenten Entscheidungsprozesse einfließen oder 
vorsorglich an Sicherheitsbehörden gemeldet werden.

Das ist weder die Logik des Silicon Valley, wo Profit 
über Datenschutz steht, noch das Modell China, wo Über-
wachung über allem steht. Das ist eine demokratische 
Modernisierung, und die schützt unsere Freiheit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Das bringt mich zu meinem zweiten Punkt. Staats-
modernisierung gelingt nur, wenn wir Bürgerinnen und 
Bürger, Verbände, Vereine, Unternehmen und die Be-
schäftigten, zum Beispiel in den Bürgerämtern, mitneh-
men und aktiv einbeziehen: Was brauchen sie wirklich? 
Wie kann sich der Staat nützlich machen, statt zu nerven?

Herr Minister Wildberger, sprechen Sie mit den Men-
schen! Nutzen Sie Usertests, Labore und offene Betei-
ligungsformate! Stellen Sie die Usability des Staates ins 
Zentrum! Und ich meine damit nicht nur irgendwelche 
schicken Apps, vielleicht auch die, aber vor allem die 

Verfahren dahinter, die reibungslosen Schnittstellen und – 
Herr Brinkhaus hat es schon angesprochen – praxistaug-
liche Gesetzgebung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Wir brauchen kein Buzzword-Ministerium. Wir brauchen 
ein Haus, das den Alltag der Menschen in diesem Land 
wirklich vereinfacht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und drittens. Staatsmodernisierung muss nachhaltig 
sein. Das heißt: Schluss mit dem Befeuern einzelner 
Leuchttürme! Denn diese Strohfeuer werden bald aus 
sein, und dann sind wir da, wo wir jetzt stehen. Wir 
brauchen nicht immer neue Pilotprojekte, sondern den 
Aufbau dauerhaft finanzierter Infrastruktur mit offener 
Architektur, mit nachnutzbaren Open-Source-Lösungen.

Dem Ministerium stehen allein in diesem Jahr 4 Milli-
arden Euro aus dem Sondervermögen zur Verfügung – 
eine gewaltige Summe. Hier fehlt bislang die Trans-
parenz und vor allem eine Strategie, wie diese großen 
Blöcke verwendet werden. Modernisierung ohne Strate-
gie ist wie ein Computer ohne Software: teuer, aber nutz-
los.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Für die Sommerpause gilt also: Machen Sie Ihre Haus-
aufgaben! Das Geld ist da. Jetzt braucht es eine klare 
Strategie, transparente Planung und vor allem sichtbare 
Umsetzung.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Daniel Bettermann [SPD])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile Donata Vogtschmidt das 

Wort für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Donata Vogtschmidt (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sicherheit ist angeblich das große Thema der 
Bundesregierung, im Haushalt aber überwiegend dort zu 
finden, wo es militärisch wird, und man muss fast froh 
sein, dass zumindest die Netze des Bundes profitieren.

Aber was ist mit ziviler IT-Sicherheit? Vielleicht in 
einem der Sondervermögen versteckt? Leider nein, leider 
gar nicht.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)

Im Digitalministerium gäbe es keinen Cent für zivile 
Cybersicherheit, wenn das Geld aus einem Sonderver-
mögen kommen sollte. Aber gut, vielleicht ist es ja so, 
dass zivile Cybersicherheit aktuell in ein anderes Minis-
terium outgesourct wird.
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Beim Innenministerium vielleicht? Hier wird mal eben 
bei der IT und Cybersicherheit von 6,5 auf 2,4 Millionen 
Euro gekürzt. Irgendwo muss das Geld für rechtswidrige 
Zurückweisungen von Asylbewerberinnen und Asylbe-
werbern ja herkommen.

(Lachen des Abg. Ruben Rupp [AfD])
Beim Bundesamt für Sicherheit in der Informations-

technik? Auch hier fallen die Gesamtausgaben um gut 
7 Millionen Euro, und Herr Dobrindt versucht, das zu 
kaschieren, indem er einfach mehr Geld im nächsten 
Haushalt verspricht. Bei aller Liebe, Herr Dobrindt: Ich 
erinnere mich noch an Ihr Versprechen zu einer Maut. 
Verzeihen Sie mir, aber Ihre Versprechen sind wie Seifen-
blasen: hören sich gut an und sehen auch sehr gut aus, 
aber platzen schneller als CDU-Wahlversprechen und 
SPD-Werte.

(Beifall bei der Linken)
Wenn die Bundesregierung die NIS-2-Richtlinie auch 

nur ansatzweise seriös umsetzen will, braucht es mehr 
Geld; denn wir reden noch nicht mal von den etwa 700 
unbesetzten IT-Sicherheitsstellen beim Bund und den 
fehlenden Ressourcen für die Überprüfung der IT-Sicher-
heit bei kritischen Infrastrukturen. Diese funktioniert 
schon heute aus Ressourcenmangel beim BSI kaum. 
Die Folge sind extreme Sicherheitsrisiken gerade in Re-
chenzentren, wie der Bundesrechnungshof kürzlich sehr 
deutlich rügte.

Und es geht genau so weiter: Nur 15 Personen der 
Bundesnetzagentur können sich aktuell um die Regulie-
rung von Onlineplattformen im Rahmen des Digital Ser-
vices Acts kümmern.

(Ruben Rupp [AfD]: Gott sei Dank! Das muss 
abgeschafft werden!)

Die Folge sind extreme Wartezeiten bei der Meldung von 
Verstößen, wie beispielsweise fehlenden Schutzmecha-
nismen bei digitaler Gewalt. Bis ein Verstoß überhaupt 
erst mal gemeldet wird, dauert es manchmal Monate. 
Sorry, aber wenn Sie so weitermachen, haben wir für 
die Meldung von illegalen Zuständen auf Onlineplattfor-
men bald längere Wartezeiten als Wartezeiten für einen 
Fachärztin- oder Facharzttermin.

(Beifall bei der Linken)
Herr Bundestagspräsident, sehr geehrte Abgeordnete, 

Minister/-innen, Herr Bundeskanzler, gestatten Sie mir 
als Thüringer Abgeordnete eine Bemerkung. Wir Demo-
kratinnen und Demokraten tragen Verantwortung gegen-
über den Bürgerinnen und Bürgern dieses Landes. Die 
Verfassung gibt uns den Auftrag, Menschen zu schützen. 
Wenn Bundesbürger/-innen gefoltert werden, müssen wir 
uns für ihren Schutz einsetzen.

(Beatrix von Storch [AfD]: Mein Gott! Spre-
chen Sie doch so, dass man es versteht! Das ist 
ja unerträglich!)

In Ungarn wird Maja aus Thüringen seit über einem Jahr 
unter menschenunwürdigen Haftbedingungen festgehal-
ten, die vom Europäischen Gerichtshof als Folter aner-
kannt sind. Morgen wählen wir die Richter/-innen des 
Bundesverfassungsgerichts, das die Auslieferung nach 

Ungarn als rechtswidrig und das drohende Verfahren 
dort als nicht rechtsstaatlich verurteilt hat. Seit Wochen 
diskutieren wir über mögliche Kandidatinnen und Kandi-
daten für unser höchstes Gericht. Vielleicht sollten Sie 
sich zunächst einmal mit den aktuellen Entscheidungen 
des Bundesverfassungsgerichts befassen und darauf ba-
sierend politische Schritte einleiten. Handeln Sie endlich! 
Jetzt!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Kollegin, herzlichen Dank, dass Sie zum Ende 

Ihrer Rede kommen. Wir haben die Sitte und in der Ge-
schäftsordnung festgeschrieben, dass wir zur Sache, zur 
Tagesordnung sprechen. Das hat nichts mit der Bewer-
tung dessen zu tun, was Sie gesagt haben.

(Donata Vogtschmidt [Die Linke]: Als freie 
Abgeordnete habe ich mir meine freie Rede 
rausgenommen!)

– Selbstverständlich. Aber auch die freien Abgeordneten 
haben Regeln im Hohen Hause. Das ist ein Appell an alle, 
dass wir uns bitte an die Geschäftsordnung halten mögen 
und zur Sache sprechen. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD sowie 
der Abg. Johannes Schätzl [SPD] und Marcel 
Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – 
Zuruf der Abg. Donata Vogtschmidt [Die 
Linke])

Ich erteile das Wort für die nächste Rede Dr. Konrad 
Körner für die Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Konrad Körner (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich hatte 
gestern eine Schulklasse da, und die fragte mich, was 
die wichtigste Aufgabe im 21. Jahrhundert sei. Ich habe 
wie so oft natürlich „Frieden und Freiheit sichern“ geant-
wortet. Aber dann kam eine kritische Nachfrage, was 
denn in der neuen Zeit, im 21. Jahrhundert, neu sei; das 
würden Politiker doch immer sagen.

Dann habe ich mich an einen zugegebenermaßen 
schon etwas älteren Spruch erinnert: „Daten sind der 
Rohstoff des 21. Jahrhunderts.“ Etwa acht Jahre ist dieser 
Satz alt, aber ich glaube, wir verstehen ihn erst jetzt. 
Daten sind auch die Schnittstelle zwischen Digitalisie-
rung und Staatsmodernisierung. Wenn deutsche Indus-
triechampions ihre internen Datenregelungen von „Daten 
nur an den, den es angeht“ auf „Share unless“, also „Teilt 
Daten, sofern nicht etwas entgegensteht“ ändern, um Si-
los aufzubrechen, neue Erkenntnisse zu gewinnen, dann 
merken wir: Unsere Industrie weiß, was sie in Zukunft 
braucht, um wettbewerbsfähig zu sein.

Nicht weniger als einen solchen Sinneswandel brau-
chen wir bei uns. Den brauchen wir auch in der Verwal-
tung, um in Zukunft noch mithalten zu können.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Und deswegen wird das neue BMDS, das wir in diesen 
Haushaltsverhandlungen ausstatten wollen, das Daten-
ministerium. Es garantiert nicht nur, dass Daten durch 
Leitungen fließen, wenn wir eine neue Förderung für 
Glasfaserausbau auch bis an die letzte Milchkanne schaf-
fen; es schafft auch Daten. Und Daten schaffen, das heißt 
Werte schaffen, mit konsequenter Digitalisierung in der 
Verwaltung, nicht immer mit Goldrandprodukten, son-
dern mit pragmatischen Lösungen. Mit einer besseren 
Datenqualität schaffen wir Werte und den Quell neuer 
Erkenntnisse. Dafür braucht es konsequente elektro-
nische Aktenführungen, egal ob in Justiz oder Verwal-
tung.

Aber wir wollen auch, dass Daten geteilt werden; daran 
müssen wir uns alle gewöhnen. Verwaltung und Wirt-
schaft brauchen in der Zukunft Daten, um besser und 
effizienter zu arbeiten, Erkenntnisse zu gewinnen, indem 
wir ziel- und wirkungsorientierter arbeiten; denn Daten 
und Digitalisierung sind kein Selbstzweck, sie eröffnen 
uns neue Möglichkeiten, unseren Staat zu lenken und zu 
erkennen, ob Politik funktioniert.

Herr Minich von der AfD redete schon wieder darüber, 
wie lange es in Berlin gerade bei Start-ups braucht, und 
sagte, da gebe es keine Konzepte. Ich sage dazu: Sie sind 
als Opposition nicht verpflichtet, den Koalitionsvertrag 
zu lesen; aber da steht drin, der One-Stop-Shop kommt, 
dann auch die Gründung aus einer Hand.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf von der 
AfD: Wann? – Ronald Gläser [AfD]: Schon 
hundertmal gehört! Bitte liefern!)

– Sie mussten noch nie liefern, das ist der Unterschied.
(Beatrix von Storch [AfD]: Deswegen ist das 

Land auch so im Eimer!)
Wir müssen dafür eine bessere, von weniger Misstrau-

en, von Offenheit geprägte Arbeitskultur zwischen Häu-
sern und Behörden schaffen, nicht nur mit einem zentra-
len IT-Zentrum des Bundes, sondern wir müssen auch 
Datensilos in der Verwaltung aufbrechen. Daran wollen 
wir arbeiten.

In der Zukunft muss es auch heißen: Daten schützen 
heißt Daten nützen. Denn natürlich kommt einem der 
Datenschutz dabei in den Sinn. Ja, wir wollen Kinder 
und Jugendliche besser vor den Gefahren des Internets 
schützen; aber wir müssen nicht jeden Handwerker mit 
Dokumentationspflichten gängeln, nur weil er seine Kun-
den in einer Excel-Datei führt. Und deswegen haben wir 
einen modernen Datenschutz in diesem Koalitionsvertrag 
auf den Weg gebracht, damit wir die Kompetenzen auch 
auf Bundesebene bündeln und eine neue Datennutzungs-
offensive in Deutschland starten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Armand Zorn [SPD])

Daten sind also der Rohstoff des 21. Jahrhunderts, und 
der Staat entscheidet, ob wir diesen Rohstoff nutzen. Die 
Datenökonomie wird die Verwaltung effizienter machen, 
die Wirtschaft beflügeln, uns souveräner und sicherer 
machen. Ich freue mich drauf.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank Ihnen. – Als Nächstes spricht Tobias 

Ebenberger für die AfD-Fraktion. Das ist seine erste Re-
de.

(Beifall bei der AfD)

Tobias Ebenberger (AfD):
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren Abge-

ordnete! Es folgen jetzt mehrere Zitate: Ein „Quereinstei-
ger“, ein „Macher“, „Hoffnungsminister“, „die deutsche 
Antwort auf Elon Musk“. Die Reaktionen auf Ihre Ernen-
nung zum ersten Minister für Digitalisierung und Staats-
modernisierung, Herr Dr. Wildberger, euphorisch zu nen-
nen, wäre eine glatte Untertreibung.

Was mich betrifft – ich bin ganz offen –, war ich von 
Anfang an eher skeptisch, zum einen, weil es nicht wirk-
lich überrascht, dass BlackRock-Kanzler Merz das Rie-
sengeschäft der digitalen Transformation einem Topma-
nager anvertraut, zum anderen, weil ich an Walter Gunz 
dachte, den Mitgründer von Media Markt, also des Unter-
nehmens, das Sie zuvor managten. Gunz redet nicht nur 
Klartext über Deutschlands Abstieg, während Sie Moti-
vationsreden zur angeblich blühenden digitalen Zukunft 
schwingen. Gunz sagt auch klipp und klar, dass er einen 
deutschen Elon Musk nicht in großen Betrieben suchen 
würde, sondern im Mittelstand. Da muss ich ganz ehrlich 
sagen: Der Mann hat völlig recht.

(Beifall bei der AfD)
Es sind eben nicht die börsennotierten internationalen 
Handelskonzerne, die reihenweise unter diesem überbor-
denden Staat mit seiner Bürokratie zusammenbrechen, 
sondern der Mittelstand, grundehrliche Familienbetriebe, 
die das Herzstück unserer Wirtschaft bilden.

(Beifall bei der AfD)
Wie also steht es um den angekündigten Bürokratie-

abbau? Zwei Monate nach Amtseinführung warten wir 
immer noch auf konkrete Schritte und einen Etat im Ein-
zelplan.

Übrigens, an die Kollegen der CDU – ich glaube, Frau 
Kollegin, Sie waren es –: Sie sagten eben, Elon Musk ist 
schon wieder weg. Der hat innerhalb dieser Zeit schon 
ganze Behörden abgewickelt. Also, das mal dazu.

(Beifall bei der AfD)
Bei uns hingegen drängt sich der Eindruck auf, dass 

diese Regierung sich beim Bürokratieabbau damit be-
gnügt, Papierkram nur einfach irgendwie zu digitalisie-
ren. Gebäudereinigern, die hier in Deutschland ihren – 
das müssen Sie sich mal vorstellen – Schmutzwasserver-
brauch protokollieren müssen, dürfte es allerdings herz-
lich egal sein, ob sie das demnächst möglicherweise auch 
online tun können. Wir brauchen keine Digitalisierung 
von Behörden und Bürokratie, wir brauchen Abbau von 
Bürokratie, und zwar massenhaft, bevor es für unzählige 
kleine und mittelständische Betriebe zu spät sein wird.

(Beifall bei der AfD)
Was das Einsparpotenzial durch behördenübergrei-

fende Vernetzung der Verwaltung betrifft, so sage ich: 
Das große Ausgabenproblem sind doch nicht die Doppel-
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strukturen in den Ämtern. Das große Ausgabenproblem 
sind beispielsweise Entwicklungshilfe für China, Fahr-
radwege in Peru, staatliche Verschwendung für die Asyl-
industrie, die Klimalobby und die linke NGO-Klientel. 
Da müssen wir doch rangehen. Alles andere ist eben nicht 
die Kettensäge à la Milei, sondern höchstens Nagelfeile.

(Beifall bei der AfD)

Das bringt mich zum Punkt der Staatsmodernisierung. 
Diesen Bereich reduzieren Sie auf Ihre Kernthemen, die 
digitale Identität und die digitale Brieftasche. An der 
Bürger-ID soll bald niemand mehr vorbeikommen, we-
nigstens solange er für einen Gang zum Amt nicht länger 
einen Tag Urlaub opfern will. So viel zur angeblichen 
Freiwilligkeit.

Na klar, ich würde auch gerne mit zwei, drei Maus-
klicks mein Auto an- oder abmelden oder beispielsweise 
ein Führungszeugnis beantragen können.

(Sascha Wagner [Die Linke]: Wie viele Ein-
träge haben Sie denn?)

– Keinen, aber Sie garantiert. – Ich sage es ganz ehrlich: 
Sprechen wir auch mal über die Risiken von digitalen 
IDs, denn die sind enorm. Die amerikanische Bürger-
rechtsunion ACLU warnt vor einer – Zitat – Check-
point-Gesellschaft, vor einer Explosion an Aufforderun-
gen, sich zu identifizieren, nicht nur in Geschäften und 
Dienststellen, sondern auch online, wo Techunternehmen 
zwecks Werbung und anderer Absichten nur zu gern wis-
sen wollen, wer wir sind und was wir tun. – Zitat Ende.

Und der Minister selbst preist die digitale EU-Wallet 
als Riesenmarkt mit 450 Millionen Teilnehmern und 
schwärmt diesbezüglich von – auf Englisch hat er es 
gesagt – Treueprogrammen im Einzelhandel. Na klasse, 
da haben wir es doch, genau: Vertrau uns! Stecke alle 
deine Dokumente, vom Führerschein bis zum Impfpass, 
ruhig ins zentral staatlich verwaltete digitale Portemon-
naie und spare beim nächsten Einkauf unschlagbare 
3 Prozent. – Wie lautete die Werbung damals? „Ich bin 
doch nicht blöd.“ Stimmt, Herr Minister, wir sind nicht 
blöd. Digitale Identität und Brieftasche bergen nicht nur 
ein Riesenpotenzial für Datenausbeutung, sondern auch 
für soziale Steuerung und Überwachung in bisher unbe-
kanntem Ausmaß.

(Beifall bei der AfD)

Denn wer will sagen, dass auf ID-Kontrollen bei den 
Onlinebürgerdiensten nicht auch ID-Kontrollen bei 
Facebook und vor dem Bahnhof, vor dem Fußballstadion 
oder dem nächstgelegenen Media Markt folgen? Na, 
klingeltʼs? Unbescholtene Menschen mussten sich in 
Deutschland schon einmal mit einem QR-Code der Re-
gierung Zutritt zu ihren Grundrechten verschaffen. Und 
das, meine Damen und Herren, sollte nie wieder passie-
ren! Sie von Union und SPD haben längst jeden Vertrau-
ensvorschuss verspielt.

(Beifall bei der AfD)

Die Digitalisierung soll das Leben der Menschen er-
leichtern. Sie darf aber kein Honigtopf sein, der digitale 
Abhängigkeiten und Unfreiheit bringt. Herr Minister, tre-
ten Sie dafür glaubhaft ein, haben Sie die AfD-Fraktion 

an Ihrer Seite. Ansonsten gilt: Man muss nicht durch 
jeden hingehaltenen Reifen der Digitalisierung springen, 
bloß weil man es kann.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. Herr Kollege Ebenberger, das war Ihre 

erste Rede. Ich gratuliere Ihnen dazu. – Als Nächstes 
spricht Maja Wallstein für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Maja Wallstein (SPD):
Ich gehe ja in jedes Gespräch mit der Einstellung: Es 

könnte sein, dass mein Gegenüber recht hat. – Aber die 
Kollegen der AfD machen es mir echt schwer.

Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 
Kollegen! Liebe Besucherinnen und Besucher, schön, 
dass Sie da sind. Es ist ein bisschen ein historischer 
Moment. Wir reden die ganze Woche über den Haushalt 
für 2025; das heißt, wir reden über die Einzelpläne – zum 
Beispiel den Einzelplan 11 für Arbeit und Soziales und 
den Einzelplan 15 für Gesundheit. Für das Thema Digi-
tales haben wir in der letzten Zeit eigentlich immer in den 
jeweiligen Einzelplänen suchen müssen, wo sich die 
Punkte dazu finden.

Jetzt wird das anders; denn diese Koalition kommt jetzt 
über diese Sonntagsreden hinaus und endlich ins Han-
deln.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)
Dieses Thema, von dem wir seit über 20 Jahren reden, ist 
das Thema der Stunde. Wir haben nicht nur ein Bundes-
ministerium für Digitales und Staatsmodernisierung mit 
einem Minister mit einer sehr spannenden Biografie – ein 
ambitionierter Mann aus der Wirtschaft, der jetzt in un-
serem politischen, nicht immer für seine Dynamik be-
kannten Ökosystem gelandet ist –, sondern demnächst 
auch einen eigenen Einzelplan im Haushalt.

(Zuruf von der AfD: Demnächst!)
Herr Minister, ich wünsche Ihnen trotzdem ganz viel 
Durchhaltevermögen. Als SPD haben Sie uns auf jeden 
Fall an Ihrer Seite.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Die größte Herausforderung liegt jetzt natürlich darin, 

dass wir das Formale mit Leben und mit Fortschritt fül-
len. Wir machen jetzt endlich Ernst mit der Verwaltungs-
digitalisierung.

(Zuruf von der AfD: Jetzt, 2025!)
Mit dem Sondervermögen stellen wir zusätzliche Mit-

tel bereit für die Digitalisierung der Verwaltung: 500 Mil-
lionen Euro für das Bürgerkonto, die digitale Identität, 
die EUDI-Wallet, also die digitale Brieftasche, die wir 
künftig hoffentlich alle auf unseren Handys haben wer-
den,

(Zuruf von der AfD: Hoffentlich nicht!)
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die Registermodernisierung und die Transformation der 
Verwaltung. Auch Gaming ist längst nicht mehr nur eine 
Freizeitbeschäftigung. Es treibt technologische Entwick-
lungen voran, fördert Medienkompetenz und schafft Aus-
bildungs- sowie Arbeitsplätze in Bereichen wie Game 
Design, Programmierung und E-Sports. Und damit 
Deutschland in der digitalen Welt nicht zum Loop wird, 
müssen wir Games als ernstzunehmenden Bestandteil der 
Digitalisierung anerkennen und gezielt fördern. Das ist 
wichtig.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Ich möchte noch weitere Wünsche an den Haushalt 

formulieren. In der letzten Wahlperiode haben wir das 
Digitale-Dienste-Gesetz auf den Weg gebracht. Darin 
werden Anbieter digitaler Dienste dazu verpflichtet, si-
chere Produkte und legale Inhalte anzubieten. Mit dem 
Gesetz wird auch der Digital Services Coordinator ein-
gerichtet. In Deutschland ist dieser bei der Bundesnetz-
agentur, der BNetzA, angesiedelt. Sie überwacht die Ein-
haltung der Verpflichtungen der Anbieter digitaler 
Dienste und kann gegen rechtswidrige Inhalte vorgehen. 
Es wurden damals 70 Stellen versprochen, die bei der 
BNetzA für den Digital Services Coordinator eingerichtet 
werden sollten. Sie sind bis heute noch nicht alle da; die 
brauchen wir aber jetzt.

Die EUDI-Wallet, die zügige Umsetzung des AI-Acts, 
der Auf- und Ausbau von Rechenzentren, insbesondere 
auch in Ostdeutschland, eine Umsetzung des Open-Data- 
Anspruchs und ein umfassendes digitales Gewaltschutz-
gesetz: All das muss kommen. Und ja, für uns als SPD 
bedeutet der Begriff „Staatsmodernisierung“ nicht nur 
Bürokratieabbau, sondern weitaus mehr. Er bedeutet 
nicht nur den Abbau von Vorschriften, sondern die Mo-
dernisierung des gesamten Staates.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Das schulden wir übrigens allen Generationen, also 
denen meiner Großeltern und meiner Eltern und genauso 
auch den jungen Menschen. Genau das habe ich gestern – 
und deshalb bitte ich Sie um Unterstützung – der Klasse 
9f der Theodor-Fontane-Schule in Cottbus versprochen, 
und ich möchte dieses Versprechen gern halten. Lassen 
Sie uns das gemeinsam tun!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Das Wort hat nun Jeanne Dillschneider 

für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Jeanne Dillschneider (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Sehr geehrter Herr Bundesminister 
Wildberger! Zum ersten Mal in der Geschichte der Bun-
desrepublik diskutieren wir über den Haushalt eines Mi-
nisteriums für Digitales und Staatsmodernisierung. Das 
ist überfällig und richtig. Für uns Grüne ist klar: Ein 

Digitalministerium muss den digitalen Staat und wirt-
schaftliche Innovationen am Menschen ausrichten.

Als Rechtsanwältin für Datenschutz und Cybersicher-
heit weiß ich, dass Bürgerinnen Antworten wollen, wenn 
sie sich fragen, was mit ihren Daten passiert, oder wenn 
sie Zugang zu digitalen Leistungen haben wollen. Die 
Bürgerinnen und Bürger erwarten, dass ihre Rechte 
auch online gelten, dass Datenschutz, private Kommuni-
kation und digitale Teilhabe selbstverständlich sind.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aus meiner Arbeit weiß ich auch: Kleine und mittel-
ständische Unternehmen sind das Herz unserer Wirt-
schaft und Innovationstreiber. Sie wollen klare Regeln, 
verlässliche Förderung und eine Politik, die sie unter-
stützt. Für all das braucht unser Staat unsere Behörden, 
die einerseits Regierungsarbeit in die Praxis umsetzen 
und gleichzeitig aber auch Ansprechpartner sind. Wer 
nur mit spacigen Begriffen um sich wirft, sich aber nicht 
um die Ausstattung der Behörden kümmert, der kommt 
schneller auf den Boden der Tatsachen, als er „Cyber-
dome“ sagen kann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Aufgaben unserer Behörden wachsen täglich; aber 
davon sehe ich im Haushalt wenig. Die Mittel für das 
Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik, un-
ser Notfallkommando für die stetig wachsenden Cyber-
angriffe, sinken im Haushaltsentwurf um 7 Millionen 
Euro. Die Bundesdatenschutzbeauftragte, zentrale An-
laufstelle für Bürgerinnen und Bürger und Wirtschaft 
bei Fragen von Datenschutz und Datennutzung, bekommt 
trotz neuer Aufgaben nahezu kein neues Personalbudget.

Das betrifft aber nicht nur die Behörden, sondern auch 
unsere Fördermittel. Dass ausgerechnet das Zentrale In-
novationsprogramm Mittelstand im Haushalt um über 
100 Millionen Euro gekürzt wird, ist ein fatales Signal 
für den Standort Deutschland, für die Betriebe und die 
Menschen, die an digitalen Lösungen arbeiten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist nicht der Aufbruch, den das neue Ministerium 
angekündigt hat. Wer Digitalisierung ernst meint, muss 
nicht nur Bürokratie abbauen, sondern Expertenwissen 
einholen, informieren, unterstützen, aber auch Aufsicht 
bieten.

Lieber Herr Minister, Sie haben das Ministerium, und 
Sie haben auch den Willen. Mit dem Sondervermögen 
und der Grundgesetzänderung haben Sie jetzt auch das 
Geld für eine zukunftsorientierte Digitalpolitik. Der 
letzte Baustein ist die Umsetzung. Entscheidend ist, was 
bei den Menschen ankommt, und daran werden wir Sie 
messen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Anne-Mieke Bremer hat als Nächstes 

das Wort für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der Linken)
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Anne-Mieke Bremer (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Leider ist es Herrn Wildberger bislang nicht 
gelungen, einen eigenständigen Haushaltsplan für das 
neugeschaffene Ministerium für Digitales und Staats-
modernisierung vorzulegen, geschweige denn, rechtzei-
tig zur Haushaltswoche einen belastbaren Überblick über 
dessen zukünftige Struktur zu geben. Auch bleibt weiter-
hin offen, welche Zuständigkeiten künftig beim Bund 
liegen sollen, welche bei Ländern und Kommunen ver-
bleiben und welche anderen Bundesministerien über-
haupt bereit sind, Zuständigkeiten abzugeben. Das muss 
wohl die vielbeschworene Start-up-Mentalität sein, von 
der er immer wieder spricht.

(Beifall bei der Linken)
Man hat ihm offenbar ein „Mini-sterium“ mit begrenzten 
Befugnissen geschaffen, als PR-Trick, um Handlungs-
fähigkeit zu inszenieren, nicht aber, um die Digitalisie-
rung ernsthaft voranzubringen.

Mit Herrn Wildberger hat man einen Minister berufen, 
der aus seiner Zeit in den Chefetagen von Telekommuni-
kations- und Elektronikkonzernen sehr genau weiß, wie 
öffentliche Gelder zuverlässig in die Bilanzen der Privat-
wirtschaft umgeleitet werden.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken)
Von den 4 Milliarden Euro aus dem Sondervermögen, die 
sein Ministerium verwalten soll, fließen über 3 Milliarden 
Euro in den Mobilfunk- und Breitbandausbau und damit 
indirekt zu den ehemaligen Arbeitgebern des Ministers. 
Auf meine schriftliche Frage, ob Herr Wildberger selbst 
noch Vermögenswerte an diesen Unternehmen hält, kam 
übrigens nur eine ausweichende Antwort – und die auch 
noch von seinem Staatssekretär Philipp Amthor, dem aus-
gewiesenen Experten in Sachen Interessenkonflikte.

(Beifall bei der Linken – Heiterkeit bei Abge-
ordneten der AfD)

Ich fasse den Start des neuen Ministeriums kurz zu-
sammen: wild, wilder, Wildberger.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der Linken – 
Armand Zorn [SPD]: Oh, come on! – Ralph 
Brinkhaus [CDU/CSU]: Das ist Niveau-Limbo 
auf höchstem Niveau! Mein Gott! – Weiterer 
Zuruf von der CDU/CSU: Was für ein Ni-
veau!)

Der erste große Rückschritt in Sachen digitale Teilhabe 
ist dabei vor der Verabschiedung des Haushalts längst 
vollzogen. Entgegen der Ankündigung im Koalitionsver-
trag wurde kurzerhand darauf verzichtet, die Stromsteuer 
für Privathaushalte zu senken. Ohne bezahlbaren Strom 
wird für viele Menschen der Zugang zum Internet, zu 
digitaler Kommunikation, zum Homeoffice, Onlineler-
nen und zu digitalen Behördenleistungen zum Luxus. 
So sieht soziale Spaltung im digitalen Zeitalter aus.

(Beifall bei der Linken)
Doch all das wird überschattet von den gigantischen 

Ausgaben zur Kriegsvorbereitung. Allein in diesem Jahr 
sind es knapp 95,5 Milliarden Euro nach NATO-Krite-
rien, mit weiterem Aufwuchs auf über 150 Milliarden 
Euro in den nächsten Jahren und womöglich noch darü-

ber hinaus – und das alles auf Kosten der sozialen Siche-
rungssysteme, Bildung, Gesundheit und digitalen Teilha-
be.

Wir stellen uns dagegen. Wir sagen Nein zur Aufrüs-
tung, Nein zum Kriegshaushalt und Nein zur Wehrpflicht. 
Wir stehen für eine friedliche und solidarische Gesell-
schaft.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile das Wort zu seiner ersten 

Rede Marvin Schulz für die Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Marvin Schulz (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! 

Liebe Kollegen! Stellen Sie sich vor: ein Büroflur, end-
los, weiße Wände, Neonlicht flackert, links Büros, rechts 
Büros – eines gleicht dem anderen –, dazwischen auf-
gerauter Putz vom Vorbeischieben zahlreicher Akten-
wagen in den letzten Jahren. Alle Büros sehen gleich 
aus: Schreibtisch, Stuhl, Monitor. Auf einem aber blinkt 
eine Meldung über einen Antrag. Ein grüner Haken zeigt: 
alle Daten da, alles digital erfasst, bereit zur finalen Ent-
scheidung. Aber es kommt nicht dazu. – Das große Pro-
blem ist, dass das die Realität ist. Ich habe sie damals als 
Referatsleiter in einer deutschen Behörde erlebt.

Heute aber ziehen wir eine Linie und reden über einen 
Haushalt, der diese digitale Dauerbremse durchbricht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Ruben Rupp [AfD]: Wenn er 
endlich mal da ist!)

Dieser Haushalt, dessen Beratung heute gestartet ist, 
ist das Fundament dafür, dass wir in den nächsten Wo-
chen und Monaten die Gelegenheit haben, unseren An-
spruch mit Leben zu füllen – finanziell und in Bezug auf 
das Mindset. Im Jahr 2025 gehört zu einem digital erfolg-
reichen Deutschland auch ein Haushalt, der künstliche 
Intelligenz berücksichtigt. Insofern ist es richtig, dass 
bereits im Koalitionsvertrag steht, dass wir KI-Nation 
werden wollen. Insofern ist es richtig, dass bereits im 
Koalitionsvertrag steht, dass eine der europäischen „AI- 
Gigafactories“ hier bei uns in Deutschland entstehen soll, 
wenngleich wir wissen, dass die künstliche Intelligenz 
Rahmenbedingungen braucht.

Zeitnah soll deshalb ja auch der AI Act in nationales 
Recht überführt werden. Ich glaube, dass das eine Chance 
ist vor dem Hintergrund eines durchaus ambitionierten 
Zeitplans, nachdem die Pläne durch den Regierungs-
wechsel ein wenig durcheinandergebracht wurden. Das 
ist unzweifelhaft eine Chance, jetzt noch einmal über 
Standards und über Wettbewerbsbedingungen für unsere 
Wirtschaft und für unsere Start-ups nachzudenken. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen, jetzt ist die Zeit, um über 
einen Rahmen zu sprechen, der Fortschritt freisetzt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Armand Zorn [SPD])
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Denn letztlich geht es hier beim Haushalt gar nicht um 
eine technische Frage, insbesondere mit Blick auf KI. Es 
geht nicht um die Frage, ob wir KI nutzen, sondern wie 
wir den Umgang mit ihr gestalten, damit wir eines Tages 
auf diesen Büroflur zurückblicken und sagen können: Ab 
hier wurde es besser.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. Herr Kollege Schulz, das war Ihre erste 

Rede im Hohen Haus. Ich gratuliere Ihnen dazu. – Ich 
erteile das Wort Alexander Arpaschi für die AfD-Frakti-
on.

(Beifall bei der AfD)

Alexander Arpaschi (AfD):
Herr Präsident! Verehrte Kollegen! Liebe Zuschauer! 

Herr Minister, ich hätte mir mehr von Ihnen erwartet. Ich 
hatte mich bereits gefreut, dass an der Spitze Ihres Mi-
nisteriums ein Pragmatiker aus der Wirtschaft steht und 
kein Ideologe von der Antifa.

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Linken)

Ihr Lebenslauf spricht für Sie; aber das sind nur Vor-
schusslorbeeren. Messen will ich Sie an Ihren Taten. 
Daher ist es mir unerklärlich, wie Sie, der große Unter-
nehmen geleitet hat, so schnell auf das Niveau dieser 
Trümmertruppe, die sich Bundesregierung nennt, herab-
sinken konnten.

Ich habe bei der Debatte zum Telekommunikations-
gesetz bereits gesagt, dass dieses Gesetz Stümperei ist. 
Nun muss ich leider feststellen, dass dies auch für das 
ganze Ministerium gilt. Ihrer Ernennung zum Minister 
stand ich überaus positiv gegenüber, da Sie kein gewähl-
ter Abgeordneter sind und somit für echte Gewaltentei-
lung stehen.

(Zuruf der Abg. Ronja Kemmer [CDU/CSU])
Denn die Gewaltenteilung in Deutschland pfeift inzwi-
schen aus dem letzten Loch.

(Beifall bei der AfD)
Personen mit Doppelfunktionen in Legislative und 

Exekutive sind normal. Der Wechsel aus der Legislative 
oder der Exekutive in die Judikative ist normal. Denken 
Sie an den saarländischen Ministerpräsidenten Müller 
oder an das ehemalige MdB Harbarth! Die Judikative 
trifft sich dann zu vertraulichen Gesprächen mit der Exe-
kutive im Rahmen vertraulicher Abendessen. Und das 
gehört zum normalen Wesenskern unserer Demokratie, 
wie Sie das ja so gerne sagen.

(Ronja Kemmer [CDU/CSU]: Zum Thema! – 
Zuruf von der SPD: Kommen Sie mal zum 
Thema!)

Jeder Amtsrichter, der sich mit einer Prozesspartei zum 
Essen trifft, gilt sofort als befangen; aber auf der obersten 
Stufe unseres Staatswesens gilt das als normal. In dieses 
System haben Sie sich nur als politisches Feigenblatt 
hineinziehen lassen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
Seit Ihrer Ernennung am 6. Mai 2025 sind Sie für Ihr 

Ministerium verantwortlich. Ich nehme an, dass man 
Ihnen dieses Amt nicht am Vorabend dieses Tages an-
geboten hat. Wahrscheinlich haben Sie bereits im Laufe 
des Wahlkampfs Ihre Zusage gegeben. Im Klartext heißt 
das, dass Sie – Stand heute – ungefähr sechs Monate Zeit 
hatten, sich mehr oder weniger intensiv mit Ihrer neuen 
Aufgabe zu befassen.

(Franziska Hoppermann [CDU/CSU]: Haben 
Sie mal gerechnet?)

Was haben Sie in der Zeit wirklich getan?
Im Allgemeinen ist es so: Wenn man weiß, was man 

tun will, kann man auch relativ schnell sagen, was es 
kosten wird. Im Umkehrschluss bedeutet das aber: Sie 
wissen nicht, was Ihr Ministerium tun soll. Sonst läge 
hier und heute ein Einzelplan vor.

(Beifall bei der AfD)
Selbst für das Bauministerium liegt ein Einzelplan vor, 

und dort haben wir als Ministerin eine Annalena 
Baerbock in Blond.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Was war das denn? – Zurufe von der CDU/ 
CSU und der SPD)

Das kann aber nicht Ihr Niveau sein. Lassen Ihre Beam-
ten Sie hängen? Ihr Staatssekretär, der Kleine mit der 
dicken Brille, Herr Amthor, ist doch schon länger in 
diesem Betrieb dabei. Hilft er Ihnen nicht bei Ihrer Mam-
mutaufgabe?

(Armand Zorn [SPD]: Wenn Sie keine Ahnung 
vom Thema haben, können Sie sich auch ein-
fach wieder hinsetzen!)

– Lassen Sie es! Sie haben schon gesprochen, oder? Wol-
len Sie noch mal sprechen?

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Hier sitzen Schüler! Was ist das für ein Ni-
veau? Niveaulos!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Abgeordneter, wir sollten hier vielleicht nicht die 

ganze Zeit über das Aussehen der anderen Abgeordneten 
sprechen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Sie haben weiterhin das Wort. Ich habe gerade die Uhr 
angehalten. Bitte sprechen Sie weiter.

Alexander Arpaschi (AfD):
Herr Minister, Sie haben jetzt zwei Möglichkeiten: 

Entweder Sie und Ihr Ministerium kommen ganz schnell 
in die Puschen, legen im September Ihren Plan und Ihre 
Strategie vor und sagen uns dann, wie viel Geld Sie dafür 
benötigen, oder Sie gestehen sich ein, dass Sie von der 
CDU aufs Glatteis geführt wurden und jetzt mit herunter-
gelassener Hose dastehen, und spielen dieses Schmieren-
theater weiter mit.
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(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Mann, Mann, Mann! – Dr. Markus Reichel 
[CDU/CSU]: Bodenlos!)

Ich täte das aus purer Selbstachtung nicht.
Auch wenn Sie kein Abgeordneter dieses Hauses sind, 

was in meinen Augen eher ein Vorteil für Ihre Amtsfüh-
rung ist, wird Ihr Name mit der unsäglichen Politik dieser 
schwarz-roten Koalition verbunden sein und auf immer 
bleiben – mit der Wahl einer linksextremen Verfassungs-
richterin, mit dem Brechen aller möglichen Wahlverspre-
chen und mit dem wirtschaftlichen Niedergang Deutsch-
lands.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Hören Sie auf mit der niveaulosen Rede!)

Herr Minister, wenn jemand – auch jemand mit Erfah-
rungen aus einem langen Berufsleben – eine neue Auf-
gabe übernimmt, so wie Sie es getan haben, dann werde 
ich der Letzte sein, der ihm vorwirft, nicht alles gleich 
richtig und perfekt zu machen. Ich glaube an eine zweite 
Chance, die man in so einer Situation bekommen sollte.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie kriegen keine Chance mehr für Ihre zweite 
Rede! – Zuruf des Abg. Ralph Brinkhaus 
[CDU/CSU])

Deshalb sage ich: Herr Minister, kommen Sie zum Wohle 
Deutschlands in die Puschen!

Danke. 

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile als Nächstes das Wort Daniel 

Bettermann für die SPD.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – 
Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Das mit dem 
Mäßigen kriegen die ja nicht hin! Das liegt ja 
in deren DNA! – Gegenruf des Abg. Alexander 
Arpaschi [AfD]: Ihr braucht das! Ihr braucht 
das!)

Daniel Bettermann (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! 

Liebe Kollegen! Sehr geehrter Herr Minister! Wenn es 
um die Finanzen geht, schlägt oftmals die Stunde der 
Wahrheit. Und um die Wahrheit sollte es heute Abend 
gehen und nicht um irgendwelche Zahlen und verdrehte 
Tatsachen, liebe AfD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Mit Weitsicht und Tatkraft die Zukunft gestalten: Unter 
diesem Leitgedanken steht aus meiner Sicht die Ausrich-
tung des Bundeshaushaltes für das laufende Jahr. Der 
Haushaltsentwurf zeigt, was wir tun wollen, und auch, 
was angesichts der schwierigen Lage möglich ist. Er un-
terstreicht unsere Schwerpunkte und Ambitionen.

An die AfD-Fraktion gerichtet: Alleine knapp 3 Milli-
arden Euro im Haushalt sind zur Unterstützung des flä-
chendeckenden Breitbandausbaus vorgesehen. – Das nur 
mal als ein Beispiel dafür, dass doch Zahlen vorhanden 
sind!

„Entschlossenheit“ – ein wichtiges Stichwort, das auch 
in Bezug auf die Digitalisierung von zentraler Bedeutung 
ist. Kein Thema prägt unseren Alltag heute so sehr wie 
der digitale Wandel. Ein Beispiel: Wir brauchen nicht mal 
mehr die Tageszeitung in Papierform aufzuschlagen. Je-
den Morgen kann ich meine „HNA“ als E-Paper auf 
meinem Smartphone lesen, unabhängig davon, ob ich in 
Kassel bin oder mich gerade hier in Berlin befinde. Wir 
informieren uns digital über das Weltgeschehen oder über 
die EM-Ergebnisse unserer DFB-Frauen, denen ich an 
dieser Stelle übrigens alles Gute für Samstag wünsche.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das Internet ist fast immer in Reichweite und hat un-
seren Alltag grundlegend verändert. Wir können und wir 
wollen uns dieser Epoche nicht entziehen, ganz im Ge-
genteil: Wir wollen aktiv mitgestalten. Der Koalitions-
vertrag bekräftigt diesen Anspruch. Die Schaffung eines 
Digitalministeriums ist daher ein wichtiger Meilenstein. 
Mit der Zeit zu gehen, ist für uns als Koalition und, ja, 
auch als SPD-Fraktion natürlich von großer Bedeutung. 
Das heißt im Umkehrschluss aber auch: Unsere Amts-
stuben müssen smarter werden. Verwaltungsdienstleis-
tungen müssen sich konsequent in Online-Erlebnisse ver-
wandeln, und wir brauchen dringend bürokratiearme 
Prozesse und clevere Tools, die zum Beispiel auch Lust 
auf das Gründen von Start-ups machen.

Die Digitalisierung in all ihren Facetten, insbesondere 
auch durch den Einsatz von KI, ist eine der größten He-
rausforderungen unserer Zeit. Niemand kann sie allein 
bewältigen. Wie im Fußball braucht es auch hier eine 
starke Mannschaft, um das gemeinsam zu gestalten.

Meine Damen und Herren, in den kommenden Jahren 
wird der Bund massiv in die Digitalisierung investieren. 
4 Milliarden Euro aus dem Sondervermögen stehen allein 
für dieses Jahr bereit. Jetzt kommt es darauf an, dass diese 
Mittel schnell, gezielt und wirksam eingesetzt werden. 
Viele Behördendienstleistungen sind schon heute digital. 
Doch nicht jedem ist klar, welche Leistungen online be-
reits möglich sind. – Erlauben Sie mir einen Hinweis: 
Nutzen Sie das Bundesportal! Ziel ist, dass Bürgerinnen 
und Bürger den digitalen Kontakt mit dem Staat als echte 
Erleichterung empfinden.

Das machen wir jetzt noch besser: Mit dem Once-On-
ly-Prinzip sorgen wir zum Beispiel dafür, dass Daten 
künftig bei der Beantragung von Verwaltungsdienstleis-
tungen nicht mehr eingereicht werden müssen, wenn sie 
bei anderen Behörden bereits vorliegen. Mit der neuen 
EUDI-Wallet wird es uns allen in Zukunft möglich sein, 
uns einfach, schnell und sicher digital auszuweisen. Wir 
können mit der Wallet auch schnell und einfach ein neues 
Bankkonto eröffnen. Wir werden sehen, dass nach der 
Einführung ganz neue Dienstleistungen entstehen.
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All das funktioniert aber nur mit einer schnellen Infra-
struktur. Es funktioniert nur, wenn wir in den kommen-
den Jahren mehr Tempo in den Ausbau von Glasfaserlei-
tungen und Rechenzentren bringen.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen, bitte.

Daniel Bettermann (SPD):
Ja. – Unser tägliches Handeln bewegt sich im Span-

nungsfeld zwischen gesetzlichen Vorgaben, politischen 
Rahmenbedingungen und gesellschaftlicher Verantwor-
tung. Packen wir es an!

Vizepräsident Omid Nouripour:
Wunderbar.

Daniel Bettermann (SPD):
Gestalten wir die digitale Zukunft so, dass sie den 

Menschen dient!
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Ich erteile als Nächstes das Wort Henri Schmidt von 

der Union. Das ist seine erste Rede.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Henri Schmidt (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir haben der Debatte nun schon 90 Minuten 
lauschen dürfen und vieles gehört. Es ging sogar um 
Gaslieferungen aus Russland, und es ging um den Klima-
wandel. Ich würde gerne noch mal zum Kernthema dieser 
Debatte hier zurückkommen, nämlich zu den notwendi-
gen Investitionen in die Staatsmodernisierung und Digi-
talisierung unseres Landes.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich bin besonders glücklich darüber, dass viele von 
Ihnen schon die ambitionierten Projekte genannt haben, 
die wir uns in dieser Legislatur vorgenommen haben. 
Aber machen wir uns nichts vor: Diese Projekte sind 
nicht Selbstzweck; stattdessen sind sie pure Notwendig-
keit. Das gilt insbesondere für den Bereich der Moder-
nisierung unseres Staates.

Die Bundesrepublik ist heute noch zu langsam. Das 
Staatswesen und die Prozesse sind nicht immer zeitge-
mäß. Bürgerinnen und Bürger empfinden die Interaktion 
mit dem Staat als kompliziert. Deutschland ist in einer 
Welt voller Krisen nicht krisenfest genug, und das, meine 
Damen und Herren, werden wir ändern.

Dabei hilft uns auch der Haushalt 2025 als ein wichti-
ger Schritt zur Staatsmodernisierung und Digitalisierung 
unseres Landes. Wir haben das BMDS als eigenes Bun-
desministerium ins Leben gerufen, und wir haben einen 
Minister an der Spitze, lieber Herr Wildberger, der weiß, 

wie es geht. Wir werden endlich auch einen echten Zu-
stimmungsvorbehalt für IT-Ausgaben etablieren, den Ex-
perten seit Jahren fordern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Zusätzlich werden wir aus dem Sondervermögen er-
hebliche Mittel in die Digitalisierung fließen lassen. 
Diese veranschlagten Gelder aus dem Haushalt kommen 
direkt der Leistungsfähigkeit unseres Staates zugute und 
versprechen deshalb eine ordentliche Digitalrendite. Wir 
werden die IT-Konsolidierung des Bundes in dieser Le-
gislaturperiode weiter vorantreiben und die Bundesver-
waltung dank verbindlicher Standards interoperabel auf-
stellen sowie Cloud-Dienste übergreifend ermöglichen.

Das wiederum ist die Basis für eines der zentralen 
Modernisierungs- und Digitalisierungsprojekte: „Go-
vernment as a Platform“, ein zentrales, modulares, nut-
zerzentriertes und leicht zugängliches Angebot staatli-
cher Stellen. Fast 20 Jahre, nachdem der erste Store für 
Applikationen – so hieß er damals noch – den Markt 
eroberte, stößt es zu Recht auf Unverständnis bei den 
Bürgerinnen und Bürgern, dass es noch kein staatliches 
Pendant dazu gibt. Deshalb steht das nun zu Recht ganz 
oben auf meiner und unserer Agenda.

Werte Kolleginnen und Kollegen, „Entbürokratisieren, 
standardisieren, digitalisieren und bündeln“ lautet das in-
offizielle Motto der nächsten vier Jahre. Mit dem Rekord-
haushalt, mit den Rekordinvestitionen, die wir vorneh-
men werden, sind wir darauf bestens vorbereitet. Wir 
können endlich loslegen, und die Menschen in unserem 
Land erwarten nun Ergebnisse. Das gilt insbesondere für 
die Menschen in meinem Wahlkreis Herzogtum Lauen-
burg – Stormarn-Süd. Schöne Grüße!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der Abg. Jeanne 
Dillschneider [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. Herr Abgeordneter Schmidt, das war Ihre 

erste Rede. Gratulation dazu! – Die Debatte zu diesem 
Geschäftsbereich schließt Franziska Hoppermann mit ei-
ner Rede für die Fraktion der Union.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Franziska Hoppermann (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Mi-

nister Wildberger! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Gerade jetzt entscheidet sich, 
ob wir Digitalisierung und Staatsmodernisierung wirk-
lich anpacken oder ob wir wieder nur das Klingelschild 
wechseln wie in der vergangenen Wahlperiode. Die 
Gründung des Bundesministeriums für Digitales und 
Staatsmodernisierung war ein mutiger, aber vor allem 
auch ein notwendiger Schritt. Ich danke allen aus Union 
und SPD, die daran mitgewirkt haben, dass wir diese 
Entscheidung gemeinsam getroffen haben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Wir legen nicht nur das Fundament für das Ministeri-
um, sondern auch für einen modernen Staat im 21. Jahr-
hundert. Der Reformbedarf unseres Staates ist unbestrit-
ten. Die Bürgerinnen und Bürger erwarten zu Recht eine 
Verwaltung, die digital erreichbar, klar zuständig und 
handlungsfähig ist. Ja, das Ministerium befindet sich 
noch im Aufbau. Aber gerade dieser ist von Anfang an 
mit dem Anspruch verbunden, Dinge anders zu machen: 
ressortübergreifend, wirkungsorientiert und vorausschau-
end.

Wir wollen, dass Kompetenzen zusammengeführt, 
Personalstrukturen neu gedacht und Planungen neu und 
aufeinander ausgerichtet werden. Digitalisierung geht 
nicht ohne Staatsmodernisierung und umgekehrt. Wir 
bringen diese Themen erstmals in einem Haus und am 
Kabinettstisch zusammen. Unsere Aufgabe ist es, dieses 
Ministerium mit den nötigen Instrumenten und auch Mit-
teln auszustatten und dort zu bündeln, um mehr Effekti-
vität gerade in der Digitalpolitik zu erreichen.

Dabei möchte ich betonen, dass hier kein Ministerium 
mit komplett neuem Mittelbedarf aus dem Boden ge-
stampft wird. Im Gegenteil: Es handelt sich um die Zu-
sammenführung verschiedener Bereiche im neuen Ein-
zelplan 24. Mitarbeiter und Ressourcen aus den 
abgebenden Ressorts gehen ins neue Ministerium. Dies 
alles zeitnah und haushalterisch klug und gut umzuset-
zen, ist eine große Herausforderung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. Armand Zorn [SPD])

Und aufgrund des Zeitlaufs der Haushaltsberatungen für 
dieses und nächstes Jahr wird alles schrittweise erfolgen 
müssen.

Was wir dabei deutlich sehen: Es reicht nicht, Digita-
lisierung obendrauf zu setzen. Wir brauchen eine echte 
Gesamtstrategie und vor allem eine klare Steuerung. 
Denn der Bund gibt Jahr für Jahr über 19 Milliarden 
Euro für digitale Vorhaben aus.

Aber bislang fehlt ein gemeinsames Verständnis von 
Prioritäten, Schnittstellen, Plattformlogik und Control-
ling – von Koordinierung ganz zu schweigen. Deshalb 
ist es richtig und wichtig, mit dem Ministerium für Digi-
tales und Staatsmodernisierung für eine zentrale Steue-
rung des Budgets für Digitales zu sorgen – nicht alles zu 
bündeln, aber zentrale Vorhaben sichtbar und steuerbar 
zu machen und in Verantwortung zu bringen, auch durch 
einen eben schon angesprochenen Zustimmungsvor-
behalt dieses Hauses für wichtige Digitalprojekte der an-
deren Ressorts. Nur mit Transparenz über Mittelverwen-
dung und Wirkung können wir die digitale 
Transformation des Staates wirklich gestalten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich halte das für einen der zentralen Punkte des Haus-
halts und des neuen Einzelplans: Wegkommen vom 
Flickenteppich der Einzelmaßnahmen, hin zu einem stra-
tegischen Ansatz, bei dem Investitionen und Digitalaus-
gaben aufeinander abgestimmt und Erfahrungen geteilt 
werden.

In dieses Bild gehört auch die Bund-Länder-Koordina-
tion. Ja, wir wissen, die Zusammenarbeit ist nicht immer 
einfach. Aber wir sehen auch, dass die politische Bereit-
schaft wächst, die gemeinsamen Gremien weiterzuent-
wickeln: mit mehr Verbindlichkeit, klaren Strukturen 
und einer stärkeren strategischen Ausrichtung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Das Ziel ist eine bessere Bündelung der Kompetenzen 
des Bundes und eine schnellere, einfachere Umsetzung 
in Ländern und Kommunen.

Ich möchte noch auf einen weiteren wichtigen Bau-
stein eingehen, den wir im Koalitionsvertrag miteinander 
vereinbart haben und den ich für relevant für das Thema 
Staatsmodernisierung halte:

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Aha!)

der Bundeseffizienzfonds. Er soll Veränderung dort er-
möglichen, wo bislang oft Mittel oder Flexibilität fehlen. 
Wer Prozesse neu aufstellt, digitalisiert oder moder-
nisiert, soll befristet unterstützt werden – nicht dauerhaft, 
sondern gezielt und nachweisbar. Das ist ein echter Hebel 
für Innovation und für kluge Ressourcennutzung, und ich 
hoffe sehr, dass wir ihn auch bald gemeinsam ausgestal-
ten können.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Gleichzeitig ist für den Erfolg dieses neuen Hauses und 
damit für Digitales, Staatsmodernisierung und Entbüro-
kratisierung entscheidend, dass wir unsere parlamentari-
sche Rolle ernst nehmen. Der Bundestag muss nicht nur 
über Mittel entscheiden, sondern auch die Wirkungsori-
entierung im Blick behalten: Welche Projekte funktionie-
ren wirklich? Wo gelingt Veränderung? Wo braucht es 
Nachjustierung? Welche Ziele verfolgen wir als Par-
lament, als Politik mit den Ausgaben?

Eines dürfen wir nicht vergessen: Digitale Verwaltung 
ist kein Selbstzweck. Sie ist ein Dienst am Bürger, ein 
Erfolgsfaktor für das Wirtschaftswachstum und Aus-
druck staatlicher Leistungsfähigkeit. Der Erfolg wird 
sich daran messen lassen, ob Menschen ihre Anliegen 
schneller erledigen können, Unternehmen weniger Auf-
wand haben, der Bürokratierückbau spürbar vorangeht 
und Beschäftigte in der Verwaltung bessere Arbeitsbedin-
gungen finden. Wirkung ist das neue Maß der Dinge, und 
dafür legen wir heute die Grundlage.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, das neue Ministerium für 
Digitales und Staatsmodernisierung ist noch kein fertiges 
Haus. Aber mit diesen und den kommenden Haushalts-
beratungen legen wir das Fundament für ein Haus, das 
einmal eine tragende Säule eines modernen, handlungs-
fähigen Staates sein wird.
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Ich danke Ihnen, lieber Minister Wildberger, dass Sie 
sich mit uns auf diese Reise begeben und diesen Aufbau 
mit Nachdruck verfolgen. Und ich danke allen Kollegin-
nen und Kollegen in der Koalition, im Haushalts- und im 
Digitalausschuss, die diesen Weg konstruktiv begleiten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Denn eines ist klar: Ein moderner Staat entsteht nicht 
durch Absichtserklärungen, sondern durch Planung, Prio-
ritätensetzung und eine entschlossene Umsetzung.

Ich freue mich auf die Haushaltsberatungen und danke 
sehr für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen zu diesem 

Einzelplan liegen nicht vor.

Wir kommen nun zu dem Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums für Bildung, Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend, Einzelplan 17. 

Bevor ich die Debatte eröffne, bitte ich alle Abgeord-
neten, die uns verlassen mögen, dies effizient zu tun, und 
alle, die dazukommen mögen, Platz zu nehmen, sodass 
wir auch der Debatte zum nächsten Geschäftsbereich 
konzentriert folgen können. Gespräche kann man drau-
ßen fortsetzen, wenn man sie jenseits des Plenums führen 
will.

Das Wort hat die Bundesministerin für Bildung, Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend, Karin Prien.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Karin Prien, Bundesministerin für Bildung, Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Abgeord-
nete! Meine Damen und Herren! Dieser Haushalt der 
Bundesregierung ist – ich glaube, dass das in der vorher-
gehenden Debatte inzwischen deutlich geworden ist – ein 
Konsolidierungshaushalt, in dem wir ganz bewusst 
Schwerpunkte setzen müssen. Deshalb ist eines umso 
bedeutender: Der Einzelplan 17 verzeichnet einen Auf-
wuchs.

In Zeiten des Sparens eröffnen wir finanzielle Spiel-
räume: für Familien, für Senioren, für Frauen und vor 
allem auch für die jungen Menschen in unserem Land. 
Wir eröffnen finanzielle Spielräume für die Mitte unserer 
Gesellschaft. In Zahlen bedeutet das, dass 1,2 Milliarden 
Euro mehr im Vergleich zum geltenden Finanzplan ver-
ausgabt werden, und das entspricht einem Aufwuchs von 
9,2 Prozent. Ich meine, das ist ein wichtiges Signal an die 
Mitte der Gesellschaft und an die Menschen in unserem 
Land.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, von großem Wert ist auch, 
dass nach einer langen Phase der vorläufigen Haushalts-
führung endlich wieder Planungssicherheit und Verläss-

lichkeit einkehren – Planungssicherheit und Verlässlich-
keit für Familien, für Kinder, für Jugendliche, für 
Bildung, aber eben auch für Vereine und Verbände.

Sehr geehrte Abgeordnete, es gibt beispielsweise eine 
deutliche Steigerung beim Kinderzuschlag. Die Gründe: 
Wir konnten Kinderarmut zuletzt für 1,37 Millionen Kin-
der vermeiden und setzen zugleich ein Zeichen der Wert-
schätzung für deren Eltern, die hart arbeiten und nur ein 
geringes Einkommen erzielen können. Zudem ist der 
Höchstbetrag des Kinderzuschlags seit Januar 2025 um 
5 Euro angestiegen.

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Danke, Ampel!)

Es ist erfreulich, dass es gelingt, erfolgreicher gegen Kin-
derarmut vorzugehen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Der Aufwuchs im Einzelplan wird aber auch an ande-

ren Stellen deutlich. So stehen für die vielfältigen Pro-
gramme in den Bereichen Familie, Jugend, Senioren und 
Frauen rund 1,1 Milliarden Euro zur Verfügung. Das sind 
rund 27 Prozent mehr im Vergleich zum geltenden Fi-
nanzplan.

Und das betrifft auch – darüber freue ich mich beson-
ders – den Kinder- und Jugendplan. Für diesen sind 
243 Millionen Euro berücksichtigt. Das ist ein Aufwuchs 
gegenüber dem bisherigen Finanzplan von über 40 Mil-
lionen Euro. So stärken wir die Kinder- und Jugendarbeit, 
die Jugendsozialarbeit, die Kindertagespflege, meine Da-
men und Herren, und das ist wirklich eine gute Nachricht 
für die Kinder und Jugendlichen in unserem Land.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Das betrifft im Übrigen auch die Freiwilligendienste, 

die für 2025 bedarfsgerecht ausfinanziert werden können. 
Freiwilligendienste stärken die Selbstwirksamkeit junger 
Menschen und geben Orientierung bei der Berufswahl. 
Auch das ist eine gute Nachricht, nicht nur für die Frei-
willigendienste, sondern auch für unsere Gesellschaft 
insgesamt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Angesichts dessen bin ich froh, dass wir 2025 für die 
Freiwilligendienste rund 106 Millionen Euro und für den 
Bundesfreiwilligendienst rund 184 Millionen Euro be-
reitgestellt haben. Das sind wiederum 40 Millionen 
Euro mehr gegenüber der bisherigen Finanzplanung.

Mindestens genauso erfreulich ist die Tatsache, dass 
endlich überjährige Verlässlichkeit bei der Finanzierung 
hergestellt ist – eine Forderung, die seit Jahren aufgestellt 
worden ist und die jetzt erfreulicherweise Realität ist, und 
das auf Dauer, meine Damen und Herren.

Nun will ich zum Thema „Demokratie leben!“ kom-
men, das ja viele Gemüter in unserem Land bewegt. Zu-
nächst muss man wissen, dass „Demokratie leben!“ ein 
Programm ist, das beispielsweise für die Wohlfahrtsver-
bände und auch für die Landesjugendringe von entschei-
dender Bedeutung ist. Ich glaube, dass man sehr aufpas-
sen muss, dass man bei der Debatte über „Demokratie 
leben!“ nicht das Kind mit dem Bade ausschüttet. Wir 
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wollen in unserer Gesellschaft gemeinsam demokratische 
Werte stärken. Die Fragen: „Wie können wir das errei-
chen? Wie begegnen wir aber auch Bedrohungen der 
Demokratie durch Extremismus im Alltag und im Netz 
und vor allem auch gegenüber Kindern und Jugend-
lichen?“, diese Fragen müssen wir beantworten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir müssen uns auch die Frage stellen: Wie gelingt es 
besser, in einer digital geprägten Einwanderungsgesell-
schaft im 21. Jahrhundert neue Zielgruppen anzuspre-
chen?

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Haben Sie nicht 
den Bock zum Gärtner gemacht?)

In Zukunft, meine Damen und Herren, soll die Zielrich-
tung von „Demokratie leben!“ noch stärker nicht nur auf 
diese Fragen, sondern auch auf die Kommunen aus-
gerichtet sein. Denn klar ist: Künftig sollen Mittel effi-
zienter genutzt werden. Das gilt übrigens für den gesam-
ten Einzelplan und für den gesamten Bundeshaushalt; es 
gilt auch für „Demokratie leben!“. Meine Intention ist, 
dass diese Mittel zukünftig noch stärker in der Mitte der 
Gesellschaft ankommen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Martin Reichardt [AfD]: Bis-
her landen sie ja überwiegend beim Links-
extremismus!)

Dazu gehört, dass wir das Programm „Demokratie le-
ben!“ evaluieren und umfassend überprüfen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Dringend not-
wendig!)

Geprüft werden auch die Förderrichtlinien. Es sollen 
deutlich stärker als bisher digitale und zielgruppenori-
entierte Formate genutzt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Mir ist wichtig, an dieser Stelle zu erläutern, dass wir 
heute nur den Einzelplan 17 erörtern. Der Einzelplan 30 
war bereits Gegenstand der Beratungen. Das bedeutet, 
dass der Bildungsetat, soweit er in den Einzelplan 17 
übergeht, heute noch nicht Gegenstand unserer Erörte-
rung ist. Trotzdem wäre es für mich als Bildungsministe-
rin falsch, dieses Thema heute völlig auszuklammern. 
Das sage ich auch deshalb, weil wir – das ist meine feste 
Überzeugung – die Mitte unserer Gesellschaft nur stärken 
werden, wenn wir mehr in Bildung investieren, und das 
möglichst früh.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Nun kann man mit Geld zwar nicht alles lösen. Aber es 

ist schon so, dass man für gute Bildung mehr Geld 
braucht. Gute Bildung braucht mehr Investitionen und 
mehr Vertrauen. Dafür ist eine vertrauensvolle Zusam-
menarbeit von Bund, Ländern und Kommunen unerläss-
lich. Alle haben ihre Zuständigkeiten im Bildungs-
bereich, mit dem Schwerpunkt auf den Ländern. Dafür 
braucht es einen kooperativen, einen zeitgemäßen Föde-
ralismus. Es ist mein Ziel, daran mitzuwirken, um diesem 
zum Erfolg zu verhelfen.

Meine Damen und Herren, ich glaube, wir haben mit 
unserem Entwurf eines Gesetzes zur Verlängerung der 
Fristen im Investitionsprogramm Ganztagsausbau, das 
morgen mutmaßlich – aber ich bin hoffnungsvoll – den 
Bundesrat passieren wird, ein gutes Signal gesetzt. Das 
ist ein Gesetz, das sich darauf stützt, dass Länder und 
Kommunen ihren zusätzlichen Bedarf die Verlängerung 
der Fristen betreffend deutlich artikuliert und begründet 
haben. Ich bin sehr froh, dass es gelungen ist, diesem 
Anliegen insoweit entgegenzukommen; denn damit kön-
nen Länder und Kommunen den flächendeckenden Aus-
bau ganztägiger Grundschulbetreuung sicherstellen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Das wiederum bedeutet, dass mehr Geld bei den Kindern 
ankommt, und darum geht es uns, glaube ich, allen ge-
meinsam. Deshalb war es richtig, dieses Gesetz sehr 
schnell auf den Weg zu bringen und dem ausdrücklichen 
Wunsch von Ländern und Kommunen entgegenzukom-
men. Das, meine Damen und Herren, schafft Vertrauen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich will Ihnen an dieser Stelle auch sagen, dass ein 
nächster Gesetzentwurf zum Thema Ganztag in Vorberei-
tung ist. Gleiches gilt für die Verlängerung der Fristen im 
Digitalpakt I für die länderübergreifenden Vorhaben; 
auch das ist ein Wunsch der Länder, dem wir gerne ent-
sprechen werden.

Meine Damen und Herren, auch der 26. Juni 2025 hat 
gezeigt – ich war zu Gast bei der Bildungsministerkon-
ferenz –: Gute Bildung braucht Geld und Vertrauen. An 
diesem Tag konnte ich mit meinen früheren Kolleginnen 
und Kollegen aus den Ländern den ganzen Tag und den 
Abend verbringen. Ich kann die gute Nachricht überbrin-
gen: Im Ergebnis konnten wir uns darauf verständigen, 
dass aus dem Sondervermögen Infrastruktur und Klima-
neutralität weitere Milliarden nicht nur in die Kinder-
tagesbetreuung, sondern auch in die digitale Bildung in-
vestiert werden. Wir werden die digitale Ausstattung von 
Schulen mit dem Digitalpakt 2.0 weiter zuverlässig aus-
bauen und auf eine solide finanzielle Grundlage stellen. 
Ich bin sehr froh, dass das gelungen ist, und dafür darf ich 
mich auch ausdrücklich bedanken.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Aber auch in die Kindertagesbetreuung und in die Bil-

dung an allgemeinbildenden und berufsbildenden Schu-
len werden weitere Milliarden aus dem Sondervermögen 
fließen. Auch das ist eine gute Nachricht, meine Damen 
und Herren, auch das schafft Vertrauen. Wir gemeinsam, 
die Minister der Länder und des Bundes, sind entschlos-
sen, im Interesse unserer Kinder und Jugendlichen einen 
zeitgemäßen Föderalismus in gemeinsamer Verantwor-
tung zu gestalten.

Lassen Sie mich zum Schluss kommen, meine Damen 
und Herren. Investitionen und Vertrauen – beides ist ent-
scheidend für eine gute, für eine bessere Bildung in un-
serem Land. Mehr noch: Investitionen und Vertrauen sind 
entscheidend für eine gute Politik in unserem Land. 
Umso wichtiger ist es, an den richtigen Stellen zu inves-
tieren. Das zeigt der Einzelplan 17; das zeigt im Übrigen 
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auch der Einzelplan 30. So stärken wir nicht nur das Ver-
trauen der Menschen in die Politik, so stärken wir unsere 
gesamte Gesellschaft.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank, Frau Ministerin. – Ich erteile als Nächs-

tes das Wort dem Abgeordneten Martin Reichardt für die 
AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Martin Reichardt (AfD):
Herr Präsident! Anwesende Damen und Herren! Frau 

Ministerin! „Die Union kann stolz auf Merkel sein“, mit 
diesen Worten drückte der von den Grünen immer noch 
verehrte Kommunist Jürgen Trittin vor einem Jahr seine 
Wertschätzung für die frühere CDU-Kanzlerin aus.

(Denise Loop [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Was hat das mit dem Einzelplan zu tun?)

Die Bilder vom warmen Empfang Merkels bei Trittins 
70. Geburtstag führten auch dem letzten Naivling vor 
Augen, wo das politische Herz der Merkelisten-CDU 
seit Jahrzehnten schlägt, nämlich im ideologischen 
links-grünen Sumpf, liebe Freunde.

(Beifall bei der AfD – Dr. Anja Weisgerber 
[CDU/CSU]: So ein Blödsinn!)

Die Grünen und die SPD wiederum können stolz auf 
Karin Prien sein. Dieser Gedanke drängt sich auf, wenn 
man sich den Haushaltsentwurf des Familienministeri-
ums ansieht.

Beginnen wir beim Elterngeld. Ausgerechnet hier ha-
ben Sie gegenüber dem Entwurf der Ampel deutlich re-
duziert. 600 Millionen Euro weniger sieht der Entwurf 
nun vor.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Nicht re-
duziert! Die Geburtenzahlen sind zurück-
gegangen!)

Damit zeigen Sie bereits zu Beginn Ihrer Amtszeit eine 
eklatante Ignoranz gegenüber dem Grundproblem unse-
res Vaterlandes, der demografischen Katastrophe.

(Beifall bei der AfD)
Der Tatsache, dass in Deutschland jährlich 300 000 Kin-
der weniger geboren werden, als Menschen versterben, 
weicht Ihr Haushaltsentwurf konsequent aus. Das ist ein 
Skandal.

(Beifall bei der AfD)
Doch Sie haben sich noch weitere Wege in die Herzen 

der linken Seite dieses Hauses gebahnt. Hieß es im Bun-
destagswahlkampf aus Reihen der Union noch, man 
werde die Zahl der Regierungsbeauftragten deutlich sen-
ken, sehen sich die Merz-Gläubigen nun ein weiteres Mal 
getäuscht. Unter den Vernebelungsbegriffen des Anti-
ziganismus und der Queerfeindlichkeit werden dem deut-
schen Steuerzahler weitere Millionenbeträge aus der Ta-
sche gezogen und in eigene Klientelpolitik verwandelt. 

Unter Ihnen, Frau Prien, und unter Herrn Merz wird der 
Zirkus um die vermeintliche Benachteiligung de facto 
überall bevorzugter Minderheiten gnadenlos weiter prak-
tiziert, und das ist Ihre Schuld.

(Beifall bei der AfD)

Die Mentalität der etablierten Selbstversorgung bildet 
sich im Einzelplan 17 aber auch anderweitig ab. So wer-
den die Jugendorganisationen der etablierten Parteien für 
deren sogenannte freie Jugendhilfe schamlos mit Bundes-
mitteln ausgestattet, Mittel, mit denen dann – wie schon 
so oft geschehen – Gewalt gegen Konservative und rechte 
Oppositionelle gefördert wird.

(Denise Loop [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das stimmt nicht!)

Das ist eine Zumutung, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Auch für die überflüssige Stiftung Gleichstellung wird 
durch Sie, Frau Ministerin, das Budget weiter erhöht. 
Unsere Position als AfD dazu ist klar: Chancengleichheit, 
ja, totalitäre linke Gleichstellung, nein.

(Beifall bei der AfD)

Selbst für die sogenannte Antidiskriminierungsstelle 
des Bundes soll nach Ihrem Willen, Frau Ministerin, 
nun mehr Geld da sein, und das, obwohl deren Leiterin 
Ataman widerliche Diskriminierungen gegen einhei-
mische Deutsche für völlig in Ordnung hält. Diese so-
genannte Antidiskriminierungsstelle ist eine von anti-
deutschem Hass getragene Institution, die immer dann 
schweigt, wenn deutsche Kinder von Talahon-Gangs ver-
spottet und gequält werden, und überall dort „Rassismus“ 
ruft, wo ein deutscher Rentner noch einmal von „Neger-
kuss“ und „Zigeunerschnitzel“ zu sprechen wagt.

(Beifall bei der AfD – Nicole Gohlke [Die 
Linke]: Es reicht jetzt!)

Wir als AfD-Fraktion fordern die Abschaffung dieser so-
genannten Antidiskriminierungsstelle, die in Wahrheit 
eine getarnte Stelle zur Förderung von Deutschenhass 
ist, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD – Jamila Schäfer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: In welcher Welt leben 
Sie eigentlich?)

Stattdessen wollen wir die Mittel für die Hilfen für 
Schwangere und für die Unterstützung bei ungewollter 
Schwangerschaft erhöhen. Warum Sie, Frau Ministerin, 
gerade in diesem Bereich erhebliche Einsparungen vor-
genommen haben, werden Sie der Öffentlichkeit und 
vielleicht auch uns noch irgendwann erklären.

Ich komme zum Schluss. Ihr Haushaltsentwurf, Frau 
Ministerin, zeigt glasklar auf, dass Sie die demophobe, 
deutschenfeindliche Politik Ihrer grünen Vorgängerin 
fortsetzen, diese leider sogar noch übertreffen. Aber wir 
als AfD stellen klar: Deutschland braucht keine links- 
grünen Ideologieprojekte. Deutschland braucht die Un-
terstützung und Förderung von Familien und Kindern. 
Wir müssen die demografische Katastrophe abwenden.
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Ihnen, Frau Prien, sei mit auf den Weg gegeben: 
Schließen Sie sich unseren Forderungen an und ersparen 
Sie sich im eigenen und im deutschen Interesse, dass 
menschenfeindliche Altkommunisten wie Trittin Sie ei-
nes Tages zu ihrem Geburtstag einladen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Ich erteile das Wort Svenja Stadler für die SPD-Frak-

tion.

(Beifall bei der SPD)

Svenja Stadler (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bürger auf den Tribü-
nen! Herr Reichardt, Ihnen ist einfach nicht zu helfen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der Linken – Martin Reichardt 
[AfD]: Ich muss mir auch nicht helfen lassen!)

– Herr Reichardt, ich weiß, dass Sie sich nicht helfen 
lassen möchten. – Allein die Zusammensetzung Ihrer 
Fraktion, finde ich, zeigt, warum wir die Gleichstellungs-
stiftung brauchen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Liebe Frau Ministerin Prien, aus den Gesprächen, die 
ich bisher mit Ihnen hatte – heute hatten wir zum Beispiel 
das Berichterstattergespräch –, habe ich den Eindruck 
gewonnen, dass wir eine Ministerin im Amt haben, die 
ein Gespür dafür hat, was wichtig ist, und auch dafür, was 
jetzt zu tun ist. Ich hoffe, dass Sie mich da nicht enttäu-
schen.

Im Einzelplan 17 sind Ausgaben in Höhe von 14,2 Mil-
liarden Euro vorgesehen. Das ist ein Plus von 1,2 Milliar-
den Euro; das hatten Sie schon erwähnt. Sie haben auch 
erwähnt, wie viel wir den Kitas in den Jahren 2025 und 
2026 zur Verfügung stellen, also nicht den Kitas direkt, 
sondern den Ländern über die Erhöhung des Umsatzsteu-
eranteils. Dies sind etwa 2 Milliarden Euro pro Jahr.

Den größten Anteil machen allerdings – auch das ha-
ben Sie gesagt – die gesetzlichen Leistungen aus, im 
Wesentlichen Elterngeld, Kindergeld sowie Unterhalts-
vorschuss und Kinderzuschlag. Die Mittel, die für das 
Elterngeld veranschlagt werden, sind ein bisschen weni-
ger geworden aufgrund der gesunkenen Geburtenrate. 
Das macht mich ein bisschen unsicher. Falls jemand 
eine Idee hat: Ich freue mich über Tipps, wie wir das 
ändern können.

Wenn aber ein Kind das Licht der Welt erblickt hat und 
in unserem Land in Frieden und auch in Freiheit aufwach-
sen kann, dann ist es wichtig, dass wir Rahmenbedingun-
gen schaffen für ein gutes Aufwachsen, dass wir die 
Kinder- und Jugendarbeit sowie die Kinder- und Jugend-
hilfe unterstützen, damit Räume und Bereiche geschaffen 

werden, in denen Kinder unabhängig von ihrer Herkunft 
gefördert werden, in denen sie sich beteiligen können und 
Gemeinschaft erleben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Für den KJP stehen über 243 Millionen Euro zur Ver-
fügung. Damit unterstützen wir die Kinder- und Jugend-
arbeit und somit die Kinder und Jugendlichen und auch 
das Gemeinwesen. Denn das Gemeinwesen trägt dazu 
bei, dass unsere Demokratie bewahrt wird, dass sie ge-
stützt und auch verteidigt wird. Es trägt auch dazu bei, 
dass Demokratie gelernt wird und manchmal auch wieder 
gelernt wird. Das geschieht unter anderem bei Förderpro-
jekten wie dem Bundesprogramm „Demokratie leben!“, 
bei den Mehrgenerationenhäusern oder eben auch bei den 
Jugendwerken.

Zur Stärkung der Zivilgesellschaft tragen auch die 
Freiwilligendienste bei. Ich bin dankbar, dass es hier 
Planungssicherheit gibt. Das begrüßen wir ausdrücklich. 
Das trägt auf jeden Fall zur Beruhigung der Träger bei.

(Beifall bei der SPD)
Ich bin eine Freundin von Daten und Fakten. Daher 

möchte ich noch einmal ganz stark betonen – das freut 
Herrn Reichardt bestimmt –, dass ich die Förderung des 
Deutschen Zentrums für Integrations- und Migrationsfor-
schung, kurz DeZIM, begrüße und unterstütze. Wir brau-
chen die Daten, die dort wissenschaftlich fundiert er-
hoben werden. Das ist ein unverzichtbarer Teil und eine 
wichtige Unterstützung für unsere Arbeit hier im Par-
lament.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ganz zum Schluss meiner Rede, Frau Ministerin, 
möchte ich Ihnen noch einen ganz kleinen Arbeitsauftrag 
mitgeben. Sie haben viele, aber einen weiteren kleinen 
möchte ich Ihnen gerne noch mitgeben. Es geht um den 
Fonds Sexueller Missbrauch. Das ist ein wichtiges Hilfe-
system. Die Beanstandung des Bundesrechnungshofes 
zeigt, dass wir ein neues Modell brauchen. Ich wünsche 
mir, dass Sie zusammen mit der zuständigen Beauftrag-
ten ein neues Konzept erarbeiten, damit die Betroffenen 
Unterstützung erfahren, damit ihnen geholfen wird. Wir 
dürfen sie nicht alleine lassen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Zu einer Kurzintervention erteile ich 

das Wort der Abgeordneten Gohlke für die Fraktion Die 
Linke.

Nicole Gohlke (Die Linke):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Das bezieht sich jetzt 

nicht auf die Rede von Frau Stadler. Ich bin ausgespro-
chen irritiert, dass der Redner davor, also der Redner von 
der AfD, hier ausgesprochen despektierliche und diskri-
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minierende Worte gegenüber Menschen unserer Mitte 
benutzt hat. Das N-Wort ist gefallen.

(Beifall bei der Linken, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der CDU/CSU)

Es sind andere Worte, diskriminierende Äußerungen ge-
genüber Roma und Sinti gefallen.

Ich würde mir wünschen, dass es eine klare Verurtei-
lung und auch eine klare Ahndung dessen gibt; denn hier 
sind auch schon ganz andere Worte kritisiert worden.

(Zuruf von der CDU/CSU: So ein Quatsch!)
Hier wurde zum Beispiel gefordert, das Wort „Lügner“ 
oder „Lügnerin“ nicht zu sagen. Ich finde es völlig in 
Ordnung, dass wir uns so nicht bezeichnen sollen. Aber 
wir können dann nicht gleichzeitig dulden, dass solche 
diskriminierenden Aussagen Mitbürgerinnen und Mit-
bürgern gegenüber gemacht werden.

(Beifall bei der Linken, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Abg. 
Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Gohlke, da sich das jetzt auf mich und auch auf 

den Vorsitz bezieht, kann ich Ihnen versichern, dass die-
ses Thema spätestens im Ältestenrat eine große Rolle 
spielen wird.

(Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD] – Bei-
fall bei Abgeordneten der Linken und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich erteile das Wort Jamila Schäfer für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Frau Ministerin! Vor wenigen Monaten 
haben wir Grüne im Bundestag einer Grundgesetzände-
rung zugestimmt. Wir haben ein Sondervermögen mit-
getragen, und wir haben gemeinsam die Schuldenbremse 
reformiert, damit Investitionen in Sicherheit nicht zulas-
ten der sozialen Gerechtigkeit gehen.

Wir sehen jetzt im Etatentwurf natürlich viel Gutes. Es 
stimmt übrigens auch nicht, dass das Elterngeld von der 
neuen Regierung gekürzt wurde. Durch die geringere 
Geburtenrate wird einfach weniger abgerufen. Sie hier 
rechts haben es ja nicht so mit Fakten. Daher wollte ich 
das erwähnt haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Schwierig ist: Sie haben keine verlässliche Finanzie-
rung der Freiwilligendienste, keine ausreichenden Mittel 
für den Schutz vor häuslicher und sexualisierter Gewalt 
und auch keine langfristige Förderung von Minderheiten-
rechten, obwohl diese Bundesregierung mehr Spielraum 
hat als eine Bundesregierung jemals zuvor. Deswegen 
muss hier dringend nachgebessert werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Eine aktuelle Berechnung des Deutschen Instituts für 

Wirtschaftsforschung zeigt: 69 Prozent der Entlastungen 
kommen dem reichsten 1 Prozent zugute. Das heißt, der 
Konsolidierungsdruck, den wir jetzt an so vielen Stellen 
in diesem Haushalt haben, ist nicht naturgegeben. Er ist 
hausgemacht, weil die Regierung die verfügbaren Mittel 
lieber für Steuererleichterungen an der Spitze der Gesell-
schaft nutzt als für den Zusammenhalt und die demokra-
tische Teilhabe. Ich finde, das ist die falsche Prioritäten-
setzung für dieses Land, für diese Gesellschaft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Schauen wir uns ein Beispiel an. Gerade wird ja über 

die Wiedereinführung der Wehrpflicht diskutiert. Gleich-
zeitig werden laut diesem Regierungsentwurf die Mittel 
für die Freiwilligendienste um über 40 Millionen Euro 
gekürzt. Das heißt in der Praxis: weniger Planungssicher-
heit für die Träger, weniger Unterstützung für junge Men-
schen, die sich freiwillig für eine lebenswerte Gesell-
schaft engagieren wollen, und weniger Wertschätzung 
für das, was die Zivilgesellschaft jeden Tag leistet.

Ich weiß, diese Kürzungen stammen noch aus dem 
alten Etat. Aber das war vor der Reform der Schulden-
bremse und vor dem neuen Sondervermögen. Jetzt haben 
wir die Möglichkeit, diese Spielräume auch dafür zu nut-
zen. Deswegen hoffe ich, dass wir diese Kürzungen im 
parlamentarischen Verfahren gemeinsam rückgängig ma-
chen werden. Denn eines ist klar: Wer am demokrati-
schen Engagement spart, der zahlt morgen für die Folgen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Unverständlich finde ich auch die Kürzungen bei der 

psychosozialen Beratung für Geflüchtete. Wir wissen ja, 
dass psychische Stabilität und Teilhabe die Grundlage für 
eine gelungene Integration sind. Jetzt wird genau bei 
diesen Angeboten weiter gespart.

Bei den Frauenhäusern haben wir folgendes Problem: 
Das Bundesprogramm für die Unterstützung der Frauen-
häuser ist ausgelaufen. Aber die neuen Mittel im Rahmen 
der Istanbul-Konvention werden erst 2027 kommen. Das 
heißt, in der Zwischenzeit entsteht eine Lücke. Wir alle 
wissen: Jeder fehlende Frauenhausplatz ist einer zu viel, 
der fehlt. Jede Frau, jedes Kind hat ein Recht auf Schutz. 
Punkt!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Dazu kommt die mangelnde Prioritätensetzung beim 

Minderheitenschutz. Die Förderung der Melde- und In-
formationsstelle Antiziganismus wird von 1,25 Millionen 
auf 25 000 Euro gekürzt.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das geht gar nicht!)

Wir hören, es soll jetzt Projektmittel geben, mit denen 
vieles im Antiziganismusbereich weiter gefördert wird. 
Das ist gut; aber das reicht auf jeden Fall nicht. Denn es 
braucht verlässliche Strukturen, Ansprechbarkeit und 
Planungssicherheit. Alles andere ist Symbolpolitik ohne 
Substanz und wird den Menschen, um die es hier geht, 
schlicht nicht gerecht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Wir müssen sehen, dass das alles in einem gesellschaft-
lichen Klima geschieht, das ohnehin kälter wird für Min-
derheiten. Wir erleben immer häufiger queerfeindliche 
Angriffe auf CSDs –

(Kerstin Przygodda [AfD]: Es wird kälter für 
Deutsche! Nicht für Minderheiten!)

– dank Ihnen wird es kälter in Deutschland; das stimmt –, 
in Schulen, im Netz und überall.

Was macht die Regierung? Was macht Julia Klöckner? 
Sie verbietet zum Beispiel der Bundestagsverwaltung die 
Teilnahme am CSD.

(Zuruf von der CDU/CSU: So ein Quatsch!)
Und Bundeskanzler Friedrich Merz nennt die Regenbo-
genflagge am Reichstag einen „Zirkus“. Das ist nicht 
harmlos. Das ist nicht witzig. Das ist ein fatales Signal,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

insbesondere an die queere Community, an junge Men-
schen, die sich für Vielfalt engagieren, an alle, die für eine 
offene Gesellschaft kämpfen und an manchen Orten im-
mer mehr Angst vor Übergriffen haben müssen.

(Zuruf der Abg. Nicole Höchst [AfD])
Wer so redet, der stärkt nicht die Demokratie, sondern 
ihre Gegner.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Solche Kulturkampfrhetorik ist ein Sicherheitsrisiko 

für Menschen. Gerade hier in Deutschland, wo Sinti 
und Roma und queere Menschen staatlich verfolgt wur-
den und – wir haben es ja gerade wieder gehört – bis heute 
Diskriminierung ausgesetzt sind, muss der Schutz von 
Minderheiten

(Martin Reichardt [AfD]: Meinen Sie die 
SPD?)

viel mehr sein als ein Lippenbekenntnis.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Mittel für Freiwilligendienste müssen steigen, und 
zwar mehrjährig, planbar und verlässlich. Psychosoziale 
Betreuung und der Schutz vor Gewalt dürfen nicht zu-
sammengekürzt werden.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Die Arbeit gegen Antiziganismus braucht Kontinuität 
und keine Streichlisten.

Ich habe Verständnis dafür, dass Prioritäten gesetzt 
werden müssen. Aber wenn dieselbe Regierung, die 
hier bei Freiwilligendiensten, bei der Zivilgesellschaft, 
bei Minderheitenschutz kürzt, gleichzeitig ein paar Mil-
liarden Euro für Markus Söders Egoprojekte übrig hat, 
dann setzt sie die falschen Prioritäten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, dieser Haushalt ist 

eine Richtungsentscheidung: Wollen wir eine Gesell-
schaft, die Demokratie, Vielfalt und Gerechtigkeit 
schützt, oder wollen wir eine, die diese Werte langsam 
aushungern lässt? Ich finde, dieses Land verdient ein 

klares Ja zu Zusammenhalt, Offenheit und Schutz. Ich 
freue mich auf die Haushaltsberatungen genau in diesem 
Sinne.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Tamara Mazzi hat als Nächste das Wort 

für die Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der Linken)

Tamara Mazzi (Die Linke):
Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-

gen der demokratischen Fraktionen!
(Zuruf von der AfD: Wen meinen Sie denn?)

Frau Ministerin, ich sage es gleich zu Beginn ganz deut-
lich: Dieser Haushaltsplan ist ein Rückschritt für Kinder, 
Jugendliche und Familien in unserem Land. Während 
Milliarden für Panzer, Raketen und die Rüstungsindustrie 
bereitgestellt werden, wird bei denen gekürzt, die keine 
Lobby haben.

Die aktuelle Familienpolitik der Bundesregierung sen-
det ein fatales Signal an junge Familien. Statt das Eltern-
geld zu stärken und beispielsweise das Mindestelterngeld 
endlich auf 400 Euro anzuheben, kürzt die Regierung 
die verfügbaren Mittel. Gerade Bürgergeldempfänger/- 
innen, die aufstocken müssen, bekommen am Ende 
nichts, weil das Elterngeld auf die Transferleistungen 
angerechnet wird. Das ist keine Unterstützung für Fami-
lien! Das ist Zynismus!

(Beifall bei der Linken)
Wir fordern: Elterngeld muss vollständig anrechnungs-
frei sein!

Dann der Kinderzuschlag: Ja, die Mittel steigen – aber 
nicht, weil unsere Politik so kinderfreundlich wäre, son-
dern weil immer mehr Familien auf Hilfe angewiesen 
sind. Seit 2021 haben sich die Ausgaben fast vervierfacht. 
Das ist kein Erfolg, das ist ein Armutszeugnis. Wer Kin-
derarmut verwaltet, statt sie zu bekämpfen, macht keine 
Familienpolitik, sondern Sozialabbau.

(Beifall bei der Linken)
Auch das Budget für die Kinder- und Jugendpolitik 

wird gekürzt, insgesamt gibt es 11,4 Millionen Euro we-
niger. Für viele Träger und Jugendhilfeeinrichtungen be-
deutet das: weniger Angebote, weniger Sicherheit, weni-
ger Zukunft.

Am härtesten trifft es aber den Bereich Zivilgesell-
schaft, Gleichstellung und Familienpolitik.

(Zuruf von der AfD: Oh!)
Über 70 Millionen Euro sollen hier wegfallen, darunter 
die Freiwilligendienste – bei denen es jetzt schon zu 
wenig Plätze gibt –, die Unterstützung für ungewollt Kin-
derlose, die Unterstützung bei vertraulichen Geburten 
und der Ausbau von Frauenhäusern. Erst in diesem Jahr 
wurde ein neues Gewalthilfegesetz beschlossen. Und 
gleichzeitig kürzen wir bei den Schutzräumen? Was für 
ein Schlag ins Gesicht der Betroffenen!
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(Beifall bei der Linken)

Und dann noch ein Wort zu den Psychosozialen Zen-
tren für Geflüchtete. Fakt ist: Der Bedarf liegt bei min-
destens 27 Millionen Euro. Und was macht die Bundes-
regierung? Sie kürzt auch hier. Das ist, als würde man aus 
einem brennenden Haus den Feuerlöscher wegnehmen. 
So geht man nicht mit Menschen um, die Schutz und 
Hilfe brauchen.

(Beifall bei der Linken)

Die Regierung kürzt bei Schutzräumen, bei psycho-
sozialer Versorgung, bei Familien. Und dann stellt sich 
Herr Finanzminister Klingbeil hierhin und redet von ei-
nem Haushalt für die Zukunft? Zukunft heißt, in Kinder 
und Jugendliche zu investieren.

(Beifall bei der Linken)

Frau Prien, auch wenn es noch nicht im Einzelplan 
Ihres Ministeriums steht, will ich Ihnen ein paar Worte 
zur Bildung mitgeben. Ich kenne Sie noch aus Ihrer Zeit 
als Bildungsministerin in Schleswig-Holstein. Ich bin 
Lehrerin und habe letzte Woche meine alte Schule in 
Henstedt-Ulzburg besucht. Ich habe dort mit ein paar 
Schülerinnen und Schülern gesprochen. Sie haben mir 
vom Vortag erzählt, dem bisher heißesten Tag des Jahres. 
Die Schüler/-innen haben während des Unterrichts die 
Temperatur im Klassenraum gemessen: 37 Grad! Bei 
37 Grad greift bei Erwachsenen sofort der Arbeitsschutz. 
Diese 37 Grad stehen stellvertretend für noch so viel 
Weiteres, was in unserem Bildungssystem schiefläuft: 
von kaputten Toiletten bis zu Lehrkräften, die nicht 
mehr können, von einer praxisfernen Lehrkräfteausbil-
dung bis zu maroden Schulgebäuden.

Frau Prien hat sich diese Probleme in ihrer Zeit als 
Bildungsministerin in Schleswig-Holstein natürlich zur 
Brust genommen. Was ist dabei herumgekommen? Strei-
chen von Unterrichtsstunden – denn was nicht mehr statt-
findet, kann auch nicht mehr ausfallen. Gleichzeitig 
wurde das Problem des Lehrkräftemangels dadurch be-
kämpft, dass 163 Lehrerstellen gestrichen wurden.

Aber ich bin nicht fair. Ich habe die wichtigste Maß-
nahme von Frau Prien noch nicht erwähnt, eine Maß-
nahme, die Kinder, Eltern und Lehrkräfte gleichzeitig 
entlastete und sich mit den wirklich wichtigen Problemen 
beschäftigte: Frau Prien verbot das Gendern an den Schu-
len.

(Beifall bei der AfD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Zuruf von der AfD: Super!)

– War klar, dass Sie da klatschen. – Man sah sofort: Die 
Wände sanierten sich selbst, Lehrkräfte wurden nicht 
mehr krank, die Wangen der Kinder wurden rosig, und 
die gesamte Bildungsungerechtigkeit hörte auf, zu exis-
tieren.

Frau Prien, Sie haben doch ganz andere Probleme als 
das Gendern! Bitte kümmern Sie sich doch um die echten 
Probleme der Menschen, statt Sprachverbote zu verfas-
sen, die niemandem helfen und nur ausgrenzen.

(Beifall bei der Linken – Martin Reichardt 
[AfD]: Mit Sprachverboten kennen Sie sich 
aus! Das haben wir ja gerade gehört!)

Und jetzt denken Sie auch noch über Quoten für Mi-
grantinnen und Migranten an unseren Schulen nach. Frau 
Prien, am Notstand unseres Bildungssystems sind keine 
Kinder mit Migrationshintergrund schuld, sondern die 
Tatsache, dass das Bildungssystem seit Jahrzehnten ka-
puttgespart wird.

(Beifall bei der Linken)
Reform nach Reform, meistens keine Verbesserung, son-
dern Sparmaßnahmen: Der Glaube vieler Eltern, Lehr-
kräfte und Kinder in dieses Schulsystem ist zerstört.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Wie sieht das in 
den Bundesländern aus, wo Die Linke regiert? 
Noch schlimmer!)

Frau Prien, bitte machen Sie es jetzt besser als in un-
serem Bundesland Schleswig-Holstein. Bitte nehmen Sie 
jetzt Geld in die Hand, und arbeiten Sie an den Ursachen. 
Und wenn Sie dann die großen, gravierenden Probleme 
gelöst haben, dann können wir immer noch übers Gen-
dern streiten. Aber Sie haben gerade wirklich Wichtigeres 
zu tun!

Danke. 
(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Bevor wir die nächste Rednerin hören, 

möchte ich darum bitten, dass wir uns an die verabredeten 
Regeln für die Anrede halten.

Anne König spricht als Nächste für die Union.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Anne König (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Kommen wir mal wieder zum eigentlichen The-
ma. Mit den rund 14,2 Milliarden Euro im Haushalts-
plan 2025 stärken wir Familien, schützen Kinder und 
Jugendliche und fördern den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt.

Ein wichtiger Schritt war die Zusammenführung von 
Bildungs- und Familienpolitik in ein gemeinsames Haus. 
Bereits in den ersten 50 Tagen dieser Regierung haben 
wir die Verlängerung des Investitionsprogramms für den 
Ausbau der Ganztagsbetreuung beschlossen: mit 3,5 Mil-
liarden Euro Bundesmitteln bis 2029 und Planungssicher-
heit für unsere Kommunen.

Mit 6,5 Milliarden Euro aus dem Sondervermögen be-
ginnen wir nun den Hochlauf der Investitionen in die 
Bildungs- und Betreuungsinfrastruktur. Das Startchan-
cen-Programm wird mit 400 Millionen Euro jährlich fort-
geführt. Bis zu 4 000 Schulen in herausfordernden Lagen 
erhalten Unterstützung für bessere Bildungschancen.

Ergänzend stellt der Bund den Ländern 600 Millionen 
Euro zur Verfügung, insbesondere für Bildungsinvestitio-
nen, Ganztagsangebote und Qualitätsverbesserungen in 
Kitas. Für die digitale Ausstattung unserer Schulen inves-
tieren wir 2,5 Milliarden Euro in den DigitalPakt. Die 
Qualität der Kitas fördern wir mit etwa 2 Milliarden 
Euro in den Jahren 2025 und 2026. Und wir haben uns 
bereits jetzt auf den Weg gemacht, sodass die frühkindli-
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che Bildung durch ein Qualitätsentwicklungsgesetz auch 
in den Jahren 2027 bis 2029 mit jeweils mindestens 2 Mil-
liarden Euro gestärkt werden kann.

Wir setzen zudem auf frühkindliche Bildung als 
Schlüssel zur Chancengerechtigkeit. Deshalb führen wir 
verpflichtende Sprachtests für alle Vierjährigen ein und 
sorgen bei Bedarf für gezielte Sprachförderung.

Für lebenslanges Lernen, berufliche Bildung und be-
rufliche Fortbildung stellen wir im Jahr 2025 insgesamt 
rund 1,57 Milliarden Euro bereit. Die internationale Ju-
gendarbeit stärken wir deutlich.

Wir werden unsere Demokratieförderung neu ausrich-
ten auf das, was wirklich trägt. Demokratie wächst nicht 
in Programmbüros, sondern vor Ort: in Vereinen, Initia-
tiven und im Ehrenamt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dort liegt der soziale Kitt unseres Landes. Deshalb eva-
luieren wir „Demokratie leben!“ konsequent.

Ein weiterer Pfeiler für den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt sind die Freiwilligendienste; sie fördern Aus-
tausch, Gemeinsinn und Verantwortungsbewusstsein 
über Generationen und soziale Schichten hinweg. Wir 
konnten durch einen Mittelaufwuchs eine bedarfs-
gerechte Finanzierung für 2025 sicherstellen.

Im Koalitionsvertrag haben wir uns zudem darauf ver-
ständigt, die Freiwilligendienste zu stärken, die Finanzie-
rung nachhaltig zu sichern und die Zahl der Plätze schritt-
weise auszubauen. Damit werden wir bereits im 
Bundeshaushalt 2026 beginnen. So erhalten die Freiwil-
ligendienste langfristig die Wertschätzung, die sie ver-
dienen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Außerdem lassen wir die Betroffenen sexuellen Miss-
brauchs nicht allein. Wir haben im Koalitionsvertrag 
auch vereinbart, das Ergänzende Hilfesystem zu erhalten. 
Vor diesem Hintergrund werden wir zukünftig wirksame 
und rechtssichere Hilfen ermöglichen.

Kurzum: In den ersten 65 Tagen dieser neuen Regie-
rung haben wir den Haushalt 2025 zügig und mit Augen-
maß auf den Weg gebracht. Die zentralen Vorhaben aus 
dem Koalitionsvertrag sind angestoßen. Ein überzeugen-
der Start, der zeigt: Wir halten Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, John F. Kennedy hat einmal 
gesagt: Es gibt nur eines, was teurer ist als Bildung: keine 
Bildung. – Und mit diesem Haushalt investieren wir in 
das, was unser Land zusammenhält und trägt: in Kinder, 
in Familien, in Bildung und damit in die Zukunft unserer 
Gesellschaft.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank Ihnen. – Jürgen Koegel hat das Wort für 

die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Jürgen Koegel (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Minis-

terin! Wir haben uns heute Morgen ja schon gesprochen. 
Meine Damen! Meine Herren! Liebe Mitbürger! Heute 
darf ich zum Bereich des Bundesministeriums für Bil-
dung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend, kurz: 
BMBFSFJ, als Haushälter sprechen. Aber jetzt soll es 
nicht um die Zahlen gehen; denn wie heute Morgen an-
gesprochen, ist ja der Haushalt für 2025 eigentlich schon 
gelaufen; Änderungen werden sich nicht mehr auswir-
ken.

Hier kann ich jetzt als Betroffener zum Thema Kinder 
sprechen, und zwar als Opa. Ich habe die Schwanger-
schaft meiner Tochter in diesem Jahr erlebt, das Heran-
wachsen des Kindes im Mutterleib, die Reaktion des 
Babys bis zur Geburt. Es war eine sehr anstrengende 
Schwangerschaft. Der kleine Bub wollte nicht so schnell 
wie berechnet zur Welt kommen, und als dann doch, war 
das sehr schmerzhaft und anstrengend; das können viele 
Frauen hier teilen. Als ich Mutter und Baby besuchte, sah 
ich zwar die Ermattung der Mutter, aber vor allem den 
Ausdruck größten Glücks und Freude auf dem Gesicht 
meiner Tochter.

(Zuruf der Abg. Denise Loop [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Sehr geehrte Damen und Herren, wer das Heranwach-
sen des Kindes im Mutterleib erlebt oder miterlebt, der 
sollte über die Schöpfung Gottes nachdenken und sich 
eines auf jeden Fall vor Augen führen: Töten eines Un-
geborenen und Abtreibung bis zur Geburt kann es hier 
nicht geben!

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Derya 
Türk-Nachbaur [SPD])

Deshalb bin ich bei dem wichtigsten Thema: ein mög-
lichst perfektes Umfeld für unsere Kinder zu schaffen, 
sie zu mündigen und gebildeten Bürgern heranzuziehen 
und sie erfolgreich in unsere Gesellschaft zu integrieren.

(Jamila Schäfer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Damit sie nicht AfD wählen! – Zurufe 
von der SPD)

Früher sagte man: Pflanze einen Baum, baue ein Haus, 
zeuge ein Kind. – Heute aber scheinen wir den Baum mit 
Bürokratie zu übergießen, das Haus unerschwinglich zu 
machen und das Kind zum Armutsrisiko werden zu las-
sen. Wir drehen das um: Wir wollen, dass Familien sich 
wieder trauen, zu bauen, zu pflanzen und Leben weiter-
zugeben.

(Beifall bei der AfD)
Wir alle kennen das demografische Problem, vor dem 

unser Land bekannterweise schon lange steht. Der Weg 
zur Lösung war für unsere vergangenen Regierungen, uns 
externe Unterstützung zu holen. Die Resultate daraus 
besprechen wir mittlerweile fast in jeder Sitzungswoche. 
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Albert Einstein sagte: „Probleme kann man niemals mit 
derselben Denkweise lösen, durch die sie entstanden 
sind.“ Und darum schlage ich einen anderen, alternativen 
Ansatz vor. Meine Damen, meine Herren, wir fordern 
eine Senkung der Einkommensteuer für junge Familien, 
und zwar spürbar.

(Beifall bei der AfD)
Wer Kinder hat, wer erzieht, wer pflegt, muss weniger an 
den Staat abführen und nicht mehr.

Eine Familie zu gründen, bedeutet die komplette Um-
stellung des gesamten Lebens. Wer bereit ist, diese le-
bensverändernde Reise zu beginnen, muss die volle Un-
terstützung des Staates erfahren und darf den Weg nicht 
trotz des Staates und seiner Regeln gehen müssen.

Wir dürfen uns nicht über sinkende Geburtenraten 
wundern, wenn die Bürger bereits nach dem Schwanger-
schaftstest zur Kita stürmen und eine Anmeldung abge-
ben müssen, damit sie möglicherweise nach Jahren einen 
Platz bekommen. Wenn beim Thema Kinderwunsch die 
erste Frage ist: „Wie sollen wir uns ein Kind leisten?“, 
dann haben wir, liebe Kollegen, meiner Meinung nach 
etwas falsch gemacht.

(Beifall bei der AfD)
Was wir brauchen, ist eine echte aktivierende Famili-

enpolitik, steuerliche Entlastung für Eltern, die ihre Kar-
riere hintanstellen, Kitagebührenfreiheit für alle, nicht 
nur für diejenigen, die nicht die Mittel dafür haben, ge-
sellschaftliche Anerkennung von Elternschaft und ein 
Rentensystem, das Eltern nicht bestraft, sondern belohnt.

(Beifall bei der AfD)
Wer Kinder großzieht, hat nicht weniger geleistet als der, 
der 45 Jahre gearbeitet hat, sondern er hat beides ge-
schafft, hat mir mal eine junge Frau gesagt. Wer hastig 
um 7 Uhr von der Kita zur Arbeit hetzt, dann um 15 Uhr 
im Berufsverkehr die letzten Nerven verliert, um pünkt-
lich das Kind abzuholen, anschließend dann Koch, Al-
leinunterhalter, Seelsorger und Superheld ist, der hat den 
größten Respekt verdient und keine gleichgestellte Steu-
erklasse.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Ulle 
Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Meine Damen und Herren, nochmals: Ein Sozialsys-
tem, das nicht auf Familien gebaut ist, ist ein Haus auf 
Sand. Ein Staat, der seine Jungen überlastet und seine 
Alten vertröstet, steht auf brüchigem Grund. Wer aber 
in Kinder investiert, in Eltern, in Generationengerechtig-
keit, der baut auf Fels. Deshalb sagen wir heute: Bauen 
wir nicht auf Illusionen, sondern auf Verantwortung. 
Bauen wir nicht auf Umverteilung, sondern auf Leistung. 
Und vor allem: Bauen wir auf Familien; denn sie sind das 
Fundament unserer Zukunft.

Danke schön.
(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Ulle 
Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Jasmina Hostert hat nun das Wort für 

die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Jasmina Hostert (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Was wir 
wirklich brauchen, ist gute Gleichstellungspolitik, gute 
Bildung und eine Familienpolitik, die im Jahr 2025 an-
kommt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Martin Reichardt [AfD]: Das krie-
gen Sie auch nicht hin! Sie haben in der letzten 
Legislatur versagt und versagen in dieser wie-
der!)

Deswegen lade ich Sie herzlich ein, einmal die frauen- 
und gleichstellungspolitische Perspektive in Bezug auf 
den Bundeshaushalt einzunehmen; denn Gleichstellung 
ist kein Randthema. Es ist eine Frage von Gerechtigkeit 
und eine Frage von Zukunft. Das Familienministerium 
setzt sich ein für die Gleichstellung von Frauen und Män-
nern, für den Abbau überholter Rollenbilder,

(Martin Reichardt [AfD]: Bei der SPD ist ja 
manches überholt! Das wissen wir ja!)

für gleiche Chancen im Berufsleben und für ein Leben 
frei von Gewalt und Diskriminierung. Ich finde, das sind 
gute Ziele.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Karoline 
Otte [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Martin 
Reichardt [AfD]: Besonders Ihre Wahlergeb-
nisse! Die überholen sich nach unten immer 
schneller! Darüber sollten Sie mal nachden-
ken!)

Weil Frauen immer noch den größten Teil der Sorgear-
beit leisten – zu Hause, im Beruf, in der Gesellschaft –, 
entlasten wir besonders sie mit den Investitionen in Kitas, 
Schulen und Ganztagsbetreuung. Die Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie ist kein theoretisches Konzept. Sie 
muss morgens um 8 Uhr genauso planbar sein wie nach-
mittags um 14 Uhr. Deshalb sorgen wir für einen Alltag, 
der funktioniert, und bringen die Vereinbarkeit Schritt für 
Schritt voran, indem wir Kitas und Schulen ganz klar 
stärken.

Natürlich wissen wir: Ein Haushalt mit den richtigen 
gleichstellungspolitischen Zielen schafft noch keine voll-
endete Gleichstellung. Aber wir haben als Koalition eine 
klare Agenda: Mehr Frauen in Führungspositionen bei 
Bundesunternehmen, gleicher Lohn für gleiche Arbeit 
bis spätestens 2030, bessere Unterstützung für ungewollt 
Schwangere und Mutterschutz auch für Selbstständige.

(Zuruf der Abg. Birgit Bessin [AfD])

Wir übernehmen Verantwortung, wir gehen Schritte, 
und wir machen Fortschritte. Es wird Sie nicht verwun-
dern, von mir zu hören, dass wir Sozialdemokratinnen 
und Sozialdemokraten natürlich noch mehr wollen, als 
wir im Koalitionsvertrag vereinbart haben. Zum Beispiel 
muss aus Entgelttransparenz auch Entgeltgleichheit wer-
den. Und wir wollen ein Paritätsgesetz für den Deutschen 
Bundestag.
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(Beifall bei der SPD – Martin Reichardt [AfD]: 
Das ist verfassungsfeindlich!)

– Da können Sie sich ruhig aufregen. Das sind unsere 
Ziele, und für die kämpfen wir.

(Zuruf der Abg. Birgit Bessin [AfD])
Meine Damen und Herren, eine gelingende Frauen- 

und Gleichstellungspolitik sorgt für Gerechtigkeit, 
sichert unsere Demokratie, stärkt den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt und ist wirtschaftlich vernünftig. Ich fin-
de, dafür lohnt es sich zu kämpfen. Lassen Sie uns das 
gemeinsam angehen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für die nächste Rede erteile ich das 

Wort Denise Loop für die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Denise Loop (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Ministerin Prien! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bundeskanzler Merz 
hat die Kostensteigerungen in der Kinder- und Jugend-
hilfe kritisiert. Er möchte die Aufgaben überprüfen, da 
die Leistungsfähigkeit der öffentlichen Haushalte be-
rücksichtigt werden müsse. Einfacher gesagt: Herr Merz 
sieht Sparpotenzial bei Kindern und Jugendlichen, und 
das kann nicht sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Die Kommunen sind an der Belastungsgrenze, und es 

gibt Kostensteigerungen – aber weil der Bedarf steigt. 
Und dann braucht es nicht weniger, sondern mehr Geld. 
Wenn in der Kinder- und Jugendhilfe gekürzt wird, dann 
heißt das: weniger Kitaplätze, weniger Schutz für gewalt-
betroffene Kinder, weniger Demokratieangebote in Ju-
gendtreffs. Wer da kürzt, kürzt am Wohlergehen von 
Kindern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Kinder- und Jugendhilfe ist kein Nice-to-have, sondern 

notwendig für unser Zusammenleben. Es geht um die 
Unterstützung von Eltern, um das frühzeitige Fördern 
von Kindern, um Familienbildung, Schulsozialarbeit, Ju-
gendfreizeiteinrichtungen und Jugendverbandsarbeit. 
Kurzum: Es geht um eine zukunftsfähige Gesellschaft. 
Und ich kann nur hoffen, Frau Prien, dass Sie als Bundes-
jugendministerin mehr Sachverstand in dieser Sache an 
den Tag legen als der Bundeskanzler.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Aber nun sind auch im Regierungsentwurf gerade im 

Bereich „Kinder und Jugendliche“ 11,5 Millionen Euro 
gekürzt wurden. Und ich frage mich: Wie kann das sein? 
Denn mit unserer Unterstützung hat die Bundesregierung 
mehr Geld als je eine Regierung zuvor.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja! Genau!)

Das zeigt für mich ganz deutlich: Sie priorisieren falsch.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie sollten keine Steuergeschenke für Superreiche ma-
chen oder klimaschädliche Subventionen ausbauen, son-
dern das Geld nachhaltig investieren. Anstatt zu kürzen, 
sollten wir unsere Zivilgesellschaft langfristig stärken 
und vor allem verletzliche Gruppen in den Blick nehmen. 
Die Finanzierung von Jugend- und Demokratieprojekten 
und die Investitionen in Bildung müssen dringend nach-
haltiger, langfristiger und sicherer werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Einen wichtigen Punkt will ich gerade zu Beginn der 

Haushaltsberatungen noch machen: Die Abwicklung des 
Fonds Sexueller Missbrauch ist ein Skandal. Menschen, 
die von sexueller Gewalt betroffen sind, fallen leider sehr 
häufig durchs Hilfesystem. Nun wird ihnen die letzte 
niedrigschwellige Hilfe genommen, und sie bekommen 
keine Unterstützung mehr. Seit März 2025 sind keine 
Anträge mehr möglich, da das Budget für den Fonds 
erschöpft ist.

(Dr. Anja Reinalter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Krass!)

Für uns ist klar: Der Fonds muss bleiben!
(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-

SES 90/DIE GRÜNEN)
Wir müssen Betroffene weiter unterstützen. Wir dürfen 
sie nicht im Stich lassen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Deshalb appelliere ich gerade jetzt zu Beginn der Ver-
handlungen an alle Parlamentarierinnen und Parlamenta-
rier, aber auch an die Bundesregierung: Lassen Sie uns 
jetzt gemeinsam im parlamentarischen Verfahren eine 
tragfähige, rechtssichere und sichere Lösung im Sinne 
der Betroffenen finden.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank Ihnen. – Ich erteile als Nächstes Mandy 

Eißing das Wort für die Fraktion Die Linke. Es ist ihre 
erste Rede.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN und des Abg. Ralph 
Edelhäußer [CDU/CSU])

Mandy Eißing (Die Linke):
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Frau 

Ministerin! Während die Hütte brennt, nimmt diese Re-
gierung die Rauchmelder ab. Was die Bundesregierung 
hier vorlegt, ist ein Haushaltsplan, der die soziale Siche-
rung zur Nebensache erklärt; ein Haushaltsplan, der mit 
dem Rotstift durch zentrale Lebensbereiche geht. Und 
das trifft den Osten, wo Strukturen heute schon auf Kante 
genäht sind, besonders hart.
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Beispiel Elterngeld. Weil weniger Kinder geboren wer-
den und die Einkommensgrenzen gesenkt wurden, spart 
die Bundesregierung 620 Millionen Euro ein. Doch statt 
diese Mittel für dringend nötige Verbesserungen zu nut-
zen, etwa für eine Anhebung des Basiselterngeldes auf 
420 Euro oder eine längst überfällige Dynamisierung, 
verschwindet das Geld einfach im Haushalt. Die Chance, 
gerade einkommensschwache Familien wirklich zu ent-
lasten, wurde bewusst vertan.

Und während immer mehr Familien in Armut rutschen, 
zeigt die steigende Summe beim Kinderzuschlag, wie tief 
das Problem wirklich sitzt. Der Zuschlag hat sich seit 
2021 mehr als verdreifacht. Das ist ein Warnsignal. Es 
zeigt: Immer mehr Familien brauchen Unterstützung, 
weil der Lohn nicht mehr zum Leben reicht. Wer mit 
unter 15 Euro Mindestlohn versucht, seine Kinder zu 
ernähren, braucht keinen Flyer zur Sprachförderung, son-
dern Sicherheit im Kühlschrank.

(Beifall bei der Linken)
Und wer Armut ernsthaft bekämpfen will, muss sie an der 
Wurzel packen: mit höheren Löhnen und einer echten 
Kindergrundsicherung.

(Beifall bei der Linken)
Gekürzt wird auch bei den Freiwilligendiensten trotz 

steigender Nachfrage. Das bedeutet: weniger Plätze, we-
niger Teilhabe, weniger Engagement. Das ist doch ab-
surd! Die Bundesregierung kürzt bei Angeboten für junge 
Menschen, die sich einbringen wollen, und will gleich-
zeitig Pflichtdienst und Wehrdienst verordnen.

(Beifall bei der Linken)
Und wenn Sie dann noch den Eindruck erwecken wol-

len, die Mittel für Vielfalt und Demokratie blieben stabil, 
dann nennen wir es das, was es ist: eine kalte Kürzung. 
Denn Tariferhöhungen und Inflation fressen Ihre Verspre-
chen auf.

(Beifall bei der Linken)
Keine Spur von einer Stärkung der Zivilgesellschaft, im 
Gegenteil. Ausgerechnet jetzt! Die Bedrohung von rechts 
wächst, queere Menschen erleben offene Gewalt. Und 
genau in diesem Moment streichen Sie bei Demokratie-
förderung und Antidiskriminierungsprojekten.

(Beifall bei der Linken)
Und die älteren Menschen? Die kommen in der Welt 

der Ministerin praktisch nicht vor. Alle reden vom demo-
grafischen Wandel, aber wenn es um Seniorinnen und 
Senioren geht, herrscht Schweigen: keine großen Vor-
haben, keine Vision.

Noch drastischer ist es beim Gewaltschutz. Sie be-
haupten, die Mittel würden steigen. Dabei fällt das zen-
trale Bundesprogramm „Gemeinsam gegen Gewalt an 
Frauen“ ersatzlos weg. Für viele Betroffene kann das 
lebensgefährlich sein.

(Beifall bei der Linken)
Das neue Gewalthilfegesetz greift erst ab 2027. Bis da-
hin: kein Cent für neue Frauenhausplätze, keine Hilfe 
beim Ausbau von Beratungsstellen – und das in einer 
Zeit, in der die Zahl der Femizide immer weiter zunimmt.

(Beifall bei der Linken)

Was sagt das über Ihre Prioritäten aus, Frau Ministerin? 
Frauen schützen? Nicht in Ihrem Haushalt. Stattdessen 
lenken Sie mit Scheindebatten über das Gendern von 
Kürzungspolitik ab.

(Beifall bei der Linken)

Meine Damen und Herren, was Sie hier machen, ist 
Kulturkampf mit dem Rotstift. Es ist ein Haushalt auf 
dem Rücken derer, die ohnehin schon wenig haben, und 
derer, die diese Gesellschaft tragen. Und ausgerechnet 
diejenigen, die am dringendsten Schutz brauchen – 
Frauen und Kinder, die vor Gewalt fliehen –, fallen hinten 
runter.

Deshalb sagen wir als Linke: Dieser Haushalt ist ein 
sozialpolitischer Rückschritt. Er schwächt Engagement. 
Er gefährdet Schutzräume. Er verrät Versprechen. Und 
deshalb lehnen wir ihn ab – im Namen all jener, die keine 
Lobby haben, aber unsere Solidarität verdienen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Abgeordnete Eißing, das war Ihre erste Rede im 

Hohen Haus. Ich gratuliere Ihnen dazu!

(Beifall)
Bevor wir die nächste Rede hören, möchte ich Folgen-

des ankündigen: Wir werden hier gleich einen Wechsel 
im Vorsitz haben. Es sind Äußerungen in dieser Debatte 
gefallen, die Anlass geben, mir das Protokoll anzuschau-
en. Und ich behalte mir vor, dementsprechend Ordnungs-
maßnahmen zu ergreifen.

Ich erteile als Nächstes das Wort Oliver Pöpsel von der 
Unionsfraktion. Auch er hält hier seine erste Rede.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Oliver Pöpsel (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Liebe Frau Ministerin! Für jemanden, 
der wie ich seit Jahrzehnten in der Kommunalpolitik ak-
tiv ist, ist die neue Ausrichtung der Familien-, Jugend-, 
Senioren- und Bildungspolitik ein großer Schritt in die 
richtige Richtung. Ich bin froh, dass wir eine Ministerin 
mit Erfahrung haben, die leider viel damit zu tun hat, den 
Scherbenhaufen ihrer Vorgängerin wegzuräumen.

Und dann möchte ich auch noch eine Sache richtig-
stellen. Wenn hier gesagt wird, der Fonds für Miss-
brauchsopfer sei von ihr gekürzt worden, dann stimmt 
das einfach nicht.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das hat sie nicht gesagt! – Denise 
Loop [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ich 
habe niemandem die Schuld für irgendetwas 
gegeben!)
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Die grüne Ministerin hat einfach zu wenig eingestellt, 
und die Mittel laufen aus. Wir sind am Ende. Wir räumen 
das auf, was Sie nicht richtig eingestielt haben; und das 
kann man auch mal klarstellen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Ulle Schauws 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist über-
haupt nicht wahr! – Denise Loop [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ich habe nicht von 
Kürzungen gesprochen!)

In meinem Wahlkreis, dem schönen Kreis Soest, war 
ich aktiv damit beschäftigt, den Kitaausbau voranzutrei-
ben, neue Träger zu finden, dafür zu sorgen, dass die 
Bedingungen passen. Dass ich jetzt als Abgeordneter 
daran mitwirken darf, diese Themen voranzubringen, 
macht mich besonders stolz.

Zu diesem Schritt gehört auch gleich die erste Tat der 
Bundesregierung: die Zusammenführung von Bildungs- 
und Familienpolitik. Gerade in den Kommunen weiß 
man: Familie und Bildung gehören zusammen – von An-
fang an. Sie müssen ganzheitlich gedacht werden, begin-
nend mit der frühkindlichen Bildung in Familie und Kita.

Der Haushalt 2025 zeigt für den Einzelplan 17 den 
Ausbau der Programme für Bildungs- und Betreuungs-
infrastruktur, die bereits begonnen wurden. Im Einzelnen 
hat meine Kollegin Anne König die Programme eben 
schon aufgeführt.

Ich möchte nur mit Nachdruck betonen, dass die In-
vestitionen in Ausbau und Qualität der Kitas und Ganz-
tagsangebote nicht nur einen Beitrag zur Bildungs- und 
Startchancengerechtigkeit der Kinder und Jugendlichen 
ganz konkret vor Ort leisten. Sie leisten ja viel mehr 
mit Blick auf den Gleichstellungsgedanken der berufs-
tätigen Elternteile. Ohne Kitas, ohne Ganztagsangebote 
ist die Berufstätigkeit beider Elternteile – meistens die 
Berufstätigkeit der Mütter – nicht denkbar. Positiv for-
muliert ist ein leistungsfähiges Ganztagsangebot das 
wirksamste Mittel gegen Fachkräftemangel und für Bil-
dungsgerechtigkeit zugleich.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Genau diese Fachkräfte mit der Möglichkeit zur Mehr-

arbeit brauchen wir für das Wirtschaftswachstum. Uns 
fehlen die Fachkräfte an allen Ecken und Enden. Wir 
müssen mit guten Angeboten dafür sorgen, dass die Be-
dingungen stimmen und die Mehrarbeit gesichert wird. 
Aber alle Mittel, die der Bund den Ländern und Kom-
munen für Sprachförderung, Ganztagsbetreuung und 
Startchancen-Programme zur Verfügung stellt, nützen 
gar nichts, wenn wir die Betreuerinnen und Betreuer, 
wenn wir die Erzieherinnen und Erzieher nicht haben, 
die diese Programme umsetzen sollen.

Woran liegt das? Der Traum vieler junger Menschen ist 
der Beruf Erzieherin/Erzieher. Und obwohl gerade mein 
Heimatkreis mehrere exzellente Berufskollegs für sozial-
pädagogische Berufe vorweisen kann, haben auch bei uns 
die Kommunen und Träger große Probleme, Mitarbeiter 
zu finden, entscheiden sich junge Menschen für andere 
Berufe oder wandern Erzieherinnen und Erzieher in an-
dere Berufe ab. Hintergrund: Die Betreuungsschlüssel 
stimmen nicht mehr. Die Gruppen sind zu groß. Die Ver-
antwortung wird erdrückend. Die Programme für früh-

kindliche Bildung bleiben auf der Strecke, wenn das reine 
Aufpassen schon alle Zeit beansprucht. Die Bildungs-
ministerin hat am Wochenende auch hier den Integrati-
onsgedanken noch einmal thematisiert. Hier müssen wir 
deutlich mehr unterstützen, mehr entlasten.

Vor der notorischen Unterfinanzierung der Kitas in den 
Kommunen dürfen wir im Bund weiter nicht die Augen 
verschließen. Es ist deshalb sehr richtig, dass wir den 
Prozess zur Unterstützung der Qualität der Kinderbetreu-
ung fortsetzen und den Ländern jeweils knapp 2 Milliar-
den Euro in den Jahren 2025 und 2026 zur Verfügung 
stellen. Meines Erachtens kann gerade hier nicht genug 
investiert werden. Ziel muss es doch sein, dass wir kein 
Kind mehr verlieren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Das Teuerste für eine Gesellschaft ist der Reparatur-
betrieb, den ich Ihnen im Einzelnen nicht ausmalen muss. 
Kinder sind die offensten, neugierigsten, lernbegierigsten 
und fröhlichsten Geschöpfe dieser Welt und unserer Ge-
sellschaft. Wir müssen sie nur an die Hand nehmen und 
sicher durch die ersten 14 bis 18 Lebensjahre führen. 
Doppelt und dreifach werden sie es der Gesellschaft zu-
rückgeben.

Das gleiche Augenmerk wie das für die Kitas gilt auch 
für die Ertüchtigung privater Träger. Kein Geld der Welt 
wird Träger dazu bringen, weitere Kitas oder Betreuungs-
einrichtungen zu betreiben, wenn Regulierung und Büro-
kratie die Arbeitspraxis so weit bestimmen, dass Doku-
mentation und Haftungsrisiko die direkte Arbeit mit den 
Kindern und Jugendlichen in den Hintergrund rücken.

Eine ganz wichtige Säule in der Kinderbetreuung sind 
übrigens auch die Tagesmütter und -väter. Ich begrüße 
ausdrücklich, dass auch hier weiter unterstützt werden 
soll.

Alles in allem haben wir einen Haushaltsplan, der die 
richtigen Weichen für die Zukunft unserer Kinder und 
Jugend stellt. Er verstetigt das wichtige Zusammenwir-
ken von Bund, Ländern und Kommunen zum Wohle un-
serer Kinder.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ein bisschen Zeit habe ich Ihnen nachgelassen. Es war 

Ihre erste Rede. Herzlichen Glückwunsch!
Für die AfD-Fraktion darf ich die Kollegin Kerstin 

Przygodda aufrufen.
(Beifall bei der AfD)

Kerstin Przygodda (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Frau Ministerin Prien, Frauen und Mädchen zah-
len den Preis Ihrer Politik der grenzenlosen illegalen Ein-
wanderung,

(Widerspruch bei Abgeordneten der SPD und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
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den Preis der Politik der sogenannten Vielfalt. Der Rück-
zug der Frauen, aber auch der Deutschen aus dem öffent-
lichen Raum vollzieht sich im Stillen. Bald kann die 
Talahon-Parade allein in unseren Schwimmbädern 
schwimmen.

(Jamila Schäfer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Um Gottes willen!)

Derweil werden aus dem Familienhaushalt über das Pro-
gramm „Demokratie leben!“ Hunderte von Projekten ge-
fördert, die sich gegen die vermeintliche Islam- und Mus-
limfeindlichkeit einsetzen. Das ist ein Hohn für alle 
Opfer.

(Beifall bei der AfD)

Entgegen der Erfahrung, besonders von Schülern, sag-
ten Sie, Frau Ministerin, in der letzten Woche: Der Islam 
ist hier nicht der Chef, sondern das Grundgesetz.

(Beifall bei der AfD)

Hier einmal ein Realitätsabgleich: Die Bürger, Schüler, 
Lehrer, Frauen, die nicht mehr sicher sind in Deutsch-
land, erleben, dass sich der Islam bereits durchgesetzt 
hat. Die CDU von Merkel bis Merz trägt die Verantwor-
tung dafür.

(Beifall bei der AfD)

Sie tragen die Verantwortung dafür, dass in Deutschlands 
Klassenzimmern das Mittelalter herrscht.

(Denise Loop [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wohl schon ein bisschen länger her, dass Sie 
im Klassenzimmer saßen! – Jamila Schäfer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wann sind 
Sie denn in die Schule gegangen?)

Die Islamisierung der Klassenzimmer ist längst Realität. 
Mädchen werden abgewertet und erniedrigt, weil sie kein 
Kopftuch tragen. Mütter können sich auf Elternversamm-
lungen nicht mehr frei äußern, weil sie eben Frauen sind. 
Hier herrscht die Scharia und nicht das Grundgesetz.

(Beifall bei der AfD – Derya Türk-Nachbaur 
[SPD]: Was ist das denn?)

Schüler fordern Geschlechtertrennung bei Abschluss-
feiern. In Schulkantinen gibt es natürlich kein Schweine-
fleisch mehr. Da fragen sich die Bürger: Herrscht hier die 
Scharia oder das Grundgesetz?

(Denise Loop [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das stimmt doch gar nicht!)

Mädchen, die gestern noch mit Puppen gespielt haben, 
werden in Kinderehen gezwungen. Vielehen, Zwangs-
beschneidungen und Ehrenmorde sind tödliche Realität 
in Deutschland.

(Beifall bei der AfD – Denise Loop [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Was Sie da beschrei-
ben, dem muss man ganz klar widersprechen!)

Währenddessen werden Stuhlkreise gebildet, Gleichstel-
lungsbeauftragte in Ämter gehievt, Meldestellen gegen 
Islamfeindlichkeit eingerichtet. Jede Islamkritik wird be-
kämpft, auch mit regierungsnahen Nichtregierungsorga-
nisationen.

(Denise Loop [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Reden Sie auch noch zum Haushalt?)

Am Freitag wählt die CDU und damit auch Sie, Frau 
Prien, eine linksextremistische Aktivistin ins Verfas-
sungsgericht, die sich dafür einsetzt, dass Richterinnen 
Kopftücher tragen.

(Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Sie ist keine 
Abgeordnete! Sie sollten sich informieren vor-
her!)

Das ist ein weiteres Zeichen der Unterwerfung.

(Beifall bei der AfD)

Nur wir als AfD-Fraktion verteidigen das Grundgesetz 
gegen die Scharia.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Kerstin Przygodda (AfD):
Nur wir werden die Talahon-Parade stoppen.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Kerstin Przygodda (AfD):
Nein. – Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Derya Türk-Nachbaur 
[SPD]: Das war wirklich schlecht!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Zu einer Kurzintervention darf ich der Abgeordneten 

Schauws das Wort erteilen.

Ulle Schauws (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Danke, Herr Präsident. – Frau Abgeordnete von der 

AfD – und auch andere Abgeordnete von der AfD –, zu 
dem, was Sie hier erzählt haben und was wir uns gerade 
anhören mussten, haben Sie keinerlei Fakten geliefert. 
Das will ich als Erstes feststellen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der CDU/CSU, der 
SPD und der Linken)

Sie haben ja gleich die Gelegenheit, zu antworten.
Zu dem Bild, das Sie über das Leben von Frauen in 

Deutschland zeichnen. Ich bin seit zwölf Jahren frauen-
politische Sprecherin der Grünen-Bundestagsfraktion

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Macht ja nichts!)

und setze mich sehr für das Thema Gewaltschutz ein. Ich 
würde gerne von Ihnen erfahren, ob Sie zum Beispiel 
wissen, seit wann es in Deutschland Frauenhäuser gibt, 
die es lange vor der vermeintlichen Islamisierung gab, 
von der Sie gesprochen haben.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Das ist doch jetzt 
Whataboutism!)
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Wissen Sie, seit wann wir Schutzhäuser, Häuser zum 
Schutz vor häuslicher Gewalt haben? Kennen Sie die 
Statistiken, die ausweisen, wer die Täter – in der Regel 
männlich – sind, und wissen Sie, woher diese kommen?

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Der böse weiße 
Mann kommt jetzt!)

Sind Sie in der Lage, uns über diese Fakten Auskunft zu 
geben, oder ist es nicht Teil Ihres Wissens? Wir reden 
eigentlich über den Einzelplan 17, Bildung, Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend. Ich finde, eine Abgeordnete, 
die hier spricht, muss in der Lage sein, Fakten wieder-
zugeben. Ich bin gespannt auf Ihre Antwort.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken – Dr. Götz Frömming [AfD]: Schauen 
Sie in die Kriminalitätsstatistiken! Da steht 
alles drin! Da ist alles voll!)

Kerstin Przygodda (AfD):
Zunächst einmal zu Ihrer Frage, wie es in Deutschland 

aussieht. Da möchte ich Ihnen einfach sagen: Sie lesen 
wohl keine Zeitung,

(Denise Loop [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Was lesen Sie denn? „Nius“ und irgendwelche 
Hetzblätter? – Jamila Schäfer [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Genau! Russische Staats-
medien! – Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Wo 
informieren Sie sich denn?)

und Sie wissen nicht, wie es um die Kriminalität steht, die 
Frauen erfahren. Das sind Massenvergewaltigungen. Das 
sind Morde. Da werden Kinder vor Züge gestoßen und 
Frauen mit Äxten in Bahnen bedroht und ermordet. Das 
sind die Fakten und die Realität.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Wider-
spruch bei Abgeordneten der SPD, des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN und der Linken – 
Denise Loop [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist doch Schwachsinn! – Jamila Schäfer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Unglaublich!)

Sie sind die Verursacher der ganzen Misere, dass 
Frauen in Deutschland nicht mehr sicher sind.

(Jamila Schäfer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir haben uns schon immer für den 
Schutz von Frauen eingesetzt!)

Sie haben kulturfremde Menschen ins Land geholt, die 
Frauen einfach nicht achten, die sie als Freiwild sehen 
und als Schlampe betrachten, wenn sie nicht mit Männern 
unterwegs sind.

(Denise Loop [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wo bleibt Ihre Antwort?)

Zu den Frauenhäusern. Wir sind froh über jede Frau, 
die sich aus einer Verbindung mit einem Mann löst, der 
gewalttätig ist. Und Sie wissen genau: Die Frauenhäuser 
sind voll mit Frauen mit islamistischem Hintergrund.

(Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Wie bitte? Das 
ist falsch! Fakten!)

Das sind die Männer, die die Frauen bedrohen. Deshalb 
handelt es sich bei jeder Frau mit einem solchen Hinter-
grund, die in ein Frauenhaus geht, um eine Form der 
Integration.

(Beifall bei der AfD – Ulle Schauws [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie haben überhaupt 
keine Ahnung! Sie haben meine Frage nicht 
beantwortet!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Abgeordnete Przygodda, Sie haben die Kandida-

tin, die morgen als Verfassungsrichterin hier zur Wahl 
steht – diese Wahl wird ohne Aussprache durchgeführt, 
und zwar aus gutem Grund –, als Linksextremistin ver-
unglimpft. Ich erteile Ihnen dafür einen Ordnungsruf.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU – Kerstin Przygodda 
[AfD]: Was? Das ist doch eine, oder?)

Ich darf für die SPD-Fraktion aufrufen Martin 
Rabanus.

(Beifall bei der SPD)

Martin Rabanus (SPD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Wenn es noch eines Beweises bedurft hätte, dass das 
Politikkonzept der AfD auf Hass und Hetze beruht

(Birgit Bessin [AfD]: Auf Realität! – Nicole 
Höchst [AfD]: Auf Realität!)

und nicht auf Fakten, dann wäre er jetzt geliefert. Das 
entlarvt sich selbst.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der Linken – Martin Reichardt [AfD]: 
Sie haben sich schon lange entlarvt! Darum 
gehen auch Ihre Wahlergebnisse immer weiter 
in den Keller! Sie können hier noch 100 Jahre 
Geschichten erzählen! – Gegenruf der Abg. 
Dr. Carolin Wagner [SPD]: Ruhe da vorne! – 
Weiterer Gegenruf der Abg. Derya Türk- 
Nachbaur [SPD]: Immer dieselbe Schallplat-
te!)

Ich möchte in der Tat, Frau Ministerin, ein wenig auf 
das B eingehen, das im Titel des Ministeriums neu ist, 
auch wenn die dazugehörigen Haushaltsmittel tatsächlich 
noch im Einzelplan 30 veranschlagt sind. Das nehmen 
wir als redaktionelle Gegebenheit so hin; das ändert 
sich dann ja 2026.

Ich finde, es ist tatsächlich eine große Chance, die 
dieses Ministerium nun hat, weil die Zuständigkeit für 
die gesamte Bildungskette bei Ihnen liegt: von der frühen 
Bildung in Kindertageseinrichtungen und Grundschulen 
über das Startchancen-Programm, das zu Ihnen kommt, 
die allgemeine Bildung und die berufliche Bildung bis 
hin zu lebensbegleitendem Lernen und Weiterbildung. 
Hier besteht die große Chance, konsistente Politikkon-
zepte tatsächlich zu unterstützen und umzusetzen; denn 
wir wissen, dass es gerade an den Schnittstellen der ein-
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zelnen Systeme, der einzelnen Institutionen zu Brüchen 
kommen kann. Genau diese Brüche gilt es zu vermeiden, 
und das ist das Ziel in den kommenden Jahren.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Ralph 
Edelhäußer [CDU/CSU])

Es ist eine ganze Menge zur allgemeinen Bildung ge-
sagt worden. Ich will den Fokus ein wenig auf die beruf-
liche Bildung richten, weil ich diese für sehr wichtig halte 
und sie uns als SPD in den vergangenen Jahren immer 
sehr am Herzen gelegen hat. Wir stärken die berufliche 
Bildung. Wir machen Aufstieg durch Weiterbildung 
möglich. Und wir bringen in diesem Zusammenhang 
auch die Digitalisierung voran und lassen kein Kind zu-
rück; Sie haben das eben adressiert.

(Nicole Höchst [AfD]: Die Statistiken sagen 
was anderes!)

Nur drei Beispiele. Die Mittel für Innovationen und 
Strukturentwicklung in der beruflichen Bildung betragen 
etwa 100 Millionen Euro. Wir haben für die überbetrieb-
lichen Berufsbildungsstätten und ihre Modernisierung 
rund 100 Millionen Euro im Haushalt vorgesehen. Wir 
verbessern die Berufsorientierung, ebenfalls in einer Grö-
ßenordnung von 100 Millionen Euro, die auf Bundes-
ebene zur Verfügung stehen. – Das sind drei wichtige 
Punkte, die beispielhaft zeigen, wie wir die berufliche 
Bildung stärken wollen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Das Thema „Aufstieg durch Bildung“ ist uns beson-

ders wichtig. Wir alle kennen das BAföG. Ich will an 
dieser Stelle das Meister-BAföG, unser Aufstiegs- 
BAföG, nennen. Die Mittel hierfür steigen auf insgesamt 
876 Millionen Euro. Allein 760 Millionen davon sind für 
direkte Zuschüsse an Teilnehmende vorgesehen. Das 
zeigt, dass das Meister-BAföG angenommen wird. Das 
täuscht natürlich nicht darüber hinweg, dass wir uns in 
der Koalition vorgenommen haben, das Meister-BAföG 
weiter zu verbessern – das, was die Ampelkoalition, 
lieber Stephan Albani, leider nicht mehr hinbekommen 
hat.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das waren 
nur einige wenige Beispiele. Wir stärken die Bildung von 
Anfang an bis hin zu beruflicher Bildung und Weiter-
bildung. Das ist uns wichtig; denn wir investieren in 
Menschen, nicht in Ideologien, wir setzen auf Chancen, 
nicht auf Schranken, und wir arbeiten an unserem großen 
Versprechen: Bildung für alle – von Anfang an, ein Leben 
lang.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für Bündnis 90/Die Grünen Frau Dr. Anja 

Reinalter aufrufen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Anja Reinalter (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Ministerin! Sehr 

geehrte Kolleginnen und Kollegen! Auch wenn der Bil-

dungshaushalt noch mitten im Umzugschaos steckt, ha-
ben wir uns entschieden, heute hier über Bildung zu spre-
chen; denn hier spielt auch künftig die Musik für die 
Bildung.

Für uns ist klar: Bildung muss den Ton angeben, und 
nicht nur für uns. 90 Prozent der Befragten einer Allens-
bach-Studie sagen: Bildung ist entscheidend für unsere 
Demokratie und für die Zukunft unseres Landes. – Das 
weiß Friedrich Merz eigentlich auch ganz genau; denn 
letztes Jahr hat er in einem ARD-Interview noch verspro-
chen: „[…] bei der Bildung darf nicht gespart werden.“ 
Und was wurde aus diesem großen Versprechen? Sie 
haben doch jetzt die historische Chance, in Bildung zu 
investieren. Aber Sie lösen Ihr Versprechen nicht so rich-
tig ein. Was ist das denn eigentlich? Diese leeren Ver-
sprechen sind vor allem eins: Sie sind enttäuschend, 
und sie sind fatal für das Vertrauen in unsere Politik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bildung darf kein gebrochenes Versprechen von gestern 
sein. Im Gegenteil: Sie muss ein zuverlässiges Verspre-
chen für morgen werden.

Wir Grünen haben das Sondervermögen für Infrastruk-
tur mit auf den Weg gebracht. Am Geld fehlt es also nicht 
mehr. Das Geld liegt bereit; das Geld für zusätzliche 
Investitionen in Bildung ist da. Aber dieser Bundesregie-
rung scheint es ein bisschen am politischen Willen zu 
fehlen. Denn, sehr geehrte Damen und Herren, mit dem 
Sondervermögen könnten die 25 000 sanierungsbedürfti-
gen Schulen und Kitas endlich saniert werden,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

könnte dafür gesorgt werden, dass es nicht mehr durch 
die Schuldächer regnet und die Schulklos kein Grund 
mehr sind, dass die Kinder nicht gern zur Schule gehen, 
könnte der Digitalpakt 2.0 aufgestockt werden, könnte in 
die berufliche Bildung investiert werden, könnte die Fort- 
und Weiterbildung gestärkt werden. Könnte, könnte, 
könnte und immer weiter so. Könnte, könnte, Bildungs-
wende.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Finanzminister Klingbeil sagte vorgestern noch hier 
am Pult: „Wir gehen jetzt das an, was jahrelang […] ver-
nachlässigt wurde.“ Und jetzt wollen Sie uns die 6,5 Mil-
liarden Euro aus dem Sondervermögen für die Bildung 
als großen Wurf verkaufen. Dabei wissen Sie ganz genau, 
dass 25 000 Kitas und Schulen einen Investitionsstau von 
70 Milliarden Euro haben.

Sehr geehrte Frau Ministerin, ich habe vorhin mit 
Freude gehört, dass zusätzliche Mittel aus dem Sonder-
vermögen auch in allgemeine und berufsbildende Schu-
len investiert werden. Das freut uns sehr, und das ist eine 
gute Nachricht; denn jetzt ist nicht die Zeit für leere Ver-
sprechen. Jetzt ist auch nicht die Zeit, uns ein X für ein U 
vorzumachen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Nein, jetzt ist die Zeit, Versprechen einzulösen. Jetzt ist 
die Zeit, in Bildung zu investieren, und zwar für unsere 
Kinder, für unsere Demokratie, für die Zukunft unseres 
Landes. Wir freuen uns auf die Beratungen und werden 
Sie an Ihren Versprechen messen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für die CDU/CSU-Fraktion aufrufen den Ab-

geordneten Ralph Edelhäußer.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ralph Edelhäußer (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Ministerin Prien! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist sicherlich nicht 
leicht, in Zeiten knapper Kassen einen Haushalt auf-
zustellen, der den Menschen dient und dazu auch noch 
zukunftsgerichtet sein soll. Das betrifft alle politischen 
Ebenen. Der Haushalt 2025 für Bildung, Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend erfüllt diesen Anspruch auch in 
weiten Teilen. Er zeigt, dass die Koalition Verantwortung 
übernimmt. Sie setzt die entsprechenden Schwerpunkte, 
die das Fundament unserer Gesellschaft betreffen und 
einfach wichtig sind. Das sind die Kinder, das sind die 
Familien, das ist die Bildung, und das ist auch die Gene-
rationengerechtigkeit. Deswegen danke schön an der 
Stelle dem Familienministerium und allen, die dazu bei-
getragen haben, dass dieser Haushaltsentwurf zustande 
gekommen ist!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Trotzdem gibt es den einen oder anderen Korrekturbe-
darf, auf den ich jetzt kurz eingehen möchte. Es ist klar: 
Wer bei Familien spart, wer bei der Bildung kürzt und 
jungen Menschen keine Perspektiven bietet, der spart 
ganz einfach an der falschen Stelle. Ich möchte kurz 
zwei Punkte herausgreifen:

Der erste betrifft die Freiwilligendienste. Geplant ist 
ein reduzierter Ansatz im Vergleich zum Regierungsent-
wurf von 2024 beim Freiwilligen Sozialen Jahr, beim 
Bundesfreiwilligendienst und auch bei den ökologischen 
und internationalen Formaten. Dabei sind gerade diese 
Programme weit mehr als nur ein Lückenfüller zwischen 
der Schule und dem Beruf. Sie bieten den jungen Men-
schen einen Raum für Verantwortung, für gesellschaftli-
ches Engagement und auch für ihre persönliche Entwick-
lung. Diese Orte sind wichtig für das soziale Lernen und 
bilden auch den ersten Kontakt zur Arbeitswelt. Oftmals 
finden die jungen Leute dann ihre Berufung in den sozia-
len Diensten, in der Pflege, in der Umweltbildung oder 
auch im interkulturellen Austausch.

Ich erinnere mich an eine FSJlerin, die im Pflegeheim 
gearbeitet hat. Sie hat gesagt – ich zitiere –: Ich habe dort 
mehr fürs Leben gelernt als in meiner ganzen Schulzeit, 
vor allem was Geduld bedeutet, und dass Zuhören 
manchmal wichtiger ist als jede schnelle Lösung. – Die 

Erfahrungen, die junge Menschen dort sammeln, sind 
unbezahlbar, und sie stärken unser Gemeinwesen. Danke 
dafür!

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Zwar ist das laufende Jahr 2025 weitgehend abge-
sichert, was die finanziellen Rahmenbedingungen an-
betrifft. Aber wir brauchen bei den Freiwilligendiensten 
Planungssicherheit für die Zukunft. Dafür ist ein wichti-
ges politisches Signal zu setzen. Das Engagement junger 
Menschen ist keine Randnotiz; es ist das Fundament un-
seres Sozialstaats. Wir haben Kenntnis davon, dass die 
Nachfrage nach den Freiwilligendiensten viel höher ist 
als das Angebot. Es gibt junge Menschen, die sich enga-
gieren und mitmachen wollen, die aber keinen Platz fin-
den. Das darf so nicht bleiben. Hier brauchen wir zukünf-
tig eine bessere Aufstellung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Wir brauchen mehr Einsatzstellen und die Mittel, um sie 
zu schaffen. Wir diskutieren über einen verpflichtenden 
Gesellschaftsdienst. Aber wir haben ein Glaubwürdig-
keitsproblem, wenn wir die freiwilligen Alternativen 
nicht gleich mitdenken und mitfinanzieren. Das ist ganz 
wichtig.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wer die jungen Menschen in die Pflicht nehmen will, 
muss ihnen auch den entsprechenden Freiraum bieten. 
Deswegen mein Hinweis noch mal: Ein Aufwuchs ist 
auch in diesem Bereich notwendig, damit künftig mehr 
junge Menschen, unabhängig von Herkunft oder Geld-
beutel der Eltern, Zugang zu diesen Diensten erhalten.

Der zweite Part betrifft den Unterhaltsvorschuss. Das 
Instrument schützt die Kinder, wenn ein Elternteil etwa 
aus Krankheitsgründen oder wegen Arbeitslosigkeit sei-
nen Zahlungsverpflichtungen nicht nachkommen kann. 
In solchen Fällen ist es vollkommen richtig, dass der 
Staat einspringt, und das macht er auch verlässlich. Wie 
schaut aber die Realität aus? Zu viele – meist Väter – 
drücken sich bewusst vor ihrer Verantwortung. Sie redu-
zieren die Arbeitszeit, melden sich arbeitslos oder ver-
schleiern gar ihr Einkommen, und zwar nicht aus Not, 
sondern aus reinem Kalkül. Und das ist nicht nur un-
anständig, das ist respektlos gegenüber den eigenen Kin-
dern.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Der Staat zahlt 1,3 Milliarden Euro Unterhaltsvor-
schuss, und nur etwa eine viertel Milliarde wird wieder 
zurückgeholt. Im Delta bleibt also 1 Milliarde Euro an der 
Allgemeinheit hängen. Das darf auf Dauer nicht unser 
Ziel sein; das muss entsprechend reduziert werden. Ich 
sage als Vater: Wer ein Kind in die Welt setzt, trägt Ver-
antwortung – emotional, praktisch und auch finanziell, 
und das Monat für Monat – und darf das nicht auf den 
Rücken der Allgemeinheit abwälzen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)
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Wer sich dem entzieht, darf damit nicht durchkommen. 
Wir brauchen effiziente Rückförderungsmaßnahmen. 
Wir brauchen digitale Schnittstellen zwischen den Behör-
den. Und wir brauchen ein gesellschaftliches Umdenken. 
Unterhalt ist keine freiwillige Gabe; er ist eine Verpflich-
tung gegenüber dem eigenen Kind.

Dieser Haushalt enthält viele richtige Weichenstellun-
gen. Bei den beiden genannten Punkten bitte noch ein 
bisschen nachschärfen! Und dann geht es auch gut in 
die Zukunft.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich aufrufen den Abgeord-

neten Gereon Bollmann.

(Beifall bei der AfD)

Gereon Bollmann (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau Mi-

nisterin Prien, wir wollen das Kind nicht mit dem Bade 
ausschütten, wie Sie gerade gesagt haben; aber wir wür-
den in Ihrem Haushalt deutlich sparen. Wir gehen von 
182 Millionen Euro aus, die man komplett streichen 
könnte, nämlich das von Ihnen gerade so gelobte Pro-
gramm „Demokratie leben!“.

(Beifall bei der AfD)

Mit dem im Jahre 2015 ins Leben gerufenen Programm 
wollte Ihre Vorgängerin Manuela Schwesig eine politi-
sche Partei bekämpfen, nämlich uns, die Alternative für 
Deutschland, was ihr als Ministerin verboten war. Da-
mals reichte noch ein Jahresetat von 40,5 Millionen 
Euro aus. Heute umfasst der Etat 182 Millionen Euro, 
eine Steigerung um mehr als das Vierfache.

Was hat dieses Programm nun bewirkt? Wir sind 2013 
als AfD mit 4,7 Prozent aus der Bundestagswahl heraus-
gekommen. Jetzt im letzten Februar waren es schon 
20,8 Prozent. Das ist auch mehr als das Vierfache!

(Beifall bei der AfD)

Also, Frau Prien, machen Sie ruhig weiter so! Erfolg-
reicher kann ein Programm doch gar nicht sein.

Scherz beiseite: Warum verlangen wir die Abschaf-
fung dieses Bundesprogramms? Nun: Der Bundesrech-
nungshof verneint schon seit Jahren die Kompetenz des 
Bundes. Auch in der Sache decken die Prüfergebnisse 
Abgründe auf: keine klare Zieldefinition, keine unabhän-
gige Erfolgskontrolle, keine umfassende Wirkungskon-
trolle und keine geeignete Wirtschaftlichkeitskontrolle. 
Vernichtender kann ein Urteil nicht ausfallen; aber es 
wird unbeeindruckt weitergemacht.

(Beifall bei der AfD)

Auch der Wissenschaftliche Dienst des Bundestages 
weist darauf hin, der Bund sei nur für Fragen zuständig, 
deren Regelung nicht durch die Länder möglich sei. 
Diese Voraussetzungen liegen offensichtlich nicht vor. 

Reaktionen der Bundesregierungen? Ein Schwurbeln 
über die „Natur der Sache“, womit sich alles und auch 
nichts begründen lässt.

Die Früchte dieses Chaos müssten doch gerade Sie, 
Frau Prien, mit Sorge betrachten. Wie die „Jüdische All-
gemeine“ berichtet, verklärt eine Zuwendungsempfänge-
rin „den Hamas-Terror als ‚Widerstand gegen Kolonialis-
mus‘“, eine „Beraterin des Projektträgers bezeichnet 
Juden als Schweine“, und ein „Vorstandsmitglied eines 
anderen Mittelempfängers bezeichnet Zionisten als 
Krankheit“ und erklärt, Deutschland sei „‚zum Juden-
staat‘ verkommen“.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Das wird geför-
dert! Unglaublich! – Zuruf von der AfD: Pfui!)

Die neuesten Blüten des Sumpfes kommen aus dem 
Ministerium selbst. Die Ministerin hat gerade die mit 
jährlich 45 Millionen Euro geförderten Partnerschaften 
für Demokratie aufgefordert, an einer Analyse mitzu-
wirken. Tatsächlich ist es ein rechtswidriger Grund-
rechtseingriff. Erforscht werden sollen nämlich „politi-
sche Einstellungsmuster“, das „Wahlverhalten“ und 
„Problemlagen“. Dazu zählt das Ministerium, extremisti-
sche und „vielfaltsablehnende“ Vorfälle. Es will wissen, 
inwieweit „spezifische“ Akteure die Problemlagen er-
schweren und wer diese sind. Im Klartext: Privatpersonen 
werden vom Staat bezahlt, damit sie politische Gegner 
identifizieren und melden. Eine Rechtsgrundlage für der-
artige Staatsschnüffelei im Stil autoritärer Staaten gibt es 
nicht. Damit ist das Vorgehen so verfassungswidrig, dass 
es einem die Sprache verschlägt, wie der Professor für 
Öffentliches Recht Volker Boehme-Neßler dies nannte.

Halten wir also fest: „Demokratie leben!“ ist ein Trick, 
ein Schattengebilde, ein Popanz, mit dem der Staat pri-
vate Organisationen das machen lässt, was er selbst nicht 
darf.

(Beifall bei der AfD)

Süßer die Kassen nie klingen – für Linke, Linksradikale 
und Antisemiten. In deren Hände gehören die 182 Millio-
nen Euro Steuergeld allerdings nicht.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Jamila Schäfer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Interessant, dass Sie 
über Antisemitismus reden!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich den Abgeordneten 

Truels Reichardt aufrufen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Truels Reichardt (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Als der Deutsche Bundestag das 500-Milliar-
den-Euro-Sondervermögen beschlossen hat, ging ein 
richtiger Ruck durch Deutschland. Da ging auch ein 
Ruck durch mich als neuen Abgeordneten. Endlich wird 
möglich, was schon lange notwendig war. Endlich kön-
nen wir richtig in die Zukunft unseres Landes investieren.
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Die Zukunft beginnt schon heute. Sie beginnt mit un-
seren Kindern. Ihnen müssen wir ein gutes Aufwachsen 
ermöglichen; denn ein erfülltes und selbstbestimmtes Le-
ben fängt mit einer glücklichen Kindheit an. Aus diesem 
Grund ist es wichtig, dass ab der ersten Sekunde ein guter 
Batzen aus dem Sondervermögen für Infrastruktur unse-
ren Kindern und Jugendlichen zugutekommt. Und das ist 
auch so: Der Bund zahlt 4 Milliarden Euro für die Kinder-
tagesbetreuung ab 2026 und 2,5 Milliarden Euro zusätz-
lich für den Digitalpakt 2.0. Das stimmt mich hoffnungs-
voll.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Zur Hoffnung gesellen sich allerdings auch ein paar 
Sorgen und Zweifel. Ich bin jetzt seit Kurzem Kinder-
beauftragter meiner Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Felix Schreiner [CDU/CSU])

Und zu diesem Amt gehört auch, auf die Versäumnisse 
hinzuweisen. Denn die Anliegen junger Menschen stehen 
noch immer viel zu selten im Zentrum von Politik. Im 
Kernhaushalt des Familienministeriums für 2025 sinken 
die Ausgaben im Bereich Kinder- und Jugendpolitik um 
1,9 Prozent.

Wenn wir es ernst damit meinen, unser Land zukunfts-
fähig zu machen, müssen wir ganz besonders in junge 
Menschen investieren, und zwar nicht nur, weil das die 
Steuerzahler und Arbeitnehmerinnen von morgen sind, 
sondern auch, weil jungen Menschen eine besondere So-
lidarität mit den Alten in der Coronapandemie abverlangt 
wurde.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Als SPD finden wir deshalb: Junge Menschen haben 
etwas gut bei uns.

Aus diesem Grund möchte auch ich die vom Bundes-
kanzler auf dem Kommunalkongress des Städte- und Ge-
meindetages geäußerte pauschale Kritik an Ausgaben-
steigerungen in der Kinder- und Jugendhilfe an dieser 
Stelle nicht unwidersprochen lassen. Höhere Löhne für 
Pädagoginnen und Pädagogen und mehr Betreuungsplät-
ze, wenn auch immer noch nicht ausreichend, sind ja 
nichts Schlechtes.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Mehr belastete Kinder und Jugendliche zeigen vor 
allem eines: Wir müssen noch mehr in gute Rahmenbe-
dingungen und Prävention investieren. Das ist nebenbei, 
wie ich eben schon beschrieben habe, volkswirtschaftlich 
sinnvoll, auch wenn wir die Erfolge vielleicht nicht im 
nächsten Haushalt oder zum Ende der Legislaturperiode 
sehen, sondern vielleicht erst nach 10, 15 oder 20 Jahren.

(Birgit Bessin [AfD]: Na dann! – Heiterkeit 
des Abg. Gereon Bollmann [AfD])

Politik sollte auch mal mehr in solchen Zeiträumen 
denken. Das fordern zumindest viele junge Menschen 
von uns; das ist die Generation der Enkel unseres Kanz-
lers. Insofern ist es jetzt an uns, mehr Geld in die Hand zu 
nehmen, ganz besonders für Prävention, und für ein gutes 
Aufwachsen der jungen Menschen in unserem Land zu 
sorgen. Das erwarte ich von unserer Regierungskoalition.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich aufrufen Frau Ab-

geordnete Melanie Bernstein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Melanie Bernstein (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! In 

unserem Koalitionsvertrag heißt es:

„Wir wollen alle Förderprogramme auf ihre Zielge-
richtetheit und Wirksamkeit hin überprüfen und die 
Förderkulisse insgesamt effektiver ausrichten.“

Dabei müssen wir auch offen über Herausforderungen 
und Probleme sprechen, und das heißt: Wir brauchen 
einen realistischen und pragmatischen Blick auf Deutsch-
lands Bildungssystem.

Ich sage zunächst Danke, Frau Ministerin, liebe Karin 
Prien, für die sachlichen, unaufgeregten, aber doch ein-
deutigen Worte in den letzten Tagen dazu, was an Inte-
gration an Schulen überhaupt geleistet werden kann und 
was nicht, und vor allem, wo es Unterstützung braucht, 
zum Thema „Antisemitismus an Schulen“ und damit zu-
sammenhängend zum Thema „Radikalisierung von Tei-
len der Jugend“.

Wenn wir nicht über die offensichtlichen Probleme in 
Deutschland reden und sachlich beraten, dann profitieren 
nur die extremen Ränder, und das Stichwort ist „sach-
lich“. Dass das Profitieren der Ränder nicht gut wäre, 
haben wir gerade eindrucksvoll vor Augen geführt be-
kommen. Das war schon eine Herausforderung, selbst 
für mein norddeutsches Gemüt.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD – 
Bettina Hagedorn [SPD]: Ja!)

Was heißt dieser Politikwechsel nun für den Einzelplan 
des Bildungs- und Familienministeriums? Lassen Sie 
mich kurz auf drei Punkte eingehen. Die meisten Pro-
gramme und Zahlen wurden ja schon erwähnt.

Erstens. Bildung ist originäre Länderaufgabe, und die 
Länder haben hier entsprechend zu investieren. Mit Blick 
auf den neuen Verschuldungsspielraum von 0,35 Prozent 
des Bruttoinlandsproduktes und den 100 Milliarden Euro 
aus dem Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneu-
tralität erwarten wir als Bund, dass die Länder den finan-
ziellen Schwerpunkt auf die Bildung legen.
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Zweitens. Als Bund muss unser eigener Schwerpunkt 
auf Digitalisierung, Verwaltungsvereinfachung und da-
mit auf weniger Bürokratie liegen. Wir wollen pragmati-
sche Lösungen, die bei den Familien auch wirklich an-
kommen.

Drittens. Wir werden alle Ausgaben prüfen, Förderpro-
gramme evaluieren und erforderliche Änderungen umset-
zen. Wirksamkeit und Notwendigkeit sind hier die Krite-
rien, die uns leiten müssen und leiten werden.

In der Gesamtbetrachtung besteht der Etat – auch das 
haben wir schon gehört – zu einem sehr hohen Anteil aus 
gesetzlichen Leistungen. Gerade deshalb müssen wir die 
Mittel, die für Förderprogramme zur Verfügung stehen, 
so effektiv wie nur irgend möglich einsetzen. Program-
me, die an der Lebenswirklichkeit der Menschen vorbei-
gehen, müssen wir berechtigterweise mit Fragezeichen 
versehen.

Aus der Arbeit in den Wahlkreisen wissen wir alle, 
dass die Bürgerinnen und Bürger in den Kommunen ei-
nen sehr guten Blick dafür haben, was Kinder, Jugend-
liche und Senioren benötigen und wie man sie am besten 
unterstützen kann. Da braucht es keine ideologischen 
Vorgaben aus Berlin; da müssen wir den Menschen vor 
Ort nur die Möglichkeit geben, sich füreinander einzuset-
zen, und das werden wir tun.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Bundeshaus-
halt 2025 steht im Schatten der Haushaltsberatungen für 
2026. Selten war daher das Sprichwort „Nach dem Haus-
halt ist vor dem Haushalt“ so zutreffend wie in diesen 
Wochen.

Mein Dank geht daher an Hauptberichterstatterin 
Svenja Stadler, Bundesministerin Karin Prien und ihr 
Haus für die schnelle Ermöglichung des Hauptbericht-
erstattergespräches.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD und der Abg. Jamila Schäfer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich freue mich auf die vor uns liegenden parlamenta-
rischen Haushaltsberatungen und den gemeinsamen 
Sommer.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich aufrufen den Abgeord-

neten Christian Zaum.
(Beifall bei der AfD)

Christian Zaum (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Frau Ministe-

rin! Werte Kolleginnen und Kollegen! Mit Thilo Sarrazin 
wissen wir seit circa 15 Jahren: Das Land der Dichter und 
Denker schafft sich ab. Das spiegelt sich in deutschen 
Bildungstrends. Mit denen verhält es sich ungefähr so 
wie mit den Umfrageergebnissen der SPD: seit Jahrzehn-
ten stabil bergab.

(Beifall bei der AfD)

Abiturienten können häufig keine Prozentrechnung 
mehr. Zeichensetzung? Glückssache. 100 000 Schüler in 
NRW können überhaupt nicht mehr richtig Deutsch. 
Manche erblicken darin gar eine Chance: Niemand kennt 
mehr den Konjunktiv, dafür können aber alle gendern – 
super! Wir haben eine echte Bildungskrise.

(Bettina Hagedorn [SPD]: Ja, vor allem bei 
Ihnen haben wir eine besondere Bildungskri-
se!)

Und das ist auch nichts, was sich irgendwelche durch-
geknallten Populisten ausgedacht haben. Alle normalen 
Menschen mit gesundem Hausverstand in Deutschland 
sehen das.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Ates 
Gürpinar [Die Linke])

Liebe Schüler dort oben auf der Tribüne, Geld wäre 
schon vorhanden; aber diese Regierung steckt es in 
ganz andere Dinge. 200 Millionen Euro für Vielfalt und 
Toleranzförderung – kein Problem. Und noch mal 80 Mil-
lionen Euro für – ich zitiere – geistes- und sozialwissen-
schaftliche Studien

(Daniel Baldy [SPD]: Schauen Sie mal hoch! 
Die Schüler schämen sich doch fremd für Sie!)

– ich zitiere doch nur; bleiben Sie ruhig! –

(Zuruf des Abg. Daniel Baldy [SPD])

„zu gesellschaftlichen Herausforderungen […], Radika-
lisierung, Rechtsextremismus […], Migration und 
Fluchtursachen“ – auch kein Problem.

(Jamila Schäfer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, ist auch gut so!)

Ich übersetze: jede Menge Kohle für die Blase gegen 
rechts, gegen die AfD.

(Sarah Vollath [Die Linke]: Ist auch richtig so! 
Jamila Schäfer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das nennt sich Demokratieförderung!)

So geht es nicht.
Wissen kann man sich zwar nicht kaufen; aber Geld 

könnte natürlich schon helfen, es zu erwerben. Und für 
die 280 Millionen Euro könnte man auch 280 Sporthallen 
bauen, 500 Physiksäle errichten oder 28 000 Schultoilet-
ten sanieren. Dann würde es nicht mehr so stinken.

(Beifall bei der AfD)

Aber die linke Umerziehung ist eben wichtiger, und das 
ist bemerkenswert unter einem CDU-geführten Bildungs-
ministerium.

(Zuruf der Abg. Ellen Demuth [CDU/CSU])

Herzlichen Glückwunsch!
Und noch etwas: Früher war der Lehrerberuf einmal 

ganz beliebt: Beamtenstatus, Pension und große Ferien. 
Heute fehlen in Deutschland 40 000 Lehrer. Es fällt jede 
Menge Unterricht aus, jede fünfte Stunde.

(Zuruf des Abg. Daniel Baldy [SPD])
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Aber das wollen sich eben viele nicht mehr antun bei 30 
Kindern aus 10 Kulturen mit null Disziplin und schlech-
ten Deutschkenntnissen.

(Tamara Mazzi [Die Linke]: Sie haben doch 
gar keine Ahnung vom Lehrerberuf! Sie wis-
sen gar nicht, wie das ist, vor einer Klasse zu 
stehen!)

– Doch, ich bin Kollege. Ich habe 27 Jahre unterrichtet. 
Und Sie? Wie ist das bei Ihnen so?

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Da hatte sie noch nicht mal 
Abitur! – Daniel Baldy [SPD]: Das erklärt den 
Bildungsnotstand! – Jamila Schäfer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Arme Kinder!)

Unterrichten ist heute so ein bisschen wie ein Parteitag 
bei der Grünen Jugend.

(Denise Loop [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Die Grüne Jugend hat keine Parteitage!)

Aber keiner findet die Notbremse, keiner findet die 
Stopptaste, weder die Länder noch der Bund.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Kollege Zaum, hier hinten läutet die Schulglocke.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Christian Zaum (AfD):
Letzter Satz: Leidtragende sind die jungen Menschen. 

Fachkräfte bleiben Mangelware. Und –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Kollege Zaum, hier läutet die Schulglocke.

Christian Zaum (AfD):
– schlauer wird Deutschland nur mit der AfD.

(Beifall bei der AfD – Daniel Baldy [SPD]: 
Aber jetzt ist Schluss!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich den Abgeordneten Felix 

Döring aufrufen.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Felix Döring (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Frau 

Ministerin! Ich hatte in der letzten Legislatur die Ehre, 
diesen Etat im Haushaltsausschuss zu verantworten, und 
deshalb weiß ich: Das ist nicht leicht. Ich weiß aber auch – 
das habe ich immer gesagt und wiederhole es gerne auch 
hier noch mal –: Man hat wirklich die sympathischsten 
Lobbyisten der Welt in diesem Bereich, und zwar nicht, 
weil sie einen auf irgendwelche schicken Abendessen 
einladen – ganz im Gegenteil –, sondern weil man den 
Menschen, die sich engagieren im Bereich der Kinder- 
und Jugendhilfe oder für die Freiwilligendienste, im Be-
reich der Demokratieförderung oder bei den Wohlfahrts-

verbänden, glaubhaft abnimmt, dass sie für ihre Sache 
brennen, und weil man ihnen leider auch abnehmen muss, 
dass sie mehr Geld brauchen, um ihrer Arbeit noch besser 
nachzukommen.

Ich will dafür werben, dass wir den Programmteil des 
Einzelplans 17 nicht als irgendeine Nettigkeit für zwi-
schendurch betrachten, sondern dass wir ihn als eine In-
vestition in unsere Zukunft, in unsere Demokratie und in 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt betrachten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ich weiß, ich habe es schon in meiner letzten Rede 
gesagt, aber sehen Sie es mir nach: Ich freue mich einfach 
so sehr darüber, dass wir es geschafft haben, den Kinder- 
und Jugendplan im Koalitionsvertrag zu dynamisieren. 
Das ist ein echt gutes Zeichen für die Kinder- und Ju-
gendhilfe in diesem Land.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Da haben wir wirklich gute Vorarbeit geleistet. Jetzt gilt 
es, das Ganze noch zeitnah umzusetzen.

Was meine ich mit Investitionen in den gesellschaftli-
chen Zusammenhalt? Schauen wir uns beispielsweise 
mal die Mittel für Demokratieförderung an. 200 Millio-
nen Euro stehen wieder drin. Es ist super, dass wir uns im 
Koalitionsvertrag darauf geeinigt haben, dass wir uns 
zum Programm „Demokratie leben!“ bekennen. Gerade 
in Zeiten des gesellschaftlichen Rechtsrucks, gerade in 
Zeiten, in denen gruppenbezogene Menschenfeindlich-
keit immer weiter zunimmt, muss man sagen: Diese 
200 Millionen Euro werden zwar nicht dafür sorgen, 
dass das Bruttoinlandsprodukt nächstes Jahr um 2 oder 
3 Prozentpunkte klettert, aber sie sorgen dafür, dass bei-
spielsweise in den lokalen Partnerschaften für Demokra-
tie Kinder und Jugendliche hautnah und in der Praxis 
erleben und üben dürfen, wie Demokratie funktioniert. 
Ich glaube, davon haben wir sehr, sehr viel, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich kann es auch am Beispiel der Freiwilligendienste 
festmachen. Auch da stellen wir wieder Geld zur Ver-
fügung. Herr Edelhäußer, ich habe Ihnen eben aufmerk-
sam zugehört; ich teile Ihre Einschätzung da absolut. Wir 
diskutieren ja manchmal auch über das Pflichtjahr. Ehr-
licherweise muss man sagen: Das, was auch den Trägern 
am allerwichtigsten ist, ist erst mal die Planungssicher-
heit, eine Absicherung über Verpflichtungsermächtigun-
gen, sodass langfristig geplant werden kann. Dann müs-
sen wir im zweiten Schritt dafür sorgen, dass wirklich alle 
Menschen, die sich für einen Freiwilligendienst bewer-
ben, auch einen Platz bekommen, und im besten Fall 
sogar so was wie einen Rechtsanspruch einführen. Dann 
müssen wir dafür sorgen, dass die Entschädigung so 
steigt, dass auch Menschen aus ärmeren Familien sich 
so was leisten können. Wenn wir das alles gemacht ha-
ben, dann können wir meinetwegen auch noch mal über 
das Pflichtjahr reden, aber vorher eben nicht.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich freue mich auf die anstehenden Beratungen und 
bedanke mich ganz herzlich für die Aufmerksamkeit. 
Schönen Abend noch!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Vielen Dank. – Damit sind wir am Ende der Ausspra-

che zum Einzelplan 17.

Ich darf nun zum Geschäftsbereich des Bundesminis-
teriums für Gesundheit, Einzelplan 15, kommen. 

Es sind 90 Minuten Redezeit vereinbart. Ich darf für 
die Bundesregierung das Wort erteilen der Bundesminis-
terin für Gesundheit, Frau Nina Warken. Sie haben das 
Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Gute Pflege und hochwertige Gesundheitsversor-
gung sind für uns alle unverhandelbar. Viele Menschen 
erfahren diese Leistungsfähigkeit des Gesundheitssys-
tems immer wieder im Alltag: wenn die Krebserkrankung 
dank Früherkennung rechtzeitig erkannt und erfolgreich 
behandelt wird oder wenn dank innovativer und häufig 
kostspieliger Gentherapien heute Krankheiten behandel-
bar sind, bei denen es vor wenigen Jahren noch keine 
Hoffnung gab.

Gute Pflege und Gesundheitsversorgung geben dem 
Einzelnen und seinen Angehörigen Sicherheit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Sie stärken den gesellschaftlichen Zusammenhalt und das 
Vertrauen in den Staat, und sie sind wesentlich für die 
Güte des Standorts Deutschland. An dieser Stelle möchte 
ich allen Beschäftigten im Gesundheitsbereich meinen 
aufrichtigen Dank aussprechen. Herzlichen Dank an die 
6 Millionen Menschen, die hoch qualifiziert und moti-
viert in Gesundheit und Pflege arbeiten! Drei Viertel da-
von sind übrigens Frauen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Neben einer leistungsgerechten Bezahlung sind wir 
ihnen vor allem gute Arbeitsbedingungen schuldig. 
Dazu gehören sinnhafte und effiziente Strukturen in Ge-
sundheit und Pflege, die Befreiung von überbordender 
Bürokratie und eine nachhaltige Finanzierung der Ver-
sorgungssysteme. All das haben wir bereits in Angriff 
genommen, liebe Kolleginnen und Kollegen. Denn es 
sind die Voraussetzungen dafür, dass die Patientinnen 
und Patienten heute und in Zukunft gut versorgt werden, 
vom Hausarzt oder Psychotherapeuten im Wohnviertel 
bis zur Hochleistungsmedizin in der Uniklinik. Wir gehen 
diese Herausforderungen jetzt mit tiefgreifenden und mu-

tigen Reformen an. Wir sehen dabei vor allem Chancen, 
das Gesundheitssystem besser und verlässlicher zu ma-
chen, für uns alle, für unsere Eltern, für unsere Kinder.

Um das zu erreichen, steht bei uns die Fachkräftesiche-
rung ganz oben auf der Agenda. Für die Pflege werden 
wir daher noch im Sommer zwei Gesetze im Kabinett 
beschließen. Wir werden die Befugnisse der Pflegekräfte 
erweitern und das Berufsbild aufwerten. Wir werden zu-
sammen mit dem Bundesfamilienministerium eine bun-
deseinheitliche Ausbildung für die Pflegefachassistenz 
auf den Weg bringen. Zudem werden wir auch in diesem 
Jahr noch einen Entwurf für die beschleunigte Anerken-
nung der Qualifikation von ausländischen Ärztinnen und 
Ärzten vorlegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der Abg. Dr. Paula 
Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – 
Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da bin ich mal gespannt!)

Neben der Fachkräftesicherung sind, meine Damen 
und Herren, grundlegende und weitreichende Reformen 
der Versorgungsstrukturen entscheidend. Das gilt für die 
ambulante und stationäre Versorgung sowie für die Pfle-
ge.

All dieses Reformen haben zwei Triebfedern: die Si-
cherstellung einer hochwertigen Versorgung und zu-
gleich die Gewährleistung der Bezahlbarkeit. Wir haben 
schlichtweg die Verantwortung, diese beiden Seiten im-
mer mitzudenken.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Die Krankenhausreform und ihre Anpassung haben 
hierbei einen besonderen Stellenwert. Wir erarbeiten ge-
rade den Referentenentwurf für das Krankenhausreform-
anpassungsgesetz. Nach der Sommerpause kommt er ins 
Kabinett. Dabei bleibt es bei den Grundprinzipien der 
Reform: mehr Qualität, mehr Spezialisierung, mehr Effi-
zienz. Zugleich muss die flächendeckende medizinische 
Versorgung für Patientinnen und Patienten gewährleistet 
bleiben, gerade auch auf dem Land.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Das werden wir jetzt noch stärker sicherstellen. Das ha-
ben wir gerade auch mit den Ländern in einem Dialog auf 
Augenhöhe so vereinbart.

Die Krankenhausreform wird jetzt praxistauglicher, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. Dazu gehören auch die 
dringend benötigten Soforthilfen für die Krankenhäuser. 
Wir werden den Krankenhäusern jetzt zeitnah bei den 
Soforttransformationskosten aus den Jahren 2022 und 
2023 finanziell unter die Arme greifen.

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Schuldenfinanziert!)

Hierfür haben wir 4 Milliarden Euro aus dem Sonderver-
mögen Infrastruktur und Klimaneutralität vorgesehen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Derya Türk-Nachbaur [SPD – Filiz Polat 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Hört! Hört!)
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Wir haben das zugesagt, und wir lösen das jetzt schnell 
und unbürokratisch ein, und zwar noch in diesem Jahr, ab 
November, meine Damen und Herren. Diese Mittel sind 
im Sinne der Reform notwendig. Wir wollen einen kalten 
Strukturwandel vermeiden. Konzentration und Speziali-
sierung müssen geplant und geordnet erfolgen, damit wir 
unsere Reformziele erreichen.

Das gilt, liebe Kolleginnen und Kollegen, auch für die 
Umstellung bei der Finanzierung des Transformations-
fonds. Dieser wird künftig aus dem Sondervermögen er-
folgen statt, wie aktuell geregelt, aus Beitragsmitteln der 
GKV.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Krankenhäuser sind Infrastruktur. Sie kommen uns allen 
zugute. Es geht hier unmittelbar um die Versorgungs-
sicherheit in der Zukunft.

(Zuruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Das gilt natürlich ganz besonders auch für die Versor-
gung in Notfällen. Wer einen Notfall erleidet, braucht 
schnell Hilfe, ob auf dem Land oder in der Großstadt. 
Darauf, liebe Kolleginnen und Kollegen, müssen sich 
die Menschen überall verlassen können. Daher arbeiten 
wir gerade an einem neuen Gesetzentwurf zur Reform der 
Notfallversorgung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ja, unsere Notfallreform wird auch den Rettungsdienst 
umfassen; das kann ich Ihnen hier zusagen.

Dazu habe ich noch eine gute Nachricht für Sie. Ich bin 
zuversichtlich, dass wir die Digitalisierung des Rettungs-
dienstes ab 2027 ebenfalls aus dem Sondervermögen un-
terstützen werden; denn es handelt sich auch hier um eine 
Investition in unsere Zukunft.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Derya Türk-Nachbaur [SPD] – Filiz Polat 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Alles aus 
dem Sondervermögen!)

Wenn wir auf das Sondervermögen Infrastruktur und 
Klimaneutralität blicken: Alle Maßnahmen zusammen-
gerechnet – es kommen etwa noch die Förderung von 
KI-Reallaboren und der Gesundheitsdateninfrastruktur 
dazu – entfallen fast 34 Milliarden Euro und damit 
mehr als 10 Prozent des Bundesanteils in Höhe von 
300 Milliarden Euro auf mein Haus. Damit, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, leistet der Bund einen substanziel-
len Beitrag zur Transformation unseres Gesundheitssys-
tems.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir werden diese Verantwortung annehmen, und wir 
werden ihr gerecht werden, indem wir die Infrastruktur 
modernisieren und in den nächsten Jahren deutlich voran-
bringen werden. Wir werden die nötigen Vorkehrungen 
treffen, dass auch in Zukunft die Hoffnung erfüllt wird, 
die die Menschen zu Recht haben: die Hoffnung auf eine 
gute Gesundheitsversorgung unabhängig vom Wohnort.

Zur Versorgungssicherheit, sehr geehrte Kolleginnen 
und Kollegen, gehört in diesen Zeiten auch das Thema 
Cybersicherheit. Wir werden die Krankenhäuser und wei-
tere systemrelevante Gesundheitseinrichtungen bei den 
notwendigen Maßnahmen der IT-Sicherheit unterstützen. 
Denn eine gute Versorgung der Patienten heißt auch eine 
sichere Versorgung. Dafür werden wir ein Sofortpro-
gramm zum Aufbau resilienter IT-Infrastrukturen auf-
legen.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns 
zusammen mit Mut und Entschlossenheit diese Vorhaben 
und diese tiefgreifenden Strukturreformen angehen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dazu zählen beispielsweise auch die Einführung der Pri-
märarztversorgung oder Regelungen für Apotheken. Bei 
all diesen Vorhaben freue ich mich auf gute Beratungen 
und konstruktive Vorschläge. Bis die Reformen wirken 
und auch die erstrebten finanziellen Entlastungen eintre-
ten, wird aber etwas Zeit vergehen; das ist uns allen klar.

Das gilt auch für die Pflege. Die Bund-Länder-Arbeits-
gruppe zur Pflegereform habe ich am Montag gestartet. 
Alles kommt hier auf den Tisch. Wir brauchen auch hier 
mutige Reformen und müssen bedarfsgerechte Leistun-
gen mit Finanzierbarkeit verknüpfen. Eckpunkte erwarte 
ich hier Ende des Jahres, und dann gehen wir auch hier 
zügig an die Gesetzgebung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Für die GKV wird eine Expertenkommission Vor-
schläge für eine kurz-, mittel- und langfristige Stabilisie-
rung der Beitragssätze erarbeiten. Im Koalitionsvertrag 
steht, dass diese Vorschläge 2027 vorliegen sollen. Das 
ist zu spät, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir brauchen schon deutlich früher Ergebnisse, und das 
werde ich auch so klar als Auftrag an die Kommission 
geben. Der Finanzdruck auf die GKV und Pflegever-
sicherung ist aber – und das wissen wir – unmittelbar 
sehr hoch. Wir müssen hier auch endlich klare Verhält-
nisse schaffen, und zwar besser früher als später. Die 
GKV ist seit Langem strukturell unterfinanziert. Rund 
10 Milliarden Euro Unterdeckung verbucht die GKV je-
des Jahr wegen der nicht kostendeckenden pauschalen 
Beiträge für die Versorgung der Bürgergeldempfänger.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Auch bei der Pflegeversicherung steht, noch aus der Co-
ronazeit, die Rückzahlung eines Darlehens in Höhe von 
über 5 Milliarden Euro aus. In beiden Versicherungssys-
temen müssen wir zudem über die Finanzierung versiche-
rungsfremder Leistungen sprechen.

Bis die Reformen wirken, bis wir die Ausgaben und 
Einnahmen in eine Balance gebracht haben, brauchen wir 
jetzt dringend mehr Unterstützung in der Übergangszeit. 
Die vereinbarten Darlehen sind ein erster wichtiger 
Schritt, aber sie reichen nicht aus.
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Sie werden nötige Beitragssatzanhebungen abfedern, sie 
werden sie nicht verhindern. Es muss uns allen, sehr 
geehrte Kolleginnen und Kollegen, aber darum gehen, 
weitere Belastungen der Beitragszahler zu vermeiden. 
Stabile Beiträge sind wichtig für die Versicherten und 
ebenso für die Wirtschaft,

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

für den kleinen Handwerksbetrieb ebenso wie für große 
und für Industrieunternehmen. Wir wollen Wachstum, 
und wir brauchen es, um unsere Wirtschaft und unser 
Land wieder nach vorne zu bringen. Mit tiefgreifenden 
Reformen in Gesundheit und Pflege werden wir unseren 
Beitrag leisten. Darauf können Sie setzen. In diesem 
Sinne freue ich mich auf konstruktive Beratungen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich das Wort erteilen Herrn 

Dr. Michael Espendiller.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Michael Espendiller (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegen! 

Liebe Zuschauer im Saal und an den Bildschirmen! Ge-
sundheitsministerin Nina Warken hat von ihrem Vorgän-
ger Karl Lauterbach ein Ressort übernommen, das unter 
der Verantwortung der SPD regelrecht kaputtgewirt-
schaftet wurde und nun einem sinkenden Schiff gleicht. 
Frau Warken, Sie haben das vielleicht schwierigste Res-
sort dieser Bundesregierung übernommen, und dafür ge-
bührt Ihnen trotz aller politischen Unterschiede erst ein-
mal Dank. Wir wünschen Ihnen viel Erfolg bei Ihren 
Aufgaben, aber es wird alles andere als leicht.

Es wird nicht leicht; denn die Steuergeldverbrennung, 
die es im Gesundheitsministerium speziell unter Karl 
Lauterbach gegeben hat, hatte gigantische Ausmaße, 
und das Geld ist jetzt weg.

(Beifall bei der AfD)
Während der Coronapandemie hat der Bund zum Bei-
spiel sage und schreibe 17,8 Milliarden Euro nur für 
Coronatestungen ausgegeben. Das ist mehr als der Ge-
samtetat des Bundesgesundheitsministeriums im 
Jahr 2024. Als Gesellschaft und als Parlament haben 
wir uns noch immer der Aufarbeitung der Coronapande-
mie zu stellen, die wir als AfD-Bundestagsfraktion mit 
einem Untersuchungsausschuss voranbringen wollen.

(Beifall bei der AfD)
Den lehnt bekanntlich nicht nur die SPD ab, sondern 

auch die Union; denn ein Untersuchungsausschuss hat 
das Recht, die für die Untersuchung erforderlichen Be-
weise selbst zu erheben. Dabei findet sinngemäß die Re-
gelung der Strafprozessordnung Anwendung, und da 
kann es für die Herren Lauterbach und Spahn dann 
schnell ungemütlich werden.

(Beifall bei der AfD – Dr. Paula Piechotta 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Nicht nur für 
die!)

Und was macht die neue Regierung, um dem immer 
größer werdenden Grummeln in der Gesellschaft über die 
Milliardenverschwendung in der Pandemie zu begegnen? 
Eine Enquete-Kommission bilden – eine Enquete-Kom-
mission, die am Ende nichts anderes als ein besserer 
Stuhlkreis ist und durch die weder Aufklärung noch echte 
Aufarbeitung zu erwarten ist.

(Beifall bei der AfD)
Diesbezüglich auch ein Wort an die Grünen und ihre 

Scheinempörung in Bezug auf Jens Spahn.
(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Keine Angst, die ist echt!)

Wenn es Ihnen ernst wäre und es Ihnen wirklich um 
Steuergeld gehen würde, dann würden Sie mit uns zu-
sammen einen Untersuchungsausschuss beantragen.

(Beifall bei der AfD – Dr. Paula Piechotta 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wir haben 
halt mehr als ein Prinzip im Gegensatz zu 
Ihnen!)

Aber darum geht es Ihnen überhaupt nicht. Ihnen geht es 
nur darum, ein bisschen Welle zu schieben, Content zu 
produzieren und zu hoffen, dass Sie irgendwie wieder an 
Profil gewinnen.

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie sollten nicht von sich auf andere 
schließen!)

Bis auf die Redakteure bei der „SZ“ und der „Tages-
schau“ hat das aber ohnehin jeder verstanden, also bla-
mieren Sie sich ruhig weiter!

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Claudia 
Moll [SPD])

Diese Spielchen und diese Politiksimulation von Ihnen 
allen hier haben die Menschen jedenfalls gründlich satt.

Aber schauen wir jetzt nicht nur in die Vergangenheit, 
sondern widmen wir uns auch mal der Zukunft, wobei die 
im Gesundheitsbereich auch alles andere als rosig aus-
sieht. Die Kosten im Gesundheitsbereich explodieren. 
Das hängt mit den steigenden Behandlungskosten zusam-
men aufgrund demografischer Entwicklungen und neuer 
Behandlungstechniken. Auch höhere Tarifabschlüsse und 
der Fachkräftemangel tragen ihren Teil dazu bei. Aber der 
Hauptgrund dafür, dass wir es nun mit Milliardendefizi-
ten zu tun haben, ist, dass das System so einfach nicht 
mehr funktioniert. Unser Gesundheitssystem ist hyper-
bürokratisch, ungerecht, und allein seine Verwaltungs-
kosten verschlingen Unsummen an Milliarden.

Es gibt in Deutschland 94 gesetzliche Krankenver-
sicherungen, bei denen insgesamt 74,3 Millionen Men-
schen versichert sind. Diese 94 Krankenversicherungen 
hatten im Jahr 2024 Ausgaben in Höhe von 327,4 Milli-
arden Euro und leider nur Einnahmen in Höhe von 
320,8 Milliarden Euro. Besonders beachtlich ist aber, 
dass diese 94 Krankenversicherungen Nettoverwaltungs-
ausgaben in Höhe von 12,6 Milliarden Euro zu verbuchen 
hatten. Das heißt, dass 12,6 Milliarden Euro gar nicht in 
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die Patientenversorgung geflossen sind, sondern in Ver-
waltung und Bürokratie. Und das führt uns natürlich di-
rekt zu der Frage, wozu wir überhaupt 94 verschiedene 
Krankenkassen brauchen. Das macht einfach keinen Sinn 
mehr.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
Aber weiter. Die Qualität unserer Gesundheitsversor-

gung steht natürlich auch immer in direktem Zusammen-
hang mit unserer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit. Die 
Einnahmen unserer Krankenversicherungen stammen zu-
allererst einmal aus den Beiträgen der Beitragszahler und 
damit aus den Beiträgen, die Leute mit festen Jobs zahlen. 
Wenn sich der wirtschaftliche Niedergang dieses Landes 
fortsetzt, dann sorgen die damit einhergehenden Jobver-
luste und der Stellenabbau auch automatisch für weniger 
Einnahmen.

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: Die Fraktion schläft gleich ein!)

Und das bedeutet, dass sich die Versorgungssituation 
noch weiter verschlechtert. Da können Sie noch so viel 
lachen, Frau Kollegin.

(Dr. Christina Baum [AfD]: Das verstehen die 
nicht!)

Oder der Bund muss wieder einspringen, wie er es jetzt 
schon tut. Aber auch beim Bund ist eigentlich nicht mehr 
viel zu holen.

All das, was ich hier gerade stichpunktartig darlege, ist 
seit Langem bekannt, und seit Ewigkeiten legt eine Re-
gierung nach der anderen die Hände in den Schoß und tut 
nichts. Frau Warken will nun in Übereinstimmung mit 
dem Koalitionsvertrag etwas tun und darf eine elfköpfige 
Kommission gründen. Aha, also wieder ein Stuhlkreis.

(Beifall bei der AfD)
Diese Kommission soll dann zum Frühjahr 2027 kon-
krete Reformmaßnahmen erarbeiten, und dann würde 
frühestens 2028 – aber auch nur vielleicht – irgendwas 
dabei herauskommen. Mit Verlaub, das ist absolut gro-
tesk.

Das Bundesgesundheitsministerium hat für das lau-
fende Jahr nämlich 3 277 Stellen geplant, auch wenn 
nicht alle voll besetzt sind. Es wird doch in diesem 
Haus jemanden geben, der irgendeine sinnvolle Idee 
hat. Warum kann man denn nicht einfach mal vorhandene 
Ressourcen nutzen und einen konkreten Vorschlag vor-
legen, statt wieder einen Stuhlkreis zu bilden?

(Beifall bei der AfD)
Frau Warken, im Berichterstattergespräch am Montag 

haben Sie zu der offenen Besetzung Ihrer elfköpfigen 
Kommission gesagt, dass es – Zitat – nicht so leicht ist, 
allen Wünschen gerecht zu werden. Zitat Ende. – Ich 
möchte an dieser Stelle einwenden, dass das der falsche 
Ansatz ist. Sie müssen es nicht allen recht machen, und 
Sie sollten es auch nicht versuchen. Das System muss für 
unsere Patienten und für unsere Ärzte funktionieren. An-
sonsten gilt: Cancel the noise! Lassen Sie die Leute re-
den, und legen Sie einfach los! Wir werden Sie dabei 
gerne unterstützen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich das Wort erteilen der 

Frau Abgeordneten Svenja Stadler.

(Beifall bei der SPD)

Svenja Stadler (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Frau Ministerin Warken! Heute lesen 
wir den zweiten Regierungsentwurf zum Bundeshaus-
halt, der für den Gesundheitsetat jetzt eine Ausgabenhöhe 
von 19,3 Milliarden Euro vorsieht. Das sind 2,6 Milliar-
den Euro mehr als 2024. Das ist erst mal gut, aber ich 
sage auch: Der Haushalt zeigt sehr deutlich, dass die 
Herausforderungen nicht kleiner geworden sind, ganz 
im Gegenteil: Sie sind größer, sowohl finanziell als 
auch strukturell.

Und in der Bundesregierung hat man sich ja jetzt zen-
trale finanzpolitische Prioritäten gesetzt. Man möchte auf 
der einen Seite investieren, um Deutschland moderner zu 
machen. Wir wollen Strukturreformen durchführen und 
auf der anderen Seite auch den Haushalt konsolidieren, 
indem wir uns staatliche Aufgaben anschauen und auf 
ihre Notwendigkeit hin prüfen. Ich finde, das ist richtig 
so. Deswegen begrüße ich die Kommissionen, die jetzt 
eingesetzt worden sind, zum Beispiel die Kommission, 
die sich um die Pflegereform kümmert. Ich finde gut, dass 
sie gestartet ist. Ich hoffe nur, nicht mit dem Ziel, dass es 
am Ende wieder heißt: Der Bund zahlt, und die Länder 
und Kommunen überlegen, wie sie das Geld verwenden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Abg. Dr. Paula 
Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich erwarte von dieser Kommission, dass am Ende ein 
Konzept vorliegt, das auch die Selbstverwaltung in die 
Pflicht nimmt, und ich erwarte ein Konzept, durch das die 
Kosten gerecht verteilt werden. Und ich erwarte auch, 
dass mit dem Konzept, das dann vorgelegt wird, eine 
verlässliche, zukunftsfähige und gerechte Pflege gewähr-
leistet wird – und zwar für alle.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Abg. Dr. Paula 
Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Neben der Pflegereform ist auch ein großes und drän-
gendes Problem die Reform der GKV und SPV. Sie haben 
es angesprochen: Auch hier soll es eine Kommission 
richten. Ich kenne zwar nicht den Zeitplan; aber das, 
was Sie gerade gesagt haben, kommt mir sehr entgegen. 
Es soll zügig passieren, am besten gleich morgen. Und da 
nehme ich Sie dann auch beim Wort, Frau Ministerin.

Vorher möchte ich noch eine Bitte formulieren: Ich 
finde Wissenschaft total gut und auch wichtig, aber es 
ist auch wichtig, dass die Praktiker dabei sind und vor 
allen Dingen auch die Selbstverwaltung mitgestalten 
kann.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. Paula 
Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
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Wir haben nämlich kein Erkenntnisproblem. Wir haben 
immer wieder ein Umsetzungsproblem. Und Umsetzung 
bedeutet, dass man Mut und auch Haltung und auch ein 
bisschen Geld braucht. Und, liebe Frau Ministerin, Mut 
und Haltung, beides erwarte ich von Ihnen. Ich wünsche 
mir, dass Sie mich nicht enttäuschen. Ich unterstütze Sie 
aber, wenn Sie ein bisschen Geld brauchen; dann haben 
Sie mich auf jeden Fall an Ihrer Seite.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Apropos „Beitrag leisten“ – den ich dann ja auch leis-
ten möchte –: Erneut greift der Bund den Krankenhäusern 
mit 4 Milliarden Euro bis 2026 unter die Arme. Ich 
möchte darüber gerne noch mal mit Ihnen diskutieren; 
denn ich finde die Abrechnungsmodalitäten in Form der 
Rechnungszuschläge nicht in Ordnung. Mir scheint, dass 
wir falsche Anreize setzen.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: So ist es!)

Und ich würde mir wünschen, gerade als Haushälterin, 
dass ich dann auch weiß, was mit dem Geld passiert,

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Genau! Richtig!)

wo es konkret wirkt, ob es auch das Ziel erreicht. Stich-
wort „Konsolidierung“.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Von daher baue ich auf Sie und auf die Diskussionen, die 
wir dann sicherlich im parlamentarischen Raum, aber 
auch mit Ihnen führen.

Wir stellen darüber hinaus weitere Mittel zur Ver-
fügung für die Aufklärung zur Organ- und Gewebespen-
de, für Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Infekti-
onsschutz. Wir haben aber auch den Nationalen 
Präventionsplan im Blick, und vor allen Dingen bleiben 
wir weiterhin bei der Long-Covid-Forschung und stärken 
sie.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Christina Baum [AfD]: Ich habe aber was 
anderes gelesen!)

All das gesagt: Wir stehen vor großen Herausforderun-
gen. Wir haben eine immer älter werdende Gesellschaft, 
der Fachkräftemangel drückt extrem, Klimaveränderun-
gen.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Die mahnende Stimme aus dem Hintergrund.

Svenja Stadler (SPD):
Ich finde es total toll, wenn Sie mich ermahnen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die steigenden Kosten im Gesundheitswesen erfordern 
Lösungen.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Kollegin.

Svenja Stadler (SPD):
Ich freue mich auf die Beratungen und glaube, dass wir 

etwas ganz Großes hinbekommen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen darf ich Frau 

Dr. Paula Piechotta aufrufen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Felix Schreiner [CDU/CSU]: Jetzt sind wir ge-
spannt! – Simone Borchardt [CDU/CSU]: Jetzt 
geht es um Masken!)

Dr. Paula Piechotta (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Sehr geehrte 
Frau Bundesministerin! Ich hätte nicht gedacht – nach so 
einer Koalition mit Christian Lindner, Frank Schäffler 
und Co –, dass ich als Haushälterin das mal sagen würde: 
Es ist anstrengender, Ihre Opposition zu sein, als mit 
denen in einer Koalition. Und das muss man erst mal 
schaffen.

Nach wenigen Wochen sehen wir jetzt schon: Diese 
Koalition ist die Koalition des Wortbruchs. Egal ob wir 
auf die Worte von Friedrich Merz bezüglich Union und 
Schuldenbremse schauen: Da wurde viel versprochen den 
Menschen im Wahlkampf, wenig davon gehalten. Jetzt, 
in diesen Tagen, die Stromsteuer: viel versprochen, wenig 
gehalten. Und in dieser Woche ganz konkret – Sie haben 
es ja heute hier noch mal angedeutet, ohne die Realität 
danebenzustellen –: Sie haben versprochen, die Sozial-
versicherungsbeiträge zu stabilisieren. Und diese Woche 
erfahren wir: Auch das wird nicht passieren.

Sie haben es uns im Mai – und nicht nur uns, sondern 
der gesamten deutschen Bevölkerung – versprochen. Sie 
haben über 16 Milliarden Euro geredet: Zuschüsse für die 
Krankenversicherung, für die Pflegeversicherung. Davon 
steht jetzt am Ende in diesem Haushaltsentwurf nichts. 
Und in der Konsequenz werden wir am Anfang nächsten 
Jahres wieder ein halbes Prozent Beitragssteigerung für 
die Versicherten, vor allen Dingen aber für die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer und auch bei den Lohnkos-
ten in diesem Land haben. Auch da wieder: viel verspro-
chen und wenig gehalten. An der Stelle fragt man sich 
schon: Wie wollen Sie eigentlich so noch fast vier Jahre 
durchhalten?

Meine Oma hat immer gesagt: Spare in der Zeit, so hast 
du in der Not. – Wenn wir uns die GKV-Finanzen und die 
Pflegekassen-Finanzen anschauen, gehört zur Wahrheit 
schon dazu, zu sagen: Ja, daran haben Christian Lindner 
und die Ampel auch ihren Anteil. – Aber wer hat angefan-
gen, die Rücklagen der gesetzlichen Krankenversiche-
rung abzuschmelzen? Das war der vorletzte Bundes-
gesundheitsminister.
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(Simone Borchardt [CDU/CSU]: Oder der 
vorvorvorvorletzte!)

Jens Spahn war damals der Meinung, Krankenkassen 
sind nicht dazu da, um Beitragszahlergelder anzusparen.

(Simone Borchardt [CDU/CSU]: Jetzt arbeitet 
sie sich wieder an ihrem Lieblingsthema ab! 
Jetzt haben wir das Lieblingsthema!)

Aber da hat er etwas ganz Grundlegendes nicht verstan-
den, nämlich: Spare in der Zeit, so hast du in der Not. Das 
bedeutet: Liquiditätsreserven nicht abzuschmelzen, wenn 
sie da sind; denn sie sind für schlechtere Zeiten. – 
Punkt A.

(Dr. Hendrik Streeck [CDU/CSU]: Mimimi!)

Punkt B: Wenn die Zeiten gerade gut sind für die Ein-
nahmen der gesetzlichen Krankenversicherung, dann 
sollte man vielleicht genau in dem Moment die Reform 
machen – weil dann ist sie mehrheitsfähig – und nicht in 
dem Moment noch die Leistungsausweitung beschließen. 
Dass die GKV und die Pflegeversicherung heute im fi-
nanziellen Defizit sind, liegt auch an den Leistungsaus-
weitungen, die ohne Plan und ohne Langfristperspektive 
in der vorletzten Legislatur mit der letzten schwarz-roten 
Koalition gemacht wurden.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

So, jetzt haben wir eine Situation, in der dieses ganze 
Geld fehlt, die Bevölkerung in diesem Land ächzt, Sie 
noch Monate für Reformen brauchen werden, Sie nicht 
die versprochenen Milliarden zuschießen.

(Zuruf von der AfD)

Und jetzt kommt noch das zweite schwere finanzielle 
Erbe. Und ja, wir haben diese Woche schon genug über 
Masken gesprochen; aber ich kann es Ihnen nicht erspa-
ren. Es geht einfach um verdammt viel Geld; und im 
Gegensatz zu Ihnen interessiert das die Bevölkerung in 
diesem Land.

Und, Herr Espendiller, ganz ehrlich:

(Dr. Michael Espendiller [AfD]: Kommt jetzt 
der Untersuchungsausschuss? Sie meinen es 
nicht ernst! Es ist Marketing, was Sie machen!)

Die AfD muss sich mal entscheiden, ob sie das an der 
Stelle tatsächlich skandalisieren will oder nicht.

(Birgit Bessin [AfD]: Nee, wir müssen uns 
nicht entscheiden! – Zuruf des Abg. Martin 
Sichert [AfD])

Ihre Kollegen im Gesundheitsausschuss agieren ganz an-
ders als Sie. Sie können nicht mit der CDU kuscheln und 
gleichzeitig den Maskenskandal aufklären. Auch Sie 
müssen sich vielleicht mal entscheiden!

(Zurufe von der AfD)

Und das zweite Erbe, um es noch mal anzusprechen, 
ist, dass wir viele ausstehende Gerichtsprozesse bezüg-
lich der Maskendeals vor uns haben. Jetzt wird immer 
gesagt: Ja, wir haben ja noch Reste, wir haben ja noch 
Coronareste.

(Abg. Martin Sichert [AfD] meldet sich zu ei-
ner Zwischenfrage)

– Nein, ich werde keine Frage der AfD an der Stelle 
akzeptieren. Ich verbringe genug Zeit mit Ihnen und da-
mit, Ihnen zuzuhören.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Zuruf 
von der AfD: Das ist wohl eher umgekehrt!)

Und diese 1,4 Milliarden Euro, die da an Resten ge-
nannt werden: Das klingt ja immer so, als ob irgendwo 
noch ein Sparschwein steht bei Lars Klingbeil und darin 
Geld übrig ist, und wenn diese Gerichtsurteile kommen, 
dann muss man einfach nur ans Sparschwein ran. Aber 
das ist ja nicht so. Wenn diese Gerichtsurteile fällig wer-
den – das kann noch ein paar Monate dauern, es kann sich 
auch ins nächste Jahr hineinziehen –, dann werden diese 
Milliarden an anderer Stelle in diesem oder im nächsten 
Bundeshaushalt eingespart werden müssen. Und das ist 
den Menschen nicht egal; denn das wird sehr konkret 
spürbar sein, zum Beispiel in Form von niedrigeren Zu-
schüssen an die gesetzliche Krankenversicherung.

(Simone Borchardt [CDU/CSU]: Deswegen 
regieren wir ja auch! Und nicht ihr!)

Und das bedeutet höhere Beiträge für die Nichtprivatver-
sicherten, also die gesetzlich Versicherten 90 Prozent der 
Nichthöchstverdiener in diesem Land. Das interessiert 
die Menschen, und das spüren die Menschen, und das 
verstehen die Menschen. Ich glaube, damit muss sich 
insbesondere die CDU/CSU in den nächsten Monaten 
und Tagen noch stärker beschäftigen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Wir machen das nicht zum Selbstzweck. Wir machen 
das, weil es im Leben der meisten Menschen – und zwar 
im Leben von denen, die am Monatsende gucken müssen, 
wie viel auf dem Konto ist – einen echten und relevanten 
Unterschied macht.

(Zuruf von der AfD: Ihr habt doch dreieinhalb 
Jahre Zeit gehabt!)

Und jetzt diese Haushaltstricks – Sie haben ja das 
Sondervermögen angesprochen –:

(Zuruf von der AfD: Nicht gleich anfangen, zu 
weinen!)

Ich glaube, es funktioniert nicht so richtig, wenn man auf 
der einen Seite die 16 Milliarden Euro, die man an Zu-
schüssen in die Kranken- und Pflegeversicherung ver-
sprochen hat, nicht bekommt, einen Wettstreit auszulo-
ben, wer in der Koalition das meiste Geld 
zweckentfremdet aus dem Sondervermögen, das eigent-
lich für Verkehrsinfrastruktur und Klimaschutz da ist.

Vielleicht sind diese sogenannten Krankenhaus-So-
fort-Transformationskosten das beste Beispiel. Es heißt 
Sofort-Transformationskosten – und ja, vielleicht hat 
man jetzt einen rechtssicheren Weg gefunden, wie man 
das am Ende realisieren will. Aber das ist Haushaltspoli-
tik für Germanisten; denn das sind Betriebskosten-
zuschüsse für vergangene Jahre, die hier schuldenfinan-
ziert den nächsten Generationen aufgebürdet werden, 
ohne dass sie einen Gegenwert dafür haben.
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Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Kollegin.

Dr. Paula Piechotta (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident, ich werde nicht so gerne 

von hinten von Ihnen ermahnt wie die Kollegin.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Es tut mir leid.

Dr. Paula Piechotta (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Deswegen vielen herzlichen Dank. Einen frohen 

Abend.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Sie haben Ihre Redezeit überzogen, und ich wollte Sie 

nur freundlich darauf aufmerksam machen.
Ich darf für eine Kurzintervention dem Abgeordneten 

Martin Sichert von der AfD das Wort erteilen.

(Beifall bei der AfD)

Martin Sichert (AfD):
Vielen Dank. – Frau Piechotta, Sie haben gerade im 

Zusammenhang mit der Maskenaffäre Spahn gesagt, 
wir von der AfD müssten uns entscheiden, ob wir mit 
der CDU kuscheln oder aufklären wollten. Ich glaube, 
von allen Fraktionen hier im Deutschen Bundestag sind 
wir die, die sich hier am klarsten positioniert hat.

(Beifall bei der AfD – Widerspruch bei der 
Linken)

Wir haben heute unter anderem die Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses beantragt. Sie haben das ab-
gelehnt. Wie wäre es denn, wenn sich die Grünen mal 
entscheiden, ob sie aufklären oder mit der CDU kuscheln 
wollen, wenn Sie mal ganz klar kommunizieren, ob Sie 
einen Untersuchungsausschuss wollen und, wenn ja, ihn 
dann auch faktisch beantragen und nicht nur darüber 
reden – denn unsere Stimmen für einen Untersuchungs-
ausschuss hätten Sie und damit die nötigen 25 Prozent, 
um ihn einzurichten – oder ob Sie lieber mit der CDU 
kuscheln wollen

(Felix Schreiner [CDU/CSU]: Wer mit uns 
kuschelt, entscheiden wir selber!)

und die antidemokratische Brandmauer aufrechterhalten 
wollen und es Ihnen dann also eben nicht um Aufklärung 
und Sachpolitik geht?

(Beifall bei der AfD)

Dr. Paula Piechotta (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich hoffe, im Protokoll ist vermerkt, dass gerade meh-

rere Kollegen der Union lautstark gerufen haben, dass sie 
selber entscheiden, mit wem sie kuscheln wollen. Das 
gibt, glaube ich, auch ganz gut wieder, wie es um die 
Ernsthaftigkeit der Debatte bei den Kollegen bestellt ist.

Herr Sichert, wir haben mehr als ein Prinzip als Grüne. 
Wir schaffen es tatsächlich, an dieser Stelle zu sagen: Wir 
wollen einen Untersuchungsausschuss.

(Dr. Michael Espendiller [AfD]: Sie setzen es 
ja nicht um!)

Ich glaube, ich habe das diese Woche ungefähr 50-mal 
gesagt.

(Felix Schreiner [CDU/CSU]: Das war sehr oft 
zu lesen!)

Ich muss mir von Ihnen nicht sagen lassen, dass wir das 
nicht oft genug gefordert hätten. – Aber niemals mit Ihren 
Stimmen.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Lachen 
bei Abgeordneten der AfD – Dr. Christina 
Baum [AfD]: Das ist ja Heuchelei! Heuchelei 
ist das! Nichts weiter!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, namens und im Auf-

trag von Vizepräsident Nouripour erteile ich dem Abge-
ordneten Martin Reichardt für seine Herabwürdigungen 
von Menschengruppen und der Verächtlichmachung der 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes und der von uns 
gewählten Unabhängigen Beauftragten in seiner Rede zur 
Beratung des Einzelplans 17 einen Ordnungsruf.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich darf nun für die 
Fraktion Die Linke der Abgeordneten Tamara Mazzi das 
Wort erteilen.

(Beifall bei der Linken)

Tamara Mazzi (Die Linke):
Herr Präsident! Sehr geehrte Abgeordnete! Gesundheit 

ist ein Menschenrecht – sollte man meinen. Aber dieser 
Haushalt erzählt eine andere Geschichte. Er erzählt von 
einem System, das kaputtgespart wird. Ein System, das 
längst am Zusammenbrechen ist. Was tut diese Koalition 
dagegen? Sie verteilt rückzahlungspflichtige Darlehen an 
die Kranken- und Pflegeversicherung, bietet aber keine 
nachhaltigen Lösungen. Die gesetzliche Krankenver-
sicherung erhält ein Darlehen von 2,3 Milliarden Euro, 
die Pflegeversicherung weitere 500 Millionen.

Was erst mal nach „Toll, mehr Geld für Gesundheit!“ 
aussieht, ist alles andere als das. Denn dieses Geld muss 
zurückgezahlt werden, und zwar in der nächsten Wahl-
periode. Das ist ein klassischer Haushaltstrick: linke Ta-
sche, rechte Tasche. Kurzfristig den Beitragssatz senken – 
und später wieder erhöhen.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. 
Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])
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Das ist keine Hilfe, sondern ein politischer Trick, um die 
Schuldenbremse einzuhalten, ein Trick, der keine lang-
fristige Lösung für ein kaputtgespartes System ist, ein 
Trick, der am Ende den Versicherten teuer zu stehen 
kommt.

Stattdessen wäre es endlich an der Zeit, die Beitrags-
bemessungsgrenze anzuheben und kleine und mittlere 
Einkommen zu entlasten.

(Simone Borchardt [CDU/CSU]: Das ist eine 
ganz tolle Idee! Immer mehr Geld!)

Warum zahlen Menschen mit 10 000 Euro Einkommen 
nur auf die ersten 5 500 Euro Beiträge, während alle 
darunter für jeden Euro voll belastet werden? Das wäre 
eine echte Verbesserung für die Mehrheit. Aber davon 
will die Union nichts wissen. Und die SPD macht mit.

(Beifall bei der Linken)

Gleichzeitig wird an anderer Stelle gekürzt: nicht mehr 
Geld für Aufklärung bei sexuell übertragbaren Krankhei-
ten, für Patientensicherheit, für Digitalisierung im Ge-
sundheitsbereich. Liebe Regierung, ihr spart uns kaputt, 
statt uns gesund zu machen.

Und dann ist da noch das Maskendebakel: mehrere 
Milliarden Euro Schaden. Und das bezahlt von unseren 
Steuergeldern: Geld, das von den Menschen in diesem 
Land erarbeitet wurde, Geld, das in Pflege, in Versor-
gung, in Prävention hätte fließen können. Stattdessen 
landete es in Lagern, Müllverbrennungsanlagen und Ge-
richtsverfahren. Masken zu völlig überhöhten Preisen – 
zum Teil für bis zu 7 Euro das Stück, während der inter-
nationale Marktpreis schon unter 1 Euro lag.

Bei der Regierungserklärung gestern hat Herr Spahn 
darauf gedrungen, dass er erfolgreich Masken für das 
Land beschafft hätte.

(Sascha van Beek [CDU/CSU]: So ist es auch!)

Das ist einfach nicht richtig.

(Beifall der Abg. Dr. Paula Piechotta [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Weniger als ein Drittel der Masken wurde überhaupt ver-
teilt, noch weniger davon tatsächlich benutzt. Mehr als 
die Hälfte der Masken wurde vernichtet, und ein großer 
Teil war nicht einmal brauchbar. Das war kein kleiner 
Fehler in der Krise. Das war politische Inkompetenz, 
und zwar von ganz oben im Ministerium.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Und der rote Faden zieht sich weiter: Das CDU-ge-
führte Ministerium deckt Herrn Spahn durch Schwärzun-
gen, die mal so, mal so begründet werden. Herrn 
Linnemann und Herrn Merz gefällt die Kritik an Herrn 
Spahn nicht; sie diskreditieren deshalb den kompletten 
Bericht. Anstatt über den Nutzen für den Steuerzahler 
nachzudenken, den der Bericht bietet, sind sie nur darum 
bemüht, ihre Partei-Buddys zu schützen. Dabei sollte 
ihnen doch auch daran gelegen sein, das 2,3-Milliarden- 
Euro-Loch möglichst gering zu halten. Wer Millionen 
Bürgergeldempfänger/-innen auf einen Euro zu viel 
oder zu wenig kontrollieren will, aber bei Milliardenver-

lusten sagt: „Ach, war halt eine Ausnahmesituation“, der 
hat ein seltsames Verständnis von Verantwortung. Steuer-
gelder sind kein Selbstbedienungsladen.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Auch wenn Corona eine bis dato unbekannte Situation 
war, so schützt das nicht vor allem und schon gar nicht 
davor, sich über alle Empfehlungen der eigenen Exper-
tinnen und Experten hinwegzusetzen. Ich frage mich 
ernsthaft, ob jemand, der eine derart kurzsichtige und 
inkompetente Planungsfähigkeit an den Tag legt, für ei-
nen Fraktionsvorsitz geeignet ist.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken)
Während auf Bundesebene Milliarden in den Sand ge-

setzt werden, fehlt es im Alltag an den grundlegendsten 
Dingen. Der Alltag der Menschen, die nicht im Bundes-
tag sitzen, sieht nämlich so aus: monatelange Wartezeiten 
auf einen Facharzttermin, schlechte Versorgung im Land, 
keine Therapieplätze. Ich habe als Lehrerin Kinder unter-
richtet, die sehr dringend in Therapie mussten, Kinder, 
die wirklich Hilfe gebraucht hätten – aber es gab keine 
freien Plätze. Die Kliniken waren voll, die Wartelisten 
auch, und das über Monate. Diese Kinder wurden einfach 
weitergeschickt. Ich frage mich da ganz ehrlich: Was sind 
da die politischen Prioritäten?

(Beifall bei der Linken)
Währenddessen machen die großen Klinikkonzerne 

Helios, Asklepios und Rhön jährlich Milliardengewinne, 
und das auf Kosten unserer Beiträge an die gesetzlichen 
Krankenkassen. Und die sogenannte Vorhaltepauschale 
sollte eigentlich jene Krankenhäuser unterstützen, die 
Daseinsvorsorge leisten. Stattdessen profitieren vor allem 
wieder die großen – die, die sowieso auf Masse fahren, 
während kommunale Kliniken reihenweise in finanzielle 
Schieflage geraten.

Wir sagen: keine Kürzungen, keine Haushaltstricks, 
Schluss mit einer Gesundheitspolitik, die Profite auf Kos-
ten der Patientinnen und Patienten macht. Wir brauchen 
endlich eine Gesundheitsversorgung, die für alle da ist.

(Beifall bei der Linken – Felix Schreiner 
[CDU/CSU]: Das Beste an der Rede ist, dass 
sie vorbei ist!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für die CDU/CSU-Fraktion aufrufen Frau Kol-

legin Simone Borchardt.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Felix Schreiner [CDU/CSU]: 
Jetzt geht es wieder sachlich zu!)

Simone Borchardt (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Sehr geehrte Frau Bundesministerin 
Warken! Liebe Kollegen von den Linken, ich muss jetzt 
doch noch mal was sagen: Es nützt nichts, in dieses 
System immer mehr Geld reinzustecken und immer 
mehr Geld von irgendwoher zu fordern. Das funktioniert 
nicht.
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(Felix Schreiner [CDU/CSU]: Das ist Sozia-
lismus!)

Denn dieses System braucht neue Strukturen und Refor-
men. Und am wichtigsten ist, dass wir Ressourcen heben; 
denn wir haben teilweise von allem genug.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Viel hilft nicht immer viel. Da müssen wir ran. Man muss 
es also auch ab und zu mal systemisch betrachten

(Ates Gürpinar [Die Linke]: Keine Sorge! Das 
machen wir, Frau Borchardt!)

und mit dem Schubladendenken aufhören.
So. Jetzt kommen wir wieder zur Sache. Der Bundes-

haushalt steht unter dem Vorzeichen begrenzter Spielräu-
me; das wissen wir mittlerweile. Der Druck wächst in 
allen Bereichen. Die Versorgung wird immer teurer. Wir 
haben einen Fachkräftemangel in allen Bereichen, und 
wir haben einen strukturellen Reformstau. All das ver-
langt nach Prioritäten. Aber es geht nicht nur um Zahlen, 
es geht auch nicht um immer mehr Geld für ein krankes 
System, sondern es geht um Versorgungssicherheit,

(Beifall bei der CDU/CSU)
es geht um die Widerstandsfähigkeit unseres Gesund-
heitswesens und damit auch um das Vertrauen der Bür-
gerinnen und Bürger in diesem Land

(Felix Schreiner [CDU/CSU]: Sehr richtig!)
Für uns als Koalition ist klar: Die Gesundheit der Men-

schen in unserem Land wird nicht zum Sparposten wer-
den.

(Felix Schreiner [CDU/CSU]: Für uns steht der 
Mensch im Mittelpunkt!)

Wer langfristig handlungsfähig bleiben will, muss heute 
solide, aber zukunftsgerecht investieren, und das werden 
wir tun – in eine gute Pflege.

(Zuruf des Abg. Ates Gürpinar [Die Linke])
Wir werden in eine gute Pflege, in gute Prävention – das 
kommt mir viel zu kurz – investieren. Wir werden in eine 
verlässliche Arzneimittelversorgung, aber auch in mo-
derne Strukturen in Klinik, Praxis und Apotheken inves-
tieren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf der Abg. Dr. Paula 
Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich möchte an dieser Stelle sagen: Wenn wir richtig 
investieren, also die Ressourcen richtig einsetzen, dann 
ist das Geld gut angelegt, weil wir nämlich dann in Zu-
kunft bessere und effizientere Strukturen haben.

(Zuruf der Abg. Dr. Paula Piechotta [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Unsere Strukturen sind zum jetzigen Zeitpunkt in Gefahr. 
Kliniken in unserem Land tragen doppelte Last: Sie ha-
ben auf der einen Seite steigende Betriebskosten und auf 
der anderen Seite den Reformdruck. Und das, was wir 
jetzt brauchen, ist eine wirkliche Reform. Frau Warken 
sagte in aller Deutlichkeit: Die wird jetzt kommen.

Bereits mit der Übernahme der Sofort-Transformati-
onskosten ab November 2025 und dem geplanten Trans-
formationsfonds über zehn Jahre setzen wir ein erstes 
Signal: Wir lassen die Krankenhäuser in dieser Phase 
nicht im Stich.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Felix Schreiner [CDU/CSU]: 
Nina Warken macht’s!)

Das haben Sie als Ampel ja leider nicht geschafft.

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Reden Sie doch einmal ehrlich, Frau 
Borchardt!)

Auch der Bundeszuschuss und die Darlehen für GKV 
und Pflegeversicherung schaffen nur kurzfristig Luft; das 
wissen wir. Aber niemand wird sich der Illusion hin-
geben, dass wir damit strukturelle Probleme lösen.

(Zuruf des Abg. Dr. Janosch Dahmen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir brauchen jetzt ein Finanzierungssystem – und das 
werden wir mit den Kommissionen erreichen –, das fair 
ist, das planbar ist und das generationengerecht ist. Dazu 
gehören klare Prioritäten, und vor allem brauchen wir 
auch Mut, lang bekannte Stellschrauben nachzujustieren,

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nur nicht den Mut verlieren! Spahn 
2020!)

wie etwa bei den versicherungsfremden Leistungen. Das 
hat auch Frau Warken in aller Deutlichkeit gesagt. Wir 
werden auch Fehlanreize in der Versorgung aufdecken, 
um in den Versorgungsmechanismen endlich wieder bes-
ser zu werden.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, die Pflege 
darf nicht nur als Kostenfaktor betrachtet werden; denn 
sie ist eine tragende Säule unseres Sozialstaates. Und sie 
funktioniert nur, wenn wir sie systemisch betrachten, das 
heißt von der Ausbildung über die Arbeitsbedingungen 
bis hin zur Digitalisierung, zu unterstützenden Techno-
logien und innovativen Wohnformen. Wir haben bisher 
zwei Gesetzentwürfe dahin gehend auf den Weg ge-
bracht.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Kollegin, würden Sie eine Zwischenfrage von 

Bündnis 90/Die Grünen gestatten?

Simone Borchardt (CDU/CSU):
Nein.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Mein Gott!)

Dazu haben wir zwei Gesetzentwürfe auf den Weg ge-
bracht: das Pflegekompetenzgesetz und das Pflegeassis-
tenzgesetz.

Ich sage Ihnen ganz ehrlich: Ein Punkt kommt mir in 
diesem Bereich immer viel zu kurz, nämlich die Präven-
tion. Prävention darf nicht erst beim ersten ärztlichen 
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Check-up beginnen, sondern wir müssen das Thema Prä-
vention in Familien, in Kitas, in Schulen und in die Be-
triebe tragen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir müssen die Gesundheitskompetenz der Menschen 
erhöhen; das halte ich für unabdingbar. Wenn wir die 
Versorgungskosten dauerhaft begrenzen wollen, dann 
brauchen wir auch da finanzielle Unterstützung; denn 
wir müssen viel früher ansetzen bei den Themen Gesund-
heitsbildung, Bewegung, Ernährung und Vorsorge.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Gerade in der Pflege ist es entscheidend, neue Präven-
tionsansätze zu entwickeln, die es den Menschen so lange 
wie möglich erlauben, ein selbstbestimmtes Leben zu 
führen. Es kommt nämlich ganz oft vor, dass Menschen, 
die krank werden, aus ihrem Zuhause ausziehen müssen; 
und das kann nicht das Ansinnen sein. Hier müssen wir 
auch bei der Prävention stärker nachlegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich muss Ihnen sagen: Wie viele Baustellen wir haben, 
das wissen wir selber. Es wurde gesagt: Wir haben kein 
Erkenntnisproblem.

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Doch! Bei den Masken habt ihr ein 
Erkenntnisproblem!)

Wir gehen an die Umsetzung. Und wenn ich sehe, was 
wir innerhalb der ersten acht Wochen Regierungszeit 
schon alles bewirkt haben, dann kann ich Frau Ministerin 
Warken nur danken. Es ist relativ viel in der Pipeline.

Auch die Apothekenlandschaft lassen wir nicht alleine.
(Zuruf des Abg. Dr. Janosch Dahmen 

[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
Hier werden wir auch unterstützen und eine Reform an-
schieben; denn die Apothekenlandschaft steht unter 
großem Druck: Lieferengpässe, steigende Kosten, un-
faire Wettbewerbsbedingungen. Und der Rückzug der 
Apotheken aus der Fläche schreitet voran.

(Zuruf der Abg. Dr. Paula Piechotta [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir werden diesen Trend stoppen; das halte ich für un-
abdingbar.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Christos Pantazis [SPD])

Wir werden die Apotheken vor Ort stärken; das haben Sie 
ja leider auch nicht geschafft. Aber jetzt gehen wir die 
Themen an.

Für mich ist eindeutig, dass eine solide Haushaltsfüh-
rung vor allem bedeutet, jetzt Mut zu haben, Reformen 
nicht nur anzukündigen, sondern umzusetzen. Und ich 
möchte noch mal sagen: Viel hilft nicht viel. Lassen Sie 
uns jetzt die Ressourcen richtig nutzen! Und das werden 
wir als Regierung tun.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf das Wort erteilen dem Abgeordneten Martin 

Sichert, AfD.

(Beifall bei der AfD)

Martin Sichert (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 25 Minuten 

hat Merz gestern hier gesprochen,

(Felix Schreiner [CDU/CSU]: Das war eine 
große Rede!)

und ich habe gut zugehört: kein einziges Wort zur Ge-
sundheitspolitik. Frau Warken, schauen Sie mal, wo Sie 
auf der Regierungsbank sitzen! Von allen Ministern sit-
zen Sie am weitesten vom Kanzler entfernt. Das ist kein 
Zufall, das ist gewollt.

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: O Gott! – Felix Schreiner [CDU/CSU]: 
Sie unterschätzen Frau Warken sehr!)

Der Kanzler will offensichtlich nichts mit der Gesund-
heitspolitik zu tun haben. Das sieht man auch daran, 
dass die Haushaltsdebatte zur Gesundheit, die sonst im-
mer zur Primetime war, nun Donnerstag am späten 
Abend stattfindet, wo Phoenix nicht mehr überträgt.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja, Verschwörungstheorien! Und das Licht 
scheint hier auch so komisch rein!)

Die Gesundheit ist das ungeliebte Stiefkind der Bundes-
regierung.

(Beifall bei der AfD – Felix Schreiner [CDU/ 
CSU]: Das ist so peinlich!)

Dabei ist Handeln dringend erforderlich. Ich mache 
das mal beispielhaft deutlich an meiner Heimat, der ost-
friesischen Halbinsel. Sieben Krankenhäuser gab es da 
vor Kurzem noch. In Zukunft sollen es nur noch drei sein. 
Dabei sind die Krankenhäuser jetzt schon regelmäßig 
überlastet, und Patienten werden bis ins 100 Kilometer 
entfernte Cloppenburg gebracht. In so einer Situation die 
bestehende Infrastruktur weiter abzubauen, ist Wahnsinn, 
der Leben kostet.

Alle Krankenhäuser hatten auch eine Notaufnahme. 
Zwei wurden schon geschlossen, künftig soll es dann statt 
ehemals sieben nur noch drei Notaufnahmen geben. 
Wenn eine überlastet ist, muss man künftig 40 statt 20 Ki-
lometer extra fahren, und jeder Kilometer kostet Men-
schenleben. Aber das scheint die Regierung nicht zu in-
teressieren.

Verantwortlich für diesen Kahlschlag ist die Bundes-
politik, das sogenannte Krankenhausversorgungsverbes-
serungsgesetz.

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die Zeit kostet Menschenleben! Die 
Rettungszeit! Nicht der Kilometer!)
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– Ja, Frau Piechotta, wenn Sie da jetzt reinreden, sollten 
Sie vielleicht auch gut zuhören; denn das haben Sie mit 
auf den Weg gebracht. – Das ist nämlich kein Verbes-
serungsgesetz, sondern ein Krankenhauskahlschlagge-
setz, was Sie da auf den Weg gebracht haben.

(Beifall bei der AfD – Dr. Armin Grau 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Nichts ver-
standen! – Dr. Paula Piechotta [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Nichts verstanden!)

Es sorgt dafür, dass Landkreise und Städte riesige Sub-
ventionen bekommen, wenn die bestehenden Kranken-
häuser geschlossen werden und neue Kliniken auf der 
grünen Wiese aus dem Boden gestampft werden.

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Na, das wüssten wir aber!)

Bei mir im Landkreis wird jetzt für 400 Millionen Euro 
ein neues zentrales Klinikum geplant. Davon sollen 
380 Millionen Euro von Land und Bund kommen. 
Wenn der Kreis sich aber nicht auf diesen finanziellen 
Anreiz einlässt, wird er mit massiven Kürzungen der För-
derungen bestraft. Wozu das führt, kann man gut an der 
zweiten geplanten Zentralklinik auf der ostfriesischen 
Halbinsel sehen. In Georgsheil sollte das Krankenhaus 
250 Millionen Euro kosten. Inzwischen liegen die Kosten 
bei rund 800 Millionen Euro – eine finanzielle Katastro-
phe für den Landkreis.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das liegt doch an was ganz anderem!)

Und auch eine Katastrophe für die Steuerzahler ist diese 
Politik; denn denen ist letztlich egal, ob das Krankenhaus 
mit ihren kommunalen Steuern oder mit ihrem Steuergeld 
an Land und Bund bezahlt wird.

Auch für die Gesundheit der Menschen ist die Schlie-
ßung der Kliniken eine Katastrophe; denn bei jeder Kli-
nikschließung gehen Ärzte und Krankenschwestern in 
urbane Zentren, ins Ausland oder in andere Berufe. Im 
Ergebnis findet so durch die Schließung der Krankenhäu-
ser eine massive Abwanderung medizinischen Fachper-
sonals aus dem ländlichen Raum statt.

(Dr. Christina Baum [AfD]: So ist es! – Filiz 
Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie wol-
len doch die Ärzte abschieben!)

Nicht nur aufgrund der Personalknappheit, auch aufgrund 
des Gesetzes direkt wird die Versorgung im ländlichen 
Raum immer schlechter. Die Leistungen der Zentralkli-
niken, die dann „Maximalversorger“ heißen, sind näm-
lich in Wirklichkeit minimal. In meiner Region werden 
nun beispielsweise HNO und Urologie komplett wegfal-
len.

Der medizinische Kahlschlag ist eine Katastrophe, ins-
besondere für die alternde Bevölkerung auf dem Land, 
die uns in Zukunft viele Menschenleben kosten wird. 
Sinnvoller wäre es, wenn der Bund das Gesetz schleu-
nigst ändert, sodass bestehende Krankenhäuser erhalten 
werden. Und Sie sollten in diesem Zusammenhang auch 
von Ihren Plänen Abstand nehmen, dass in den Kranken-
häusern im großen Stil Patienten ambulant behandelt 
werden, wie es ihr Primärarztsystem vorsieht.

(Axel Müller [CDU/CSU]: Das ist purer Po-
pulismus!)

Denn das führt nicht zu einer Entlastung bei der ambu-
lanten Versorgung, sondern es führt zu einer massiven 
Belastung bei der stationären Versorgung und sorgt dafür, 
dass noch mehr Stationen überlastet sind und letztlich die 
Qualität der Versorgung schlechter wird.

(Sascha van Beek [CDU/CSU]: Das ist genau 
andersrum!)

Was wir brauchen, ist Stabilität statt Transformation. 
Dann können wir nämlich das Personal an Ort und Stelle 
halten,

(Beifall bei der AfD)

und die Verschlechterung der medizinischen Versorgung 
auf dem Land würde zumindest nicht noch weiter be-
schleunigt werden.

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das Personal fehlt ja schon jetzt, Herr 
Sichert!)

– Natürlich fehlt das Personal. Aber mit Ihrem Kranken-
hauskahlschlaggesetz sorgen Sie dafür, dass noch mehr 
Personal aus dem ländlichen Raum weggehen wird, weil 
Sie die bestehenden Krankenhäuser schließen.

Wir haben jetzt schon eine katastrophale Situation auf 
dem Land: Wenn ich in der Früh am Ärztehaus bei mir im 
Ort vorbeifahre, stehen da jeden Morgen eine halbe 
Stunde vor der Öffnungszeit schon mindestens ein Dut-
zend Menschen Schlange.

(Simone Borchardt [CDU/CSU]: Die vielleicht 
da nicht hingehören?)

Ein Bekannter von mir, der dringend eine Augenope-
ration braucht, hat als nächstmöglichen Operationstermin 
nun einen Termin im November 2026 bekommen. Feh-
lende medizinische Versorgung bedeutet einen massiven 
Verlust von Lebensqualität, und sie bedeutet eine deutlich 
sinkende Lebenserwartung für alle.

Wir müssen die kostenlosen Behandlungen von ar-
beitslosen Ausländern einstellen,

(Felix Schreiner [CDU/CSU]: Aha! Da haben 
wir es wieder! – Simone Borchardt [CDU/ 
CSU]: Da haben wir es!)

auch um mehr Behandlungskapazitäten für die eigene 
alternde Bevölkerung zu haben. Und es muss ein bedeu-
tender Teil der Infrastrukturmittel in die medizinische 
Versorgung auf dem Land fließen.

(Ates Gürpinar [Die Linke]: Sie haben nur fünf 
Minuten gebraucht, um den Weg zu finden! – 
Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Es kann nicht sein, dass nun jedes Jahr 5 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts, also 215 Milliarden Euro, die 
Hälfte des bisherigen Bundeshaushalts, für Verteidigung 
aufgewandt werden, und hier im Land sterben uns die 
Menschen weg, weil die medizinische Versorgung Stück 
für Stück immer weiter kollabiert.
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Bisher sind die Haushaltsmittel für Gesundheit sehr 
mager. Vielleicht, Frau Warken, können Sie ja deutlich 
mehr herausholen, wenn Sie dem Kanzler klarmachen, 
dass einer der Erfolgsfaktoren der AfD bei der Bundes-
tagswahl auch die Gesundheitspolitik war. Wir haben 
nicht nur die Coronaimpfpflicht verhindert, sondern uns 
auch in viele Sachthemen der aktuellen Gesundheitspoli-
tik immer wieder eingebracht. So konnten wir starkes 
Vertrauen bei den Wählern aufbauen, die CDU und 
SPD über Jahrzehnte mit schlechter Gesundheitspolitik 
immer wieder enttäuscht haben.

Auch wenn für Friedrich Merz die Gesundheitspolitik 
das ungeliebte Stiefkind ist:

(Felix Schreiner [CDU/CSU]: Das ist eine 
Frechheit! Der Kanzler hat zum Kanzleramts-
etat gesprochen! Das ist der Etat für Gesund-
heit!)

Wir von der AfD bleiben am Ball. Und Sie haben die 
Wahl, die Probleme endlich anzugehen und im Sinne 
der Bürger zu lösen oder einen großen Teil Ihrer Stamm-
wählerschaft, nämlich die älteren Menschen im ländli-
chen Raum, –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Martin Sichert (AfD):
– an uns zu verlieren.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Der gesamte und damit endgültige Stenografische 
Bericht der 18. Sitzung wird am 15. Juli 2025 

veröffentlicht.
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Anlagen zum Stenografischen Bericht

Anlage 1 
Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Altenkamp, Norbert Maria CDU/CSU

Auernhammer, Artur CDU/CSU

Becker, Carsten AfD

Fey, Katrin Die Linke

Foullong, Uwe Die Linke

Glaser, Vinzenz Die Linke

Hubertz, Verena SPD

Jünger, Robin AfD

Kaiser, Elisabeth 
(gesetzlicher Mutterschutz)

SPD

Knodel, Sieghard fraktionslos

Knoerig, Axel CDU/CSU

Köktürk, Cansin Die Linke

Komning, Enrico AfD

Merz, Friedrich CDU/CSU

Naujok, Edgar AfD

Pellmann, Sören Die Linke

Rüffer, Corinna BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schneider (Erfurt), Carsten SPD

Abgeordnete(r)

Schröder, Stefan AfD

Trabert, Gerhard Die Linke

Wadephul, Dr. Johann 
David

CDU/CSU

Willnat, Christin Die Linke

Anlage 2

Erklärung nach § 31 GO
des Abgeordneten Jürgen Coße (SPD) zu der na-
mentlichen Abstimmung über die Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Wahlprüfung, Immu-
nität und Geschäftsordnung zu dem Antrag der 
Abgeordneten Stephan Brandner, Martin Sichert, 
Fabian Jacobi, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD: Einsetzung eines 1. Unter-
suchungsausschusses der 21. Wahlperiode (Auf-
arbeitung der Corona-Pandemie)
(Tagesordnungspunkt 8b)
Ich habe versehentlich mit Nein gestimmt. Mein Vo-

tum lautet Ja.

Der gesamte und damit endgültige Stenografische 
Bericht der 18. Sitzung wird am 15. Juli 2025 

veröffentlicht.
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